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02.24.01 Beginn und Eroffnung der Session

Dirr-Gams, Présidentin des Kantonsrates: Sehr geehrte Damen und Herren von Rat
und Regierung, ich begrusse Sie herzlich zur Herbstsession 2024, die ich hiermit er-
offne.
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03.24.02 Mitteilungen

Dirr-Gams, Ratsprésidentin: Das Prasidium hat beschlossen, auf den 1. Januar 2025
der Interkantonalen Legislativ-Konferenz (ILK) beizutreten. Die ILK ist eine Art Verei-
nigung der Deutschschweizer Kantonsparlamente. Zahlreichen Ratsmitgliedern hier
im Saal sind die Weiterbildungen der ILK ein Begriff, denn die Veranstaltungen der
ILK stehen grundsatzlich auch Nichtmitgliedern zur Teilnahme offen. Von dieser Mog-
lichkeit hat der Kanton St.Gallen regelmassig Gebrauch gemacht. Es ist darum ange-
messen, neu als Mitglied der ILK an der Themensetzung und der Weiterentwicklung
der ILK mitzuwirken, statt lediglich an den Veranstaltungen teilzunehmen. Der Beitritt
zur ILK wird unter Umstanden die Wahl einer Vertretung unseres Rates im Vorstand
der ILK n6tig machen. Falls dem so ist, wirde die Wahl in der Wintersession 2024
stattfinden.

Mit Blick auf das kommende Jahr hat das Prasidium entschieden, fur die Auf-
zeichnung unserer Ratsdebatten ein sogenanntes audiovisuelles Archiv zu schaffen.
Wahrend unsere Verhandlungen heute letztlich lediglich in Schriftform archiviert wer-
den — die Audioaufnahmen werden mit der Zeit geldéscht —, werden in Zukunft unsere
Ratsdebatten auch in Bild und Ton aufbewahrt werden — und vom interessierten Pub-
likum jederzeit frei abgerufen werden konnen. Das Produkt, das fur das audiovisuelle
Archiv zur Anwendung kommen wird und Uber zahlreiche weitere Funktionen verfugt,
hat sich bereits in verschiedenen anderen Kantonen bewahrt und knupft an die Pro-
tokollierungsanwendung an, welche die Parlamentsdienste heute schon im Einsatz
haben. Mit dem audiovisuellen Archiv geht das Prasidium einen weiteren beherzten
Schritt in Richtung eines modernen, transparenten und burgernahen Kantonsrates.

FUhrungen hier im Regierungsgebaude — wahrend der Sessionen und auch aus-
serhalb — bieten eine hervorragende Mdglichkeit, der Allgemeinheit in unserem weit-
laufigen Kanton und insbesondere auch der jungen Generation die Arbeit des Kan-
tonsrates naherzubringen. Die Parlamentsdienste haben das Konzept fur diese Fuh-
rungen Uberarbeitet und insbesondere das Angebot flr Schulklassen ausgebaut. Das
neue Angebot fur Schulen unter dem Titel «Politik hautnah» kann seit Beginn des
aktuellen Schuljahrs gebucht werden. Es besteht aus FUhrungen in drei Varianten mit
jeweils unterschiedlichen Zielgruppen und Schwerpunkten.

Wie wir alle wissen, kann sich unser FC Kantonsrat ohne weiteres mit unserer
Fussball-Nati messen. Leider gilt dies nicht nur betreffend Teamspirit und Siegeswil-
len, sondern auch dann, wenn es darum geht, unglicklich auszuscheiden. Am dies-
jahrigen Parlamentarier-Fussballturnier im Kanton Aargau schloss der FC Kantonsrat
die Vorrunde nach starker Leistung ohne Niederlage auf dem ersten Platz ab — dies
aber leider ex aequo mit den punktgleichen Tessinern. Das Los musste deshalb ent-
scheiden, wer weiterkommt, und es kam, wie es kommen musste: Das Losgluck lag
bei den Tessinern, sodass fur unseren FC Kantonsrat auf einmal selbst im besten
Fall nur noch Platz 9 drinlag. Nach einem Sieg gegen Basel-Stadt und einer argerli-
chen Niederlage gegen die Urner wurde es schliesslich Platz 10. Gewonnen wurde
das Turnier von den Zurchern. Wenn wir also wollen, dass die Rangliste beim
«Tschutten» nachstes Mal wieder gleich aussieht wie die Reihenfolge beim nationa-
len Finanzausgleich, mussen wir uns steigern. Gute Ideen sind gefragt, gute Fuss-
baller naturlich auch.
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03.24.05 Nachrufe

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Am 5. August 2024 ist alt Kantonsrat und alt Regie-
rungsrat Walter Kagi verstorben. Er wurde 88 Jahre alt. Walter Kagi Ubernahm nach
der Wahl in die Regierung 1992 das damalige Baudepartement von seinem zuruck-
getretenen FDP-Parteikollegen Willi Geiger. Zweimal — in den Jahren 1994/1995 und
1999/2000 — war er Landammann bzw. Regierungsprasident. Vor seiner Wahl in die
Regierung gehorte er 20 Jahre lang dem Kantonsrat an, von 1987 bis 1991 prasidierte
er die FDP-Fraktion. In seine Amtszeit als Regierungsrat fiel der politische Durch-
bruch zum Ausbau des als «Todesstrecke» bertchtigten Teilstiicks der A13 zwischen
Au und Diepoldsau, aber auch der Entscheid zum Bau der T8/A8 im Linthgebiet. Im
Hochbau war Walter Kagis Name eng mit Stararchitekt Santiago Calatrava verbun-
den, der in St.Gallen die kantonale Notrufzentrale und den neuen Pfalzkeller baute.
Auch die Zusammenarbeit Uber die Kantonsgrenze hinweg lag ihm am Herzen. So
spielte er eine zentrale Rolle in verschiedenen interkantonalen und internationalen
Gremien. 1995 initiierte er die Internationale Regierungskommission Alpenrhein und
1997/1998 prasidierte er die Internationale Bodensee-Konferenz. Neben der Politik
spielte der Sport eine wichtige Rolle in Walter Kagis Leben. Selbst ein begeisterter
Ruderer, prasidierte er von 1988 bis 1996 den Schweizerischen Ruderverband. Nach
seinem RuUcktritt aus der Regierung im Jahr 2000 leitete er zudem wahrend funf Jah-
ren Swiss Olympic.

Am 2. September 2024 verstarb alt Kantonsratin Marlies Lorenz im Alter von nur
71 Jahren. Von 2007 bis 2012 vertrat die Wittenbacherin im Kantonsrat den Wahlkreis
St.Gallen und die Christlichdemokratische Volkspartei. Die gelernte Kauffrau und
breit interessierte und vielseitig engagierte Wittenbacher Gemeinderatin war im Kan-
tonsrat Mitglied von 27 vorberatenden Kommissionen. lhr Fokus lag dabei auf sozial-
politischen Themen, aber auch auf der Gesundheits- und Bildungspolitik. 2010 prasi-
dierte sie die vorberatende Kommission zum Bericht «Umweltbildung und -erziehungy,
und 2011/2012 war sie Prasidentin der vorberatenden Kommission zum V. Nachtrag
zum Einflhrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung Uber die Krankenversicherung. Sie
gehorte zudem der Redaktionskommission und der Staatswirtschaftlichen Kommis-
sion an.

Am 18. Juli 2024 ist der ehemalige Ratsweibel Emil Zwicky verstorben. Emil Zwi-
cky war 46 Jahre lang in unterschiedlichen Funktionen fur den Kanton St.Gallen tatig,
wahrend 25 Jahren zusatzlich als Ratsweibel im Dienst des Kantonsrates. Hier im
Rat zeichnete er sich durch sein grosses Pflichtbewusstsein und die hohe Identifika-
tion mit seiner Funktion aus. Von seiner langjahrigen Erfahrung durften zahlreiche
weitere Ratsweibelinnen und Ratsweibel profitieren, die er in die Aufgaben des Wei-
beldienstes einfuhrte. Auch nach seiner Pensionierung im Jahr 2013 blieb Emil Zwi-
cky unserem Rat treu. Es gab kaum eine Session, die er nicht — neu von der Zuschau-
ertriblne aus — mitverfolgte. Auch die FDP-Fraktion, deren Politik ihm seit jeher
zusagte, durfte bei ihren Fraktionssitzungen weiterhin auf Emil Zwickys Prasenz und
Unterstltzung zahlen.

Am 7. September 2024 ist alt Kantonsrat und alt Nationalrat Walter Steinemann
verstorben. Er wurde 86 Jahre alt. Von 1988 bis 1999 vertrat er den Bezirk Rorschach
im Grossen Rat. Der Architekt, bekannt als passionierter Rolls-Royce-Sammler, war
Mitglied der Autopartei, die er 1985 mitbegriindet hatte, und spater Mitglied der aus
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der Autopartei entstandenen Freiheitspartei. 1991 wurde er in den Nationalrat ge-
wahlt, dem er bis 1999 angehorte. Im Grossen Rat gehorte Walter Steinemann lange
Jahre der Rechtspflegekommission an. Uberdies prasidierte er gleich sechs vorbera-
tende Kommissionen, unter ihnen die Kommission zum Erwerb und Umbau des
Schulhauses Hadwig in St.Gallen fur die Padagogische Hochschule, die Kommission
zum Grossratsbeschluss Uber das kantonale Funknetz, die Kommission zum Staats-
beitrag an den Bau des Behindertenheims Dorfli in Rorschach und die Kommission
zum Gesetz Uber gemeinschaftliche Unternehmen. Ab Amtsantritt gehorte Walter
Steinemann zudem als Fraktionsprasident der Autopartei dem Prasidium an.
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02.24.05 Kommissionsbestellungen und Ersatzwahlen

Unterlagen:  Antrage des Prasidiums vom 14. August und 11. September 2024

Klass. Nr. Geschaftstitel Dep. Grosse Fraktion
Prasident/in
SP-GRUNE-
22.24.06 Ill. Nachtrag zum Personalgesetz  FD 15 GLP-Fraktion
Xl. Nachtrag zum Kantonsratsbe- Die Mitte-EVP-
23.24.01 schluss uber die Zahl der Richter SJD 15 Fraktion

Kantonsratsbeschluss Uber die
Genehmigung des Regierungsbe-
schlusses Uber den Beitritt zur Inter-
kantonalen Vereinbarung Uber die
24.24.01 BVG- und Stiftungsaufsicht der SJD

Kantone Zurich, Glarus, Schaff-

hausen, Appenzell Ausserrhoden,
Appenzell Innerrhoden, St.Gallen,
Graubunden, Thurgau und Tessin

XXVI. Nachtrag zum Geschaftsreg-
27.24.01 lement des Kantonsrates (Motion
mit verkurzter Bearbeitungsfrist)

XXVII. Nachtrag zum Geschaftsreg-
27.24.02 lement des Kantonsrates (Entscha-
digungen und berufliche Vorsorge)

XXVIIl. Nachtrag zum Geschafts-
reglement des Kantonsrates (Zu-
standigkeiten der Rechtspflege-
kommission)

Abfederung der wirtschaftlichen
38.24.ee  Folgen aus PFAS fiur die Landwirt- VD 15 SVP-Fraktion
schaft’

Staatswirtschaftliche
Kommission

PraskR

15 SVP-Fraktion

27.24.03 KR

' Arbeitstitel.
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Ersatzwahlen in vorberatende Kommissionen

Die Ratsprasidentin traf seit der letzten und wahrend dieser Session folgende Ersatz-
wabhl in vorberatende Kommissionen:

22.24.05 [ll. Nachtrag zum Gesetz Uber Ruhetag und Ladend6ffnung

Egli Dominik-Wil anstelle von Vogel-Butschwil-Ganterschwil
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33.24.05 Kantonsratsbeschluss liber den Sonderkredit zur Start-up-Finan-
zierung

Unterlagen:  Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 4. Juni 2024 (un-
veranderter Entwurf der Regierung)

Miiller-Lichtensteig, Président der vorberatenden Kommission: Die vorberatende
Kommission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten
Lesung des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutre-
ten.

Der Kantonsrat tritt auf den Kantonsratsbeschluss tUber den Sonderkredit zur Start-
up-Finanzierung in zweiter Lesung ein.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission.
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82.24.03 Berichterstattung 2024 der Staatswirtschaftlichen Kommission
(selbstandige offentlich-rechtliche Anstalten)

32.24.06 Geschaftsbericht der Sozialversicherungsanstalt des Kantons
St.Gallen uber das Jahr 2023

32.24.06 Geschaftsbericht der Gebaudeversicherung des Kantons St.Gallen
tber das Jahr 2023

32.24.06 Geschaftsbericht des Kantonsspitals St.Gallen liber das Jahr 2023

32.24.06 Geschaftsbericht der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sargan-
serland uber das Jahr 2023

32.24.06 Geschiftsbericht des Spitals Linth tiber das Jahr 2023

32.24.06 Geschaftsbericht der Spitalregion Furstenland Toggenburg uber
das Jahr 2023

32.24.06 Geschaftsbericht der Psychiatrie St.Gallen liber das Jahr 2023

32.24.06 Geschaftsbericht des Zentrums fiir Labormedizin lGiber das Jahr
2023

Unterlagen:  — Bericht der Staatswirtschaftlichen Kommission vom 15. August 2024

— Bericht der Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen vom
14. Mai 2024

— Bericht der Gebaudeversicherung des Kantons St.Gallen vom 3. April
2024

— Bericht des Kantonsspitals St.Gallen vom 9. April 2024

— Bericht der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland vom
9. April 2024

— Bericht des Spitals Linth vom 9. April 2024

— Bericht der Spitalregion Furstenland Toggenburg vom 9. April 2024

— Bericht der Psychiatrie St.Gallen vom 9. April 2024

— Bericht des Zentrums fur Labormedizin vom 9. April 2024

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Das Prasidium sieht eine gemeinsame Eintretensdiskus-
sion vor.

Gemperli-Goldach, Préasident der Staatswirtschaftlichen Kommission: Die Staatswirt-
schaftliche Kommission beantragt, auf die Berichte in einziger Lesung einzutreten.
Namens und im Auftrag der Staatswirtschaftlichen Kommission erstatte ich Ihnen
Bericht zur Pruftatigkeit 2024 Uber die Offentlich-rechtlichen Anstalten. In ihren Aus-
fuhrungen nimmt die Kommission Stellung zu den Geschéaftsberichten Gber das Jahr
2023 der Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen (SVA), der Gebaudever-
sicherung (GVSG), der Spitalverbunde, des Zentrums fur Labormedizin (ZLM) und zum
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ersten Mal zur Psychiatrie St.Gallen (PSG). Da die Berichterstattung der Staatswirt-
schaftlichen Kommission im Rahmen der Eintretensdiskussion mutmasslich wenig
Diskussionsbedarf ergibt, hat sich die Staatswirtschaftliche Kommission darauf ver-
standigt, dass keine Eintretensvoten durch die jeweiligen Fraktionssprecherinnen und
-sprecher erfolgen. Es wird auf die Ausfuhrungen des Kommissionsprasidenten und
auf die Berichterstattung selbst verwiesen. Bei Bedarf werden sich die Kommissions-
mitglieder in der Spezialdiskussion der einzelnen Berichte aussern.

Zum Ablauf der Pruftatigkeit: Die Staatswirtschaftliche Kommission beauftragte
ihre standige Subkommission «o6ffentlich-rechtliche Anstalten», die Geschaftsberichte
der SVA, GVSG, Spitalverbunde 1 bis 4, ZLM und PSG zu prufen. Am 27. Juni 2024
prufte die Subkommission die Geschaftsberichte und nahm zudem die Berichte der
Finanzkontrolle zu den genannten Anstalten sowie zur Melioration der Rheinebene,
zum Forschungs- und Innovationszentrum Rheintal RhySearch, zum Sportfonds und
zum Lotteriefonds zur Kenntnis. Die Subkommission erstattete der Staatswirtschaftli-
chen Kommission an der Sitzung vom 15. August 2024 Bericht Uber ihre Feststellun-
gen und Erkenntnisse.

SVA: Die Staatswirtschaftliche Kommission stellt fest, dass der Geschaftsbericht
einen guten und aktuellen Uberblick Uber die Aufgabenstellung und deren praktische
Umsetzung durch die SVA gibt. Erneut wird die ansprechende digitale Gestaltung
positiv gewurdigt. Daruber hinaus enthalt der Geschaftsbericht die wichtigsten Zahlen
und erlauternden Informationen zu den wichtigsten und pragendsten Themen des
vergangenen Jahrs. In der Detailberatung nimmt die Kommission zur Kenntnis, dass
die SVA vor verschiedenen, zum Teil grossen Herausforderungen steht, denen sie mit
den notwendigen Massnahmen begegnet. Die massive Zunahme der Erganzungs-
leistungen (EL) in den letzten Jahren muss jedoch zu denken geben. Dasselbe gilt fur
die Pramienverbilligung. Die Staatswirtschaftliche Kommission nimmt in diesem Zu-
sammenhang die Feststellungen der Finanzkontrolle zur Umsetzung der EL-Reform
2021 zur Kenntnis, wonach diese bei der SVA korrekt umgesetzt wurde. Hingegen
lag die Bearbeitungsdauer der EL-Gesuche fur die jahrliche EL jeweils Uber den ge-
setzlichen Vorgaben von 90 Tagen. Die SVA begrindet dies in erster Linie mit dem
Fachkraftemangel.

GVSG: Der digitale Geschaftsbericht verfugt Uber die Hauptnavigationsebenen
Ubersicht, Berichtsteil und Finanzen. Die Kommission stellt fest, dass der Onlinege-
schaftsbericht sehr informativ und umfangreich ist. In der Detailberatung nahm die Kom-
mission zur Kenntnis, dass das Schadensjahr Uberdurchschnittlich hoch ausgefallen
ist. Gegenteilig stellt sich das Kapitalergebnis im Vergleich zum Vorjahr dar: Es konnte
ein hoher Ertragsuberschuss erwirtschaftet werden, sodass ein Teil der im Vorjahr
aufgeldsten Ruckstellungen fur Risiken in den Kapitalanlagen wieder aufgestockt
werden konnte.

Spitalverbunde: Die Staatswirtschaftliche Kommission stellt fest, dass die Ge-
schaftsberichte die wichtigsten Kennzahlen und erlauternden Informationen zu den
wichtigsten Themen enthalten. Aufbau, Inhalt und Gestalt sind ahnlich, was eine Ver-
gleichbarkeit ermoéglicht und die Kontinuitat der Berichterstattung sicherstellt. Da die
Berichterstattung heute vielfach nicht mehr in gedruckter, sondern in elektronischer
Form erfolgt, erwartet die Staatswirtschaftliche Kommission, dass sich auch die Spi-
talverbunde dieser Entwicklung anschliessen. Die Staatswirtschaftliche Kommission
stellt fest, dass die vier St.Galler Spitalverbunde im Berichtsjahr mit einem Verlust
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abgeschlossen haben. Das Jahr 2024 wird wiederum als Ubergangsjahr betrachtet,
in dem die betrieblichen Optimierungen weitergefuhrt werden. Weiter zeigt sich, dass
beziiglich Impairment-Uberlegungen beim Kantonsspital nach wie vor wesentliche
Meinungsverschiedenheiten bestehen: Der Verwaltungsrat sieht keine Notwendigkeit
fur Impairment-Berechnungen, wahrend die Finanzkontrolle diese aufgrund der Ergeb-
nisverschlechterungen seit dem Jahr 2018 als notwendig erachtet. Die Staatswirt-
schaftliche Kommission teilt weiterhin die Einschatzung und Empfehlung der Finanz-
kontrolle. Sie erwartet, dass die Regierung den Empfehlungen der Finanzkontrolle
mehr Beachtung schenkt und die Erwartungen im Regierungsbeschluss entsprechend
festhalt. Sie empfiehlt beztglich der Wertminderungsberechnungen, vom Verwaltungs-
rat der Spitalverbunde die Umsetzung der Empfehlungen der Finanzkontrolle einzu-
fordern. Schliesslich nimmt die Staatswirtschaftliche Kommission zur Kenntnis, dass in
den Berichten darauf hingewiesen wird, dass die finanzielle Situation aufgrund des
Fachkraftemangels und der damit verbundenen hohen Kosten fur temporares Perso-
nal ausserst anspruchsvoll ist. Unklar bleibt jedoch, wie es um die Zufriedenheit des
Personals bestellt ist. Die Staatswirtschaftliche Kommission wirde erwarten, dass die
Spitalverbunde eine Umfrage zur Mitarbeiterzufriedenheit durchfuhren und daraus die
notwendigen Massnahmen ableiten.

ZLM: Die Staatswirtschaftliche Kommission stellt fest, dass das vergangene Jahr
fur das ZLM sowohl auf strategischer wie auch auf operativer Ebene spannend war.
Strategisch wurde das Neubauprojekt justiert und der Verwaltungsrat mit fachkundi-
gem Personal besetzt. Operativ konnten indessen viele Arbeitsablaufe optimiert wer-
den.

PSG: Die Staatswirtschaftliche Kommission stellt fest, dass der Geschaftsbericht
Uber das Jahr 2023 ein intensives und erfolgreiches Jahr ausweist, das von der Fu-
sion der beiden Psychiatrieverbunde gepragt wurde. In der Detailberatung nahm die
Kommission zur Kenntnis, dass die PSG den Fachkraftemangel zum Schwerpunki-
thema 2023 erklart hat und in die Aus- und Weiterbildung Pflege, Therapie, Psycho-
logie, Medizin und Sozialarbeit investierte. Der Bericht zeigt, dass die PSG trotz vielen
Herausforderungen erfolgreich gewirtschaftet hat und ihre Kernaufgabe, die psychi-
atrische Versorgung in der Region St.Gallen, weiterentwickeln und auf hohem Niveau
halten konnte.

Die Staatswirtschaftliche Kommission befasste sich zudem mit den Berichten der
Finanzkontrolle Gber die Melioration der Rheinebene, das Forschungs- und Innovati-
onszentrum Rheintal RhySearch, den Sportfonds und den Lotteriefonds. Zu den bei-
den erstgenannten Berichten besteht seitens der parlamentarischen Aufsicht kein
Handlungsbedarf. Zum Sportfonds halt die Kommission fest, dass die Finanzkontrolle
verschiedene Feststellungen und Empfehlungen gemacht hat. Sie unterstutzt diese.
Da die Finanzkontrolle bereits einen Auftrag an das Bildungsdepartement Uberwiesen
hat, verzichtet sie diesbezlglich auf eine weiterfUhrende Prifung. Die Staatswirt-
schaftliche Kommission wird die Federfuhrung der Finanzkontrolle Uberlassen, sich
aber Uber die Ergebnisse informieren lassen. Die Staatswirtschaftliche Kommission
begrusst, dass die Finanzkontrolle den Erwartungen der Kommission zum Lotterie-
fonds nachgekommen ist und u.a. die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen
gepruft hat. Die Finanzkontrolle stellt fest, dass fur die Ausrichtung von Beitragen in
den Bereichen Soziales, Bildung, Gesundheit, Natur, Umwelt und Entwicklungszu-
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sammenarbeit eine gesetzliche Grundlage fehlt. Die Staatswirtschaftliche Kommis-
sion nimmt zur Kenntnis, dass das Departement des Innern im Herbst 2024 oder Win-
ter 2025 ein entsprechendes Projekt startet. Sie erwartet, dass der ihr gegenuber
kommunizierte Zeitplan eingehalten und in ein bis zwei Jahren eine Botschaft vorge-
legt wird. Schliesslich wird auf die generelle Erwartung der Kommission hingewiesen,
dass die Regierung den Empfehlungen und Feststellungen der Finanzkontrolle
grundsatzlich mehr Beachtung schenken soll. Zudem soll bei wesentlichen Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Finanzkontrolle und der gepruften Einheit die Erwartung
der Regierung im jeweiligen Regierungsbeschluss festgehalten werden.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Eintreten auf die Berichte in einziger Lesung fest.

82.24.03 Berichterstattung 2024 der Staatswirtschaftlichen Kommission (selb-
standige offentlich-rechtliche Anstalten)

Spezialdiskussion

Abschnitt 2.3.1 (Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen). Mdiller-Lichten-
steig: Ich habe erneut Rickmeldungen aus der Bevdlkerung erhalten, die darauf hin-
weisen, dass bei der SVA die Bearbeitung von EL- und Invalidenrenten-Antragen wei-
terhin ungewohnlich lange dauert. Das fuhrt bei betroffenen AHV- und IV-Rentnern
zu erheblichen finanziellen Schwierigkeiten, insbesondere wenn EL nicht zeitgerecht
ausgezahlt werden. Die Betroffenen sehen sich gezwungen, von ihrem Ersparten zu
leben, auf Unterstlitzung von Verwandten zu hoffen oder gar Antrage beim Sozialamt
ihrer Gemeinde zu stellen. Dies spuren die Gemeinden deutlich.

Diesbezuglich haben wir bereits vor einem Jahr eine Einfache Anfrage (61.23.60)
eingereicht. Der Prasident der Staatswirtschaftlichen Kommission hat bereits auf die
Thematik hingewiesen. Auch die Regierung hat aufgrund unseres Vorstosses letztes
Jahr diesen Missstand erkannt. Seitens der SVA wurde Besserung in Aussicht ge-
stellt. Als Ausldser wurden die gestiegenen Fallzahlen und eine Uberdurchschnittliche
Fluktuation innerhalb der SVA im Jahr 2022 genannt. Die Regierung bedauerte die
Nichteinhaltung der gesetzlichen Fristen und die SVA arbeitete offensichtlich daran,
die Situation zu verbessern.

Nun nimmt es mich wunder, wie sich die Situation tatsachlich entwickelt hat. Ich
habe mir erlaubt, der Vorsteherin des Departementes des Innern zwei konkrete Fra-
gen einzureichen: Ist der Regierung des Kantons St.Gallen bekannt, wie lange die
Antragsprufungen bei der SVA bezuglich EL, IV und weiterer Leistungen dauern? Wie
lange sind die Fristen und wie haben sie sich entwickelt? Wie beurteilt die Regierung
die aktuelle Situation?

Regierungsrétin Bucher zu Muller-Lichtensteig: Gerne gebe ich Auskunft Uber die
Fragen, die mir freundlicherweise im Voraus zugestellt wurden. Ich verhehle aber
nicht, dass ich ein bisschen erstaunt bin Gber den Zeitpunkt. Mir wurde berichtet, dass
die SVA sehr regelmassig Austauschtreffen insbesondere mit den Gemeinden und
auch mit der St.Gallischen Konferenz der Sozialhilfe (KOS) hat. Ein solches Treffen
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habe erst gerade stattgefunden. Man habe sich ausgetauscht und sei zum Schluss
gekommen, dass es im Moment sehr gut laufe.

Zur Frage bezuglich der Fristen: Es ist so, wie Muller-Lichtensteig es korrekt aus-
gefuhrt hat: Wir hatten im Jahr 2023 Probleme bei den EL-Fristen. Dort gibt es eine
Richtfrist von 90 Tagen, die wurde Uberschritten bzw. haben wir nicht eingehalten.
Die SVA hat aber sofort Massnahmen eingeleitet. Aktuell liegt die Bearbeitungsfrist
bei 70 bis 75 Tagen. Der Richtwert sind 90 Tage. Da haben wir uns also massiv ver-
bessert. Die Frist von 90 Tagen wurde seit Dezember 2023 immer eingehalten.

Bei der IV bewegt sich die Bearbeitungszeit im Durchschnitt der letzten Jahre.
Wir stehen im schweizweiten Durchschnitt sehr gut da, v.a. auch bei den Vorbeschei-
den. Dort sind wir sogar unter dem schweizweiten Durchschnitt, wenn man die Bear-
beitungszeit angibt. Bei der IV handelt es sich um sehr komplexe Verfahren. Da lebt
die IV-Stelle bzw. die SVA ganz klar den Grundsatz: Eingliederung vor Rente. Das
sind aufwendige Abklarungen, und deshalb sind in diesem Bereich richtigerweise keine
gesetzlichen Fristen vorgesehen.

Wichtig zu betonen ist mir, was auch die SVA immer wieder sagt: Die Zusam-
menarbeit mit den Sozialamtern ist sehr wichtig. Bis die EL oder die IV greifen, haben
Einzelpersonen und Familien unter Umstanden Probleme mit den Finanzen. Da sind
wir immer im Gesprach mit den Gemeinden. Es gibt auch die Aufforderung an die
Gemeinden — und mir wurde gesagt, dass das gelebt wird —, dass sie sich jederzeit
melden konnen, wenn es Einzelfalle gibt, in denen sich Hartefalle abzeichnen. Die
SVA betrachtet diese Falle und prift, ob sie Falle vorziehen kann, um solche Harte-
falle zu verhindern und auch im Sinn der antragstellenden Personen und der Sozial-
amter, die fir die Uberbriickung einspringen mussten, handeln zu kénnen. Deshalb
mein Erstaunen, das ich am Anfang zum Ausdruck gebracht habe.

Das Departement des Innern ist Uber den Geschaftsgang der SVA selbstver-
standlich informiert. Mein Departement hat einen Sitz in der Verwaltungskommission.
Da sind bei den Sitzungen die Fristen jedes Mal Thema. Weiter hat die SVA auch
regelmassige Austauschtreffen mit anderen Stellen in der kantonalen Verwaltung.
Wie gesagt wurde uns bei diesen Treffen berichtet, dass es im Moment keine Prob-
leme gibt.

Abschnitt 2.3.4 (Zentrum fur Labormedizin). Gschwend-Altstétten: Die Staatswirt-
schaftliche Kommission hat den Geschaftsbericht sehr sorgfaltig gepruft und stellt
fest, dass das ZLM gut unterwegs ist und gut gefuhrt wird. Im Bericht der Staatswirt-
schaftlichen Kommission steht aber nicht, was jenen in diesem Rat, die den Aufga-
ben- und Finanzplan (APF) jeweils genau studieren, bekannt ist: Es erfolgt jeweils
eine Gewinnausschuttung. Diesbezuglich stellt sich die Frage, ob das wirklich Sinn
macht. Zudem stellt sich die Frage bezuglich Rechtfertigung, v.a. im Hinblick auf das
schwierige Umfeld und auf die anstehenden grossen Aufgaben dieser Institution. Ich
nenne zwei Beispiele: Das eine ist das Projekt fur den Bau, das mehrmals verschoben
wurde, da die Aufwendungen immer grosser werden. Das andere ist, dass die Ent-
schadigungen, die das ZLM flr seine Leistungen erhalt, sinken. Die Aufgaben sind
sehr gross. Wenn nun regelmassig eine Gewinnabschopfung erfolgt, ist das eigent-
lich eine Form von «Steine in den Weg legen». Das finde ich angesichts dieser gros-
sen Aufgaben falsch. Eine Gewinnablieferung bei einer 6ffentlich-rechtlichen Anstalt
mutet seltsam an, v.a. wenn das nicht bei allen Institutionen gemacht wird. Im AFP
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sind fur die Jahre 2025 bis 2027 Gewinnablieferungen des ZLM enthalten. Ich gehe
davon aus, dass die Eignerstrategie irgendwann uberarbeitet wird. M.E. macht es
Sinn — und das sage ich v.a. dem Vorsteher des Finanzdepartementes —, wenn diese
Abschoépfung hinterfragt wird. Es wirde noch viel mehr Sinn machen, wenn darauf
verzichtet wurde.

Diirr-Gams, Ratspréasidentin, stellt Kenntnisnahme der Berichterstattung 2024 der
Staatswirtschaftlichen Kommission (selbstandige offentlich-rechtliche Anstalten) fest.

32.24.06 Geschaftsbericht der Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen
Uber das Jahr 2023

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.
Diirr-Gams, Ratspréasidentin, stellt Kenntnisnahme des Geschaftsberichts der Sozial-

versicherungsanstalt des Kantons St.Gallen Uber das Jahr 2023 fest.

32.24.06 Geschaftsbericht der Gebaudeversicherung des Kantons St.Gallen
Uber das Jahr 2023

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Durr-Gams und Schob-Thal treten bei
der Beratung dieses Geschafts in Ausstand.

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.
Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident, stellt Kenntnisnahme des Geschaftsbe-

richts der Gebaudeversicherung des Kantons St.Gallen Uber das Jahr 2023 fest.

32.24.06 Geschaftsbericht des Kantonsspitals St.Gallen Uber das Jahr 2023

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Geschaftsberichts des Kan-
tonsspitals St.Gallen Uber das Jahr 2023 fest.
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32.24.06 Geschaftsbericht der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland
uber das Jahr 2023

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.
Durr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Geschaftsberichts der Spital-

region Rheintal Werdenberg Sarganserland Uber das Jahr 2023 fest.

32.24.06 Geschaftsbericht des Spitals Linth Gber das Jahr 2023

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.
Dirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Geschaftsberichts des Spitals
Linth Uber das Jahr 2023 fest.

32.24.06 Geschaftsbericht der Spitalregion Furstenland Toggenburg Uber das
Jahr 2023

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.
Durr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Geschaftsberichts der Spital-

region Furstenland Toggenburg Uber das Jahr 2023 fest.

32.24.06 Geschaftsbericht der Psychiatrie St.Gallen Gber das Jahr 2023

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.
Diirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Geschéaftsberichts der Psychi-

atrie St.Gallen tiber das Jahr 2023 fest.

32.24.06 Geschaftsbericht des Zentrums fiir Labormedizin Uber das Jahr 2023

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Geschaftsberichts des Zent-
rums fur Labormedizin Uber das Jahr 2023 fest.
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22.24.05 lll. Nachtrag zum Gesetz liber Ruhetag und Ladenoffnung
Unterlagen:  — Botschaft und Entwurf der Regierung vom 7. Mai 2024

— Antrage der vorberatenden Kommission vom 22. August 2024
— Antrage der Regierung vom 27. August 2024
— Antrage aus der Mitte des Rates vom 16. September 2024

Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann, Président der vorberatenden Kommission: Die vorbe-
ratende Kommission beantragt, auf die Vorlage in erster Lesung einzutreten.

Die vollstandige vorberatende Kommission traf sich am 22. August 2024 im Kan-
tonsratssaal zur Beratung des Geschafts 22.24.05 «lll. Nachtrag zum Gesetz uber
Ruhetag und Ladendffnung». Seitens des zustandigen Volkswirtschaftsdepartemen-
tes waren anwesend: Regierungsrat Tinner, Vorsteher des Volkswirtschaftsdeparte-
mentes, und Stefan Wehrle, Leiter Rechtsdienst. Seitens der Parlamentsdienste wa-
ren anwesend: Simona Risi, Geschaftsfuhrerin, und Sandra Bruhwiler-Stefanovic,
Geschaftsfuhrerin-Stellvertreterin. Es gab eine Ersatzwahl in der vorberatenden Kom-
mission: Egli Dominik-Wil anstelle von Vogel-Butschwil-Ganterschwil.

Das Gesetz Uber Ruhetag und Ladendffnung (sGS 552.1; abgekuirzt RLG) aus
dem Jahr 2004 sieht vor, dass die Laden von Montag bis Freitag von 06.00 bis 19.00
Uhr geodffnet sein durfen und am Samstag sowie am Vortag von Karfreitag, Weih-
nachtstag und Neujahr von 06.00 bis 17.00 Uhr. Die politischen Gemeinden kdnnen
aber durch Reglement die Ladendffnung einmal je Woche bis 21.00 Uhr zum soge-
nannten Abendverkauf zulassen. Am 17. Februar 2021 hiess der Kantonsrat die Mo-
tion 42.20.25 «Liberalisierung der Ladenoffnungszeiten» gut. Er lud die Regierung ein,
einen lll. Nachtrag vorzulegen, der die Ladendffnungszeiten dauerhaft liberalisiert
oder auf eine Regulierung der Ladenoffnungszeiten verzichtet. Diesen Auftrag nahm
die Regierung wahr und legte uns den vorliegenden Entwurf und die Botschaft vor.

Der vorliegende Entwurf beschrankt sich auf eine moderate Ausdehnung der
heute geltenden Offnungszeiten. Er sieht vor, dass die Laden des Detailhandels am
Abend je eine Stunde langer gedffnet sein durfen, d.h. bis hochstens 20.00 Uhr und
am Samstag bzw. an Vortagen von Karfreitag, Weihnachtstag und Neujahr bis 18.00
Uhr. Im Gegenzug braucht es quasi den wochentlichen Abendverkauf nicht mehr und
die politischen Gemeinden konnen keinen solchen mehr bewilligen. Am Grundsatz,
wonach die allermeisten Laden des Detailhandels an o6ffentlichen Ruhetagen ge-
schlossen sind, halt die Regierung fest.

Die vorberatende Kommission diskutierte nach einer kurzen Einfuhrung des Vor-
stehers des Volkswirtschaftsdepartementes intensiv Uber die Details. Sie sehen das
auch anhand der Antrage der vorberatenden Kommission und der Regierung. Der
Mehrheit ging der Kompromiss der Regierung um eine Stunde Verlangerung zu wenig
weit. Deshalb fordert die vorberatende Kommission, dass die Laden neu von 05.00
Uhr morgens bis 22.00 Uhr nachts 6ffnen durfen — durfen, aber nicht mussen. Als
Hauptgrinde nannten die Befurworter: ahnliche Zeiten mit den Nachbarkantonen,
Eindammung des Einkaufstourismus, weniger Abwanderung ins Onlinegeschaft,
Schaffung von Arbeitsplatzen zu Randzeiten, Offnungszeiten gesellschaftlichen Be-
durfnissen anpassen und ein grosserer Spielraum fur die Unternehmen. Die wesent-
lichen Kontraargumente waren: es geht zulasten des Personals, es wird schwieriger,
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Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu planen, der kantonale Gewerbeverband sei
dagegen und Profiteure seien nur die grossen Ladenketten.

Weitere Diskussionspunkte in der vorberatenden Kommission waren Verkaufsla-
den ohne Personal, z.B. Hofladen. Die vorberatende Kommission beantragt, diese
neu ins Gesetz aufzunehmen und von den Ladenoffnungszeiten auszunehmen. Der
dritte Hauptpunkt der vorberatenden Kommission war die Streichung eines Teils des
Art. 12 Abs. 1 Bst. ¢, womit den Gemeinden neu die Freiheit gegeben wird, wie viele
spezielle Verkaufsanlasse an Werktagen einem Geschaft bewilligt werden konnen.
Bis jetzt waren es hochstens zwei je Laden und Jahr.

Die vorberatende Kommission beschloss in der Gesamtabstimmung mit 8:6 Stim-
men bei 1 Enthaltung, dem Kantonsrat Eintreten auf die bereinigte Vorlage zu bean-
tragen.

Diirr-Gams, Ratspréasidentin: Das Prasidium sieht eine Eintretensdiskussion vor.

Louis Ivan-Nesslau (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. Ich
lege meine Interessen offen: Ich bin Teilhaber und Verwaltungsratsprasident der Tog-
genburgshop AG, die an vier Standorten autonome Selbstbedienungsladen mit regi-
onalen Produkten betreibt. Zudem bin ich Gesellschafter der siebenberge gmbh, die
u.a. selbst entwickelte Kassen- und Zutrittslésungen fur autonome Selbstbedienungs-
laden vertreibt.

Wir méchten eine gewisse Enttauschung zum Ausdruck bringen. Die vom Kan-
tonsrat Uberwiesene Motion (42.20.25) hat eine Liberalisierung der Ladenoffnungs-
zeiten gefordert. Eine Liberalisierung wurde jedoch nicht geliefert. Der Vorschlag der
Regierung sah sogar vereinzelte Einschrankungen vor. Deshalb sind wir der vorbe-
ratenden Kommission fur die Anpassungen dankbar.

Nachdem wir die Vernehmlassungsergebnisse zur Kenntnis genommen haben,
haben wir ein gewisses Verstandnis fur die eher mutlose Vorlage der Regierung. Ge-
werkschaften und Gewerbeverband sind sich erschreckend einig: Die Verlangerung
der Ladeno6ffnungszeiten sei nicht notwendig. Eine Veranderung ist aber notwendig.
Wer das nicht glaubt, dem empfehle ich, z.B. an einem Samstagabend den Parkplatz
vor dem Einkaufszentrum in Rickenbach im Kanton Thurgau zu betrachten. Der Park-
platz wird voll sein, mehrheitlich mit Fahrzeugen aus dem Kanton St.Gallen. Wir be-
nachteiligen unsere Gewerbetreibenden und Steuerzahler des Kantons. Wir hemmen
Entwicklung, Fortschritt und Innovation. Daflur fordern wir Doppelregulierungen. Die
Gleichbehandlung der Gewerbegenossen ist auch ein Teil der Wirtschaftsfreiheit.
Hier haben wir starke Ungleichbehandlungen, an den Kantonsgrenzen, aber auch an
Raststatten und Bahnhofen.

Aber auch wir kennen die Geschichte von solchen Vorlagen im Kanton. Wenn wir
die Vernehmlassungsantworten anschauen, wird klar, dass es eine vollstandige Libe-
ralisierung in diesen Tagen durchaus schwer haben wird. Trotzdem agiert die Regie-
rung sehr mutlos. Personlich wurde ich lieber mit einer richtigen Vorlage scheitern als
mit einer falschen reussieren. Stossend finde ich, dass z.B. der Abendverkauf eine
Einschrankung erlebt hat. Bestellt wurde eine Flexibilisierung, geliefert wurde in die-
sem Punkt eine Einschrankung.
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Die Haltung der SVP-Fraktion ist eine Mischung aus politischer Uberzeugung und
Pragmatismus. Die politische Uberzeugung sagt klar, dass es eine freiheitliche L6-
sung braucht. Eine solche ware besser. Zu sagen, wann ein Laden geschlossen sein
muss, ist ein massiver Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit. Die ganze Sozialpolitik, die
wir heute noch hoéren werden, ist ordnungspolitisch volliger Unsinn. Das gehort in ein
anderes Gesetz auf Bundesebene. Dort ist es langst geregelt. Der Pragmatismus be-
schrankt heute einige von uns darauf, das politisch Realisierbare zu fordern. Daraus
folgt unser Abstimmungsverhalten: Eine deutliche Mehrheit ist fur Eintreten und far
eine Vollliberalisierung, wie sie die FDP-Fraktion fordert. Der Hofladen-Artikel, der
von der vorberatenden Kommission beantragt wird, wird einstimmig unterstitzt.

Viele von uns haben heute am Eingang Papiertiten erhalten. Auf diesen steht:
«Die Verkauferin in meinem Quartierladen hat den Feierabend verdient.» Ich habe
nachgefragt und wollte von den anwesenden Personen wissen, welche Offnungszei-
ten denn die gemeinten Quartierladen aktuell haben. Leider konnte mir niemand Aus-
kunft erteilen. Denn niemand von den anwesenden Personen arbeitet anscheinend
selbst im Detailhandel. Meine Erfahrung bezuglich Quartierladen ist: Die meisten Ge-
schafte nutzen schon heute nicht die vollen Ladenoéffnungszeiten. Es gibt fur diese
keinen Grund, diese Vereinfachung abzulehnen oder diese anderen Gewerbetreiben-
den zu verwehren. Es kdnnen einige davon profitieren. Diese Gelegenheit sollten wir
nutzen.

Zschokke-Rapperswil-Jona beantragt im Namen von Zschokke-Rapperswil-Jona /
Akeret-St.Gallen, auf die Vorlage nicht einzutreten.

Ich spreche im Namen einer Mehrheit der SP-GRUNE-GLP-Fraktion, die nicht
auf das Geschaft eintreten wird. Das RLG gibt immer wieder Anlass zu Diskussionen.
Gerade in den Stadten ist durch die Kompromisse der verschiedenen Revisionsvor-
lagen ein eigentlicher Flickenteppich an Offnungszeiten entstanden. So ist es nach-
vollziehbar, dass erneut Anpassungen gefordert werden, auch mit Blick in die Nach-
barkantone und ins angrenzende Ausland. Nur wird mit dem Antrag der vorberatenden
Kommission ohne Rucksicht auf die betroffenen Anspruchsgruppen der Bogen mas-
siv Uberspannt. Uber die negativen Auswirkungen fiir das Verkaufspersonal wird sich
Akeret-St.Gallen noch detailliert dussern.

Der volkswirtschaftliche Nutzen der erweiterten C")ffnungszeiten ist zu bezweifeln,
denn die Leute haben flur den Konsum nicht mehr Geld zur Verfligung. Auch die ab-
lehnende Haltung des Kantonalen Gewerbeverbands St.Gallen (KGV) und der Gruppe
Handel des KGV zeigt, dass die Liberalisierung keinen Mehrwert bringt. Es ist davon
auszugehen, dass v.a. grosse Ladenketten von der Liberalisierung profitieren und die
kleineren Geschafte noch mehr unter Druck geraten. Der Standortvorteil in unseren
Dorfkernen und Innenstadten wirde ausgehebelt und dem «Ladelisterben» Vorschub
geleistet. Das wollen wir nicht. Wir mdchten jedoch Hand bieten, um kleinere Ge-
schafte oder Spezialladen in ihrer unternehmerischen Freiheit zu starken. Deshalb
werden wir die Art. 7 und 12 gemass Antrag der vorberatenden Kommission unter-
stutzen.

Erganzend soll aber auch erwahnt werden, dass das standig zunehmende Kon-
sumangebot fur viele Menschen auch zum Problem werden kann. Konsum als Sucht
oder Sublimation fur Gllcksgeflhle verbreitet sich in Teilen der Bevolkerung immer
mehr. Das Risiko von Verschuldung und Fehlkaufen steigt. Fehlkaufe, die kurz nach
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dem Erwerb im Mull landen, sind nicht nachhaltig. Wir taten gut daran, wirksame In-
strumente zu schaffen, um diesem Risiko entgegenzuwirken. Dies gilt insbesondere
auch fur den Onlinehandel. So ist es illusorisch, mit veranderten Ladeno6ffnungszeiten
dem stetig wachsenden Onlinehandel oder dem Einkaufstourismus entgegenzuwir-
ken. Es sind v.a. die gunstigen Preise und die grossen Vergleichsmdglichkeiten, wel-
che die Leute locken.

Mit der Ausweitung der Ladendffnungszeiten, wie sie die vorberatende Kommis-
sion vorschlagt, verscharft sich im Detailhandel der Fachkraftemangel massiv, da wei-
tere Arbeitsplatze geschaffen wirden. Mit Erstaunen stelle ich fest, dass gerade jene
politischen Kréafte, die mit der Liberalisierung der Offnungszeiten neue Arbeitsplatze
schaffen wollen, gleichzeitig die Zuwanderung beklagen. Das ist keine konsistente
Politik. Eine generelle Ausweitung der Ladenoffnungszeiten wurde von der Bevolke-
rung schon mehrfach abgelehnt und entspricht also keinem Bedurfnis. Die jetzigen
Ausnahmeregelungen sind fur die Versorgung ausreichend.

Schorer-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten.

Wir mussen feststellen, dass die vorliegende Botschaft dem Auftrag der Motion
42.20.25 in keiner Weise gerecht wird. Die auf Antrag der Regierung gutgeheissene
Motion der FDP-Fraktion und SVP-Fraktion hat die Regierung beauftragt, einen Nach-
trag zum RLG vorzulegen, der eine dauerhafte Liberalisierung der Ladenschlusszeiten
oder den vollstandigen Verzicht auf die Regulierung von Ladenschlusszeiten beinhal-
tet. Die Regierung hat diese Stossrichtung damals in ihrem Antrag auf Gutheissung
voll und ganz unterstutzt. Was uns heute vorliegt, entspricht einer totalen Kehrtwende,
einem Ruckzieher, der den ursprunglichen Absichten diametral entgegensteht.

Zu Recht begrindete die Regierung ihren Antrag auf Gutheissung der Motion
analog den Argumenten der Motionarinnen damit, dass die aktuelle Regelung im Kan-
ton St.Gallen im Vergleich zur Ubrigen Schweiz extrem restriktiv sei, insbesondere im
Vergleich zu angrenzenden Kantonen. Eine Liberalisierung der Ladenschliesszeiten
wurde als Antwort auf das veranderte Konsumentenverhalten gesehen, die den sta-
tionaren Handel starkt und den Ladenbetreiberinnen und -betreibern mehr unterneh-
merische Freiheit gewahrt. Ebenfalls wurde damals erlautert, dass der Schutz der
Arbeitnenmenden durch das eidgendssische Arbeitsgesetz (SR 822.11; abgekurzt
ArG) ausreichend gewahrleistet sei und die Flexibilisierung sogar neue Arbeitsplatze
fur Teilzeiterinnen und Teilzeiter schaffe.

Doch nun liegt uns ein Entwurf vor, der diese Absichten und Versprechen nicht
einmal im Ansatz einlOst. Anstatt einer echten Liberalisierung sehen wir nur kosmeti-
sche Anpassungen: eine minimale Verlangerung der Offnungszeiten um eine Stunde
taglich und im Gegenzug die Abschaffung des Abendverkaufs und neue restriktive
Regelungen fur Hofladen. Das ist doch keine Liberalisierung, das ist schlicht Still-
stand. Diese Vorlage ist aus unserer Sicht kurzsichtig, mutlos und enttauschend. Der
Motionsauftrag ist nicht erfullt.

Die Vorlage blendet die Bedurfnisse der wichtigsten Anspruchsgruppe, also der
Bevolkerung, einerseits als Kundinnen und Kunden oder aber auch als Arbeitneh-
mende aus. Dies in einer Zeit, wo Flexibilitat und Wabhlfreiheit Grundbedurfnisse sind.
Ebenso verkennt sie den Wunsch kreativer Unternehmerinnen und Unternehmer
nach mehr Gestaltungsfreiheit und wirtschaftlichem Freiraum. Es ist unverstandlich,
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warum die Regierung die eigene Argumentation zur Gutheissung der Motion nun voll-
standig ignoriert.

Eine echte Liberalisierung bzw. Flexibilisierung, wie in unserem Antrag oder im
Antrag der vorberatenden Kommission, wirde viele Chancen bieten. Erstens kann
der staatliche Eingriff auf das wirklich notwendige Mass gesenkt werden. Es geht bei
diesem Gesetz ja nicht um die Ladeno6ffnung, wie der Titel meinen lasst. Es geht um
den verordneten Ladenschluss. Gemass unseren Grundprinzipien sollte der Staat die
personliche Freiheit nur einschranken, soweit dies aufgrund eines Uberwiegenden of-
fentlichen Interesses oder zum Schutz von Individuen notwendig ist. Diese Voraus-
setzungen sind hier nicht gegeben. Vielmehr wird durch die restriktiven Ladenschluss-
vorschriften nur verhindert, dass auf sich verandernde Bedurfnisse von Kundinnen
und Kunden flexibel reagiert werden kann. Das enge Korsett soll deshalb unbedingt
beseitigt werden. Wir wollen Innovation und Kundenorientierung erméglichen. Die La-
denbetreiberinnen und -betreiber sollen selbst entscheiden, wann sie 6ffnen oder
schliessen wollen, ohne unnadtige staatliche Bevormundung.

Zweitens entstehen durch eine Flexibilisierung der Schliessungszeiten Mdglich-
keiten fur neue Geschaftsmodelle, die neue Arbeitsplatze schaffen und Arbeitneh-
menden besonders zu Randzeiten Chancen bieten. Das starkt den Wettbewerb und
die Innovationskraft des stationaren Handels. Der Schutz der Arbeithehmenden, der
uns auch wichtig ist, bleibt durch das ArG gesichert und muss zwingend durchgesetzt
werden. Falls notig, kann die Branche auch selber zusatzliche Regelungen schaffen.
Die Regierung hat in der Motionsantwort fur diesen Fall vorsorglich ihre vermittelnde
Unterstltzung angeboten.

Drittens kann das geltende Regelwerk, das einen Dschungel von Vorgaben, Aus-
nahmen und Sonderregelungen beinhaltet, vereinfacht werden. Aber statt einer Ver-
einfachung bieten die Vorlage und die Antrage der Regierung weiterhin ein genauso
enges und komplexes Regelwerk. Es andert sich nichts an der Situation und Iasst
den Kanton St.Gallen weiterhin als Schlusslicht bezlglich Ladenschlusszeiten daste-
hen. Dies in einer Zeit, wo Flexibilitat und Modernisierung dringend nétig sind, um im
wachsenden Wettbewerb bestehen zu konnen.

Diese Vorlage bleibt weit hinter unseren Erwartungen zuruck, lasst alle Chancen
ungenutzt und kann so nicht akzeptiert werden. Wir fordern die Erfullung der Motion
und damit eine echte Liberalisierung der Ladenoffnungszeiten. Deshalb stellen wir
nochmals den Antrag auf eine vollstandige Flexibilisierung. Als absolutes Minimum
betrachten wir den Vorschlag der vorberatenden Kommission in inrem Antrag. Nur
diese beiden Losungen bieten weniger staatliche Bevormundung und genugend un-
ternehmerische Freiheit in einem klaren gesetzlichen Rahmen, der auch Personen
und das Personal schutzt.

Akeret-St.Gallen (im Namen einer Mehrheit der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Auf die
Vorlage ist nicht einzutreten. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Vizeprasidentin
des Gewerkschaftsverbunds des Kantons St.Gallen.

Im Detailhandel sind die Léhne tief und die Arbeitsbedingungen schlecht. Zwalf-
stundige Arbeitstage mit Uberlangen Mittagspausen sind keine Seltenheit. Langere
Offnungszeiten verscharfen dies zusétzlich und setzen so die Gesundheit der Ange-
stellten aufs Spiel. Deshalb wird eine Verlangerung der Arbeitszeit von tber 90 Pro-
zent der Direktbetroffenen klar abgelehnt. Nicht einmal der Gewerbeverband mochte
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diese Liberalisierung. Deshalb verstehe ich nicht, dass Schorer-St.Gallen mdéchte,
dass die Bevolkerung entscheiden kann. Die Bevolkerung hat sich entschieden. Das
ist dermassen offensichtlich.

Maximale Flexibilitat, sehr kurzfristig andernde Arbeitsplane und unregelmassige
Arbeitszeiten verhindern Freizeitaktivitaten und behindern das familiare und gesell-
schaftliche Leben. Die Angestellten haben ein Recht auf ein Leben nach der Arbeit.
Im Detailhandel arbeiten Uberproportional viele Frauen. Sie sind aufgrund der Drei-
fachbelastung von Familien-, Care- und Erwerbsarbeit bezuglich gesundheitlicher
Langzeitschaden besonders gefahrdet. Zudem erschweren die zerstuckelten Arbeits-
zeiten die Sicherstellung der Kinderbetreuung massiv. Denn welche Kita hat bis nach
20.00 Uhr geoffnet?

Sind die Laden eine Stunde langer gedffnet, bedeutet das eine Stunde weniger
fur Familie, private Treffen, Hobbies und ehrenamtliches Engagement. Die Verlange-
rung der Arbeitszeiten in den Abend ist gerade fur das Vereinsleben am Feierabend
fatal. Kino-, Konzert- und Theaterbesuche oder Kurse sind fast unmoglich. Wertvolle
zwischenmenschliche Kontakte fehlen. Ebenso verkulrzt sich das gemeinsame Wo-
chenende, wenn am Samstag bis 18.00 Uhr oder gar noch langer gearbeitet werden
muss. Von langeren Offnungszeiten sind aber nicht nur die Verkauferinnen und Ver-
kaufer, sondern auch weitere Arbeithehmende betroffen, z.B. in den Bereichen Rei-
nigung, Hauswartung und Logistik.

Was es im Verkauf braucht, ist ein starker Gesamtarbeitsvertrag (GAV) und keine
verlangerten Ladendéffnungszeiten. Denn dort kdnnten die Arbeitsbedingungen gere-
gelt werden. Dies wurde den Schutz der Mitarbeitenden verbessern und faire Arbeits-
bedingungen gewahrleisten. Solange sich aber die Arbeitgebendenseite dagegen wehrt,
ist es absolut inakzeptabel, eine Liberalisierung der Offnungszeiten auf dem Buckel
der Arbeitnehmenden zu diskutieren.

Krempl-Gnéadinger-Goldach (im Namen einer Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion): Auf
die Vorlage ist nicht einzutreten.

Die Vorlage gibt der zweiten Variante der Vernehmlassung den Vorzug. Die voll-
standige Flexibilisierung der Ladendffnungszeiten, die nicht mehrheitsfahig bzw. vom
Volk zu wenig akzeptiert ist, wird nicht weiterverfolgt. Die Mehrheit der Mitte-EVP-
Fraktion erachtet es nicht als notig, die bestehenden Ladenoffnungszeiten neu zu
regeln. Sollte der Kantonsrat eine Anderung beschliessen, wiirden wir als Kompro-
miss den Antrag der Regierung unterstutzen.

Die Ausdehnung der Ladeno6ffnungszeiten in den Abend bringt den Angestellten
grosse Nachteile. Es schrankt das soziale Leben ein und erschwert die Betreuung
von Kindern, da offentliche Krippen schon vor Ladenschluss schliessen. Damit wur-
den Menschen weiter benachteiligt, die ohnehin in einem Niedriglohnsegment arbei-
ten. In der vorausgehenden Motion 42.20.25 wurde die Schaffung von Arbeitsplatzen
zu Randzeiten als positiver Effekt hervorgehoben. Genau diese Randzeiten sind je-
doch Grund fur viele Betroffene, den Arbeitsplatz oder gar den Beruf zu wechseln.
Fur die, die dies wlnschen, gibt es auch ohne erweiterte Ladendéffnungszeiten aus-
reichend offene Stellen mit der Moglichkeit, zu Randzeiten zu arbeiten — im Verkauf,
im Gastgewerbe, im Gesundheitswesen, in der Reinigung oder im offentlichen Ver-
kehr.
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Langere Offnungszeiten erfordern mehr Personal. Ein Mehrumsatz ist aber nicht
garantiert. Der Umsatz wird voraussichtlich nicht im Verhaltnis zu den Offnungszeiten
steigen, was besonders fur kleinere Detaillisten zum Problem werden kann. Durch
den Onlinehandel ist es mdglich, Einkaufe auch zu Nichtburozeiten zu bestellen und
bequem nach Hause liefern zu lassen. Dank diesem Service wurde die Notwendig-
keit, Laden auch an Abendstunden offen zu halten, in den letzten Jahren weniger
genutzt.

Wir sehen die Gefahr, dass durch langere Offnungszeiten in den Einkaufszen-
tren, die von allen Mietern teilweise auch gegen deren Willen Ubernommen werden
mussen, die Innenstadte weiter verdden. Die meisten Antradge der vorberatenden
Kommission gehen fur uns zu weit. Fur den Vorteil, von Montag bis Samstag beinahe
jederzeit einkaufen zu kdnnen und so personliche Bedurfnisse zu erfullen, werden zu
viele Nachteile in Kauf genommen.

Monstein-St.Gallen (im Namen der GLP): Auf die Vorlage ist einzutreten.

Das RLG ist bereits heute mit einer Kann-Formulierung verfasst. D.h., niemand
wird gezwungen, sein Geschaft langer offen zu halten oder Uberhaupt erst zu 6ffnen.
Wir stehen fur eine liberale Wirtschaftsordnung ein. So sind wir Uberzeugt, dass Pro-
tektionismus im Sinn von stark regulierten und eng definierten Offnungszeiten weder
den Unternehmern noch den Mitarbeitenden helfen wird. Ganz im Gegenteil. Denn
sie alle sind mit einem veranderten Konsumverhalten unserer Gesellschaft konfron-
tiert. In Zeiten von diversen Lebens- und Familienmodellen, flexiblen Arbeitszeiten,
Homeoffice und Teilzeitarbeit liegt es auf der Hand, dass sich die Konsumentinnen
und Konsumenten ihre Einkaufszeiten nicht vorschreiben lassen. Wer das nicht wahr-
haben will, der soll einmal um 21 Uhr oder an einem Sonntag den Hochbetrieb in
einer Bahnhofsfiliale oder einem Tankstellenshop beobachten. Auch der Onlinehan-
del ist Teil dieses veranderten Konsumverhaltens. So ist es doch nur fair und logisch,
dass wir die Mdglichkeiten fur die restlichen Ladenbesitzenden an diese neue Realitat
anpassen., ganz im Sinn von moglichst gleich langen Spiessen fur alle, auch mit un-
seren Nachbarn. Weiter liegt es auf der Hand, dass nicht alle Unternehmen und nicht
alle Geschafte die gleichen Bedurfnisse und die gleiche Kundschaft bedienen. Fle-
xible Offnungszeiten kénnen daher sehr wohl sinnvoll sein. Wir sind der Meinung, die
Unternehmerinnen und Unternehmer wissen selbst am besten, wann sich was ver-
kaufen lasst. Entsprechend soll ihnen diese Entscheidungsfreiheit auch gewahrt wer-
den. Auch das ist Wirtschaftsfreiheit, die in diesem Land hochgehalten wird und auf
der unser Wohlstand mit beruht.

Erlauben Sie mir noch ein Wort zum Personal: Wir mochten keine Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen fur das Verkaufspersonal, das bekannterweise oft zu
niedrigen Lohnen arbeitet. Auf keinen Fall wollen wir eine Verschlechterung bewirken.
Aber auch hier ist das Bild nicht ganz so schwarz-weiss, wie es von einigen Seiten
und Vorrednerinnen gezeichnet wird. Wirklich geholfen ware dem Verkaufspersonal
mit einem Gesamtarbeitsvertrag. Das ist aber eine andere Diskussion und keine flr
den Kantonsrat. Darber hinaus ist es auch beim Verkaufspersonal so, dass verschie-
dene Bedurfnisse bestehen. Als langjahriger Student weiss ich, dass es viele Perso-
nen gibt, die gerne zu Randzeiten oder am Wochenende bezahlter Arbeit nachgehen.
Bei den heutigen Arbeitsmarktbedingungen mit tiefer Arbeitslosigkeit und Fachkrafte-
mangel kdnnen Arbeitgeberinnen kein Zeit- und Lohndiktat durchdricken. Der Markt
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funktioniert grundsatzlich und die Bestimmungen des eidgendssischen Arbeits- und
Umweltrechts bleiben offensichtlich ebenfalls bestehen.

Und zuletzt, das scheint mir der wichtigste Punkt, sitzen wir alle im gleichen Boot.
Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Geschaftsfuhrer, Verkaufspersonal, wir als Konsumentin-
nen, Stadte und Gemeinden sitzen alle im selben Boot. Schreitet das «Ladelisterben»
weiter voran, verlieren wir alle. Wir verlieren Geschafte, Arbeitsplatze, Einkaufsmaog-
lichkeiten, Bewahrtes und Bekanntes. Langere Offnungszeiten werden das Problem
nicht allein 16sen. Da machen wir uns keine lllusionen. Aber wenn wir zusatzliche
Moglichkeiten schaffen, innovative Verkaufskonzepte zulassen und so die Attraktivitat
des stationaren Handels férdern kdnnen, dann sollten wir dies tun. Die Mehrheit wird
den Antragen der vorberatenden Kommission und der FDP-Fraktion zustimmen.

Pool-Uznach: Auf die Vorlage ist einzutreten.

Gerne nehme ich Sie in Gedanken mit in den Dschungel des RLG. Vom Artikel
zur allgemeinen Ladeno6ffnungszeit Uber Artikel zur erweiterten Ladenoffnungszeit bis
zum Artikel zu Tourismusgebieten oder zum Artikel zu Ausnahmen, die wiederum in
der Kompetenz der einzelnen Gemeinden liegen. Es ist ein Dschungel von Gesetzen,
die uns einengen. Die Befreiung aus diesem Dschungel kommt erst, wenn wir an die
Kantonsgrenze stossen. Dies ist bei unserem Ringkanton oft ein kurzer Weg. Wir
brauchen keinen Staat, der uns sagt, wann ich meine berufliche Tatigkeit als Laden-
besitzer anbieten oder nicht anbieten soll. Solche Vorschriften gibt es in keiner ande-
ren Berufsbranche, weder in der Landwirtschaft, im Gesundheitswesen, im 6V, im Tou-
rismus, im Dienstleistungssektor (z.B. Versicherungsbroker), in der Forschung noch
in der Industrie mit oft 24-Stunden-Produktionszeiten. Auch hier gilt Gberall zum Schutz
des Arbeitnehmers das ArG.

Ich frage Sie: Wer in diesem Saal wurde einem Arzt vorgeben, wann er die Abend-
sprechstunde beenden musse? Wer von Ihnen hat nicht schon Weiterbildungsange-
bote am Abend genutzt? Wer von Ihnen wirde einem Physiotherapeutenteam sagen,
wann es am Abend den letzten Termin vergeben darf? Wollen wir Lehrpersonen vor-
schreiben, dass Elternabende, Elterngesprache, Lektionsvor- und -nachbereitungen
nur noch am Vormittag oder am Nachmittag stattfinden durfen? Oder wirden Sie ei-
nem Bauern sagen, wann er seine Kuhe melken muss und bis wie viel Uhr er seine
Heuernte in die Scheune bringen darf?

Das fast 25-jahrige RLG entspricht nicht mehr den Vorstellungen der Konsumen-
tinnen und Konsumenten. Es entsteht somit ein ungleicher Wettbewerb gegenuber
dem Onlineeinkauf und den attraktiveren Einkaufsmaoglichkeiten in unseren Nachbar-
kantonen. Weiter ist der Trend zu neuen Arbeitsmodellen zunehmend. Hier missen
wir uns offnen. Eine liberale Ladenschlusszeit ist ein Teil davon. Sie ist auch ein Bei-
trag zur Standortattraktivitat des Kantons. Flexible Arbeitszeiten, 4-Tage-Woche, Jah-
resarbeitszeit, individuelles Arbeitspensum usw. sind zeitgemass. Sie gelten gemass
Medien als Erfolgsfaktoren und kdnnen durchaus eine Chance flur junge und auch
altere Leute, aber auch fur Familien sein.

Ein Blick zurtck in meinen Beruf als Tierarztin und die damit verbundenen Ar-
beitszeiten am Abend und an Wochenenden: Diese waren nie ein Thema in der Fa-
milie. Wir haben es genossen, dass wir dadurch z.B. im Winter einen weiteren Nach-
mittag im Schnee und Schlitten verbringen konnten oder jeweils am ruhigen Donners-
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tagnachmittag die Spielmesse in St.Gallen besuchen konnten. Das RLG bleibt unbe-
stritten bestehen. Aber lassen wir uns nicht durch Uberholte und unndtige Gesetze
einengen und nutzen wir die Gelegenheit fur flexible Arbeitsmodelle, auch im Laden-
schlussbereich.

Schobi-Altstétten: Auf die Vorlage ist nicht einzutreten. Ich lege meine Interessen of-
fen: Ich bin Vizeprasident des Kantonalen Gewerbeverbands St.Gallen (KGV). Der
KGV vertritt u.a. in seiner Gruppe «Handel» rund 850 Detailhandler im Kanton.

Eine Verbandsumfrage bei den Detaillisten zeigte ein klares Ergebnis: Fur eine
Liberalisierung der Ladenoéffnungszeiten sprachen sich nur 10 Prozent aus. Dies aus
gutem Grund: Es ist hinlanglich bekannt, dass langere Offnungszeiten nicht bedeu-
ten, dass mehr Kunden in den Laden kamen. Vielmehr muss das Personal langer
prasent sein. Langere Offnungszeiten bedeuten damit mehr Kosten. Der Umsatz ver-
teilt sich einfach, er diinnt sich wahrend der Offnungszeit aus. Die Arbeitszeiten ha-
ben zudem auch einen Einfluss auf die Familien. Hier kommen die Offnungszeiten
mit den Familienpflichten in Konflikt. Viele Unternehmen unterhalten einen Webshop.
Sie sind auf langere Offnungszeiten nicht angewiesen. Schliesslich geraten die ge-
werblichen Detailhandler unter starkeren Druck der grossen Ketten, auch geoffnet zu
haben. Sind sie in Einkaufszentren eingemietet, kann ihnen das auch auferlegt wer-
den. Notigenfalls kann sich die Bevolkerung bereits jetzt abends und an Wochenen-
den in Tourismusorten oder bei Tankstellen mit dem Allernotigsten versorgen.

Schliesslich ist es eine gesellschaftliche Frage, ob immer alles jederzeit verfugbar
sein muss. Die Rund-um-die-Uhr-Gesellschaft Iasst griussen. Wollen wir das wirklich?
Das jetzige Gesetz ist ein eingemitteter Kompromiss. Entwicklungen der Menschheit
haben sich im Lauf der Geschichte immer wieder von Extremen zur Mitte eingepen-
delt. Das sieht man auch bei Vorlagen im Kantonsrat. Weder Links noch Rechts set-
zen sich immer durch. In der Mitte wirst du am sichersten gehen. Der Mittelweg ist
der beste. Das hat schon der Rdmer Ovid gewusst und uns diese Weisheit vor 2'000
Jahren in seinen «Metamorphosen» hinterlassen. Ich finde, falsch lag er damals nicht.
Wir werden auch heute erkennen, dass Ruhepausen und Ruhezeiten wertvoll sind.
Und die darf uns das RLG ruhig vorschreiben. Eine Anderung ist aus Sicht des De-
tailhandels, der Familien und der Bevolkerung nicht notig.

Frei-Rorschacherberg: Auf die Vorlage ist einzutreten.

Bei so viel Schwarzmalerei braucht es noch ein bisschen Pragmatismus. Die
Kernfrage ist ganz einfach: Braucht es den Onkel Staat, der dir sagt, wann du deinen
Laden schliessen musst? Wir fordern den Rickzug des Staats und mehr Betriebs-
wirtschaft. Die Sprechenden der Mitte haben ausgefuhrt, dass Mehrumsatz nicht ga-
rantiert sei und Mehrkunden ausblieben. Ja, dann ist es so. Dann haben wir betriebs-
wirtschaftliche Uberlegungen. Die Unternehmerinnen und Unternehmer entscheiden
dann, ob sie offen haben oder nicht. Wissen Sie, wie man dem sagt? Das ist der freie
Markt.

Wenn man sagt, der Mittelweg sei ein idealer, guter Weg, dann sage ich |hnen:
Nein, das ist eine Wischiwaschi-Gangart. Wir wollen mehr Freiheit und Fortschritt.
Geschatzte Damen und Herren der linken Ratsseite: Wenn ich diese Bilder sehe und
hore, eine Stunde langer arbeiten, die Familien werden benachteiligt usw.: Wir haben
immer noch ein Arbeitsrecht. Dieses gilt weiterhin. Wir sprechen von «durfen» und
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nicht von «mussen». Verwechseln Sie das nicht. Miassen und durfen ist nicht das
Gleiche. Man darf den Laden langer offen haben. Wenn ich betriebswirtschaftlich
finde, es geht nicht, schliesse ich. Wenn ich merke, ich habe nicht die gewunschten
Umsatze, dann schliesse ich auch. Bei all dem bleibt das Arbeitsrecht weiterhin be-
stehen und unsere Arbeithehmenden sind geschutzt.

Schauen Sie einmal in die anderen Kantone. In Zurich, wo es eine Variante gibt,
wie wir sie auf unserem Antrag vorschlagen, oder in Graubunden, Appenzell Inner-
rhoden, Appenzell Ausserrhoden und Glarus gibt es gar kein Gesetz. Im Thurgau gibt
es eine vereinfachte Variante, wie sie der Antrag der vorberatenden Kommission for-
dert. All diesen Familien geht es nicht schlechter. Der Schutz der Arbeithehmenden
ist da. Wir leben in einem ruckstandigen, Uberregulierten Kanton. Das kann es nicht
sein. Wenn wir nach Zurich schauen: Montag bis Samstag keine Bestimmungen und
am Sonntag geschlossen. Im Thurgau gibt es Offnungszeiten, wie sie jetzt vorliegen.
Und die haben, wenn wir die Ressourcenstarke anschauen, sogar Fortschritte ge-
macht.

Und noch etwas Letztes: Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Kunde im De-
tailhandel, wie Sie auch. Ich arbeite in Buchs und wohne in der Region Rorschach.
Was mache ich, wenn ich arbeiten muss? Ich gehe in den Thurgau oder fahre auf
dem Heimweg irgendwo ins Fiirstentum Liechtenstein oder etwas Ahnliches. Das
kann es nicht sein. Wir mochten keinen Mitte-Wischiwaschi-Weg. Wir mochten einen
fortschrittlichen, liberalen Weg.

Akeret-St.Gallen zu Frei-Rorschacherberg: Ich muss Ihnen widersprechen. Nur weil
Sie laut reden, haben Sie nicht unbedingt recht. Wir setzen uns fur das Personal ein.
Wenn Sie immer von der ganzen Freiheit, Liberalisierung und alle kdnnen so, wie sie
mochten, reden, stimmt das einfach nicht. Coop oder Migros kdnnen so lange offen
haben, wie sie mochten. Die haben das Geld dazu. Wenn ich aber einen kleinen La-
den habe, kann ich das nicht. Die kleinen Laden kommen unter Zwang und sind dann
die Verlierer. Wir wissen alle, dass mit dem ArG der Schutz der Arbeitnehmenden
nicht genugend ist.

Regierungsrat Tinner: Auf die Vorlage ist einzutreten.

Ich versuche ein bisschen einzuordnen: Wir sind eine 24-Stunden-Gesellschaft.
Wir benutzen das Gesundheitswesen und den 8V. Ich stelle fest, dass das OV-Ange-
bot eigentlich bis morgens um 04.00 Uhr bestehen sollte. Beim Einkaufen sind wir
aber noch sehr ruckstandig unterwegs. Ich habe von gesellschaftlichen und familien-
politischen Uberlegungen und Uberzeugungen bis hin zu moralischen Vorstellungen
gehort. Trotzdem bin ich Uberzeugt, dass die Regierung mit ihnrem Entwurf gar nicht
so schlecht liegt. Auch wenn dieser von lhnen als «mutloses Gesetzeswerk» bezeich-
net wurde.

Ich mochte auf zwei, drei Argumente aus dem Kreis der Gewerkschaften einge-
hen: Die Regierung hat durchaus Verstandnis, dass man einen GAV einfuhren
konnte. Sie brauchen dazu aber zwei, die das auch wollen. Wenn die Arbeitgeberseite
oder die Detaillisten nicht wollen, kann die Regierung die Partner nicht an einen Tisch
zerren und meinen, es gehe dann auf einmal. Entscheidend ist auch, und das hat
Monstein-St.Gallen sehr gut gesagt: Es ist ein Rahmengesetz. Der Laden muss nicht
bis am Ende der Offnungszeit offen bleiben. Ich glaube, dass dieses Element immer
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wieder vergessen wird. Auch entscheidend ist, dass das eidgendssische Arbeitsrecht
gilt. Da gelten Arbeitszeiten, wie wir das an anderen Orten auch kennen. Jetzt muss
man nicht so tun, als ob eine Verkauferin auf einmal zwolf Stunden am Tag im Laden
stehen musste. Das ist nicht ehrlich.

Ich habe heute Mittag versucht, mit den Demonstrierenden zu reden. Ich habe
es selbstverstandlich auch geschafft. Als ich gefragt habe, in welchem Laden sie ar-
beiten, haben mir alle gesagt, sie seien bei der Unia angestellt. Das hat mich erstaunt.
Das nutzt herzlich wenig. Ich wollte auf den Austausch eingehen. Ich habe wenigs-
tens einen pensionierten Buchladenverkaufer angetroffen. Er hat mir seine Sicht-
weise sehr wohl dargelegt und gesagt; Ja, vielleicht sei es schon so, dass der kleinere
Laden zu einem grosseren Mitkonkurrenten im Nachteil sein konnte. Aber wie gesagt,
der Laden muss nicht zwingend offen bleiben.

Wir missen aber auch ehrlich sein: Wie viele von uns wurden schon einmal beim
Coop beim Bahnhof angetroffen? Ich konnte lhnen prominente Mitglieder des Kan-
tonsrates oder aus seinem Umfeld zeigen, einschliesslich Regierungsmitglieder. Sie
werden an einem Sonntagmorgen um 08.00 Uhr auch ab und zu den Volkswirtschafts-
direktor in Balzers im Coop oder in der Migros antreffen. Frei-Rorschacherberg, wenn
Sie vielleicht am Sonntag arbeiten, konnten Sie auf dem Heimweg nach Rorschach
in Schaan einkaufen gehen. Das ware auch eine Alternative. Aber Spass beiseite. Mir
geht es darum, dass wir da ehrlich sein mussen und vielleicht auch mit den gesell-
schaftlichen Bedurfnissen mitgehen sollten. Der Vorschlag der Regierung ist «wills
Gott» ein bescheidener Schritt. Ich gebe zu, dass man personlich immer mehr wollen
kann. Ab und zu will der Volkswirtschaftsdirektor auch mehr, aber dann wird er viel-
leicht von der Regierung zuruckgehalten. Vielleicht will er auch einmal weniger und
wird gestossen, mehr zu machen. Das kann durchaus sein. Aber das ist eine politi-
sche Auseinandersetzung, die wir in der Regierung nicht nur einmal gefuhrt haben.
Wir haben uns bei der Beantwortung der Motion und dann im Rahmen einer Regie-
rungsklausur intensiv mit dem Thema auseinandergesetzt. Ich bin Uberzeugt, dass
dieser Vorschlag, wie er vorliegt, ein guter ist. Er ist Ubrigens, Schobi-Altstatten, ein
Mittelweg. Da sind wir dann wieder gleicher Meinung; nicht im Ergebnis, aber zumin-
dest ist es ein gutes Mittelmass. Ich hoffe, dass Sie den Antragen der Regierung
folgen.

Der Kantonsrat tritt mit 66:43 Stimmen bei 1 Enthaltung auf die Vorlage ein.

Spezialdiskussion

Art. 8 (Allgemeine Ladenoffnung von Montag bis Samstag). Schorer-St. Gallen bean-

tragt im Namen der FDP-Fraktion,

— Art. 8 Abs. 1 wie folgt zu formulieren: «Die Laden des Detailhandels durfen von
Montag bis Samstag ven-05-00-bis-22-00-Uhrohne zeitliche Beschrankung geoffnet
sein. Die Bestimmungen des eidgendssischen Arbeits- und Umweltrechts bleiben
vorbehalten.»;

— den Artikeltitel von Art. 8 wie folgt zu formulieren: «Allgemeine-Ladenoffnung von
Montag bis Samstag»;
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— Art. 9 Abs. 2 Bst. e wie folgt zu formulieren: «Verkaufsstellen auf Autobahnraststat-
ten, die ein Warenangebot fuhren, das Uberwiegend auf die Bedurfnisse der Rei-
senden ausgerichtet ist:;»;

— einen neuen Art. 9 Abs. 2 Bst. f mit folgendem Wortlaut: «Autobahnraststatten mit
Gastwirtschaftsbetrieb.»;

— Art. 9 Abs. 3 zu streichen;

— Art. 12 Abs. 1 Bst. ¢ zu streichen.

Wie Sie unserem Antrag entnehmen konnen und ich bereits im Eintretensvotum
angekundigt habe, stellen wir den Antrag fur eine vollstandige Flexibilisierung und
eine entsprechende Vereinfachung der Art. 8 bis 12. Es soll Ladenbetreibenden in-
nerhalb des notwendigen Rahmens moglich sein, ihre Geschafte so zu 6ffnen, wie es
fur ihre Kundschaft richtig ist. Dieser Rahmen, und das ist ganz wichtig, bewegt sich
primar vom ArG, von den RLG-Bestimmungen und den Vorschriften zum Schutz von
Anwohnenden. Sie kdonnen damit besser und innovativer auf die sich verandernden
Einkaufsgewohnheiten der Kundschaft eingehen und konkurrenzfahig sein. Das be-
deutet nicht, dass sie die gesamten Offnungszeiten ausnutzen miissen, sondern spe-
zifisch im gegebenen Rahmen agieren konnen. Fur die Arbeithehmenden bieten sich
zusatzlich auch neue Arbeitsmodelle an, die ihren persénlichen Umstanden besser
entsprechen kdnnten.

Zu Recht wird immer wieder darauf hingewiesen, dass es nicht Aufgabe des Ge-
setzgebers ist, Burgerinnen und Burger zu bevormunden, sondern nur das zu regeln,
was fur das gesellschaftliche Zusammenleben notwendig und zum Schutz von Indi-
viduen und Funktionieren von Ablaufen im Staat unverzichtbar ist. So viel Freiheit und
Handlungsspielraum wie maoglich und so wenig Einschrankung wie noétig. Immer wie-
der wird gesagt, dass Gesetze, die nicht nétig sind, entschlackt werden sollen. Genau
hier haben Sie nun die Moglichkeit dazu. Wir sind der Auffassung, dass sich nach der
Liberalisierung in der Praxis auf Anhieb kaum etwas andern wird. Bestehende Ge-
wohnheiten verandern sich nicht von heute auf morgen. Sie entwickeln sich aber ste-
tig weiter. An die Entwicklungen konnen sich dann jene, die das wollen, anknupfen
und ihre Offnungszeiten bzw. Schliessungszeiten entsprechend anpassen.

Wir vermuten, dass primar die Angst vor einer neuen, noch unbekannten Situa-
tion die Argumente der Gegnerschaft pragt. Es scheint, dass die Gewerkschaftsseite
v.a. befurchtet, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter benachteiligt und ausgebeutet
werden konnten. Dabei wird aber Ubersehen, dass neue Arbeitsangebote auch indi-
viduelle Vorteile bringen konnen und dass aufgrund des ArG potenzielle Ausbeutung
schlicht verhindert werden kann und verhindert werden muss.

Auf der anderen Seite der Gewerbeverband. Die Vernehmlassung des Gewerbe-
verbands wurde primar von der Angst jener gepragt, die beflrchteten, bei einer Libe-
ralisierung die eigenen Offnungszeiten ausdehnen zu missen und gezwungen zu
werden, einen GAV abzuschliessen. Offenbar wurden die betreffenden Fragen in der
Umfrage des Gewerbeverbands so interpretiert und deshalb mehrheitlich abgelehnt.
Fur v.a. kleinere Gewerbebetriebe kann es selbstverstandlich mehr administrativen
Aufwand geben und Kosten verursachen, wenn diese einen GAV bendtigen. Hatte
man in der Umfrage z.B. mit Verweis auf die umliegenden Kantone, die trotz wesent-
lich liberaleren Losungen keinen GAV brauchen, klarer informiert, durfte das Resultat
kaum gleich ausgefallen sein. Es bestanden auch Beflirchtungen, dass durch langere
Offnungszeiten Grossverteiler bevorzugt wiirden. Die Erfahrung zeigt aber, dass
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auch Grossverteiler nur dann die erlaubten Offnungszeiten ausniitzen, wenn es die
Kundschaft wiinscht und es wirklich sinnvoll ist. Die vollstindige Ausnutzung der Off-
nungszeiten ist bereits heute bei weitem nicht uberall der Fall. Der Sinn einer Libera-
lisierung besteht jedoch nicht im Zwang einer generellen Ausweitung der Offnungs-
zeiten, sondern in der Moglichkeit, diese nach eigenem Wissen und Willen im
vorgegebenen Rahmen zu nutzen. Insbesondere auch fur kleinere Geschafte kann
es von grossem Nutzen sein, die Offnungszeiten an ihre eigene, spezifische Kund-
schaft auszurichten. Das mochten wir den Unternehmerinnen und Unternehmern er-
moglichen.

Selbstverstandlich sollen auch die Konsumenten profitieren. Sie kdnnen dann
ihre Einkaufe tatigen, wenn es in ihr Alltagskonzept passt. Die Gefahr einer Abwan-
derung ins Internet oder in umliegende Kantone kann durch eine Liberalisierung ver-
mindert werden. Einkaufe kdnnen wieder vermehrt lokal getatigt werden. Das fordert
auch die Belebung von Innenstadten und Dorfkernen. Wir sind Uberzeugt, dass die
detaillierten Vorschriften und Ausnahmen des Gesetzes gefahrlos vollstandig flexibi-
lisiert werden kdnnen. Es braucht dazu allerdings den Mut, an die Mindigkeit und an
die Vernunft der Mitmenschen sowie an die Selbstverantwortung zu glauben.

Zschokke-Rapperswil-Jona beantragt im Namen von Zschokke-Rapperswil-Jona /
Akeret-St.Gallen, in Art. 8 am Entwurf der Regierung und in Art. 9 bis 11 am gelten-
den Recht festzuhalten.

Ich spreche im Namen einer Mehrheit der SP-GRUNE-GLP-Fraktion, die im
Grundsatz den Antragen der Regierung folgen wird. Die Botschaft und der Entwurf
der Regierung, die durch eine breit abgestiutzte Vernehmlassung — also als gutschwei-
zerischer Kompromiss — ausgearbeitet wurde, entspricht dem Willen der Bevolkerung,
die bereits mehrere Male Uber Ruhetage und Ladendffnungszeiten abgestimmt hat.
Den von der vorberatenden Kommission beantragten Art. 12 (neu) werden wir zu ei-
nem spateren Zeitpunkt behandeln. Wir werden diesem zustimmen.

Krempl-Gné&dinger-Goldach (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Den Antragen der
Regierung ist zuzustimmen.

Die Antrage der FDP-Fraktion fuhren zu einer weitergehenden Liberalisierung an
den Wochentagen und vor Ruhetagen. Fur die Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion sind
diese Offnungszeiten zu lang. Die Griinde dazu habe ich bereits im Eintretensvotum
genannt. Es wurde bereits angekundigt, dass im Fall einer Liberalisierung in diesem
Ausmass das Referendum ergriffen wirde. Wir beflrchten, dass die Vorlage mit La-
dendffnungszeiten von 05.00 Uhr bis 22.00 Uhr oder ohne zeitliche Beschrankung,
wie es die FDP-Fraktion beantragt, vom Volk nicht angenommen wurde. Es ware viel
Aufwand fur eine erfolglose Vorlage. Die Mitte-EVP-Fraktion unterstutzt mehrheitlich
den Antrag der Regierung bzw. den urspringlichen Entwurf.

Stéckling-Rapperswil-Jona: Dem Antrag der FDP-Fraktion ist zuzustimmen.

Bei der Frage der Ladenschlusszeiten geht es nur in zweiter Linie um die Rege-
lung, wann ein Verkaufsgeschaft offen haben darf bzw. muss und wann nicht. In ers-
ter Linie geht es darum, dem Detailhandel unternehmerische Freiheit zurtickzugeben,
die Freiheit, sich dem Kundenbedurfnis anzupassen. Es liegt auf der Hand, dass gros-
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sere Geschafte vom Wegfall von staatlich verordneten Schliesszeiten profitieren wer-
den. Aber es ist schlicht nicht nachvollziehbar, warum das bei kleineren Geschaften
nicht der Fall sein sollte. Gerade Quartierladen und kleinere Geschafte kennen ihre
Kundinnen und Kunden sowie deren Bedurfnisse sehr genau. Es ist nun mal so: Kein
Unternehmer 6ffnet sein Geschaft, wenn er keine Kundinnen und Kunden erwartet.

Die Geschafte der Rapperswiler Altstadt profitieren von den Regelungen fur Tou-
rismusgemeinden und kdnnen am Sonntag 6ffnen. Ich lade Sie ein, an einem Sonn-
tagnachmittag nach Rapperswil zu kommen. Das ist sowieso immer eine Reise wert.
Beim Spaziergang durch die Altstadt werden Sie feststellen, dass das Bild sehr diffe-
renziert ist. Die Geschafte am Bahnhof haben zu jeder Tages- und Nachtzeit offen.
Sie unterstehen einer anderen Regelung aus dem Offnungszeitendschungel, aber
das ist eine andere Geschichte. Aber in der Altstadt ist das Bild sehr differenziert.
Diejenigen Boutiquen und Geschéfte, die an diesen Tagen Kundinnen und Kunden
haben, haben geotffnet. Der Nachbar hat geschlossen. Die Nachbarin mit der nachs-
ten Boutique hat vielleicht wieder gedffnet und der grossere Laden am Hauptplatz ist
vielleicht das ganze Wochenende sowieso geschlossen, weil er von den Kunden von
Montag bis Freitag lebt. Das Bild ist sehr breit und zeigt genau dieses Resultat: Das
Geschaft ist geoffnet, wenn es Kunden hat, und es ist geschlossen, wenn es keine
Kundinnen hat. Das sollte auch bei dieser Frage der Fall sein.

Schuler-Mosnang: Dem Antrag der FDP-Fraktion ist zuzustimmen.

Vor was genau furchten wir uns eigentlich? Das ArG sieht in Art. 10 zum Schutz
aller Arbeitnehmenden in der Schweiz vor, dass nur Arbeitszeiten von 06.00 bis 23.00
Uhr zulassig sind. Dabei kann Abendarbeit zwischen 20.00 und 23.00 Uhr nur dann
angeordnet werden, wenn die betroffenen Arbeithehmenden vorgangig angehort wer-
den. Zudem ist Morgenarbeit zwischen 05.00 und 06.00 Uhr bzw. Abendarbeit zwi-
schen 23.00 und 24.00 Uhr nur dann erlaubt, wenn die Arbeitnehmenden einwilligen.

Sie sehen, es gibt keinen Grund, Angst vor einer Flexibilisierung der Ladenschluss-
zeiten zu haben. Das Auffangnetz des ArG gilt und schutzt weiterhin alle Arbeitneh-
menden in der Schweiz. Vielmehr muss an dieser Stelle die Frage erlaubt sein, worin
der sachliche Grund liegt, weshalb Verkaufspersonal nur bis 19.00 Uhr tatig sein darf,
fur alle anderen Arbeithehmenden (z.B. Pflegefachpersonen, Polymechaniker und Kauf-
frauen) aber der Schutz des eidgendssischen ArG genugt.

Noch eine persdnliche Anmerkung zu einem konkreten Missstand, den Louis
Ivan-Nesslau bereits erwahnt hat: Ich wohne im beschaulichen, friedvollen und scho-
nen Mosnang, unweit der Thurgauer und Zurcher Grenze. Als ich kirzlich zum sams-
tagabendlichen Essen zu mir nach Hause einlud, musste ich mit Entsetzen feststel-
len, dass die eine oder andere Zutat fehlt. Meine Kochkulnste halten sich eben leider
in Grenzen. Der Umstand, dass die St.Galler Laden zu diesem Zeitpunkt leider bereits
geschlossen hatten, machte das Ganze nicht besser. Etwas aufgescheucht und um
das Essen bangend blieb mir also nichts anderes ubrig, als ins nahe gelegene Thur-
gauer Rickenbach auszuweichen. Dort angekommen, staunte ich nicht schlecht: Im
Einkaufszentrum traf ich gefuhlt das halbe Alttoggenburg an. Abgesehen davon, dass
die zahlreichen Gesprache meinen Einkauf deutlich verlangerten, ich anschliessend
in einen Heidenkochstress geriet und sich dadurch erst recht kein Gourmetmeni mehr
herzaubern liess, hintersann ich mich schon: Ware es nicht deutlich besser, diese
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samstagabendlichen Einkaufsumsatze blieben im Kanton St.Gallen? Wollen wir wirk-
lich, dass wir unsere Burgerinnen und Burger zu Einkaufstouristen in den Thurgau
machen? Wohl eher nicht. Wir sind schliesslich nicht hier, um Standortforderung fur
den Kanton Thurgau oder andere Kantone zu betreiben. Unsere St.Galler Laden ha-
ben es verdient, gleich lange Spiesse wie alle anderen zu haben.

Diirr-Widnau: Der Antrag der FDP-Fraktion ist abzulehnen.

Ich mdchte eine Lanze fur den KGV brechen. Es wurde gesagt, diese Umfrage
sei nicht richtig und man habe die falschen Fragen gestellt. Ich bitte alle von lhnen,
den Fragenkatalog anzuschauen. Man kann jede Umfrage umdrehen, wenn das Re-
sultat nicht passt, Schorer-St.Gallen. Das Resultat ist deutlich, sogar Uuberdeutlich.
Man hat beide Varianten abgefragt. Jetzt zu sagen, dass wegen des GAV nicht zu-
gestimmt worden sei, stimmt nicht.

Ich habe jetzt gehort, es gibt keine Angste bzw. nichts, wovor man Angst haben
muss. Der stationare Detailhandel hat Respekt und Angst vor diesen Liberalisierungs-
schritten. Und das hat Grinde. Er sagt das nicht einfach zum Plausch, sondern das
ist die Realitat. Es ist nicht ganz richtig, dass alle die gleich langen Spiesse haben.
Es gibt die Zentren, da muss man 6ffnen. Wenn das Zentrum bis 18.00 Uhr offen hat,
kann man nicht sagen, ich mache nur bis 16.00 Uhr auf. Das geht nicht. Es gibt Ver-
trage. Weiter muss der innerkantonale Verdrangungskampf beachtet werden, der im
Bericht nie erwahnt wurde. Jetzt kann schon gesagt werden, der freie Markt soll spie-
len und die grossen Zentren und grossen Detailhandler sollen profitieren. Aber es gibt
noch die anderen, die kleineren und mittleren Geschafte. Die sind nicht in der Lage,
das kostenmassig zu tragen. Das ist auch das Ruckgrat unserer Wirtschaft und vom
Detailhandel. Ich bitte Sie, diese Angste ernst zu nehmen und nicht so zu tun, dass
sie keine Angst haben miissen, da sie frei wahlen kénnen, fiir welche Offnungszeiten
sie sich entscheiden. Selbstverstandlich konnen sie das, aber sie haben nicht die
gleiche Grundvoraussetzung wie die grossen Detaillisten.

Es wurde auch der Einkaufstourismus angesprochen. Ich komme aus einer Re-
gion, wo der Einkaufstourismus nach Vorarlberg hoch im Kurs ist. Da sind nicht die
Offnungszeiten das Problem. Das Problem ist der Kostenunterschied von Benzin, Ta-
bak und Lebensmitteln — und allenfalls kann man noch kostenlos parkieren. Ich bitte
Sie, das Votum der Gruppe «Handel» des KGV ernst zu nehmen und nicht einfach
so zu tun, als dass das kein Problem sei. Es sind Angste vorhanden, die ernst zu
nehmen sind. Ich bin nicht sicher, ob Sie das mit dieser Liberalisierung tatigen. Sind
wir ehrlich: Wenn Sie bis 22.00 Uhr liberalisieren, konnen Sie auch vollstandig libera-
lisieren. Denn ab 22.00 Uhr missen Sie auch nicht mehr von Vereinstatigkeit usw.
sprechen.

Niesch-Diepoldsau: Dem Antrag der FDP-Fraktion ist zuzustimmen.

Heute wird anlasslich der «Sichlete» auf dem Bundesplatz in Bern der schonste
Hofladen pramiert. Die meisten Hofladen befinden sich auf dem Hofareal und nicht in
den Dorfzentren. Sie haben also per se schon einen Standortnachteil. Wir missen
den Bauernfamilien nicht vorschreiben, wann sie die Hofladen geoffnet haben sollen.
Es betrifft nicht nur die bedienten Laden, sondern auch die unbedienten Laden und
Verkaufslokale mit Selbstbedienungsautomaten, die genau aus dem Grund beliebt
sind, weil jederzeit eingekauft werden kann. Viele Landwirtschaftsbetriebe kommen
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diesem Bedurfnis nach. Wer hat schon einmal Uberlegt, mit welchem Aufwand kon-
trolliert werden soll, wenn der Verkauf in unbedienten Verkaufslokalen mit Automaten
zeitlich eingeschrankt wirde? Die Bauernfamilien konnen selber entscheiden, wann
ihre Automaten und ihre Hofladen fir die Konsumenten offen sein sollen. Die gefor-
derte Liberalisierung der FDP-Fraktion bietet die grosstmaogliche Flexibilisierung.

Lippuner-Grabs: Dem Antrag der FDP-Fraktion ist zuzustimmen. Ich lege meine Inte-
ressen offen: Ich bin Vorstandsmitglied des Kantonalen Gewerbeverbands St.Gallen.
Die Vernehmlassungsantwort zur Flexibilisierung der Ladenschlusszeiten wurde
vor meinem Eintritt in den KGV verfasst. Die Frage nach dem GAV stellte der KGV
nicht zu Unrecht, da die Regierung diesen von sich aus und schon fruh ins Spiel brachte.
Vollig unnotig, wie ich finde. Die umliegenden Kantone Zurich, Thurgau, beide Appen-
zell, Glarus und Graubinden mit gar keinen oder deutlich freieren kantonalen Laden-
schlusszeiten kommen ebenfalls ohne kantonale GAV aus. Missstande sind keine
bekannt. Die gesamtschweizerisch geltenden Bestimmungen im ArG und im Obliga-
tionenrecht regeln samtliche Fragen und funktionieren einwandfrei. Zudem kennen
gerade die grossen Detailhandler wie Migros, Coop und Aldi betriebliche GAV.

Die Swiss Retail Federation, in der rund 6'000 Geschafte des stationaren Han-
dels organisiert sind, befurwortet die vollstandige Flexibilisierung mit dem Hinweis,
dass der ganz grosse Konkurrent der Ladenlokale der Onlinehandel sei. Heute be-
stellt, morgen zuhause. Fast alles kann heute bequem nach Hause geliefert werden,
was den stationaren Handel massiv unter Druck setzt. Mehr unternehmerische Frei-
heiten kdnnen in so einer Situation sicher nicht schaden und durften bessere Voraus-
setzungen liefern als Marktabschottungsversuche per staatliche Ladenschlusszeiten.
Solche Einschrankungen in der Wirtschaftsfreiheit lassen sich durch nichts begrin-
den. Die Kundschaft weiss sich zu organisieren und kauft einfach an der Tankstelle,
im Bahnhofladen, in den umliegenden Kantonen, im benachbarten Ausland oder wie
gesagt immer ofter beim grossten Konkurrenten, dem Onlinehandel, ein.

Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann, Kommissionsprésident: Ich versuche Licht ins Dunkel
zu bringen. In der vorberatenden Kommission haben wir Gber Art. 7 bis 12 diskutiert,
obwohl im Entwurf nur von Art. 8 die Rede ist. Dies aufgrund allfalliger Folgeanpas-
sungen, wenn Art. 8 geandert wurde. Das zur Erklarung, warum nicht nur Art. 8 auf
dem Antrag der vorberatenden Kommission vermerkt ist.

Zum Antrag der vorberatenden Kommission zu Art. 7 Ziff. 9 (Selbstbedienungs-
laden ohne Personal) gebe ich IThnen noch das Abstimmungsresultat bekannt: Die
vorberatende Kommission hat diesem mit 15:0 Stimmen zugestimmt.

Zu Art. 8, den wir jetzt ausgiebig diskutiert haben: Die vorberatende Kommission
hat dem Antrag, dass die Laden bis 22.00 Uhr geo6ffnet sein durfen, mit 8:6 Stimmen
und 1 Enthaltung zugestimmt. Der Antrag der FDP-Fraktion zu Abs. 1 wurde nicht
exakt so gestellt, aber ahnlich. Es wurde ein Antrag gestellt, Art. 7 bis 13 ganz zu
streichen, was ebenfalls einer vollstandigen Flexibilisierung entsprochen hatte. Die-
ser Antrag wurde mit 10:5 Stimmen abgelehnt.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung bzw. Zschokke-Rapperswil-Jona /
Akeret-St.Gallen dem Antrag der FDP-Fraktion zu Art. 8 mit 56:55 Stimmen vor.
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Der Kantonsrat zieht den Antrag der vorberatenden Kommission dem Antrag der Re-
gierung bzw. Zschokke-Rapperswil-Jona / Akeret-St.Gallen zu Art. 8 mit 58:49 Stim-
men bei 3 Enthaltungen vor.

Art. 9 (Ladenoffnung an offentlichen Ruhetagen a] Grundsatz). Sailer-Wildhaus-Alt
St.Johann, Kommissionsprésident: Der Antrag der vorberatenden Kommission zu
Art. 9 wurde in der vorberatenden Kommission diskutiert. Sie hat diesem mit 8:6 Stim-
men bei 1 Enthaltung zugestimmt.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der FDP-Fraktion dem Antrag der Regierung bzw.
Zschokke-Rapperswil-Jona / Akeret-St.Gallen zu Art. 9 mit 63:48 Stimmen vor.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der vorberatenden Kommission dem Antrag der
FDP-Fraktion zu Art. 9 mit 59:49 Stimmen bei 2 Enthaltungen vor.

Art. 10 (Erweiterte Ladendffnung). Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann, Kommissionspré-
sident: Art. 10 ist aus legistischer Sicht nur eine Folgeanpassung zu den Antragen zu
Art. 8 und 9. Die vorberatende Kommission hat diesem Antrag mit 9:5 Stimmen bei
1 Enthaltung zugestimmt.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der vorberatenden Kommission dem Antrag der Re-
gierung bzw. Zschokke-Rapperswil-Jona / Akeret-St.Gallen zu Art. 10 mit 65:42 Stim-
men bei 4 Enthaltungen vor.

Art. 11 (Tourismusgemeinde). Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann, Kommissionsprésident:
Auch hier handelt es sich um eine Folgeanpassung aufgrund der Anderung von Art. 9.
Die vorberatende Kommission hat diesem Antrag mit 11:4 Stimmen zugestimmit.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der vorberatenden Kommission dem Antrag der Re-
gierung bzw. Zschokke-Rapperswil-Jona / Akeret-St.Gallen zu Art. 11 mit 68:43 Stim-
men vor.

Art. 12 (Ausnahmen a] Gemeinde). Schorer-St.Gallen zieht im Namen der FDP-Frak-
tion den Antrag zu Art. 12 Abs. 1 Bst. ¢ zurlck.

Da die vollstandige Flexibilisierung nicht zustande kommt, macht dieser Artikel
aus unserer Sicht keinen Sinn.

Zschokke-Rapperswil-Jona: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustim-
men.

Art. 12 (neu) soll ebenfalls aufgenommen werden. Das soll die unternehmerische
Freiheit des Detailhandels starken. Denn sollte der stationare Detailhandel gegen-
uber dem Onlinehandel konkurrenzfahig bleiben, muss Einkaufen in Geschaften ver-
mehrt zu einem Erlebnis werden, das die Menschen durch spezielle Veranstaltungen
in die Laden bringt.
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Krempl-Gné&dinger-Goldach beantragt im Namen der Mitte-EVP-Fraktion:

— Art. 12 Abs. 1 Ingress wie folgt zu formulieren: «Die politische Gemeinde kann
durch Reglement-oderBewilligung im Meldeverfahren Ausnahmen von den gesetz-
lichen Ladendéffnungszeiten zulassen:»;

— Art. 12 Abs. 1 Bst. ¢ wie folgt zu formulieren: «fur spezielle Verkaufsanlasse an
Werktagen, hochstens fur zweivier je Laden und Jahr.»;

— einen neuen Art. 12 Abs. 4 mit folgendem Wortlaut: «FUr die Bewilligung nach
Abs. 1 gilt ein Meldeverfahren. Die Ausnahme gilt als genehmigt, wenn die Behorde
nicht innert 20 Tagen nach Eingang des Gesuchs reagiert.»;

— einen neuen Art. 12 Abs. 5 mit folgendem Wortlaut: «Fur weitere Ausnahmen nach
Abs. 1 Bst. c dieser Bestimmung kann die Gemeinde die Bewilligung erteilen.».

Die Anpassungen im Antrag der Mitte-EVP-Fraktion zu Art. 12 Abs. 1 bringen
eine Vereinfachung und Verminderung der Burokratie zum Vorteil der Ladenbesitzer

wie auch fur die Gemeindebehdrden. So kdnnen vier spezielle Verkaufsanlasse im

Meldeverfahren zugelassen werden. Fir alle weiteren speziellen Verkaufsanlasse

braucht es eine Bewilligung durch die Gemeinde.

Mitiller-Lichtensteig beantragt im Namen von Muller-Lichtensteig / Broger-Altstatten /
Barlocher-Eggersriet:

— Art. 12 Abs. 1 Ingress wie folgt zu formulieren: «Bie—politische—Gemeindekann

durch-Reglement-oderBewilligung-Ausnahmen von den gesetzlichen Ladenoff-
nungszeiten zulassensind moglich:»;

— Art. 12 Abs. 1 Bst. ¢ wie folgt zu formulieren: «fur spezielle Verkaufsanlasse an
Werktagen, hochstens fur zweivier je Laden und Jahr.»;

— Art. 12 Abs. 3 wie folgt zu formulieren: «Fur allgemeine oder individuelle Sonntags-
verkaufe in der Adventszeit kannist die Ladenoffnung von 12.00 Uhr bis 17.00 Uhr
zugelassen-werden.»;

— einen neuen Art. 12 Abs. 4 mit folgendem Wortlaut: «Fur weitere Ausnahmen nach
Abs. 1 Bst. c dieser Bestimmung kann die Gemeinde die Bewilligung erteilen.»;

— den Artikeltitel von Art. 12 wie folgt zu formulieren: «Ausnahmen-a)-Gemeinrder.

Ich spreche im Namen einer Minderheit der Mitte-EVP-Fraktion. Ich lege meine
Interessen offen: Ich bin Stadtprasident von Lichtensteig.

Es liegen lhnen zwei Antrage vor, und zwar geht es insbesondere um die Bewil-
ligung von vier Sonntagsverkaufen. Wenn Sie heute Art. 12 lesen, sehen Sie, dass
die Gemeinde via Reglement oder Bewilligung den Laden vier Sonntagsverkaufe ge-
nehmigen kann. Zusatzlich konnen fur Publikumsmessen und Anlasse von regionaler
und Uberregionaler Bedeutung sowie flr spezielle Verkaufsanlasse weitere Ausnah-
men zugelassen werden.

Die Politische Gemeinde Lichtensteig bekommt von ihren Laden laufend solche
Antrage fur die Durchfuhrung von Sonntagsverkaufen. Sie senden uns ein Bewilli-
gungsgesuch, wir bewilligen dieses und stellen den Ladenbetreiberinnen und -betrei-
bern eine Rechnung. Nicht mehr und nicht weniger. Ich personlich sowie Kolleginnen
und Kollegen aus meiner Fraktion halten diesen Prozess fur unnétig. Wir kénnen in
Art. 12, wie Sie unserem Antrag entnehmen konnen, festlegen, dass die Laden hochs-
tens vier Sonntagsverkaufe durchfuhren kdnnen und an speziellen regionalen und
Uberregionalen Anlassen Sonntagsverkaufe machen bzw. 6ffnen kénnen sowie Ver-
kaufsanlasse unter der Woche genehmigt werden kdnnen. Unser Antrag ist, dass der
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blUrokratische Leerlauf beendet wird und diese speziellen Verkaufsanlasse ohne Be-
willigung durchgefuhrt werden konnen.

Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann, Kommissionspréasident: Die vorberatende Kommis-
sion hat dem Antrag zu Art. 12 mit 10:4 Stimmen bei 1 Enthaltung zugestimmt. Die
Antrage der Mitte-EVP-Fraktion bzw. Muller-Lichtensteig / Broger-Altstatten / Barlo-
cher-Eggersriet wurden in der vorberatenden Kommission nicht gestellit.

Regierungsrat Tinner: Ich mochte Ihnen einfach zu bedenken geben, dass wenn Sie
den Sonntag auch noch weiter liberalisieren wollen, das Ganze im Rahmen einer Re-
ferendumsabstimmung vermutlich bachab geschickt wird. Bitte halten Sie sich we-
nigstens an den Antrag der vorberatenden Kommission oder noch besser an den An-
trag der Regierung.

Miiller-Lichtensteig zu Regierungsrat Tinner: Ich erlaube mir, nach dem Vorsteher
des Volkswirtschaftsdepartementes zu sprechen. Es handelt sich nicht um eine Libe-
ralisierung. Es steht im Artikel, dass weiterhin hochstens vier Sonntagsverkaufe je
Laden und Jahr moglich sind. Es gibt also nicht mehr Sonntagsverkaufe. Es braucht
einfach kein spezielles Schreiben mehr an die Gemeinde.

Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann, Kommissionsprdsident zu Muller-Lichtensteig: Beim
Bst. c geht es um spezielle Verkaufsanlasse an Werktagen, damit sind nicht die Sonn-
tagsverkaufe gemeint. Diese sind im Abs. 3 geregelt.

Regierungsrat Tinner: Ich mdchte nicht den Schulmeister spielen, aber Tatsache ist,
dass es fast zwei gleichlautende Antrage gibt. Beim einen geht es um den Sonntag
und beim anderen geht es um den Werktag. Beim Werktag ist es mir egal, machen
Sie da, was Sie wollen. Aber beim Sonntag muss ich lhnen zur Kenntnis geben: In
der Eintretensdiskussion haben Sie von ganz links bis zur Mitte gesagt, das sei alles
des Teufels, was da kommt und Sie wollen es ablehnen. Und jetzt 6ffnen Sie sozu-
sagen mit einem Federstrich die Sonntagsverkaufe. Da geht doch irgendetwas nicht
auf. Ich mochte Sie nur darauf hinweisen, dass es hier einen Pferdefuss hat. Muller-
Lichtensteig, ich weiss nicht, was Sie jetzt wollen. An die Adresse der Kantonsrats-
prasidentin: Ich glaube, es muss schon noch geklart werden, was man will. Wenn das
hier ein grosseres Durcheinander gibt, geben Sie diesen Artikel zurtck in die vorbe-
ratende Kommission. Dann kann diese nochmals klar dartber befinden, was sie
mdchte. Sonst haben wir eine Haurucktbung, und ich garantiere lhnen, dass die Re-
ferendumsabstimmung dann gewinnt und Sie gar nichts haben.

Miuiller-Lichtensteig zieht den Antrag zu Art. 12 im Namen von Miuller-Lichtensteig /
Broger-Altstatten / Barlocher-Eggersriet zurtck.
Allenfalls werden wir den Antrag in der zweiten Lesung nochmals stellen.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der Mitte-EVP-Fraktion dem Antrag der Regierung
zu Art. 12 mit 65:46 Stimmen vor.
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Der Kantonsrat zieht den Antrag der vorberatenden Kommission dem Antrag der
Mitte-EVP-Fraktion zu Art. 12 mit 86:25 Stimmen vor.

Diirr-Gams, Ratspréasidentin: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zuruck an die vorberatende Kommission.
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Parlamentarische Vorstosse

42.24.05 Offentlich-rechtliche Anstalten des Gesundheitswesens in Akti-
engesellschaften liberfiihren

Unterlagen: — Wortlaut der Motion vom 1. Marz 2024
— Antrag der Regierung vom 2. Juli 2024
— Antrag aus der Mitte des Rates vom 16. September 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung beantragt Gutheissung
der Motion mit geandertem Wortlaut.

Dudli-Oberbiiren (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten.

Mit der Gutheissung der Geschafte 22.23.04 «V. Nachtrag zum Gesetz uber die
Spitalverbunde» und 23.23.01 «ll. Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss Uber die Fest-
legung der Spitalstandorte» hat der Kantonsrat bereits wichtige Weichen gestellt.
Durch die Entpolitisierung werden Prozesse rationalisiert und die Entscheidungswege
massiv verkurzt. Wir sprechen da nicht von einer um Tage verbesserten Agilitat, son-
dern von Monaten und meist gar Jahren. Auf veranderte Marktsituationen rasch rea-
gieren zu kdnnen, ist mittlerweile auch im Gesundheitswesen matchentscheidend.

Die Uberfiihrung &ffentlich-rechtlicher Anstalten des Gesundheitswesens in Akti-
engesellschaften bietet hinsichtlich Effizienz und Flexibilitat markante Vorteile. Akti-
engesellschaften haben in der Regel eine effizientere Organisationsstruktur und kén-
nen schneller auf Veranderungen reagieren. Aufgrund des zunehmenden Wettbewerbs
seit der Einfuhrung der neuen Spitalfinanzierung im Jahr 2012 haben mehrere Kan-
tone Anpassungen an der Rechtsform der kantonalen Spitaler evaluiert und teilweise
auch vorgenommen. Um den Handlungsspielraum und das Kostenbewusstsein zu
erhohen, wurde in mehreren Kantonen die Rechtsform der privatrechtlichen Aktien-
gesellschaft gewahilt.

FiUr potenzielle Verbundpartner sind die St.Galler Spitalverbunde derzeit wenig
attraktiv, da Kapitalbeteiligungen und Mitwirkungsrechte nur eingeschrankt maoglich
sind. Dieses Hemmnis haben andere Kantone und Spitaler realisiert und bereits im
letzten Jahrtausend damit begonnen, sich als privatrechtliche Aktiengesellschaft zu
organisieren. Mit der Gutheissung der Motion kdnnen wir gut zwei Jahrzehnte spater
— bdse Zungen sagen gar «verlorene» Jahrzehnte — zumindest eine vertiefte Ausle-
geordnung in die Wege leiten, um spatestens im Jahr 2030 darUber zu befinden, ob
der Kanton St.Gallen nun nachzieht und den Spitalverbund, die Spitalanlagengesell-
schaft, das Zentrum fir Labormedizin und den Psychiatrieverbund von der Rechts-
form der offentlich-rechtlichen Anstalt des Kantons in je eine Aktiengesellschaft Gber-
fuhrt.

Die vorberatende Kommission der beiden vorgenannten Geschafte schlagt dem
Kantonsrat vor, die Regierung einzuladen, dem Kantonsrat bis ins Jahr 2030 Bot-
schaft und Entwurf vorzulegen, um den Spitalverbund, die Spitalanlagengesellschaft,
das Zentrum fir Labormedizin und den Psychiatrieverbund mit gewissen Leitplanken
von der Rechtsform der selbstandigen 6ffentlich-rechtlichen Anstalt des Kantons in je
eine Aktiengesellschaft nach Art. 620 ff. Obligationenrecht (SR 220; abgekirzt OR)
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zu Uberfuhren. Die Regierung spricht hierbei von einer grossen Umorganisation und
beantragt deswegen eine um drei Jahre verlangerte Frist. Wir dirfen dem entgegen-
halten, dass diese Umorganisation von rein administrativem Belang ware, ohne dabei
bedeutende personelle Ressourcen zu binden. Insofern erachtet die SVP-Fraktion
eine Frist von sechs statt neun Jahren fur angemessen. Allein mit Botschaft und Ent-
wurf der Regierung wird noch gar nichts entschieden sein. Dartber wird der Kantons-
rat befinden. Eine Frist von neun Jahren macht allzu sehr den Eindruck, die Sache
auf die ganz lange Bank schieben zu wollen.

An dieser Stelle noch eine augenzwinkernde Anmerkung: Alljahrlich befindet der
Kantonsrat auch Uber den Stand der Bearbeitung der gutgeheissenen parlamentari-
schen Vorstosse und Uber den Stand der Erfullung der Auftrdge des Kantonsrates
aus Vorlagen und Berichten. Dieses Jahr waren diese bereits 36 bzw. 45 Seiten um-
fassend. Es ist zu hoffen, dass diese Motion nicht auch auf dieser Pendenzen- bzw.
Fristverlangerungsliste erscheinen wird. Wenn doch, wird dies die Regierung entspre-
chend zu begrunden wissen. Aber fur eine vorweggenommene Fristverlangerung ist
die SVP-Fraktion nicht zu begeistern.

Wir werden die Motion in der Originalfassung gutheissen. Die Chance, die Zu-
sammenarbeit mit anderen Kantonen und Gesundheitsplayern zu vereinfachen, soll-
ten wir uns nicht entgehen lassen. Je friher, desto besser.

Gschwend-Altstatten beantragt, auf die Motion nicht einzutreten.

Ich spreche im Namen einer Mehrheit der SP-GRUNE-GLP-Fraktion. Es sind
rund flinf Monate vergangen, seit der Kantonsrat zu einer wichtigen Anderung Ja ge-
sagt hat: Die vier jetzigen Spitalverbunde werden zu einem einzigen Spitalverbund
vereint. Das bringt mehr unternehmerischen Spielraum, was unsere Fraktion als Gan-
zes unterstutzt hat und immer noch unterstutzt.

Bei der Erarbeitung der Vorlage «Anpassung der Organisationsstruktur der Spi-
talverbunde» wurde die Rechtsform umfassend angeschaut. Die Regierung und der
Verwaltungsrat der Spitalverbunde kamen damals zum Schluss, dass die jetzige Rechts-
form der selbstandigen offentlich-rechtlichen Anstalt zweckmassig, erprobt und ak-
zeptiert sei. Die Abklarungen ergaben, dass eine privatrechtliche Aktiengesellschaft
etliche Nachteile aufweisen wirde. Sie wird v.a. in der offentlichen Wahrnehmung oft
verbunden mit dem Ziel der Gewinnmaximierung, die mit der eigentlichen Aufgabe,
die ein offentliches Spital haben sollte, unvereinbar ist.

Die schweizerische und damit auch die St.Galler Spitallandschaft erfahrt zurzeit
eine grosse Verunsicherung und steht vor einschneidenden Veranderungen. Es ist
entscheidend, dass nicht zusatzlich noch etwas zur Unruhe und Verunsicherung hin-
zugefugt wird. Vielmehr muss es jetzt darum gehen, dass wir die Voraussetzungen
zur finanziellen Stabilisierung des Spitalverbundes schaffen. Vor diesem Hintergrund
ist es angezeigt, dass wir an der bewahrten Rechtsform der selbstandigen 6ffentlich-
rechtlichen Anstalt festhalten. Die Motion kommt zum falschen Augenblick. Sie will
etwas, das weder sinnvoll noch zielfuhrend ist.

Noger-Engeler-Hdggenschwil (im Namen der GLP): Auf die Motion ist einzutreten.
Die Motion ist mit gedndertem Wortlaut gemass Antrag der Regierung gutzuheissen.

Wir beflrworten die Umwandlung der Rechtsform des Spitalverbundes in eine
Aktiengesellschaft. Es ist ein weiterer Schritt, dem Spitalverbund unternehmerischen
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Spielraum zu ermaoglichen. In einer 6ffentlich-rechtlichen Anstalt darf nur das umge-
setzt werden, was in den gesetzlichen Grundlagen ausdrucklich festgehalten ist. Bei
einer Aktiengesellschaft hingegen gilt das Umgekehrte: Sie kann freier im Markt agie-
ren, solange es nicht ausdrtcklich verboten ist. Das verschafft dem Spitalverbund die
notige Flexibilitat, das medizinische Angebot spezifisch auf die Bedurfnisse des Mark-
tes, also der Patientinnen und Patienten, auszurichten. Mit der Schaffung einer Akti-
engesellschaft wird genau dieser unternehmerische Spielraum ermdglicht. Flr uns ist
jedoch klar: Ziel ist nicht die Gewinnerzielung, sondern die bestmogliche Gesund-
heitsversorgung. Dies setzt eine enge Zusammenarbeit und echte Mitbestimmung
aller Akteure im Krankenhaus voraus. Facharzte und Pflegende muissen in wichtige
Entscheidungen einbezogen werden. Betriebswirtschaftliches Knowhow allein reicht
nicht aus, es braucht insbesondere eine fundierte medizinische Expertise.

Die Schaffung einer Aktiengesellschaft bedeutet aber auch die Loslosung der
Spitalangestellten aus dem kantonalen Lohnsystem. Die diesbezuglichen Bedenken
der Personalverbande kdnnen wir grundsatzlich nachvollziehen. Wir sind aber Gber-
zeugt, dass der Spitalverbund nur erfolgreich sein kann, wenn in einer echten Sozial-
partnerschaft die Anstellungsbedingungen in konstruktiven Verhandlungen zwischen
Arbeitgeber und Arbeithehmer einvernehmlich definiert werden. Der aktuell vorherr-
schende Fachkraftemangel Iasst gar nichts anderes zu, als angemessene Marktlohne
zu entrichten. Der Kanton als Eigner kann mit seiner Strategie und einer Leistungs-
vereinbarung ebenfalls seine Eckwerte fur eine echte Sozialpartnerschaft vorgeben.

Ich méchte unsere Besorgnis Uber die aktuelle Situation am Kantonsspital St.Gal-
len zum Ausdruck bringen. Die Informationen, die wir von Mitarbeitenden aller Hierar-
chiestufen, sei es von Arzten, Pflegenden oder Physiotherapeuten, erhalten, zeigen
ein ausserordentlich unbefriedigendes Bild der Organisation und der Arbeitsbedin-
gungen. Es fehlt offensichtlich an Klarheit und Transparenz in Kommunikation und
Umsetzung der Reorganisation. Die Menschen im Gesundheitssystem sind aber
matchentscheidend und die individuelle Behandlung von Patienten ist und bleibt das
Kernanliegen der Gesundheitsversorgung. Da stehen der Verwaltungsrat und die Ge-
schaftsleitung in der Verantwortung.

Auch wenn wir die Motion unterstitzen, glauben wir nicht, dass die Umwandlung
in eine Aktiengesellschaft den Kern der Herausforderungen und die Probleme des
Spitalverbundes zu I6sen vermag. Dies ist im besten Fall ein Schritt auf einem langen
Weg, die Balance zwischen Kosten und bedurfnisgerechter Gesundheitsversorgung
zu finden. Wir sind uns bewusst, dass die Regierung und die Politik in der Verantwor-
tung bleiben.

Wir unterstltzen die Motion, teilen aber die Meinung der Regierung. Die Konso-
lidierung des neu gebildeten Spitalverbundes bindet sehr viel Managementkapazitat
sowohl von der Geschaftsleitung als auch von den Mitarbeitenden. Es ist wichtig,
sorgfaltig jeden Entwicklungsschritt organisatorisch und personell abzusichern, bevor
der nachste Umbau erfolgen kann.

Tschirky-Gaiserwald (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutre-
ten. Die Motion ist mit geandertem Wortlaut gemass Antrag der Regierung gutzuheis-
sen.

Fir die Mitte-EVP-Fraktion ist das Festhalten an der Umwandlung der 6ffentlich-
rechtlichen Anstalten des Gesundheitswesens in Aktiengesellschaften unbestritten.
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Selbst die Regierung schreibt in ihrer Antwort auf die Motion der vorberatenden Kom-
mission, dass mit der Uberflhrung in Aktiengesellschaften mehr Freirdume bestehen
und die Moglichkeit zur Bundelung in einer Holdingstruktur geschaffen wird.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist es allerdings wichtig, dass insbesondere der Spitalver-
bund mehr Zeit zur Konsolidierung der bereits vollzogenen Schritte erhalt. Nachdem
der neue Spitalverbund vor zahlreichen operativen und administrativen Herausforde-
rungen steht, ist es nun zentral, ihm eine Verschnaufpause zu gewahren. Wahrend
dieser Verschnaufpause ist der Umbau der Spitallandschaft in Richtung Verselbstan-
digung intern und extern zu verstetigen, insbesondere auch deshalb, um dem Perso-
nal des Spitalverbundes zu ermdglichen, sich in einem neuen Regelbetrieb zurecht-
zufinden — also in einem gewissen Sinn zur Ruhe zu finden. Nur in diesem Punkt geht
die Mitte-EVP-Fraktion mit dem Antrag der SP-GRUNE-GLP-Fraktion einig. Ansons-
ten bitten wir Sie, jenen Antrag abzulehnen und den Weg der Entpolitisierung der
Spitalpolitik konsequent weiterzuverfolgen.

Lemmenmeier-St.Gallen (im Namen einer Mehrheit der SP-GRUNE-GLP-Fraktion):
Dem Antrag Gschwend-Altstatten ist zuzustimmen.

Sind wir doch ehrlich — und ich habe diese Ehrlichkeit von Ihnen teilweise auch
gehort: Der Wechsel der Rechtsform [0st kein einziges der bestehenden Probleme
der Spitaler bzw. aller 6ffentlich-rechtlichen Anstalten im Gesundheitswesen. Ich spre-
che von nicht kostendeckenden Tarifen und vom Fachkraftemangel. Die Uberfiihrung
in Aktiengesellschaften entzieht im Gegenteil Ressourcen, die besser in Projekte, wie
die einheitliche Finanzierung oder in ein gut funktionierendes spitalinternes Patien-
teninformationssystem, investiert wurden.

Spitaler werden bereits heute primar Uber wirtschaftliche Parameter beurteilt.
D.h., letztlich sollen sie Gewinne erzielen. In der Form einer Aktiengesellschaft wird
das allein wegen der im Hintergrund lauernden Konkursgefahr akzentuierter gesche-
hen. Medizinische Handlungen werden nicht mehr von medizinischen Leitlinien be-
stimmt, sondern werden deutlich mehr durch wirtschaftliche Uberlegungen gepragt
sein. Z.B. teurere Eingriffe und zusatzliche Bildgebungen sind die Konsequenz. Noch
haufiger als bis anhin werden Massnahmen ohne Indikation durchgeflhrt oder Spital-
wiedereintritte aufgeschoben werden, damit nochmals ein Tarif abgerechnet werden
kann, was zu mehr Komplikationen und dementsprechend auch hoheren Kosten fuh-
ren wird. Patientinnen und Patienten werden zu friih nach Hause gelassen, um bes-
sere EBITA-Margen zu erreichen. Weitere Kosten werden so auf die Patientinnen und
Patienten abgewalzt, und dem bereits belasteten und unbezahlten System der Care-
Arbeit blrdet man zusatzliche Leistungen auf.

Durch die Uberfiihrung in Aktiengesellschaften kommt es ebenfalls zu einem
massiven Abbau des direkten Einflusses des Kantons auf die Anstalten im Gesund-
heitswesen. Auch die Gewahrleistung guter Arbeitsbedingungen durch den Kanton
ist durchaus gefahrdet. Auch wenn viele von lhnen das nicht horen mochten: Organi-
sationen im Gesundheitswesen konnen nicht primar marktwirtschaftlich gefluhrt wer-
den, denn die Finanzierung wird durch politisch festgesetzte Tarife mit geregelt. Die
Umwandlung in Aktiengesellschaften, die eine rein marktwirtschaftliche Ausrichtung
anstreben, ist ein Schritt in die falsche Richtung.
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Shitsetsang-Wil (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. Die Mo-
tion ist gutzuheissen.

Die Regierung schreibt, die Uberfiihrung in eine Aktiengesellschaft bedeutet mehr
Flexibilitat, mehr Freiheit und mehr Handlungsfahigkeit fur den Spitalverbund. Es mag
Sie also nicht Uberraschen, dass die Freisinnigen uber diese Antwort der Regierung
erfreut sind. Denn wir sind ohnehin fur mehr Freiheit.

Die Regierung weicht bei der Motion der vorberatenden Kommission aber vom
Zeitplan ab. Das sehen wir ein wenig anders. Ich verzichte darauf, weitere Ausfuh-
rungen zum Text zu machen. Wieso sehen wir das anders? Wir haben gehort, der
Spitalverbund oder vielleicht auch das Gesundheitsdepartement brauchen eine Ver-
schnaufpause. Die Regierung beantragt gleich eine Zeitpause von rund neun Jahren.
Ich kenne den Vorsteher des Gesundheitsdepartementes schon sehr lange und
schatze ihn sehr. Ich kenne auch seine Schaffenskraft und habe grésstes Vertrauen
in das Gesundheitsdepartement. Neun Jahre sind aber eine halbe Ewigkeit. Wir sind
der Ansicht, dass sechs Jahre fur die Erarbeitung einer Botschaft und eines Entwurfs
ausreichend sind. Wenn die Regierung der Meinung ist, dass dann der Spitalverbund
immer noch genugend Zeit braucht, kann sie reinschreiben, dass die Umsetzung erst
spater erfolgt. Aber jetzt schon zu sagen, wir bendtigen rund neun Jahre, bis wir die
Botschaft und den Entwurf bereit haben, ist doch sehr lange.

Regierungsrat Damann: Auf die Motion ist einzutreten. Die Motion ist mit gedndertem
Wortlaut gemass Antrag der Regierung gutzuheissen.

Man kann schon sagen, neun Jahre sind sehr lang. Ja, das ist eine lange Zeit,
aber auf die ganze Menschheitsgeschichte ist es sehr kurz. Nein, Spass beiseite. Sie
mussen einmal verstehen, was in den letzten vier Jahren in den Spitalern geschehen
ist: Wir haben Spitaler geschlossen und Spitaler zusammengefuhrt, wir haben immer
wieder neue Inputs gegeben und wir haben Sparmassnahmen eroffnen mussen. Die
Belegschaft in den Spitalern ist jetzt wirklich ein bisschen am Anschlag. Eine solche
Vorlage bendtigt eine lange Vorlaufzeit. Ich mochte verhindern, dass schon wieder in
zwei, drei Jahren eine Vorlage ansteht. Die Spitaler sollen wieder zur Ruhe kommen
und die Fusion bzw. die Zusammenflhrung der Spitalverbunde soll etabliert werden.
Erst dann kann ein neues Projekt gestartet werden.

Eine Umwandlung einer selbstandigen offentlich-rechtlichen Anstalt in eine Akti-
engesellschaft braucht einige Zeit, denn es muss sehr viel gemacht werden. Das geht
nicht nur schnell schnell, auch wenn wir viel arbeiten. Shitsetsang-Wil, Sie wissen das,
wir haben zusammen die SanaFurstenland AG gemacht. Dort waren wir zeitlich am
Schluss fast zu kurz, weil wir gemeint haben, es gehe schneller. Es braucht einfach
Zeit und dauert viel langer als ein Zusammenschluss von vier Spitalverbunden in der
gleichen Rechtsform. Deshalb bitte ich Sie: Geben Sie den Leuten in den Spitalern
die Luft, dass sie jetzt noch ein bisschen atmen kénnen und nicht schon wieder mit
einer neuen Vorlage konfrontiert sind. Denn das gibt wieder Unruhe und Angste.
Wenn alles einmal etwas etabliert ist, ist es einfacher, einen solchen Vorschlag durch-
zubringen. Die Regierung ist nicht gegen eine Aktiengesellschaft, aber sie mdchte ein
bisschen Zeit.

Der Kantonsrat tritt mit 82:21 Stimmen auf die Motion ein.



PROTOKOLL DES KANTONSRATES ST.GALLEN 2024/2028

16. September 2024 Nr.050/6

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Der Kantonsrat zieht den ursprunglichen Wortlaut der vorberatenden Kommission
22.23.04 «V. Nachtrag zum Gesetz Uber die Spitalverbunde» / 23.23.01 «Il. Nachtrag
zum Kantonsratsbeschluss Uber die Festlegung der Spitalstandorte» dem Wortlaut
gemass Antrag der Regierung mit 55:53 Stimmen vor.

Der Kantonsrat heisst die Motion mit 79:25 Stimmen bei 4 Enthaltungen gut.

42.24.06 Volksabstimmungen uber nicht referendumspflichtige Beschlusse
ermoglichen

Unterlagen: — Wortlaut der Motion vom 1. Mai 2024
— Antrag der Regierung vom 13. August 2024

Freund-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung beantragt Nichteintreten auf die
Motion.

Huber-Wildhaus-Alt St.Johann (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist ein-
zutreten. Die Motion ist gutzuheissen.

Das Volksrecht des Referendums nimmt im Kanton St.Gallen und in der ganzen
Schweiz eine enorm wichtige Rolle in unserem direktdemokratischen System ein. Es
ist einerseits ein Vetorecht des Volks, wenn ihre Reprasentantinnen und Reprasen-
tanten in den Parlamenten etwas entschieden haben, mit dem die Mehrheit der Stimm-
bevolkerung nicht einverstanden ist. Andererseits konnen Beschlusse der Parlamente
vom Volk legitimiert werden. Entweder durch das Nichtergreifen eines Referendums
oder die Zustimmung zu einer parlamentarischen Vorlage in der Volksabstimmung.

Die zweitgenannte Legitimitatsfunktion, also die Moglichkeit, dass eine parlamen-
tarisch ausgehandelte Vorlage in einer Volksabstimmung von der Stimmbevadlkerung
fur gut oder schlecht befunden werden kann, wird durch Art. 48 und 49 der Kantons-
verfassung (sGS 111.1; abgekurzt KV) auf bestimmte Beschlisse eingeschrankt. Es
sind dies: Verfassungs- und Gesetzesanderungen, zwischenstaatliche Vereinbarun-
gen mit Verfassungs- oder Gesetzesrang und Beschlisse Uber neue Ausgaben von
mehr als 3 Mio. Franken.

Unsere Motion setzt bei dieser Einschrankung des Referendumsrechts an. Ge-
rade bei Beschlissen zu konkreten Projekten hangt die politische Brisanz oft nicht
allein von der Geldsumme neuer Ausgaben ab. Ein gutes Beispiel dafur ist die Neu-
auflage der Bauvorlage Wil West. Ein Landverkauf des Kantons St.Gallen an den
Kanton Thurgau stellt ein Verwaltungsgeschaft dar, das an sich keine neuen Ausga-
ben auslost und somit nicht dem Finanzreferendum untersteht. Im Hinblick auf das
vorausgehende Volksnein zum Sonderkredit fur die Arealentwicklung Wil West
konnte eine Legitimation des neuen Vorgehens durch das Volk aber dennoch ge-
rechtfertigt sein.

Das Anliegen dieser Motion ist ganz einfach: Wenn die Mehrheit des Kantonsra-
tes der Meinung ist, die Bevolkerung sollte zu einem Parlamentsbeschluss das letzte
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Wort haben, sollte das auch mdglich sein. Die vorgeschlagene Anderung ist also kein
Oppositionsrecht, wo politische Minderheiten eine Vorlage vor das Volk ziehen kon-
nen. Sondern es geht darum, dass eine Mehrheit des Kantonsrates grundsatzlich die
Madglichkeit haben sollte, das Volk mit einbeziehen zu kdnnen. Diese Moglichkeit be-
steht mit den heutigen Rechtsbestimmungen im Kanton St.Gallen — im Vergleich zu
anderen Kantonen — nicht.

Nach dieser Idee kdnnen die Kantonsparlamente in den Kantonen Bern, Grau-
bdnden, Thurgau, Glarus, Schaffhausen, Solothurn, Basel-Stadt, Uri, Jura und Neu-
chéatel grundsatzlich alle Beschlisse vor das Volk bringen, fur die sie als Parlament
zustandig sind. Ganz alle BeschllUsse sind hingegen nicht geeignet, sie dem Referen-
dum zu unterstellen. Deshalb sehen die zehn Kantone mit der Moglichkeit von Volks-
abstimmungen uber nicht referendumspflichtige Beschlisse einzelne Ausnahmen
wie z.B. Wahlgeschafte vor. Die Definition eines solchen Ausnahmekatalogs ist auch
im Motionstext vorgesehen.

Wir in diesem Rat wissen wohl selbst am besten, dass auch Kantonsratsbe-
schlisse unter der Referendumsschwelle ausserst brisant sein kdnnen. Mit der Gut-
heissung dieser Motion schaffen wir die Moglichkeit, dass der Kantonsrat auch solche
Beschlusse dem Referendum unterstellen konnte und so die Legitimation der St.Gal-
lerinnen und St.Galler abholen kann, wenn das aus unterschiedlichsten Griinden an-
gezeigt ist.

Schuler-Mosnang (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Motion ist nicht einzutreten.

Die Volksrechte sind ein austariertes, aber auch fragiles Gefluge, dem es Sorge
zu tragen gilt. Punktuelle Eingriffe in den Aufbau unserer Volksrechte sollten deshalb
nur mit grosser Zurickhaltung erfolgen. Die SVP fordert mit ihrer Motion einen eben-
solchen punktuellen Eingriff, der es dem Kantonsrat ermdglichen soll, gewisse Be-
schlisse dem Referendum zu unterstellen. Wohlbemerkt macht der Wortlaut der Mo-
tion keine Unterscheidung, ob der Kantonsrat diese Beschllsse nur dem fakultativen
oder auch dem obligatorischen Referendum unterstellen konnen soll. Huber-Wild-
haus-Alt St.Johann hat das soeben bestatigt. Gerade letzteres, also das freiwillige
obligatorische Referendum, erinnere an die von oben angeordneten Plebiszite nach
franzdsischer Tradition, so der Staatsrechtler Stefan Schmid. Diese Abstimmungsde-
mokratie von Fall zu Fall, die nur dann zum Zug kommt, wenn sie gerade politisch
zweckdienlich ist und ein positives Abstimmungsergebnis zu erwarten ist, stdsst hier-
zulande meist auf Ablehnung. Die FDP-Fraktion teilt diese Haltung. Wir wollen kein
unliebsames Abwalzen von Entscheiden des Kantonsrates auf die Stimmberechtigten
nach franzdsischer Tradition, sondern halten an der Schweizer Tradition fest, dass
die Befugnisse der Burgerschaft nicht vom Zugestandnis des Parlamentes abhangen
sollen.

Langer Rede kurzer Sinn: Die Umsetzung dieser Motion wirde eine punktuelle
Verfassungsanderung notwendig machen, die wir so nicht unterstitzen kdnnen. Wenn
uberhaupt, dann musste der Einfuhrung des ausserordentlichen fakultativen Referen-
dums eine griindliche und umfassende Uberpriifung der Volksrechte im Kanton vo-
rangehen.

Steiner-Kaufmann-Gommiswald (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf die Motion
ist nicht einzutreten.
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Mit dieser Motion soll die Moglichkeit geschaffen werden, Beschllsse einem aus-
serordentlichen Referendum zu unterstellen. Aktuell ist abschliessend in unserer KV
geklart, welche Beschlusse einem obligatorischen oder einem fakultativen Referen-
dum unterstehen. Weiter gibt es noch die Mdglichkeit des Ratsreferendums, das po-
litischen Minderheiten zugut kommt.

Das aktuelle System ist demokratisch via KV legitimiert. Unsere Beschlusse sind
zusatzlich vom Volk legitimiert. Mit unserer Wahl sind wir Vertreterinnen und Vertreter
des Volkes und werden delegiert, uns vertieft den Geschaften zu widmen und nach
bestem Wissen und Gewissen zu Entscheidungen im Sinn der Bevolkerung zu kom-
men. Unser Amt bringt insofern neben Wurde eben auch die Blrde mit sich, die Ver-
antwortung zu ubernehmen und zu anspruchsvollen Entscheiden zu stehen.

Mit einem neuen ausserordentlichen Referendum besteht die Gefahr, dass poli-
tische Prozesse an Tragheit und Unberechenbarkeit zulegen, Rechtsunsicherheiten
uber langere Zeitraume geschaffen wirden, und Entscheide je nach spontanen poli-
tischen Dynamiken an das Volk Ubertragen wurden. Das entspricht nicht unserem
Demokratieverstandnis. Wir erkennen weder Not noch eine dringende Notwendigkeit,
vielmehr aber Gefahren und Risiken, neu ein ausserordentliches Referendum einzu-
fuhren.

Staatssekretér van Spyk: Auf die Motion ist nicht einzutreten.

Die Vorhersehbarkeit ist ein zentraler Grundsatz, auch der Rechtsstaatlichkeit.
Sie nimmt gerade auch im Bereich der Volksrechte eine zentrale Funktion ein. Daher
sollten gerade auch im Bereich der Volksrechte nicht einzelfallbezogene Entscheide
uber die Unterstellung unter das Referendum massgeblich sein, sondern die in der
KV festgehaltenen Regelungen gelten. Das macht die Prozesse und die Planbarkeit
der politischen Geschafte vorhersehbar. Weiter macht es auch eine klare Kompe-
tenzverteilung zwischen den verschiedenen Organen deutlich. Ich bitte Sie, auch im
Sinn dieser Vorhersehbarkeit, die demokratisch legitimiert ist, an der bestehenden
Regelung festzuhalten.

Schoéb-Thal: Auf die Motion ist nicht einzutreten.
Ich verzichte auf meine Erklarung, da samtliche Aspekte auf dem Tisch liegen
und sie der Staatssekretar van Spyk nochmals ausfuhrlich erklart hat.

Der Kantonsrat tritt mit 65:37 Stimmen nicht auf die Motion ein.

42.24.08 Erhdhung des Steuerfusses nur mit der Mehrheit des Kantonsra-
tes

Unterlagen: — Wortlaut der Motion vom 4. Juni 2024
— Antrag des Prasidiums vom 14. August 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Das Prasidium beantragt Gutheissung
der Motion.
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Lippuner-Grabs (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. Die Mo-
tion ist gutzuheissen.

Dass ein Antrag auf Steuererhohung statt lediglich der Mehrheit die anwesenden
Kantonsratinnen und Kantonsrate nun wenigstens 61 Ja-Stimmen bendtigt, ist keine
weltbewegende Veranderung, aber immerhin ein Signal, dass wir die Optik der Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler nicht vergessen, die solche Beschlisse dann berap-
pen durfen. Ich kann den Worten des Prasidiums folgen: Es ist rechtlich zulassig,
kann mit einer wenig aufwendigen Anpassung des Geschaftsreglements des Kan-
tonsrates (sGS 131.11; abgekurzt GeschKR) umgesetzt werden, Iasst sich sachlich
begrinden und wird so auch in anderen Kantonen gehandhabt.

Als Mitmotionarin stimmen wir dem erhdhten Zustimmungserfordernis bei Steu-
erfusserhohungen zu und senden damit ein Signal fur einen bewussteren und sorg-
sameren Umgang mit Steuergeldern.

Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzu-
treten. Die Motion ist gutzuheissen.

Die Erhdhung des Steuerfusses ist ein Entscheid von grosser Tragweite. Als der
Kantonsrat vor zehn Jahren den Steuerfuss um 10 Prozent erhohte, hatte das fur die
Bevolkerung eine direkte Mehrbelastung in der Hohe von fast 100 Mio. Franken zur
Folge. Damit Sie mich richtig verstehen: Auch eine Mehrbelastung in der Hohe von
100 Mio. Franken kann sich unter gewissen Umstanden als notwendig erweisen. Da-
fur sollte es aber nicht genligen, dass weniger als die Halfte des Kantonsrates der
Mehrbelastung zustimmt. Denn es leuchtet doch niemandem ein, dass es uberall
sonst schon ab 300'000 Franken an neuen Jahresausgaben wenigstens 61 Stimmen
hier im Rat braucht, nicht aber, wenn es eine jahrlich wiederkehrende Steuerfusser-
hoéhung von 100 Mio. Franken ausmacht.

Die von der Motion vorgeschlagene Losung ist sachgerecht und insgesamt — das
muss auch gesagt werden — ein sehr moderater Schritt. Denn wahrend die Stimmbe-
volkerung uberall sonst schon ab 300'000 Franken, sei es fakultativ oder obligato-
risch, mitreden kann, bleibt diese Mitsprache der Stimmbevdlkerung beim Steuerfuss
weiterhin ausgeschlossen. Damit sollen einerseits zeitliche Verzégerungen bei der
Budgetgenehmigung verhindert werden, andererseits fallt es einfacher, im Budget-
prozess die gesetzliche Schuldenbremse einzuhalten. Namens der Mitmotionarin bitte
ich Sie, diesen moderaten Schritt zu gehen und dem Ldésungsvorschlag der vorlie-
genden Motion zuzustimmen.

Thoma-Andwil (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. Die Mo-
tion ist gutzuheissen.

Auf kantonaler Ebene kann die Stimmbevolkerung Uber neue Jahresausgaben
des Kantons von 1,5 Mio. Franken abstimmen. Das ist im Verhaltnis zum gesamten
Budget eigentlich ein Uberschaubarer Betrag. Trotzdem ist dies vollig unbestritten und
in Bezug auf die Ausgabendisziplin auch absolut sinnvoll. Bei einer Steuerfusserho-
hung kann der Stimmbdurger allerdings nicht direkt, sondern nur indirekt Uber seine
Vertreter im Kantonsrat mitreden. Zurzeit kann der Kantonsrat mit einer einfachen
Mehrheit den Steuerfuss erhohen. Ein Steuerprozent betragt stolze rund 13 Mio.
Franken. Bei einer Erhdhung des Steuerfusses von 1 Prozent wirden also rund
13 Mio. Franken mehr Steuergelder erhoben, die den Steuerzahlern nicht mehr zum



PROTOKOLL DES KANTONSRATES ST.GALLEN 2024/2028

16. September 2024 Nr. 050/ 10

freien Konsum zur Verfugung stehen wirden. Dies ist ganz klar eine starke und ein-
schneidende Finanzmassnahme.

Aus vertretbaren Grunden soll eine Steuerfussernohung nicht dem Referendum
unterstellt werden. Diese Verantwortung kénnen und mussen wir als Parlamentarier
tragen. Umso mehr verdient eine Steuerfusserhohung eine hochste parlamentarische
Legitimation, die hochste, die wir geben kdnnen. Es ist demnach nur folgerichtig, dass
bei einer Steuerfusserhdhung zumindest ein qualifiziertes Mehr von 61 Kantonsratin-
nen und Kantonsraten zustimmen soll.

Bosshard-St.Gallen (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Auf die Motion ist nicht
einzutreten.

Die Motion will, dass die qualifizierte Mehrheit nur fur Steuererhdhungen gelten
soll, wahrend bei einem gleichbleibenden oder sinkenden Steuerfuss weiterhin die
einfache Mehrheit genugt. Das stellt eine Ungleichbehandlung der verschiedenen
Steuerentscheidungen dar, ohne klar zu erklaren, warum die Erhdhung strenger ge-
regelt werden soll als eine Senkung. Seit ich im Kantonsrat bin, haben wir bzw. die
rechtsburgerliche Mehrheit die Steuern bereits zweimal gesenkt. Insbesondere die
letzte Senkung war nicht klug. Neben der Steuersenkung mussten auch Sparmass-
nahmen getatigt werden. Steuern zu senken und gleichzeitig zu sparen, wird nicht
immer funktionieren. Der Staat hat Dienstleistungen zu erfullen und Investitionen zu
tatigen. Die Steuern mussen irgendwann wieder erhoht werden. Steuersenkungen
sind auch eine einschneidende Massnahme bzw. noch mehr Sparmassnahmen,
Thoma-Andwil.

Fir uns ist unklar, wieso diese Ungleichbehandlung gemacht wird. Es wird argu-
mentiert, dass man der Bevodlkerung entgegenkommen will. Ein fakultatives Referen-
dum wird aus zeitlichen Grinden abgelehnt. Wenn wir dann aber eine notwendige
Steuererhohung wegen dem qualifizierten Mehr nicht durchbringen, kann das auch
zu Verzogerungen in der Umsetzung von Projekten und Investitionen flhren. Ich bin
erstaunt, dass auch die Mitte diese Motion mit eingereicht hat. Die Verhaltnisse zei-
gen, dass es aus taktischen Grunden fur die Mitte sinnvoller ware, sie hatte das nicht
mit entschieden. Sie spielen eine klare Rolle, wenn es darum geht zu entscheiden,
ob die Steuern gesenkt oder erhoht werden. Wenn wir jetzt diese qualifizierte Mehr-
heit haben, dann haben SVP und FDP klar die Entscheidungsmacht im Kantonsrat.
Deshalb bitte ich Sie, nicht auf die Motion einzutreten, sondern auch im Interesse flr
eine funktionierende Finanzpolitik hier einzustehen.

Tschirky-Gaiserwald (im Namen des Prasidiums): Auf die Motion ist einzutreten. Die
Motion ist gutzuheissen.

Fur das Prasidium ist massgebend, dass dieses Zustimmungserfordernis recht-
lich zulassig ist und mit einer einfachen Anderung des GeschKR auch umsetzbar ist.
Vor diesem Hintergrund hat das Prasidium Gutheissung beschlossen.

Der Kantonsrat tritt mit 78:29 Stimmen auf die Motion ein.
Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Der Kantonsrat heisst die Motion mit 76:30 Stimmen gut.



PROTOKOLL DES KANTONSRATES ST.GALLEN 2024/2028

16. September 2024 Nr. 050 / 11

51.24.30 Nachwuchsforderung freiberuflicher Hebammen zur Sicherstel-
lung der Begleitung im Wochenbett der neugeborenen Kinder
und deren Eltern

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 29. April 2024
— Antwort der Regierung vom 2. Juli 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizepréasident: Die Interpellanten verzichten auf eine
Stellungnahme zur schriftlichen Antwort der Regierung.

51.24.31 Aufnahme einer kostendeckenden und zeitgemassen Entschadi-
gung des Bereitschaftsdienstes der Hebammen im Gesundheits-
gesetz

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 29. April 2024
— Antwort der Regierung vom 2. Juli 2024

Hasler-Balgach (im Namen von Gertsch-Neckertal / Fah-Neckertal / Muller-Lichten-
steig): Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung teilweise zufrieden.

Die Antwort zeigt, dass es im Bereich der Finanzierung des Bereitschaftsdienstes
einige offene Fragen und Herausforderungen gibt. Es ist bedauerlich, dass die Finan-
zierung des Bereitschaftsdienstes bislang nicht eindeutig geregelt ist. Sie schatzen
die Arbeit der Hebammen und insbesondere deren Bereitschaftsdienst sehr, da die-
ser ein wesentlicher Bestandteil der Grundversorgung ist. Allerdings zeigt sich in den
Gemeinden des Kantons ein heterogenes Bild: Wahrend einige Gemeinden die Leis-
tungen des Bereitschaftsdienstes punktuell Gber die Sozialhilfe abrechnen, sehen an-
dere diese als Teil der Familienpolitik und Gbernehmen die Kosten vollstandig, wah-
rend wieder andere Gemeinden keinerlei Unterstutzung bieten.

Mit einer gesetzlichen Grundlage mochten wir Chancengleichheit gewahrleisten,
um sicherzustellen, dass entweder alle Gemeinden gleichermassen zur Finanzierung
des Bereitschaftsdienstes beitragen oder der Kanton dies einheitlich regelt. Es scheint,
als ware die Regierung der Ansicht, dass die flachendeckende Grundversorgung
durch die Spitaler abgedeckt sei. Dabei wird jedoch verkannt, dass die spitalexterne
Betreuung nicht durch die Spitaler allein abgedeckt werden kann. Das steht im Wi-
derspruch zur Erkenntnis, dass die spitalexterne Betreuung von grosser Bedeutung ist.

Wir hoffen, dass die Regierung wirklich erkennt, dass die Arbeit der Hebammen
im Gesundheitswesen kostensenkend wirken kann, und Massnahmen dazu ableitet.
Wir bitten die Regierung, diesen Aspekt grundlich zu prafen und Moglichkeiten zu
finden, die Arbeit der Hebammen zu starken, damit dieser kostensenkende Ansatz
realisiert werden kann. Es ist wichtig, dass die Arbeit der Hebammen nicht nur wert-
geschatzt, sondern ihre Leistungen auch finanziell abgesichert werden.

Die Regierung pruft verschiedene kostensenkende Massnahmen durch vermehr-
ten Einsatz von Hebammen. Es ist schade, dass wir bislang keine Informationen tber
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diese Ansatze erhalten haben und dass die Hebammen nicht in die Prifung dieser
Ansatze einbezogen wurden.

51.24.36 Vermehrter religioser Extremismus auch im Kanton St.Gallen?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 1. Mai 2024
— Antwort der Regierung vom 27. August 2024

Schmid-Buchs beantragt im Namen der SVP-Fraktion Verschiebung der Beratung.

Es ist mir ein wenig unangenehm, dies zu erwahnen, aber ich bin aufgrund der
Tagesordnung auf diesen Vorstoss nicht vorbereitet. Ich habe vor rund einer Stunde
nochmals abgeklart, ob heute noch die Vorstdsse des Sicherheits- und Justizdepar-
tementes behandelt werden. Man konnte mir dazu keine Auskunft geben. Ich finde
das etwas schwierig und wiurde deshalb beliebt machen, dass wir diese morgen be-
handeln.

Der Kantonsrat stimmt dem Ordnungsantrag der SVP-Fraktion auf Verschiebung der
Beratung mit 57:39 Stimmen zu.

51.24.53 Umstrittene private Spitex-Firmen: Fragen zur Betriebsbewilligung
im Kanton St.Gallen

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 4. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 20. August 2024

Zschokke-Rapperswil-Jona (im Namen von Zschokke-Rapperswil-Jona / Cavelti Hal-
ler-donschwil / Kobler-Gossau): Die Interpellantinnen und der Interpellant sind mit der
Antwort der Regierung teilweise zufrieden.

Die Interpellation hat in der Medienlandschaft und bei einigen privaten Spitex-
Firmen ein grosses Echo ausgeldst. Deshalb mochten wir nochmals darauf hinwei-
sen, dass wir mit unserer Anfrage die Geschaftspraktiken privater Spitex-Firmen, die
ausschliesslich pflegende Angehorige beschaftigen, beleuchtet haben wollten. Es
geht uns in keiner Art und Weise darum, die unverzichtbare Arbeit der pflegenden
Angehorigen zu schmalern. Auch zielte unsere Kritik zur Abrechnungspraxis nicht auf
herkdmmliche private Spitex-Firmen ab. Denn diese leisten an der Seite der offentli-
chen Spitex-Institutionen einen wesentlichen Beitrag fur die Versorgungssicherheit in
der ambulanten Pflege.

Mit unserer Interpellation sollte auf die teilweise ungerechtfertigte Abrechnungs-
praxis einiger Spitex-Firmen hingewiesen werden, die sich zwar im legalen Rahmen
bewegen, aber durch Schlupflocher sehr hohe Gewinne erzielen und hohe Dividen-
den auszahlen koénnen, die eigentlich die Allgemeinheit bezahlt. Dieses Geschafts-
modell sollte unterbunden werden.
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Durch den Austausch mit Versorgern in der ambulanten Pflege musste jedoch
festgestellt werden, dass bei den Beteiligten grosser Unmut Uber die ungeregelten
Rahmenbedingungen und Abrechnungsrichtlinien besteht. Auch sind Fragen zum
Umgang mit den Qualitatsrichtlinien und mit der Restfinanzierung nicht abschliessend
geklart. So sollte die Revision des Gesundheitsgesetzes (sGS 311.1) prioritar behan-
delt werden, denn die Wichtigkeit der ambulanten Pflege, ob durch private oder 6f-
fentliche Spitex erbracht, ist erkannt. Inwiefern die ungerechtfertigte Abrechnungs-
praxis zeitnah verhindert werden kann, bleibt die Antwort der Regierung schuldig.
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Dringlicherklarung parlamentarischer Vorstosse

51.24.57 Hangrutsch und Strassensperrung in Liitisburg: Uberregionales
Verkehrschaos verhindern

Unterlagen:  Wortlaut der Interpellation vom 16. September 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit
nicht. Wird die Dringlichkeit aus der Mitte des Rates bestritten? Das ist nicht der Fall.
Damit stelle ich Dringlicherklarung der Interpellation fest.

51.24.72 PFAS: Welche weiteren Sofortmassnahmen unternimmt die Re-
gierung, um die Gesundheit der Konsumentinnen und Konsu-
menten zu gewahrleisten?

Unterlagen:  Wortlaut der Interpellation vom 16. September 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit
nicht. Wird die Dringlichkeit aus der Mitte des Rates bestritten? Das ist nicht der Fall.
Damit stelle ich Dringlicherklarung der Interpellation fest.

51.24.73 PFAS in den Boden — Jetzt miissen die St.Galler Bauernfamilien
Klarheit erhalten und unterstiitzt werden!

Unterlagen:  Wortlaut der Interpellation vom 16. September 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit
nicht. Wird die Dringlichkeit aus der Mitte des Rates bestritten? Das ist nicht der Fall.
Damit stelle ich Dringlicherklarung der Interpellation fest.
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40.24.03 Strassenfinanzierung im Kanton St.Gallen

22.24.04 IX. Nachtrag zum Gesetz liber die Strassenverkehrsabgaben
Unterlagen:  — Bericht sowie Botschaft und Entwurf der Regierung vom 23. April 2024

— Antrage der vorberatenden Kommission vom 3. Juli 2024
— Antrag der Regierung vom 27. August 2024
— Antrage aus der Mitte des Rates vom 16. September 2024

Gmur-Bitschwil-Ganterschwil, Président der vorberatenden Kommission: Die vorbe-
ratende Kommission beantragt, auf die Vorlagen in erster bzw. einziger Lesung ein-
zutreten.

Die vorberatende Kommission hat den Bericht 40.24.03 «Strassenfinanzierung
im Kanton St.Gallen» sowie den IX. Nachtrag zum Gesetz Uber die Strassenverkehrs-
abgaben (22.24.04) am 3. Juli 2024 im Kantonsratssaal beraten. Neben der vollzahlig
anwesenden Kommission haben folgende Personen teilgenommen: Vonseiten des
Bau- und Umweltdepartementes Regierungsprasidentin Susanne Hartmann, Vorste-
herin, und Marcel John, Kantonsingenieur. Vonseiten des Sicherheits- und Justizde-
partementes Regierungsrat Christof Hartmann, Vorsteher, Hansruedi Arta, General-
sekretar, und Daniel Rusch, Jurist. Im Weiteren hat an der Kommissionssitzung Martin
Gahwiler, Bauherren Boutique GmbH, teilgenommen. Er hat aus fachlicher Sicht in
das Thema eingefuhrt und im Rahmen der Debatte Fragen aus der Kommission kom-
petent beantwortet. Er hatte die Regierung bereits bei der Erarbeitung der Grundlagen
fur die vorliegende Botschaft begleitet und beraten. Fur die Geschafts- und Protokoll-
fuhrung zeichneten seitens der Parlamentsdienste Aline Tobler und Matthias Renn
verantwortlich. Ihnen geblhrt mein bester Dank fur die wertvolle und gewissenhafte
Unterstltzung.

Das vorliegende Geschaft geht auf nicht weniger als vier Motionen zurtck, die
sich thematisch mit der Strassenfinanzierung befassten. Zudem wurde die Regierung
im Rahmen der Beratung des 18. Strassenbauprogramms eingeladen, die Notwendig-
keit und Hohe der verschiedenen Finanzierungsgefasse zu prifen und ein neues Fi-
nanzierungsmodell fur den Strassenfonds vorzulegen. Die Vorlage nimmt die Motio-
nen auf und schlagt — basierend auf einer breiten Vernehmlassung — ein neues und
zukunftsgerichtetes Modell fur die kunftige Finanzierung unserer Kantonsstrassen
vor. Ein wesentliches Ziel war es, ein verursachergerechtes und technologieneutrales
Finanzierungsmodell zu entwickeln, das den langfristigen Erhalt und Ausbau des Stras-
sennetzes gewabhrleistet. Die Notwendigkeit eines neuen Modells ergab sich im We-
sentlichen aus dem Umstand, dass das geltende Gesetz im Sinn einer Férderungs-
massnahme finanzielle Entlastungen von umweltfreundlichen Fahrzeugen vorsieht.
Fur leichte Motorwagen, die bei ihrer ersten Inverkehrsetzung im Kanton St.Gallen der
besten dkologischen Kategorie zugehdren — sogenannte emissionsarme Fahrzeuge
— sowie fur Elektrofahrzeuge wird die einfache Steuer im Jahr der ersten Inverkehr-
setzung und in den folgenden drei Jahren namlich erlassen. Zudem betragt die Steuer
fur Elektrofahrzeuge ab dem 4. Jahr lediglich die Halfte der normalen Steuer.
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Waren vor 10 Jahren noch rund 2000 Personenwagen mit Elektro- und Hybrid-
antrieb zugelassen, waren es im letzten Jahr bereits rund 30'000 Fahrzeuge. Der An-
teil am gesamten Bestand an Personenwagen nahm damit von ein paar Promille auf
rund 10 Prozent zu. Diese grundsatzlich erfreuliche Entwicklung hatte aber auch zur
Folge, dass die Einnahmen aus der Motorfahrzeugsteuer aufgrund der Steuererleich-
terungen in den letzten Jahren zu sinken begonnen haben. Und diese werden auf-
grund der fortschreitenden Elektrifizierung des Fahrzeugparks wahrscheinlich weiter
sinken. Die Finanzierung unserer Strassen ist langerfristig somit nicht mehr gesichert.
So gesehen ist das Gesetz Uber die Strassenverkehrsabgaben auch ein Opfer seines
eigenen Erfolgs geworden.

Die Regierung verfolgt nun folgende Ziele und schlagt im Wesentlichen vier Neu-
erungen vor:

1. Das neue Finanzierungsmodell soll technologieneutral sein und sich auch auf die
Energieeffizienz der Fahrzeuge abstutzen.

2. Bei der Motorfahrzeugbesteuerung war bislang nur das Gewicht massgebend,
weil damit das Potenzial flr die Strassenschadigung abgebildet wurde. Kinftig
soll sich aber auch das Potenzial fur Personenschadigungen im Steuertarif nie-
derschlagen. Insgesamt sollen Personenwagen und Motorrader daher neu zu
70 Prozent nach dem Gewicht und zu 30 Prozent nach der Leistung besteuert
werden.

3. Es soll ein Bonus-/Malus-System eingefuhrt werden, in dem Fahrzeuge mit der
besten Energieeffizienz einen Bonus bis zu 50 Prozent der einfachen Steuer er-
halten und Fahrzeuge mit der schlechtesten Energieeffizienz einen Malus von bis
zu 50 Prozent. Insgesamt soll das Bonus-/Malus-System aber erfolgsneutral sein.
In diesem Zusammenhang hat die Regierung mit inrem Antrag eine formelle Un-
ebenheit in der Botschaft korrigiert, denn die Ertragsneutralitat umfasste nach
dem Wortlaut von Art. 12" Abs.1 Bst. a lediglich die Personenwagen. Richtig
ware aber, die Ertragsneutralitat auch auf andere Fahrzeugkategorien nach Abs. 2
auszudehnen. Es soll daher ein neuer Abs. 2°¢ eingefiihrt werden, wonach die
Ertragsneutralitat generell und nicht nur fur Personenwagen gelten soll.

4. Die Details des Bonus-/Malus-Systems sollen in einer Verordnung geregelt wer-
den. Dies ist aus Sicht der Kommission richtig, da nur so rasch auf kunftige Ent-
wicklungen, insbesondere auf neue Technologien, reagiert werden kann. Wichtig
istin diesem Zusammenhang, dass auch bei kinftigen Anpassungen das System
insgesamt erfolgsneutral bleiben muss, und dass ein entsprechendes Controlling
eingerichtet werden muss.

Das Gesagte gilt mit Bezug auf Personenwagen und Motorrader. Von der Geset-
zesanpassung nicht betroffen sind somit die ubrigen Fahrzeuge wie Lastwagen, land-
wirtschaftliche Fahrzeuge oder sogenannte leichte Motorwagen wie Lieferwagen oder
Wohnwagen. Solche Fahrzeuge werden weiterhin nur nach dem Gewicht besteuert.
Ebenfalls unangetastet bleiben die Strassenverkehrsgebuhren, welche das Strassen-
verkehrsamt erhebt, z.B. fur Prifungen und Bewilligungen im Strassenverkehr.

Die Kommission hat sich eingehend mit der Vorlage befasst. Insbesondere hat
sie die Frage nach dem Sinn der teilweisen Besteuerung nach der Leistung von Fahr-
zeugen diskutiert. Auf den ersten Blick hat die Leistung eines Fahrzeugs mit der
Strassenfinanzierung nur wenig zu tun. Allerdings werden aus der Motorfahrzeug-
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steuer nicht nur Bau und Unterhalt von Strassen finanziert, sondern auch die ver-
kehrspolizeilichen Aufgaben wie Strassenverkehrskontrollen oder Massnahmen der
Verkehrserziehung und der Unfallverhutung. Insofern macht es sehr wohl Sinn, bei
der Motorfahrzeugsteuer auch das Personenschadigungspotenzial zu berlcksichti-
gen, wenngleich nur mit 30 Prozent. Dies gilt umso mehr, als diese Aufteilung auch
derjenigen Variante entspricht, welche in der Vernehmlassung hauptsachlich prafe-
riert wurde.

Der Steuersatz von derzeit Fr. 260.— je Tonne Gesamtgewicht soll entsprechend
den Bemessungskriterien ebenfalls gesplittet werden. Von diesen Fr. 260.— entfallen
noch 70 Prozent, also Fr. 182.—, auf das Gewicht, der Restbetrag wird auf die Leis-
tung verteilt, dies auf der Basis der eingelosten Fahrzeuge im Kanton St.Gallen per
30. September 2022. Daraus errechnete sich der Betrag von Fr. 1.27 je Kilowatt Leis-
tung. Ein Antrag aus der Mitte der Kommission, Fahrzeuge auch kinftig nur nach dem
Gewicht zu besteuern, wurde mehrheitlich abgelehnt. Weiter hat die Kommission zwei
eher formelle Anpassungen an der Vorlage vorgenommen, welche Sie auf dem gel-
ben Blatt finden.

Materiell hat die Kommission eine Anpassung an der Vorlage in Bezug auf
schnelle E-Bikes und leichte Motorfahrrader, also die «Toffli», vorgenommen. Ge-
mass Antrag der vorberatenden Kommission sollen diese von der Steuer ganzlich
befreit werden, wobei darauf hinzuweisen ist, dass schnelle E-Bikes und Mofas nicht
unterschiedlich behandelt werden durfen, da diese bundesrechtlich derselben Fahr-
zeugkategorie zugehdren. Ein wahrend der Kommissionssitzung eingereichter Antrag
verlangte die Befreiung von Fahrzeugen mit einem Gesamtgewicht von weniger als
50 kg. Dieser wurde trotz rechtlicher Bedenken mit der Formulierung inhaltlich ange-
nommen, und zwar mit 10:4 Stimmen bei einer Enthaltung. Im Nachgang zur Sitzung
haben sich die Bedenken insofern konkretisiert, als dass die verlangte Gesetzesan-
passung systematisch am falschen Ort vorgenommen wurde und das Gewicht fur die
Besteuerung von Motorfahrradern ein ungeeignetes Kriterium darstellt. Aus diesem
Grund beantragt Ihnen die Kommission auf der Basis eines Zirkularbeschlusses, die
Art. 20 bis 22 und Art. 25 komplett zu streichen, jene Bestimmungen also, welche sich
mit der Motorfahrradsteuer befassen.

Erlauben Sie mir als Kommissionsprasident daher die generelle Bemerkung,
dass es durchaus hilfreich ist, Antrage jeweils so rechtzeitig vor der Sitzung einzu-
reichen, dass sich die Kommissionsmitglieder und die Parlamentsdienste auch recht-
zeitig und eingehend damit auseinandersetzen konnen.

Die Kommissionsmehrheit beantragt Innen somit, schnelle E-Bikes und Mofas von
der Steuer zu befreien, zumal die entsprechenden Steuerausfalle mit rund 340'000
Franken den Staatshaushalt nicht gerade in Schieflage bringen.

Insgesamt und zusammenfassend darf festgehalten werden, dass die Vorlage
seitens der vorberatenden Kommission sehr gut aufgenommen wurde. Sie beantragt
Ihnen daher mit 14:0 Stimmen bei einer Enthaltung Eintreten auf Bericht, Botschaft
und Entwurf.

Dirr-Gams, Ratsprésidentin: Das Prasidium sieht eine gemeinsame Eintretensdis-
kussion vor.
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Dudli-Oberbiiren (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten.
Der nun zu behandelnde Gesetzesnachtrag wurde durch diverse Motionen und

Antrage lanciert. Diese zielen insbesondere darauf ab, das Verursacher- und Nutz-

niesserprinzip zu starken und den finanziellen Handlungsspielraum langfristig sicher-

zustellen. So soll die Strassenverkehrssteuer den kunftigen Veranderungen der Fahr-
zeugeigenschaften Rechnung tragen. Insbesondere soll das Steuersystem die zu-
nehmende Elektromobilitat berlcksichtigen.

In der heutigen Gesetzgebung werden die Motorfahrzeuge nach dem Gesamtge-
wicht besteuert, wobei Verbrenner-Personenwagen der Energieeffizienz-Kategorie A
wahrend hdchstens vier Jahren steuerbefreit sind. Inhaber von Elektrofahrzeugen ge-
niessen nicht nur dieselbe Steuerbefreiung wahrend hochstens vier Jahren, sondern
ab dem funften Jahr ist obendrauf lediglich die halbe Strassenverkehrsabgabe zu
entrichten, und dies gar zeitlich unlimitiert.

Da immer mehr Fahrzeuge elektrisch betrieben werden, brechen die Einnahmen
der Motorfahrzeugsteuern weg, d.h. die Mittel fir Investitionen in die Kantonsstrassen
samt deren Unterhalt, den Sonderlastenausgleich Weite sowie die Verkehrspolizei
schwinden. Das Steuersystem muss deshalb so angepasst werden, dass es unab-
hangig von der Antriebsart genuigend Einnahmen generiert, um die Kosten des Stras-
senverkehrs finanzieren zu kdnnen. Das Steuersystem muss wieder verursacherge-
recht werden und technologieneutral sein.

Der Entwurf der Regierung sieht vor, die Fahrzeugbesteuerung bei Personenwa-
gen und Motorradern neu zu 70 Prozent auf das Gewicht und zu 30 Prozent auf die
Leistung abzustlutzen. Zusatzlich soll neu ein ertragsneutrales Bonus-/Malus-System
eingefuhrt werden (d.h. der Malus bezahlt den Bonus), das sich an der Energieeffizi-
enz-Etikette des Bundes orientiert. Ubrigens wird diese Etikette per 1. Januar 2025
nochmals markant verscharft. Bei den Ubrigen Fahrzeugen, insbesondere bei Liefer-
wagen, Lastwagen und landwirtschaftlichen Fahrzeugen, bleibt es bei der Besteue-
rung nach Gewicht.

Bei moglichen Unterschieden zwischen Mittelgenerierung und Mittelbedarf ste-
hen zwei Steuerungsmoglichkeiten zur Verfugung:

1. Der Steuerfuss bleibt in der Kompetenz des Kantonsrates und kann jahrlich auf
zwischen 90 und 110 Prozent festgesetzt werden.

2.  Am Bonus-/Malus-System kann die Regierung mittels Verordnung selber schrau-
ben. Das System darf aber nur in sich selber wirken, d.h. insgesamt muss es
ertragsneutral sein.

Insgesamt hat die Regierung einen recht guten Entwurf zum IX. Nachtrag zum
Gesetz Uber die Strassenverkehrsabgaben unterbreitet, auch was die Kompetenzen
zur Steuerungsmoglichkeit der Mittelgenerierung anbelangt.

Toldo-Sevelen (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten. Ich
lege meine Interessen offen: Ich bin Mitinhaber eines Strassen- und Tiefbauunterneh-
mens und Prasident des Baumeisterverbands Kanton St.Gallen.

«Was lange wahrt, wird endlich gut» — das Zitat von Ovid, eines romischen Epi-
kers, trifft nach unserem Empfinden prazise auf diese Vorlage zu. Der Bericht ver-
schafft einen sehr guten Uberblick Uber die Themenbereiche Mittelgenerierung, Mit-
telverwendung und mogliche Handlungsoptionen. Wir attestieren einen fundierten
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Aufbau der Vorlage und kénnen die sachlich dargelegten Uberlegungen nachvollzie-
hen.

Die FDP-Fraktion wertet positiv, dass:

— neu die Personenschadigung als Kriterium aufgenommen und abgeleitet eine Fi-
nanzierungsteilung mit 70 Prozent Gewicht und 30 Prozent Leistung gewahlt wurde;

— das Anreizsystem technologieneutral ausgestaltet wurde und kunftig keine finanzi-
ellen Auswirkungen auf die Strassenfinanzierung mehr haben wird;

— Motorfahrzeuge mit alternativen Antrieben einen grosseren Beitrag zur Mittelgene-
rierung leisten werden, als sie dies heute tun.

Insofern unterstiitzen wir die beiden Anderungsantrége der vorberatenden Kom-
mission zu Art. 11 Abs. 3 und Art. 12 Abs. 2. Ebenso stimmen wir dem Antrag der
Regierung zu Art. 12° Abs. 1 und Abs. 2 (neu) vorbehaltlos zu.

Nicht einverstanden sind wir mit dem Mehrheitsbeschluss der vorberatenden
Kommission, Motorfahrrader — sprich Mofas und schnelle E-Bikes — ganzlich von der
Motorfahrzeugsteuer zu befreien.

Hiippi-Gommiswald (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist
einzutreten.

Gemass mehreren Motionen seit dem Jahr 2018 ist die Strassenfinanzierung ei-
ner Gesamtperspektive zu unterziehen, dies unter Berucksichtigung der Finanzierung
von grossen Strassenbauvorhaben sowie der Entwicklung im Bereich der Elektrofahr-
zeuge. Zudem seien gesetzliche Grundlagen in Bezug auf Verglnstigungen von
Fahrzeugen mit umweltfreundlichen Antriebssystemen zu schaffen und gleichzeitig
die Steuerertrage langfristig zu sichern.

Der Strassenverkehr hat seine direkten und indirekten Kosten zu decken. Diese
Kosten sind moglichst verursachergerecht zu bezahlen. Aus der vorliegenden Geset-
zesanpassung geht hervor, dass Uber die Strassenverkehrsabgabe die Kosten fur die
Kantonsstrassen, verkehrspolizeiliche Aufgaben und werkgebundene und pauschale
Beitrage an die Gemeinden bezahlt werden. Zudem wird auch das Potenzial fur Per-
sonenschadigungen verstarkt bertcksichtigt. Nicht bertcksichtigt werden externe Kos-
ten fur Luftverschmutzung, CO2-Belastung, Stau, Gesundheitskosten infolge Larms
und Unfallen, Gebaude- und Klimaschaden.

Die SP-GRUNE-GLP-Fraktion unterstiitzt den gewahlten Ansatz einer gewichts-
und leistungsabhangigen Besteuerung von Motorfahrzeugen und erachtet diesen als
zielfuhrend. Wir begrussen den Vorschlag, dass fur die Bemessung der Strassenver-
kehrsabgabe bei Personenwagen und Motorradern in Zukunft der Schlissel von
70 Prozent Gesamtgewicht und 30 Prozent Leistung zum Tragen kommt. Die Begrun-
dung, dass schwere Fahrzeuge die Strassen starker belasten als leichte, ist stichhal-
tig. Die Schwere der Unfalle hingegen ist gemass vielen Studien starker von der Ge-
schwindigkeit als vom Gewicht abhangig, tiefe Geschwindigkeiten sind daher ein
zentrales Element und bewirken, dass sich wesentlich weniger schwere Unfalle er-
eignen. Insbesondere innerorts sind Tempo-30-Zonen daher ausserst zielfuhrend
und moglichst flachendeckend umzusetzen.

Wir erachten das vorgeschlagene Anreizsystem als einfach und transparent, wei-
sen aber auch darauf hin, dass weitere Bestrebungen fur den Systemwechsel zu
emissionsarmen Motorfahrzeugen voranzutreiben sind und entsprechende Massnah-
men dazu weiterverfolgt werden mussen.
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Mit dem Antrag der vorberatenden Kommission, die Motorfahrrader und damit
die schnellen E-Bikes von der Strassenverkehrsabgabe zu befreien, unterstitzen wir,
wenn auch mit einem gemischten Gefuhl. Insbesondere haben wir bereits mit der
Vernehmlassung eine Steuerbefreiung der schnellen E-Bikes gefordert. Dass nun
aber aufgrund der Vorschriften Gber Zulassung und Betrieb von Motorfahrradern,
langsamen E-Bikes, E-Trottinetten usw. des Bundesamtes fur Strassen (Astra) aus
dem Jahr 2022 die schnellen E-Bikes und die Mofas in der gleichen Kategorie ange-
siedelt sind, ist leider so. Eine allfallige Anpassung muss wohl auf Bundesebene an-
gestossen werden. Grundsatzlich halten wir eine Steuerbefreiung von Mofas aus oko-
logischer Sicht fur falsch, werden diese Krote zugunsten der E-Bikes aber schlucken.

Die Anpassung gemass Antrag der Regierung werden wir unterstitzen und gut-
heissen, da sie zur Klarung und Prazisierung beitragt und Klarheit schafft.

Wyss-Vilters-Wangs (im Namen der GRUNE): Auf die Vorlagen ist einzutreten.

Wir begrussen, dass mit der neuen Strassenfinanzierung ein Anreizsystem ge-
schaffen wird, das sich auf die Energieeffizienz und die Leistung der Fahrzeuge ab-
stutzt. Der neu eingefuhrte Bonus fur besonders energieeffiziente Fahrzeuge und im
Gegenzug ein Malus fur Fahrzeuge mit Verbrennermotoren ist zielfuhrend, um die
Treibhausgasemissionen zu reduzieren.

Wir unterstutzen die neue Besteuerung, weil sie im Vergleich mit der aktuellen
eine Verbesserung bringt. Kleine und leichte klimaneutrale, energieeffiziente und um-
weltfreundliche Fahrzeuge werden bevorzugt behandelt. Es ist zu hoffen, dass mog-
lichst viele Menschen auf einen kleinen Wagen umsteigen und fur langere Distanzen
den 6V nutzen.

Wir bedauern jedoch, dass mit der neuen Strassenfinanzierung der Ausbau der
Verkehrsinfrastruktur weiter vorangetrieben wird, schliesslich sollen damit weitere
Grossprojekte finanziell gesichert werden. Dabei brauchten wir endlich einen Para-
digmenwechsel hin zu weniger Verkehr auf unseren Strassen. Der Verkehr ist in der
Schweiz der grosste Klimasunder. Wahrend in allen anderen Bereichen die Klimabe-
lastung sinkt, bleibt sie beim Verkehr auf dem Stand von 1990. Der Handlungsbedarf
ist entsprechend gross.

Unnotiger Verkehr musste endlich vermieden werden. Wir konnten z.B. Anreize
schaffen, das Auto moglichst zuhause stehen zu lassen und es nur punktuell zu be-
nutzen. Wir kdnnten Formen des Carsharings férdern oder Anreize schaffen, gar kein
Auto zu besitzen. Wir kdnnten unsere Raume noch besser mit kurzen Wegen planen,
wir kdnnten die Attraktivitdt des Fuss- und Fahrradverkehrs mit guten und sicheren
Wegen steigern.

Diese Massnahmen kamen der ganzen Bevolkerung zugute. Damit wirden un-
sere Strassen entlastet, sie wurden wieder frei fUr Handwerkerinnen und Handwerker,
die ihr Material transportieren mussen, oder fur Menschen, die auf das Auto angewie-
sen sind wie die Landbevodlkerung, weil z.B. der 6V nur bis um 19.30 Uhr fahrt, Men-
schen mit Beeintrachtigungen, Schichtarbeitende oder fur Servicepersonal. Wir hat-
ten weniger Larm, wirden das Klima besser schitzen und wirden insbesondere
jenen helfen, die auf ein Auto angewiesen sind. Auch diese Themen sollten wir ange-
hen und den Ubergang zu einer klimafreundlichen Mobilitat schaffen.
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Scherrer-Gossau (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten.
Der Strassenunterhalt und die damit einhergehende Finanzierung stellen ohne-
hin eine zwingende Aufgabe dar und sind nicht verhandelbar. Mit der Stossrichtung
des Berichts sowie der Botschaft der Regierung sind wir zufrieden. Die zukunftige
Besteuerung nach Gewicht und Leistung macht Sinn und ist angezeigt.

Auch das Anreizsystem befurworten wir. Einerseits sehen die Mitte-EVP-Vertre-
ter das damit verfolgte Ziel und wir stellen uns ganz klar hinter die Ziele betreffend
Nachhaltigkeit und Okologie des Kantons St.Gallen. Andererseits dirfen die Gelder
im Strassenverkehrsfonds auch zukunftig nicht zweckentfremdet werden. Weiter ist
es das Hauptziel, den Bau und Unterhalt des Kantonsstrassennetzes mit dem Fonds
langfristig sicherstellen zu konnen. Dieses Oberziel gilt es konsequent im Auge zu
behalten.

Regierungsrat Hartmann: Ich bedanke mich bei Ihnen fur die grossmehrheitlich posi-
tive Aufnahme der Vorlage. Die heutige Beratung dieser Vorlage hat eine bereits et-
was langere Vorgeschichte, die bis ins Jahr 2018 zurlckreicht. Der Sprecher der
FDP-Delegation hat das mit einem Sprichwort benannt. Ich erlaube mir, in den nachs-
ten Minuten etwas vertieft auf diese parlamentarischen Vorstdsse einzugehen.

In der Septembersession 2018 verabschiedete der Kantonsrat das 17. Strassen-
bauprogramm fur die Jahre 2019 bis 2023 (36.18.02). Da in Zukunft mehrere Gross-
projekte anstanden, reichte die vorberatende Kommission die Motion 42.18.18 «An-
derung der Strassenfinanzierung» ein, die in der Novembersession 2018 vom Kan-
tonsrat gutgeheissen wurde. Die Regierung wurde eingeladen, die geltende Spezial-
finanzierung Uber den Strassenfonds aus einer Gesamtperspektive mit Blick auf
verschiedene aktuelle Herausforderungen zu Uberprifen, entsprechende gezielte Vor-
schlage zur Weiterentwicklung zu erarbeiten und dem Kantonsrat bei Bedarf eine ent-
sprechende Vorlage zu unterbreiten. Insbesondere sollten dabei die projektbezogene
Finanzierung von grossen Strassenbauvorhaben (Richtwert: mehr als 500 Mio. Fran-
ken), die finanziellen Lasten fur den ordentlichen Strassenunterhalt, die verstarkte
Priorisierung der Vorhaben nach Massgabe von Nutzen, Wirkung und Wirtschaftlich-
keit, die Starkung des Verursacher- und Nutzniesserprinzips, die bestehenden steu-
erlichen Anreize, die zukunftige Verschuldungspolitik sowie der mittel- und langerfris-
tige finanzielle Handlungsbedarf im Hinblick auf die absehbare Zunahme der Elek-
trofahrzeuge im Fokus stehen.

Gleichzeitig mit dieser Motion wurde, ebenfalls durch die vorberatene Kommis-
sion, im August die Motion 42.18.17 «Vergunstigung von emissionsarmen Fahrzeu-
gen» eingereicht. Ebenfalls in der Novembersession 2018 hiess der Kantonsrat diese
Motion gut. Dort wurde die Regierung eingeladen, die gesetzlichen Grundlagen be-
zuglich der Vergunstigungen von emissionssarmen Fahrzeugen anzupassen, damit
langerfristig die Steuerertrage sichergestellt werden kénnen. Ein knappes halbes Jahr
spater, in der Junisession 2019, hiess der Kantonsrat zwei weitere Motionen gut: die
Motion 42.19.05 «Fahrzeuge nach Okobilanz besteuern» und die Motion 42.19.09
«Steuererleichterung nur fur leichte Fahrzeuge mit klimafreundlichen Antriebssyste-
men».

Diese Motionen haben alle einen direkten Zusammenhang mit der kunftigen
Strassenfinanzierung im Kanton und werden im Rahmen dieses Geschafts behan-
delt. Sodann finden sich in dieser umfassenden Darlegung Botschaft und Entwurf die
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von der Regierung in der schriftlichen Antwort vom 28. Mai 2019 auf die Interpellation

51.19.47 «Liberale Klima- und Energiepolitik: moderne Bemessungsgrundlagen fur

Motorfahrzeugsteuern» in Aussicht gestellten Ausfuhrungen. Bei der Behandlung des

18. Strassenbauprogramms flr die Jahre 2024 bis 2028 (36.23.02) vor genau einem

Jahr reichte die vorberatende Kommission zwei Antrage ein, denen der Kantonsrat

zustimmte. Erstens sollte im Rahmen der Vorlage «Strassenfinanzierung im Kanton

St.Gallen» die Notwendigkeit und Hohe folgender Finanzierungsgefasse gepruft und

dem Kantonsrat Bericht erstattet werden: Gemeindestrassen, Finanzausgleich — also

das Gefass Weite — und die Verkehrspolizei. Das sind drei von funf Finanzierungs-
mitteln nebst dem Bau und dem Unterhalt von Kantonsstrassen. Zweitens sollte ein

Finanzierungsmodell fir den Strassenfonds vorgelegt werden, das mindestens den

Unterhalt und die Mitfinanzierung von Grossprojekten sicherstellt.

Die Ziele der Vorlage, die Sie nun beraten, kdnnen summarisch wie folgt darge-
stellt werden: Die erforderlichen Investitionen und Kosten sind kumuliert Gber den
Betrachtungszeitraum — also bis ins Jahr 2050 — ausreichend finanziert. Die Strasse
finanziert sich selbst, d.h., Bau, Betrieb und Unterhalt der Strassen kénnen durch ihre
Benutzenden finanziert werden. Die Finanzierung ist zumindest teilweise verursa-
chergerecht. Die Strassenfinanzierung und deren rechtliche Grundlagen lassen die
Bildung von politischen Schwergewichten hinsichtlich Mittelverwendung und Gene-
rierung zu und sind somit offen fur die Veranderung von gesellschaftlichen Wertvor-
stellungen.

Aufgrund der Modellstabilitat und der Zielerreichung wurde folgendes Besteue-
rungsmodell als Bestvariante ausgewahlt: Die Fahrzeugbesteuerung soll zu 70 Prozent
nach Gewicht und zu 30 Prozent nach Leistung fur Personenwagen und Motorrader
ausgestaltet sein. Wie bisher gilt 100 Prozent Gewicht fur alle Gbrigen Fahrzeuge. Auf
Grundlage des Basisszenarios fur die Bevolkerungsentwicklung und eines abflachen-
den Anstiegs des Motorisierungsgrads ergeben sich bis ins Jahr 2050 Einnahmen
von rund 3,5 Mio. Franken je Jahr, bezogen auf den Preisstand 2020. Die Aufteilung
auf 70 Prozent Gewicht und 30 Prozent Leistung wurde gewahlt, weil das Gewicht fur
das Potenzial der Strassenschadigung und der Personenschadigung relevant ist, die
Leistung jedoch nur fur das Potenzial der Personenschadigung. Die gewahlte Auftei-
lung entspricht deshalb annahernd zwei Drittel zu einem Drittel. Fur die Ausgestaltung
des Anreizsystems wurden verschiedene Varianten untersucht und in der Folge ein
Anreizsystem gewahlt, das folgende Voraussetzungen erfullt:

1. Ertragsneutralitat: Der Malus finanziert den Bonus.

2. Technologieneutralitat: Das Anreizsystem soll unabhangig von der Antriebsart —
Verbrennung, Elektro, Wasserstoff, Erdgas, Biogas usw. — anwendbar sein.

3. Anreiz zur Energieeffizienz: Energieeffiziente Fahrzeuge sollen tiefer besteuert
werden als weniger energieeffiziente Fahrzeuge.

4. Anpassungsfahigkeit: Das Anreizsystem soll anpassungsfahig sein, um auf Ver-
anderungen auf Bundesebene und/oder technologische Veranderungen reagie-
ren zu kdnnen sowie um Anpassungen vornehmen zu konnen, falls die Ertrags-
neutralitat im Bonus-/Malus-System nicht erfullt ist.

Ich fasse zusammen: Die Grundbesteuerung fur Personenwagen und Motorrader
erfolgt neu zu 70 Prozent nach Gewicht und zu 30 Prozent nach Leistung (kW/PS)
und zwar wie folgt: Fr. 182.— je 1'000 kg Gesamtgewicht und Fr. 1,27 je Kilowatt Leis-
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tung. Alle Ubrigen Fahrzeuge wie Lieferwagen, Lastwagen, Anhanger, landwirtschaft-
liche Fahrzeuge usw. erfahren durch diese neue Vorlage keine Anderung. Bei der
Regelungsebene — der Kommissionsprasident hat das bereits erwahnt — hat man auf
Gesetzesebene die inhaltlichen Eckpunkte festgelegt: Die Ertragsneutralitat, Techno-
logieneutralitat, Bonus und Malus konnen zwischen 0 und 50 Prozent betragen oder
befristet werden, hochstens aber 50 Prozent der einfachen Steuer, und fur die Zuge-
horigkeit eines Fahrzeugs zu einer Energieeffizienz-Kategorie ist der Zeitpunkt der
ersten Inverkehrsetzung massgebend. Auf Gesetzesstufe ist ebenfalls geregelt, dass
das Bonus-/Malus-System periodisch durch die Regierung Uberpraft wird. Auf Ver-
ordnungsebene sind dann weitere Punkte festgelegt.

Dirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Eintreten auf die Vorlagen in erster bzw. einziger
Lesung fest.

40.24.03 Strassenfinanzierung im Kanton St.Gallen

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Berichts «Strassenfinanzie-
rung im Kanton St.Gallen» fest.

22.24.04 IX. Nachtrag zum Gesetz Uber die Strassenverkehrsabgaben

Spezialdiskussion

Art. 10 (Steuerbemessungsgrundlage). Dudli-Oberbiiren beantragt im Namen der
SVP-Fraktion, in Art. 10 Abs. 1 am geltenden Recht festzuhalten und Art. 10 Abs. 1bis
zu streichen.

Der Bund besteuert aktuell insbesondere die tatsachliche Fahrleistung bzw. den
tatsachlichen Verbrauch Uber die Mineraldlsteuer samt -Zuschlagen sowie die leis-
tungsabhangige Schwerverkehrsabgabe (LSVA). Dabei ist in Erinnerung zu rufen,
dass bis zu zwei Drittel des Reinertrags der LSVA in den Bahninfrastrukturfonds flies-
sen. Abgesehen von den LSVA-pflichtigen Fahrzeugen beschrankt der Bund damit
die Besteuerung der Fahrleistung auf Fahrzeuge mit Benzin- und Dieselmotoren.
Oder anders ausgedrickt: Alle anderen Antriebsarten sind mit Ausnahme der LSVA
von Bundessteuern befreit. Das ist eine Privilegierung sondergleichen. Man kann nun
argumentieren, der Bund besteuere damit die potenziellen Umweltbelastungen durch
die Besteuerung des tatsachlichen Verbrauchs fossiler Energie. Aber es seien auch
die potenziellen Umweltbelastungen anderer Antriebsarten in Erinnerung gerufen.
Batterie-Entsorgung, radioaktive Verstrahlung sowie das Notkraftwerk Birr auf fossiler
Basis seien nur ein paar Stichworte.

Wir kommen also nicht darum herum, wirklich technologieneutral zu agieren. Und
da drangen sich fur die Berechnung der Strassenverkehrsabgaben harte Fakten wie
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das Fahrzeuggewicht geradezu auf. Ideologische Extrawtrste haben keinen Platz,
denn wir mussen uns immer bewusst sein, wofur die Mittel der Strassenverkehrsab-
gaben eingesetzt werden, wer bzw. was der Verursacher ist und wer aus sachlicher
Sicht Nutzniesser sein soll. Harte Fakten sind ausschliesslich das Gewicht des Fahr-
zeugs. So war es, so wurde es bislang berechtigterweise gehandhabt, und so soll es
auch bleiben. Ubrigens sieht dies die Regierung in ihrem Entwurf auch fiir alles an-
dere als Personenwagen und Motorrader weiterhin vor.

Sie kdnnen nun widnschen, man musse bei Personenwagen und Motorradern
auch die Fahrzeugleistung in die Steuerbemessung einfliessen lassen, und dabei ar-
gumentieren: Je hoher die Leistung der Fahrzeuge, desto héher das Potenzial fur
Personenschaden. Aber es mutet abenteuerlich an, das Potenzial fur Personenscha-
den mit der Steuerbemessungsgrundlage zu koppeln. Es sei in Erinnerung gerufen,
dass es hier um das Gesetz Uber die Strassenverkehrsabgaben geht, nicht um ein
Personenschadengesetz.

Ihre Argumentation Iasst eine |deologie erkennen: Autos und Motorrader mit et-
was mehr Power sind bdse. Und die Lenker von Fahrzeugen mit etwas mehr
«Wumms» sind sowieso zwielichtige Kreaturen und sind bei jeder sich ergebenden
Moglichkeit zu melken. Nur sollten wir — mal frei von Voreingenommenheit und politi-
scher Ideologie — den physikalischen und somit den harten Fakten ins Auge sehen:
Auf unseren Strassen gelten einige generelle Regeln, so z.B. die Hochstgeschwin-
digkeit von 50 innerorts, ausserorts 80 und auf Autobahnen 120. Diese Regeln gelten
grundsatzlich fur alle Verkehrsteilnehmer. Was die Gefahrdung von Verkehrsteilneh-
mern anbelangt, zahlt der Bremsweg zu den harten Fakten. Dazu ein faktenbasierter
Vergleich: Auf der einen Seite ein gut motorisierter Audi A5. Auf der anderen Seite
ein sparlich motorisierter, leichter Fiat Panda. Der Audi A5 hat trotz seines nicht ge-
ringen Gewichts einen Bremsweg von 33,3 Metern von Tempo 100 bis zum Stillstand.
Der Fiat Panda — bekanntermassen ein Leichtgewicht unter den Fahrzeugen — hat
einen Bremsweg von 37,4 Metern. Der bedeutend schwerere und besser motorisierte
Audi hat also einen um 11 Prozent kurzeren Bremsweg. Wie kommt dieses Ergebnis
zustande? Weil Fahrzeuge mit hoherer Leistung eben auch serienmassig ein besse-
res Fahrwerk und bedeutend bessere Bremsen haben. Jetzt missen Sie mir einfach
mal erklaren, warum wir den schwereren und starkeren, schlicht besseren Audi A5
mit dem markant kurzeren Bremsweg unter dem Argument «Personenschaden» be-
strafen sollen.

Sie konnen nun auch argumentieren, der Audi-Fahrer halte sich eh nicht an die
Geschwindigkeitsregeln, womit sich der physikalische Vorteil in Luft auflost. Na ja,
dann haben wir aber gleich lhre Voreingenommenheit und ldeologie ertappt. Und
dann sollten Sie auch davon abkommen, von einer technologieneutralen Regelung
sowie einer Starkung des Verursacherprinzips zu reden, denn mit Ihrer Version ist
schlicht das Gegenteil der Fall. Man kann namlich auch mit einem Fiat Panda zu
schnell und mit einem Audi A5 zu langsam fahren. Frei von Voreingenommenheit und
Ideologie ist nun mal aus physikalischen Grunden Fakt, dass leistungsstarkere Fahr-
zeuge meist ein geringeres Potenzial fur Personenschaden haben. Es sei denn, Sie
fahren womoglich ein an der Motorfahrzeugkontrolle vorbeigeschleustes, illegales
Fahrzeug. Aber das hat nun mal nichts mit den Regeln der Physik zu tun, vielmehr
mit dem Faktor Mensch. Aber den Faktor Mensch wollen Sie nicht im Ernst in die
Gesetzgebung mit einbeziehen, noch dazu in der Form einer Sippenhaft?
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Die klare Antwort dazu: Das Gewicht eines Fahrzeugs hat einen direkten, physi-
kalischen Einfluss auf die Strassen und zahlt insofern zu den harten, unumstdsslichen
Fakten. So war es, so wurde es bislang berechtigterweise gehandhabt, und so soll
es auch bei allen Fahrzeugarten bleiben. Die Leistung eines Fahrzeugs hat keinen
solchen Einfluss. Der Miteinbezug der Fahrzeugleistung ware zu sehr mit Ideologie
begrindet und hat in der Gesetzgebung nichts zu suchen. Genau so, wie es berech-
tigterweise bis anhin praktiziert wurde. Insofern bitten wir Sie, bei der nachvollziehba-
ren Regelung, wie sie es war, zu bleiben.

Toldo-Sevelen (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzu-
lehnen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Audi-Fahrer.

Die FDP-Fraktion begrusst die starkere Gewichtung der Personenschadigung.
Der Status quo wird diesem Anliegen aber nicht gerecht. Die probate Bemessungs-
grundlage ist konsequenterweise die Leistung. Dies bestatigen auch Analysen der
Beratungsstelle fur Unfallverhatung (BFU), welche zum Schluss kommt, dass mehr
Leistung in der Tendenz auch zu einem unvorteilhafteren Fahrverhalten fihren kann.
Der Fahrstil hat deutlich mehr Einfluss auf Personenschadigungen als auf Strassen-
schadigungen, verursacht von Personenwagen und Motorradern. Unsere Strassen
sind auf viel hdhere Belastungen ausgerichtet.

Scherrer-Gossau (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion
ist abzulehnen.

Zu Dudli-Oberburen: Man konnte jetzt argumentieren, Sie hatten den Beweis
selbst erbracht, dass der Audi mit der starkeren negativen Beschleunigung, also der
starkeren Bremskraft, auch die Strasse mehr mitbeansprucht als der Fiat Panda. Aber
diese Argumentation ist nicht das, was ich sagen mochte, und greift zu kurz, denn es
geht nicht um die Benutzung der Strasse, sondern es geht darum, dass auch die
Kontrolle des Strassenverkehrs und die Massnahmen der Verkehrserziehung und
Unfallverhitung mit aus der Steuer finanziert werden. Da ist es ein Fakt — das ist
ordentlich hergeleitet —, dass die Leistung einen ausschlaggebenden Punkt darstellt,
wenn auch weniger stark als das Gewicht der Fahrzeuge.

Hiippi-Gommiswald (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Der Antrag der SVP-
Fraktion ist abzulehnen.

Mit mehreren Motionen hat dieser Rat der Regierung den Auftrag erteilt, die
Strassenfinanzierung zu Uberprufen. Dies unter Berucksichtigung von Vergunstigun-
gen von emissionsarmen Fahrzeugen und weiteren Rahmenbedingungen. Wenn nun
die SVP-Fraktion beantragt, wieder zurtick auf Feld 1 zu gehen, so verstehe ich nicht,
warum solche Motionen in der Vergangenheit Uberhaupt Uberwiesen wurden. Etwa
nur, um der Regierung und den Amtern Arbeit zu bescheren, damit sie effizienter
werden? Wohl kaum.

Ich habe es bereits beim Eintreten gesagt und wiederhole mich gerne: Die Vorlage
ist ausgewogen und erflllt die Vorgaben der Motionen. Die Aufteilung der Besteue-
rung auf Gewicht und Leistung ist zielfUhrend. Zudem ist festzuhalten, dass unser
Klima auch vom Strassenverkehr stark belastet wird und entsprechende Massnah-
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men zur Umgestaltung des Verkehrs hin zu emmissionsfreien Fortbewegungsmog-
lichkeiten zu fordern sind. Mit dem neutralen Bonus-/Malus-System wird diesen Be-
strebungen Rechnung getragen.

Regierungsprésidentin Hartmann: Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzulehnen.

Was besteuern wir und warum besteuern wir dies? Wir besteuern das Verursa-
cherprinzip: das Gewicht. Wir besteuern aber auch die Verkehrssicherheit: die Leis-
tung, die Unfallwahrscheinlichkeit und die damit zusammenhangende Unfallschwere.
Dies befurwortet nicht nur eine Mehrheit der vorberatenden Kommission und der Par-
teien hier im Parlament, sondern auch das BFU sowie auch eine grosse Mehrheit der
Teilnehmenden unserer Vernehmlassungen.

Das Potenzial fur die Personenschadigung ist bestimmt durch die kinetische
Energie. Diese ergibt sich aus dem Gesamtgewicht und der Geschwindigkeit eines
Fahrzeugs. Ein Fahrzeug mit hoherer Leistung lasst sich auf einer kurzeren Strecke
auf die gewahlte Geschwindigkeit beschleunigen als ein Fahrzeug mit tieferer Leis-
tung. Ich denke, das kdnnen wir alle nachvollziehen. Durch héheres Fahrzeuggewicht
vergrossert sich aber bei einer Kollision auch der problematische Gewichtsunter-
schied zwischen Fahrzeug und Kollisionsgegner oder -gegnerin. Damit steigt die
Fremdgefahrdung fir den Kollisionsgegner, und daher ist die Besteuerung von einem
Drittel mehr als adaquat. Es ist so — auch wenn Dudli-Oberburen etwas anderes be-
haupten mag —, dass Fahrzeuge mit einer hoheren Leistung wirklich auch haufiger
mit unangepasster Geschwindigkeit unterwegs sind. Auch das ist ein Fakt, nicht nur
unsere Ausfuhrungen im Bericht.

Gmuir-Bitschwil-Ganterschwil, Kommissionspréasident: Der vorliegende Antrag der
SVP-Fraktion wurde in dieser Form anlasslich der Kommissionssitzung nicht gestellt.
Es wurde aber ein Antrag auf Streichung der Leistung aus Art. 10 Abs. 1 gestellt;
sinngemass dasselbe, was hier beantragt wird. Dieser Antrag wurde mit 10:5 Stim-
men abgelehnt.

Der Kantonsrat lehnt den Antrag der SVP-Fraktion zu Art. 10 Abs. 1 und 1% mit 70:42
Stimmen ab.

Art. 12° (bbis] energieeffiziente Fahrzeuge). Huber-Wildhaus-Alt St.Johann beantragt
im Namen der SVP-Fraktion, Art. 12°s zu streichen.

Die SVP-Fraktion beantragt Ihnen, auf die EinfUhrung eines Bonus-/Malus-Sys-
tems zu verzichten. Jede Steuer hat einen Besteuerungszweck. Dieser ist bei zweck-
gebundenen Steuern — wie das die Motorfahrzeugsteuer ist — besonders wichtig. Der
Besteuerungszweck der Motorfahrzeugsteuer liegt bei Strassen- und Personenscha-
den. Umweltschaden hingegen werden bereits heute durch die Mineraldlsteuer des
Bundes direkt an der Tanksaule besteuert. Energieeffiziente Fahrzeuge bezahlen so-
mit weniger Mineralolsteuer, wahrend Fahrzeuge mit einem hoheren Verbrauch mehr
Mineraldlsteuer — und somit eine Umweltabgabe — bezahlen mussen. Eine doppelte
Besteuerung von Fahrzeugen mit einer schlechteren Energieeffizienz-Kategorie ist
somit systemfremd. Deshalb beantragt lhnen die SVP-Fraktion, auf die Einfuhrung
eines Bonus-/Malus-Systems zu verzichten.
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Art. 12°s gibt der Regierung aber auch viel zu viele Kompetenzen zu Regelungen
auf Verordnungsstufe. In der heutigen Debatte werden die anderen Fraktionen wohl
auf den Verordnungsentwurf der Regierung aus der Botschaft referenzieren. Seien
Sie sich bei der anschliessenden Debatte aber bewusst: Die Regierung kann in eige-
ner Kompetenz einen Malus von bis zu 50 Prozent einfuhren. Dies bedeutet eine Mo-
torfahrzeugsteuerrechnung, die 1,5-mal hoher ist als heute. Der Malus kann gemass
Gesetz bei Personenwagen der schlechtesten Energieeffizienz-Kategorien angewen-
det werden. Ob sich dies in Zukunft auf die schlechtesten Kategorien F und G be-
schrankt oder auch bessere Energieeffizienz-Kategorien kunftig einen Malus bezah-
len mussen, entscheidet die Regierung in ihrer eigenen Kompetenz.

Ich bitte Sie aber auch zu bedenken, wer mit diesem Malus zur Kasse gebeten
wird. Wenn Sie schauen, welche Fahrzeuge in den schlechtesten Energieeffizienz-
Kategorien auftauchen, sind dies 4x4-Fahrzeuge, welche im landlichen Gebiet und in
den Bergregionen besonders in den Wintermonaten notwendig sind. Es sind grossere
Familienautos, z.B. Fahrzeuge mit 7 anstatt 5 Sitzen. Und es sind private Fahrzeuge,
die gelegentlich landwirtschaftlich oder beruflich genutzt werden und so mehr Stau-
raum benaotigen.

Ich komme zum Schluss: Zwei verschiedene Steuern, welche dieselben Anreize
setzen, dieselben potenziellen Umweltschaden abschdpfen und beide den tatsachli-
chen Kraftstoffverbrauch besteuern, sind eine zu viel. Diese Doppelbesteuerung und
die damit verbundenen doppelten Anreize gesteht die Regierung in der Botschaft so-
gar selbst ein.

Die SVP-Fraktion bittet Sie deshalb, den Besteuerungszweck der Strassenver-
kehrsabgaben im IX. Nachtrag einzuhalten und auf die Einfuhrung eines Bonus-/Ma-
lus-Systems zu verzichten.

Toldo-Sevelen (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzu-
lehnen.

Die FDP-Fraktion hat sich in der Vernehmlassung kritisch zur Sinnhaftigkeit eines
Anreizsystems geaussert, das weder einen Einfluss auf den Mittelbedarf noch auf
einen Kaufentscheid ausubt. Die Vorlage muss aber vier Motionen mit unterschiedli-
chen Interessen gerecht werden. Wir glauben, dass dies der Regierung sehr gut ge-
lungen ist. Das grosse Bild deckt sich mit unseren, und wie wir verstanden haben,
auch mit den Vorstellungen der anderen Fraktionen. Wir wollen diese Balance nicht
aus dem Gleichgewicht bringen und bitten Sie, im Sinne eines ausgewogenen Kom-
promisses ebenfalls bei der Regierungsvorlage zu bleiben.

Wyss-Vilters-Wangs (im Namen der GRUNE): Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzu-
lehnen.

Wir bedauern, dass die SVP-Fraktion mit ihren Streichungsantragen wieder auf
Feld O zurtckwill. Den Leerlauf, den die SVP-Fraktion nun vorschlagt, konnen wir uns
schon rein aus klimapolitischen Zielen nicht leisten. Die nun vorliegende Gesetzesan-
passung zur Strassenfinanzierung stellt einen Kompromiss dar. Es wurde heute
schon gezeigt, dass die vorberatende Kommission diesen Kompromiss mittragt. Die
Vorlage setzt die Motionen 42.19.05 «Fahrzeuge nach Okobilanz besteuern» und
42.19.09 «Steuererleichterung nur fur leichte Fahrzeuge mit klimafreundlichen An-
triebssystemen» um. Ein Ziel war, mit der Anderung der Strassenfinanzierung einen
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nachhaltigen Anreiz flir die Anschaffung und den Betrieb von umweltfreundlichen
Fahrzeugen zu schaffen und gleichzeitig die Steuerertrage langfristig zu sichern. Das
haben wir mit der vorliegenden Gesetzesanpassung zur Strassenfinanzierung ge-
schafft. Ich bitte Sie, den Fortschritt zuzulassen und der modernen Motorfahrzeugbe-
steuerung zuzustimmen.

Scherrer-Gossau (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion
ist abzulehnen.

Die Mitte-EVP-Fraktion ist 0kologisch. Der Vorschlag der Regierung ist gut aus-
tariert und das Bonus-/Malus-System ist ertragsneutral.

Regierungsprésidentin Hartmann: Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzulehnen.

Das Bonus-/Malus-System ist sinnvoll. Mit der Festlegung einer Zeitspanne fur
einen Bonus wird die Steuerungsmaoglichkeit der Regierung fur einen ertragsneutra-
len Bonus/Malus stark eingeschrankt. Die Regierung ist darauf angewiesen, dass sie
mdglichst viele Parameter zur Verfligung hat, um das Bonus-/Malus-System ertrags-
neutral gestalten zu konnen. Die Ertragsneutralitédt — das haben viele von Ihnen vorher
erwahnt — ist das Hauptziel dieser Strassenfinanzierung. Je nach Veranderungen der
Zusammensetzung des Fahrzeugparks oder der nationalen Energieetikette braucht
es unter Umstanden auch Anpassungen der Zeitspanne fur Boni. Es ist auch nicht,
wie von der SVP-Fraktion vorgebracht, eine Doppelbesteuerung, sondern eine mo-
derate und sinnvolle erganzende Besteuerung.

Gmur-Biitschwil-Ganterschwil, Kommissionspréasident: In der Kommission wurde ein
Antrag auf zeitliche Befristung des Bonus auf ein Jahr gestellt, wahrend der Malus
unbefristet hatte gelten sollen. Dieser Antrag wurde mit 10:5 Stimmen abgelehnt. Ein
Antrag auf ganzliche Streichung des Bonus-/Malus-Systems wurde nicht gestellt.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung dem Antrag der SVP-Fraktion zu
Art. 12°s mit 69:42 Stimmen vor.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung dem Antrag der vorberatenden Kom-
mission zu Art. 12 mit 63:48 Stimmen bei 1 Enthaltung vor.

Art. 20 (Steuerobjekt). Toldo-Sevelen (im Namen der FDP-Fraktion): Die Streichungs-
antrage der vorberatenden Kommission zu Art. 20 bis 22 und 25 sowie zum Gliede-
rungstitel vor Art. 20 sind abzulehnen.

Die FDP-Fraktion empfiehlt, die Motorfahrzeugsteuer fur Motorfahrrader beizu-
behalten, und lehnt die diesbezuglichen Streichungsantrage der vorberatenden Kom-
mission ab. Das Bundesrecht erlaubt keine Trennung von schnellen E-Bikes und Mo-
fas. Als Begrindung konnten wir nun anfuhren, dass aus okologischer Sicht der
Sundenfall «Mofas» die Férderung von schnellen E-Bikes kompensiert. Machen wir
aber nicht. Wir kdnnten ins Feld fihren, dass mit der Abschaffung dieser Steuer eine
administrative Entlastung des Strassenverkehrsamtes einherginge. Ware aber eine
Falschaussage.
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Wir behandeln das Gesetz Uber die Strassenverkehrsabgaben (sGS 711.70; ab-
gekurzt SVAG). Und da erscheint es uns wichtig, dass wir uns als Rat den Steuer-
zweck in Erinnerung rufen. Art. 7 SVAG umschreibt folgende Punkte: Abs. 1 deckt
die Aufwendungen des Kantons fir Bau und Unterhalt der Strassen sowie fur die
Kontrolle des Strassenverkehrs. Ein Grossteil der Strassenbauprogramme fliesst in
den Langsamverkehr bzw. in Radwege. Wollen wir eine verursachergerechtere Fi-
nanzierung, so durfen wir nicht ausgerechnet diesen Teil von einer Strassenverkehrs-
steuer befreien. Zudem werden mit einer Zunahme von Tempo-30-Zonen auf nicht
verkehrsorientierten Strassen auch die Kontrollen fur schnelle E-Bikes zunehmen
mussen. Abs. 2 ist aufgehoben, aber in Abs. 3 werden die Verkehrserziehung und die
Unfallverhitung als Mittelverwendung erwahnt. Sicherlich ist auch Ihnen die Uberpro-
portionale Zunahme von Verkehrsunfallen mit schnellen E-Bikes aufgefallen. Und
jetzt mdchte ein Teil dieses Rats Mittel fur die Unfallverhitung oder Pravention genau
fur diese Zielgruppe streichen bzw. von anderen Verkehrstragern finanzieren lassen.

Mit jahrlich Fr. 20.— je Motorfahrrad wird nur ein symbolischer Betrag erhoben.
Die Gesamtsumme von rund 340'000 Franken Iasst auch keine grossen Investitionen
zu. Eine ganzliche Streichung setzt aber aus unserer Sicht die falschen Signale.

Kuratli-St.Gallen (im Namen der Mehrheit der SVP-Fraktion): Die Antrage der vorbe-
ratenden Kommission zu Art. 20 bis 22 und 25 sowie zum Gliederungstitel vor Art. 20
sind abzulehnen.

Im Namen der Mehrheit der SVP-Fraktion des Kantonsrates nehme ich heute die
Gelegenheit wahr, eine wichtige Position in Bezug auf die aktuelle Diskussion zur Ab-
schaffung der Strassensteuer fur E-Bikes mit einer Hochstgeschwindigkeit von 45 km/h
sowie fur kleine Motorfahrrader darzulegen. Die vorgeschlagene Streichung dieser
Steuer halten wir fur falsch, ungerecht und letztlich kontraproduktiv fur die nachhaltige
Finanzierung unserer Verkehrswege.

Wirtschaftliche und infrastrukturelle Bedeutung der Strassensteuer: Die Stras-
sensteuer ist ein zentrales Instrument zur Finanzierung des Unterhalts, der Sanierung
sowie des Ausbaus unserer Strasseninfrastruktur. Das Prinzip, dass Nutzerinnen und
Nutzer einen Beitrag fur die Instandhaltung der von ihnen genutzten Verkehrswege
leisten, hat sich bewahrt. Dieses Prinzip der Verursachergerechtigkeit sicherzustellen,
ist ein Grundsatz, der auch in Zukunft Gultigkeit haben muss. Die Abschaffung der
Strassensteuer fiir E-Bikes und Motorfahrrader basiert auf einer ideologischen Uber-
legung und nicht auf einer nuchternen Analyse der Kosten-/Nutzen-Rechnung. Es ist
unrealistisch zu glauben, dass die Streichung dieser Abgabe Menschen massenhaft
dazu motivieren wird, auf E-Bikes umzusteigen. Die Anschaffung eines E-Bikes hangt
von vielen Faktoren ab. Eine gesparte Steuer von Fr. 20.— wird kaum den entschei-
denden Anreiz darstellen.

Ungeachtet dessen, dass E-Bikes als umweltfreundlich gelten, verursachen sie
auch Nutzungskosten auf unseren Strassen und Wegen. In den kommenden Jahren
stehen uns betrachtliche Investitionen im Bereich des Ausbaus und der Erhaltung der
Fahrradinfrastruktur bevor. Ein Beispiel hierfur ist das millionenschwere Projekt des
Velo- und Fussgangertunnels «Velotunnel Kreuzbleiche» in der Stadt St.Gallen. Sol-
che Projekte, die auf die Verbesserung der stadtischen Mobilitat abzielen, verursa-
chen nicht nur hohe Baukosten, sondern auch erhebliche laufende Unterhaltskosten.
Diese Infrastruktur muss, wenn einmal geschaffen, konsequent weitergefihrt und
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ausgebaut werden, was v.a. in dicht bebauten Gebieten zu grossen Herausforderun-
gen fuhren wird.

Auch neue Fahrzeugtypen wie die in Planung befindlichen Lastenvelos, die brei-
ter und schwerer sind, erfordern eine Anpassung und Erweiterung der Infrastruktur.
Sollte diese nicht bereitgestellt werden, wird der Druck von Interessengruppen stei-
gen, entsprechende Massnahmen einzufordern. Dies wird unweigerlich zu zusatzli-
chen Kosten fur die Gemeinden und den Kanton flhren.

Die Abschaffung der Strassensteuer fur diese Fahrzeugtypen wurde die Finan-
zierungslast letztlich auf den Kanton, die Gemeinden und die Steuerzahler verlagern.
Gemeinden, die ohnehin mit steigenden Kosten flr den Strassenunterhalt und den
Ausbau der Infrastruktur kampfen, waren gezwungen, die fehlenden Einnahmen zu
kompensieren. Eine solche Umverteilung der Kosten ist weder gerecht noch nachhal-
tig. Es ist zweifellos richtig, dass E-Bikes zur Verbesserung der Mobilitat und zur Re-
duktion von Umweltbelastung beitragen konnen, doch das entbindet ihre Nutzerinnen
und Nutzer nicht von der Verantwortung, sich an den Verursacherkosten fur die Nut-
zung der Infrastruktur zu beteiligen. Das Prinzip der Verursachergerechtigkeit darf
nicht aufgeweicht werden. Die Mehrheit der SVP-Fraktion sieht daher keine Notwen-
digkeit, die Strassensteuer fur Elektrobikes und kleine Motorfahrrader abzuschaffen.
Im Gegenteil, es ist unsere Pflicht, im Interesse der langfristigen Finanzierbarkeit un-
serer Infrastruktur auf eine gerechte und faire Kostenverteilung zu achten. Eine sol-
che Entscheidung ist im Interesse aller Burgerinnen und Burger des Kantons und
stellt sicher, dass unsere Verkehrswege auch in Zukunft in einem guten Zustand er-
halten bleiben.

Scherrer-Gossau (im Namen der Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion): Den Antragen der
vorberatenden Kommission zu Art. 20 bis 22 und 25 sowie zum Gliederungstitel vor
Art. 20 ist zuzustimmen.

Ich habe festgestellt, dass ungefahr die Halfte unserer Fraktion aus «Toffli-
Bueben» besteht, wobei ich mich mit meinem Puch Velux X30 definitiv auch zu den
«Toffli-Bueben» zahle. Und jetzt noch im Ernst: Eine Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion
wird der Streichung der Art. 20 bis 22 und 25 zustimmen. Dies mit dem Ziel, die For-
derung des Veloverkehrs im Kanton St.Gallen konsequent zu starken, auch wenn die
Steuerbefreiung der schnellen E-Bikes nur ein ganz kleines Puzzlestlck ist. Eine Min-
derheit unserer Fraktion gewichtet allerdings in diesem Fall den Grundsatz «Wer die
Strassen braucht, soll auch fur diese bezahlen» hoher als die Forderung des Velo-
verkehrs.

Gahlinger-Niederhelfenschwil: Den Antragen der vorberatenden Kommission zu
Art. 20 bis 22 und 25 sowie zum Gliederungstitel vor Art. 20 ist zuzustimmen.

Zuerst zur Finanzierung: Fast alle, die ein E-Bike besitzen oder ein E-Bike erwer-
ben werden, haben zugleich auch ein Auto. Es geht nicht darum, dass sie nur ein E-
Bike haben. Es geht darum, was sie zuhause in der Garage stehen lassen. Wenn sie
das Auto zuhause lassen, dann haben wir mehr freie Strassen, wir haben mehr freie
Parkplatze — gerade in einer Stadt wie St.Gallen, die immer mehr Parkplatze streicht.
Es ist ein grosser Nutzen fur alle anderen, die wirklich auf den Lieferwagen oder auf
das Auto angewiesen sind.
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Zu den landlichen Gebieten: Gerade im Toggenburg geht es rauf und runter. Mit
dem normalen Velo ist es kaum maglich, rasch etwas unten im Tal einzukaufen. Mit
dem E-Bike kann man rasch runter und wieder rasch rauf. Dort braucht es keine Rad-
wege. Das Argument mit der Finanzierung der Radwege ist also gescheitert.

Wichtig ist: Wir mussen vorausschauen. Es macht Sinn, wenn die Strassen so
gut wie moglich frei werden. Es macht auch Sinn, wenn wir mehr freie Parkplatze
haben, dann fahren die anderen Autos nicht noch lange herum und suchen Park-
platze. Es macht also durchaus Sinn, diese E-Bikes und auch die Toffli — das sind ja
meistens Lehrlinge, die ins Geschaft fahren — von der Steuer zu befreien. Das macht
doch wirklich Sinn, v.a. auch im landlichen Gebiet.

Bléchlinger-Eschenbach (im Namen einer Minderheit der SVP-Fraktion): Den Antra-
gen der vorberatenden Kommission zu Art. 20 bis 22 und 25 sowie zum Gliederungs-
titel vor Art. 20 ist zuzustimmen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Mitinhaber
der Blochlinger AG, die ihre mineralischen Bauabfalle und Recycling-Baustoffe auf
der Strasse transportiert.

Gemass einer Studie des Bundes von 2014 wechseln viele Pendler bei attrakti-
ven Angeboten von Auto und 6V zu E-Bikes. Dazu gehort auch die Besteuerung. Der
Kanton St.Gallen hat ein grosses Interesse, die Entlastung der Strassen voranzutrei-
ben. Die Befreiung von Motorfahrradern bzw. schnellen E-Bikes bis 45 km/h von der
Motorfahrzeugsteuer hat zum Ziel, Werbung und Anreiz fur diese effizienten Fortbe-
wegungsmittel zu schaffen. Fir mittlere Pendlerstrecken kdnnen so unsere Uberlas-
tete Strasseninfrastruktur sowie der 6V entlastet werden. Zudem wird die vorhandene
Fahrradinfrastruktur, die sowieso vorhanden ist, besser genutzt. Es wird weniger
Energie, d.h. Benzin und Strom, verbraucht und — das kommt noch dazu — weniger
CO:2 ausgestossen fur die gleiche Strecke. Auf der anderen Seite ist die Verminde-
rung der Steuereinnahmen von rund 341'000 Franken fur den Kanton verkraftbar.

Hiippi-Gommiswald (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Den Antragen der
vorberatenden Kommission zu Art. 20 bis 22 und 25 sowie zum Gliederungstitel vor
Art. 20 ist zuzustimmen.

Zugunsten der E-Bikes haben wir uns grossmehrheitlich oder mehrheitlich ent-
schieden, diese Krote zu schlucken. Zugunsten der E-Bikes, weil diese in Zukunft
einen grosseren Anteil der Fortbewegungsmittel ausmachen werden, um von A nach
B zu kommen. Diese Krote schlucken wir. Es ist wohl aber unschon, dass wir Mofas
von der Steuer befreien miussen, da sie auch Emissionen verursachen.

Gmur-Bitschwil-Ganterschwil, Kommissionsprésident: Wie ich bereits eingangs ge-
sagt habe, wurde in der Kommission ein Antrag gestellt, wonach Fahrzeuge mit einem
Gesamtgewicht von weniger als 50 kg von der Steuer befreit werden sollen. Diesen
Antrag hat die Kommission mit 10:4 Stimmen bei einer Enthaltung gutgeheissen. Die-
ser Antrag wurde dann mittels Zirkulationsbeschluss korrigiert. Inhaltlich war es das-
selbe, namlich die Streichung der Besteuerung fur E-Bikes und Mofas. Zirkulations-
beschlisse kommen bekanntermassen nur einstimmig zustande.

Der Kantonsrat lehnt die Streichungsantrage der vorberatenden Kommission zu Art. 20
bis 22 und 25 sowie zum Gliederungstitel vor Art. 20 mit 58:53 Stimmen ab.
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Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zuruck an die vorberatende Kommission.
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15.24.02 Ersatzwahl in das Kantonsgericht der Amtsdauer 2023/2029 (ein
hauptamtliches Mitglied)

Unterlagen:  Wahlvorschlag der SP-GRUNE-GLP-Fraktion vom 16. September 2024

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Jirg Diggelmann erklarte mit Schreiben vom 19. Feb-
ruar 2024 seinen Rucktritt per 28. Februar 2025. Wir nehmen dies zum Anlass, die
richterliche Laufbahn und die Personlichkeit von Jurg Diggelmann zu wurdigen. Nach
dem Studium an der Universitat Zurich begann Jurg Diggelmann 1980 seine Lauf-
bahn als juristischer Sekretar im Bauamt der Stadt Zirich. Danach zog es ihn wieder
zurick nach St.Gallen. Er war Auditor am damaligen Bezirksgericht St.Gallen und
Praktikant in einem St.Galler Anwaltsbiro. 1985 erwarb er das Anwaltspatent. Da-
nach war er Gerichtsschreiber beim damaligen Bezirksgericht St.Gallen und beim
Kantonsgericht St.Gallen. Im Jahr 1992 machte sich Jurg Diggelmann als Rechtsan-
walt selbstandig. Im September 2012 wahlte der Kantonsrat Jurg Diggelmann zum
hauptamtlichen Kantonsrichter. Jirg Diggelmann ist Mitglied der Strafkammer und
Prasident der Anwaltskammer. Das Kantonsgericht prasidierte er in den Jahren 2019
bis 2021. Zusatzlich zu seiner hauptberuflichen Tatigkeit engagierte sich Jurg Diggel-
mann auch nebenamtlich in vielfaltigster Weise fur die Justiz. So war er von 1991 bis
2000 Obmann der Schlichtungsstelle fur Miet- und Pachtverhaltnisse St.Gallen. Der
damalige Grosse Rat wahlte Jurg Diggelmann im Jahr 1999 als Ersatzrichter an das
Verwaltungsgericht. Dort war er bis zu seiner Wahl ans Kantonsgericht tatig. Von
2009 bis 2012 war er Prasident der Schlichtungsstelle fur Arbeitsverhaltnisse St.Gal-
len. Zusatzlich wirkte er in der Prifungskommission fur Rechtsanwalte und in der
Prifungskommission fur Rechtsagenten mit. Jirg Diggelmann hat sich mehr als 40
Jahre mit Leidenschaft und grossem Engagement fur die st.gallische Justiz einge-
setzt. Aussergewohnlich und besonders eindrucklich war seine Fahigkeit, auf der
Grundlage seiner profunden Kenntnisse im Straf-, Zivil- und Verwaltungsrecht kom-
plexe juristische Fragestellungen rechtsgebietsubergreifend einzuordnen und uber-
zeugend zu beantworten. Bei der Beratung von Fallen und im personlichen Diskurs
zeichnete sich Jurg Diggelmann durch seine grosse Unabhangigkeit aus, wobei er
sich stets offen fur die Argumente der weiteren Gerichtsmitglieder zeigte. In personli-
cher Hinsicht schliesslich sind das sympathische, bescheidene Wesen und der aus-
gepragte Schalk von Jurg Diggelmann hervorzuheben, welche entscheidend zur aus-
gezeichneten Stimmung innerhalb der Strafkammer sowie des Kantonsgerichtes
beigetragen haben. Aufgrund seiner Uberaus korrekten und sehr angenehmen Art ist
Jurg Diggelmann bei den Verfahrensparteien wie bei den Kolleginnen und Kollegen
sowie den Mitarbeitenden gleichermassen anerkannt. Jurg Diggelmann gebuhrt fur
seinen wertvollen und langjahrigen Einsatz im Dienst der St.Galler Justiz der Dank
und die Anerkennung der Offentlichkeit.

Der Kantonsrat wahlt als hauptamtliches Mitglied in das Kantonsgericht fur den Rest
der Amtsdauer 2023/2029:

Frischknecht Tom, Dr.iur., RA, Kreisrichter, nebenamtlicher Richter des Bundesstraf-
gerichtes, St.Gallen
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Wahlprotokoll:

— Zahl der ausgeteilten Stimmzettel: 114

— Zahl der eingegangenen Stimmzettel: 114
= davon ungultig: 0
= davon leer: 13

— Zahl der gultigen Stimmzettel: 101

— absolutes Mehr: 51

Gewahlt ist mit 91 Stimmen: Frischknecht Tom, St.Gallen.

Gultige Stimmen haben erhalten:
Vereinzelte: 10.

Das Handgelubde als hauptamtliches Mitglied des Kantonsgerichtes leistet:
Frischknecht Tom.
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17.24.06A Genehmigung der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates des
Spitalverbundes der Amtsdauer 2025/2028

Unterlagen:  Wahl der Regierung vom 13. August 2024

Der Kantonsrat genehmigt die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates des Spital-
verbundes der Amtsdauer 2025/2028:
— Altherr Peter, St.Gallen: 86;

— Bietenhard Kungolt, Gams: 84;

— Buschmann Truffer Ute, Luzern: 82;
— Hornstein Andrea, St.Gallen: 76;

— Kappeler Andreas, Aarau Rohr: 79;
— Kuhn Stefan, St.Gallen: 73;

— Moch Holger, Urdorf: 78;

— Peters Oliver, Zurich: 83;

— Wirmli Martin, Zug: 79.

Wahlprotokoll:

— Zahl der ausgeteilten Stimmzettel: 111

— Zahl der eingegangenen Stimmzettel: 111
= davon ungultig: 0
= davon leer: 3

— Zahl der gultigen Stimmzettel: 108

— absolutes Mehr: 55
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17.24.06B Genehmigung der Wahl der Prasidentin oder des Prasidenten des
Verwaltungsrates des Spitalverbundes der Amtsdauer 2025/2028

Unterlagen:  Wahl der Regierung vom 13. August 2024

Der Kantonsrat genehmigt die Wahl des Prasidenten des Verwaltungsrates des Spi-
talverbundes der Amtsdauer 2025/2028:
Kuhn Stefan, St.Gallen: 74.

Wahlprotokoll:

— Zahl der ausgeteilten Stimmzettel: 116

— Zahl der eingegangenen Stimmzettel: 115
= davon ungultig: 0
= davon leer: 6

— Zahl der gultigen Stimmzettel: 109

— absolutes Mehr: 55



PROTOKOLL DES KANTONSRATES ST.GALLEN 2024/2028

17. September 2024 Nr. 056 / 1

40.24.02 Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich
22.24.03 V. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz

33.24.06 Kantonsratsbeschluss uber die Festlegung des Ausgleichsfak-
tors des Ressourcenausgleichs fir die Jahre 2025 bis 2028

Unterlagen: — Bericht sowie Botschaft und Entwurfe der Regierung vom 23. April
2024
— Antrage der vorberatenden Kommission vom 16. August 2024
— Antrag der Regierung vom 3. September 2024
— Antrage aus der Mitte des Rates vom 16. September 2024

Thoma-Andwil, Prasident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kommis-
sion beantragt, auf die Vorlagen in erster bzw. einziger Lesung einzutreten.

Am Freitag, 16. August 2024, traf sich die vollstandig anwesende Kommission im
Kantonsratssaal zur Beratung des Wirksamkeitsberichts 2024 zum Finanzausgleichs-
gesetz (40.24.02), des V. Nachtrags zum Finanzausgleichsgesetz (22.24.03) und des
Kantonsratsbeschlusses uber die Festlegung des Ausgleichsfaktors des Ressourcen-
ausgleichs fur die Jahre 2025 bis 2028 (33.24.06). Von Seiten des zustandigen De-
partementes des Innern waren anwesend: Regierungsratin Laura Bucher, Vorstehe-
rin; Davide Scruzzi, Generalsekretar; Alexander Gulde, Leiter Amt fur Gemeinden und
Bargerrecht; Mario Gemperle, Abteilungsleiter Support, Amt fur Gemeinden und Bur-
gerrecht. Weiter waren fur Fachreferate anwesend: Miriam Frey, Senior Beraterin, BSS
volkswirtschaftliche Beratung, Basel, und Simon Schranz, Projektleiter, Ecoplan AG,
Bern. Die Geschafts- und Protokollfihrung wurde von den Parlamentsdiensten durch
Aline Tobler und ihre Stellvertreterin Leandra Cozzio wahrgenommen. Von meiner
Seite herzlichen Dank fur die Unterstutzung bei der Vorbereitung dieser Sitzung.

Nach Art. 44 des Finanzausgleichsgesetzes (sGS 831.1; abgekurzt FAG) legt die
Regierung dem Kantonsrat alle vier Jahre einen Bericht Uber den Vollzug und die
Wirksamkeit des Finanzausgleichs vor. In der Beratung des IV. Nachtrags zum Finanz-
ausgleichsgesetz erteilte der Kantonsrat seinerzeit der Regierung den Auftrag, auf
den nachsten Wirksamkeitsbericht eine Entscheidungsgrundlage bezlglich der ver-
schiedenen Finanzausweismodelle im interkantonalen Vergleich zu erarbeiten und
dem Kantonsrat einen allfalligen Modellwechsel zu unterbreiten. Zur Erfullung des
Auftrags des Kantonsrates sowie einzelner Spezialauftrage wurde die BSS volkswirt-
schaftliche Beratung aus Basel beigezogen, die langjahrige Erfahrungen im Bereich
Finanzausgleich vorzuweisen hat, aber an der Entwicklung des St.Galler Finanzaus-
gleichs nicht beteiligt war. In einem ersten Teil des Sitzungstags folgten Fachreferate
vom Amt fur Gemeinden, von der BSS volkswirtschaftliche Beratung und der Ecoplan
AG, welche eine Studie zu den Zentrumslasten der Stadt St.Gallen erstellt hatte. Die
Kommissionsmitglieder haben sich vertieft mit der Materie beschaftigt und konnten
Fragen direkt mit den Experten im Detail bearbeiten.

Die vorberatende Kommission hat die drei Vorlagen anschliessend im Detail be-
raten und folgt mit wenigen Anpassungen und Auftragen grundsatzlich dem Entwurf
der Regierung. Die Regierung kundigt in der Botschaft an, den Gewichtungsfaktor fur
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Buslinien bei Stadt- und Ortsbussen zu reduzieren, um so die Stadt St.Gallen und
andere Zentrumsgemeinden zu entlasten. Die Kommission spricht sich gegen diese
Anderung aus und beantragt die Festsetzung des geltenden Gewichtungsfaktors im
Gesetz Uber den offentlichen Verkehr (sGS 710.5; abgeklrzt GéV) niederzuschrei-
ben. Gemass der Botschaft besteht aktuell die Moglichkeit, dies auf Verordnungs-
ebene anzupassen.

Hingegen unterstitzt die Kommission die moderate temporare Erhdhung des
Sonderlastenausgleichs der Stadt St.Gallen um rund 3,7 Mio. Franken. Fur die nachste
Berichterstattung in vier Jahren sieht die vorberatende Kommission zwei Auftrage vor:
Einerseits sollen die Auswirkungen des neuen Rechnungsmodells der Gemeinden
(RMSG) gepruft werden. Andererseits mochte die Kommission wissen, wie der Kan-
ton von Ausgleichszahlungen zugunsten der Stadt St.Gallen entlastet werden kann
und wie diese Zahlungen jenen Gemeinden und Nachbarkantonen Ubertragen wer-
den kdnnen, die tatsachlich von den Zentrumsleistungen der Stadt St.Gallen profitie-
ren. Uberdies méchte die Kommission, dass die Regierung konkrete Losungen fir
eine engere Zusammenarbeit bzw. fir die Zusammenlegung der Stadt und der Kan-
tonspolizei St.Gallen erarbeitet und dartber Bericht erstattet. Mit Letzterem unter-
stutzt die Kommission ein bereits von der Regierung angedachtes Vorgehen.

Ich komme zum Schluss: Die Kommission beantragt Ihnen mit 12:3 Stimmen, auf
den Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich (40.24.02) einzutreten. Auf den
V. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz (22.24.03) und auf den Kantonsratsbe-
schluss Uber die Festlegung des Ausgleichsfaktors des Ressourcenausgleichs fur die
Jahre 2025 bis 2028 (33.24.06) beantragt Ihnen die Kommission einstimmig Eintreten
und die Antrage der Kommission zu unterstutzen.

Dirr-Gams, Ratsprésidentin: Das Prasidium sieht eine gemeinsame Eintretensdis-
kussion vor.

Scherrer-Degersheim (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist ein-
zutreten. Ich lege meine Interessen offen: Ich war bis 2022 Gemeindeprasidentin von
Degersheim und bin demzufolge mit der Materie bestens vertraut.

Der Finanzausgleich im Kanton St.Gallen wirkt wie ein Blutkreislauf, der die le-
benswichtigen Ressourcen — in diesem Fall die finanziellen Mittel —im ganzen Kanton
verteilt, um das gesunde Funktionieren aller Gemeinden sicherzustellen. Der von der
Regierung alle vier Jahre vorgelegte Bericht widerspiegelt dies im Vollzug und in der
Wirksamkeit der verschiedenen Ausgleichsmechanismen. Der Kantonsrat erteilte der
Regierung zudem den Auftrag, auf den vorliegenden Wirksamkeitsbericht eine Ent-
scheidungsgrundlage bezuglich der verschiedenen Finanzausgleichsmodelle im in-
terkantonalen Vergleich zu erarbeiten und dem Kantonsrat einen allfalligen Modell-
wechsel zu unterbreiten.

Das Finanzausgleichsgesetz ist seit 2008 in Vollzug. Immer und immer wieder
hat der Kantonsrat im Rahmen der Wirksamkeitsberichte Auftrage zur Uberpriifung
der Modelle erteilt, auch im Hinblick auf einen Wechsel vom vertikalen zum horizon-
talen Finanzausgleich. Auch zu den Zentrumslasten der Stadt St.Gallen wurden be-
reits Studien erstellt. Der Wirksamkeitsbericht aus dem Jahr 2012 hat es in sich. Hier
kann nachgelesen werden, wie die in einer Studie ausgewiesenen Zentrumslasten an
die umliegenden Gemeinden weiterverrechnet werden sollten, dies in knallharten
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Zahlen. Was ist passiert? Eine Kommissionsmotion wurde eingereicht, mit einem Ge-
gengutachten festgestellt, dass die Zahlen so nicht korrekt sind und mit dem Il. Nach-
trag zum Finanzausgleichsgesetz (22.13.05) eine andere Losung gefunden. So weit
der Geschichtsunterricht zum Finanzausgleichsgesetz.

Nun zur vorliegenden Botschaft: Der Bericht legt dar, dass sich die Grundstruktur
des Finanzausgleichssystems im Kanton St.Gallen bewahrt hat. Obwohl der Kanton
St.Gallen mit der vollstandig vertikalen Finanzierung des Ressourcenausgleichs ei-
nen Ausnahmefall darstellt, erfullt das aktuelle Finanzausgleichsmodell die 6konomi-
schen Kiriterien. Erlauben Sie mir folgenden Vergleich: Wie wir alle wissen, sind wir
auch eine Ausnahmeerscheinung mit unserer «Schattenrechnung». Fazit: Das sind
wir gerne, hat doch die Vergangenheit gezeigt, dass beide Modelle bestens funktio-
nieren. Deshalb soll auf die Einfuhrung eines horizontalen Finanzausgleichsmecha-
nismus zum heutigen Zeitpunkt und auch in Zukunft verzichtet werden. Ersparen wir
uns bitte weitere Gutachten und Gegengutachten.

Der Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich (40.24.02) zeigt, dass keine
grundlegenden Anderungen im Finanzausgleich nétig sind. Der Blutkreislauf ist stabil.
Dies fuhrt zu Planungssicherheit bei den Gemeinden und wenig oder nur marginalen
Anderungen. Die Mitte-EVP-Fraktion begriisst, dass die Ausgleichsgrenze des Res-
sourcenausgleichs auf 96 Prozent des Durchschnitts aller Gemeinden fur die kom-
mende Periode 2025 bis 2028 bis zum nachsten Wirksamkeitsbericht beibehalten
wird.

Die fUr die Jahre 2025 bis 2028 befristete Erhdhung der zentraldrtlichen Leistun-
gen von jahrlich 3,7 Mio. Franken fur die Stadt St.Gallen sieht die Mitte-EVP-Fraktion
als einmalige Vitaminspritze. Sie erwartet jedoch von der Regierung, dass keine wei-
teren Erhéhungen mehr in diesem Zusammenhang gewahrt werden. Auch soll eine
Entflechtung von Aufgaben und Finanzierungen in der Kultur stattfinden und die Zu-
sammenarbeit zwischen der Stadt- und der Kantonspolizei gesucht werden. Ein ent-
sprechender Antrag wurde von der Mitte-EVP-Fraktion und der SVP-Fraktion einge-
reicht.

Zum 6V: Als Fremdkorper — und damit fur den Blutkreislauf schadlich — erachtet
die Mitte-EVP-Fraktion eine im Bericht vorgeschlagene Anpassung in der Verordnung
im oOffentlichen Verkehr. Das Gesetz fur den offentlichen Verkehr ist ein separater
Kreislauf, der hier nicht zur Disposition steht. Es ist sogar gefahrlich, diesen Kreislauf
im Zuge des Wirksamkeitsberichts anzutasten, denn auch homdopathische Eingriffe
konnen zu einem Kreislaufzusammenbruch fihren. Die Mitte-EVP-Fraktion ist beim
OV fur Beibehalten des Status quo und somit fur den Antrag der Regierung.

Die zur Umsetzung vorgeschlagenen Anpassungen am Finanzausgleich fuhren
fur den Kantonshaushalt zu einem jahrlichen Mehraufwand von rund 1,3 Mio. Franken
bis zu 1,9 Mio. Franken. Dieser Mehraufwand ist vertretbar, da sich das Gesamtvolu-
men des Finanzausgleichs in den letzten Jahren aufgrund gesunkener Unterschiede
bei der technischen Steuerkraft vermindert hat.

Seger-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten.
Vorweg mochte ich festhalten, dass die FDP-Fraktion im Grundsatz die Haltung
der Regierung in der Botschaft unterstutzt. Der Finanzausgleich im Kanton St.Gallen
I6st seit jeher Diskussionen im Rat aus. Die Fragestellung, welche Gemeinden wel-
che Lasten tragen und wie eine faire Abgeltung vorgenommen werden kann, ist eine
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sehr komplexe und vielschichtige Fragestellung, die es heute flr die nachsten vier
Jahre zu klaren gilt. Bereits in der Vernehmlassung hat sich die FDP proaktiv in diese
Fragestellung eingebracht. Z.B. ist es fur die FDP zentral, dass Gemeinden, die gut
wirtschaften, attraktiv sind und ihren Finanzhaushalt im Griff haben, nicht durch Aus-
gleichsmassnahmen bestraft werden.

Die FDP-Fraktion erachtet im Grundsatz den Finanzausgleich im Kanton St.Gallen
als transparent und nachvollziehbar. Ebenfalls kann dieser Ausgleich mit der vertika-
len Methode durch den Kanton gesteuert werden, und Fehlanreize bestehen nur we-
nige. Dies weist der Wirksamkeitsbericht in einem angemessenen Detailgrad aus. Die
FDP-Fraktion lehnt die Einflhrung eines horizontalen Finanzausgleichs ab und un-
terstutzt die Regierung beim Festhalten am bisherigen Ausgleichsmodell. Auch wenn
schweizweit nur sehr wenige Kantone die vertikale Finanzierung kennen und prakti-
zieren, ist die FDP-Fraktion Uberzeugt, dass dieses System fur unseren Kanton richtig
ist. Die in der Botschaft und deren Beilagen ausgearbeiteten Vergleiche und Modelle
dienen einem guten Uberblick und stiitzen die Entscheidung der Regierung.

Die nun beantragten einzelnen Anpassungen beim soziodemografischen Son-
derlastenausgleich, bei der Abgeltung der Zentrumslasten sowie die Anpassung bei
der Finanzierung des 6V wurden in der FDP-Fraktion breit diskutiert. Wir sind im Grund-
satz der Meinung, dass im Rahmen dieses Nachtrags ein austarierter Kompromiss
gefunden worden ist. Im Rahmen der Eintretensdebatte mochte ich jedoch folgende
Details der Vorlage vorgreifen: Die FDP-Fraktion unterstutzt die von der Kommission
gestellten Forderung, dass der Gewichtungsfaktor fur Buslinien bei Stadt- und Orts-
bussen nicht reduziert wird. Ebenfalls unterstitzt die FDP-Fraktion grundsatzlich die
Erhohung des Sonderlastenausgleichs der Stadt St.Gallen um rund 3,7 Mio. Franken
fur die nachsten vier Jahre, auch wenn der zweite erwahnte Punkt zu sehr vielen
Diskussionen gefuhrt hat und sich die Fraktion nicht einig wurde, ob der Stadt St.Gal-
len neben den im Rahmen der heutigen Gesetzgebung zum Finanzausgleichsgesetz
bereits bestehenden Finanzhilfen von rund 10 Mio. Franken und zusatzlich 6 Mio.
Franken noch weitere Hilfen bezahlt werden sollen.

Die Finanzlage der Stadt St.Gallen ist sehr angespannt. Es kann aber nicht sein,
dass nun einfach der Kanton einspringt und die aktuelle Ausgabenkultur der Stadt
St.Gallen mitfinanziert. Jede Gemeinde in unserem Kanton ist fir ihre Finanzen selbst
zustandig, so auch die Stadt St.Gallen. Wenn wir die rucklaufige Steuerkraft der Stadt
St.Gallen anschauen, stellt sich die Frage, warum das so ist. Die Stadt verliert suk-
zessive gute Steuerzahlende und somit an Ressourcenkraft. Die vorherrschenden
politischen Mehrheiten in der Stadt St.Gallen und die damit verbundene Ausgaben-
kultur stehen kontrar zu einer kantonalen Finanzhilfe. So hat die Stadt St.Gallen z.B.
infolge einer gutgeheissenen Motion geplant, jahrlich 500'000 Franken fur Entwick-
lungshilfeprojekte im Ausland bereitzustellen. Dies, obwohl solche Angelegenheiten
ausnahmslos Sache des Bundes sind. Das strukturelle Defizit der Stadt St.Gallen ist
sehr hoch, und eine solche Ausgabenpolitik dient nicht der Sache. Dies nur ein Bei-
spiel. Ein weiteres: Letzte Woche beschloss der Stadtrat vier Verkehrsanordnungen
zur Schaffung von Begegnungszonen. Allein diese Anordnungen kosten Gber 200'000
Franken. Die Anordnungen sind unbestritten und werden so beschlossen. In der Eco-
plan-Studie werden unter den Zentrumslasten beim Punkt «privater Verkehr» Uber
16 Mio. Franken ausgewiesen. Wie sich diese Kosten zusammenstellen und wie sich
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eine solche Entscheidung des Stadtrats auf diese Kosten auswirkt, wurde nicht be-
schrieben. Das finden wir schade.

Die FDP-Fraktion stort sich seit jeher an der Ausgabenpolitik der Stadt St.Gallen
und somit auch an der nun anstehenden weiteren Finanzspritze Uber die nachsten
Jahre. Die Forderung der Stadt St.Gallen ware aber noch viel hdher gewesen — so
zumindest argumentierte der Stadtrat letzten Sommer in der Offentlichkeit nach der
Veroffentlichung der Ecoplan-Studie. Die FDP-Fraktion stort sich aber auch an der
nun anstehenden Befeuerung des Stadt-Land-Grabens. Wir sehen keinen Vorteil da-
rin, die Stadt gegen das Land oder umgekehrt auszuspielen. Aus diesem Grund un-
terstltzt eine Mehrheit unserer Fraktion die moderate und temporare Unterstitzung
von 3,7 Mio. Franken. Mit diesem Entscheid sollen jedoch keinerlei Begehrlichkeiten
fur permanente Finanzhilfen fur die Stadt geweckt werden. Die Stadt soll und muss
sich in ihrer Ausgabenpolitik verandern. Die FDP-Fraktion kritisiert weiter die in der
Ecoplan-Studie zum vorliegenden Geschaft getatigten Aussagen in Bezug auf das
Verhaltnis der Zentrumslasten und -nutzen. Insbesondere die Zentrumsnutzen wur-
den unserer Meinung nach zu wenig detailliert betrachtet und somit nicht klar definiert.
Weiter ist der Unterschied der Netto-Zentrumslasten in Abzug mit dem eben nicht klar
eruierten Nutzen zwischen 2015 und 2021 gemass der Ecoplan-Studie lediglich um
1,2 Mio. Franken angestiegen. Wir erhdhen heute jedoch den Ausgleich um satte
3,7 Mio. Franken — das als Vergleich.

Zu den einzelnen nun vorliegenden Antragen im Rahmen der Geschafte werden
wir zu einem spateren Zeitpunkt separat Stellung beziehen. Der Fokus der Finanz-
ausgleichszahlung soll gemass der FDP-Fraktion nicht in der Abgeltung allfalliger
Zentrumslasten liegen, sondern bei der Analyse der Finanzhaushalte der Gemein-
den, die hohe Betrage erhalten. Es kann nicht sein, dass Gemeinden unabhangig von
ihrer Ausgabenpolitik finanzielle Mittel des Kantons bekommen.

Sulzer-Wil (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten.

Lassen Sie es mich in aller Deutlichkeit gleich zu Beginn sagen: Dieser Finanz-
ausgleich erfullt die Zielsetzung unserer Verfassung nicht und dieser Finanzausgleich
erfullt die Ziele des Gesetzes nur ungentgend. Statt dass sich die finanziellen Unter-
schiede zwischen den Gemeinden verringert und sich die ibermassigen Belastungen
der Gemeinden ausgeglichen hatten, wie es Art. 85 der Kantonsverfassung (sGS 111.1;
abgekirzt KV) verlangt, hat in den vergangenen vier Jahren die Disparitat zwischen
den tiefsten Gemeindesteuerfussen und den héchsten Gemeindesteuerfussen sogar
noch zugenommen. Betrug die Differenz vor zehn Jahren noch 77 Steuerprozente,
ist diese bis ins Jahr 2023 auf unglaubliche 89 Prozent angestiegen. In der Berichts-
periode ist es offensichtlich nicht gelungen, die finanziellen Unterschiede zwischen
den Gemeinden zu verringern.

Eine weitgehende Revision unseres Finanzausgleichssystem ware unseres Er-
achtens angezeigt, doch es fehlt der politische Willen entgegen allen politischen und
fachlichen Grunden, die in den Berichten lang und breit ausgefuhrt wurden. Das ist
erndchternd. Und es ist leider wahrscheinlich, dass wir, abgesehen vom Kanton Ap-
penzell Innerrhoden, der einzige Kanton in der Schweiz ohne einen horizontalen Aus-
gleich bleiben werden. Dabei konnte ein solcher horizontaler Ressourcenausgleich
mit einer moderaten Abschdpfungsquote die Steuerfisse naher zusammenbringen
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und er konnte die ressourcenstarkeren Gemeinden an der Finanzierung des Aus-
gleichs beteiligen.

Die Regierung begrundet ihre Weigerung, etwas zu andern, mit der Akzeptanz
des heutigen Modells. Aber seien wir ehrlich: In welchem Interesse ist denn dieses
aktuelle System? Bestimmt in jenem der steuergunstigen Gemeinden. Aber ist es auch
im Interesse der gesamten Kantonsbevolkerung? Wie muss ich mir vorkommen, wenn
ich halt das «steuerliche Pech» habe, in der Stadt St.Gallen oder im Obertoggenburg
zu wohnen und nicht in Balgach oder Morschwil? Sind diese grossen Steuerunter-
schiede im Interesse der Bevolkerung des Kantons, im Interesse des Kantons?

Ein Spezialfall in dieser Diskussion ist der Lastenausgleich der Stadt St.Gallen.
Die Zentrumslasten der Stadt St.Gallen werden unseres Erachtens unbestrittener-
massen ungenugend abgegolten. Es ist fur uns nicht nachvollziehbar, warum die
Stadt nach Anrechnung von Standortvorteilen und Zentrumsnutzen die verbleibende
millionenschwere Nettobelastung in der HOhe von gemass Bericht 12 Mio. Franken,
die ausgewiesen werden, alleine tragen soll. Neu soll die Stadt St.Gallen fur vier
Jahre befristet mit je 3,7 Mio. Franken bzw. 3,5 Mio. Franken entlastet werden. Damit
liegt der Selbstbehalt, den unsere Kantonshauptstadt tragt, immer noch bei 30 Pro-
zent. Was die Regierung mit diesem Erlass vorschlagt, unterstiutzen wir und akzep-
tieren wir im Sinne einer Ubergangsldsung fir vier Jahre. Aber damit nicht alle Jahre
wieder die Diskussion entbrennt, sollten der Mechanismus der Berechnung der Ab-
geltung mit nachvollziehbaren Kriterien sowie der Ausgleichssatz im Gesetz festge-
halten werden. Dieser Diskussion stellen wir uns ergebnisoffen. Wir nehmen in der
Detailberatung dann Stellung zu den spezifischen Antragen und Auftragen.

Die heute ungleichen Beitragssatze fur die soziodemografischen Sonder- und
Minderlasten fuhren dazu, dass heute einzelne Gemeinden Gelder erhalten, die ge-
samthaft Uber die drei Bereiche Familie, Jugend, Sozialhilfe und stationare Pflege
gesehen gar keine Sonderlasten aufweisen. Aus diesen Grinden wird der Beitrags-
satz der Minderlasten auf den Beitragssatz der Sonderlasten von 60 Prozent ange-
hoben. Wir begrussen das. Wir hatten sogar begrisst, wenn man den Beitragssatz
auf 70 Prozent angehoben hatte, um Gemeinden mit Uberdurchschnittlichen Lasten
zu entlasten. Aber auch hier gilt: Warum sollen besonders belastete Zentrumsge-
meinden 40 Prozent dieser Lasten selber tragen?

Die Regierung und die externen Buros haben sich viel Arbeit gemacht. Es ist eine
fundierte Analyse mit guten Vorschlagen fir eine Weiterentwicklung des Systems.
Nur leider sind Regierung und Kommission dazu nicht bereit. Es ist schade fur unse-
ren Kanton, dass wir daraus nicht mehr gemacht haben.

Schmid-Buchs (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlagen 40.24.02 «Wirksam-
keitsbericht 2024 zum Finanzausgleich» und 33.24.06 «Kantonsratsbeschluss Uber
die Festlegung des Ausgleichsfaktors des Ressourcenausgleichs fur die Jahre 2025
bis 2028» ist einzutreten. Auf die Vorlage 22.24.03 «V. Nachtrag zum Finanzaus-
gleichsgesetz» ist nicht einzutreten.

Die SVP-Fraktion nimmt zur Kenntnis, dass der heutige vertikale Finanzausgleich
den Anforderungen entspricht und gut funktioniert. Auch wenn zugegebenermassen
viele Kantone ein anderes System fur den finanziellen Ausgleich gewahlt haben, se-
hen wir ebenso wie die Regierung keinen Anlass, zum aktuellen Zeitpunkt auf einen
horizontalen Finanzausgleich umzusteigen. Weiter unterstutzen wir im Bereich des
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soziodemografischen Sonderlastenausgleichs die Anpassung des Beitragssatzes der
Minderlasten und die Berucksichtigung der AHV-Beitrage fur Nichterwerbstatige.
Ebenfalls sind wir grundsatzlich damit einverstanden, dass fur die Jahre 2025 bis
2028 der Ausgleichsfaktor des Ressourcenausgleichs bei 96 Prozent belassen wer-
den soll.

Mit Genugtuung nehmen wir zudem zur Kenntnis, dass die Regierung mittler-
weile die Bestrebung zur Reduktion des Gewichtungsfaktors von Buslinien in Ge-
samtsystemen, den sogenannten Stadt- und Ortsbussen, von Faktor 1,5 auf 1,2 auf-
gegeben hat. Dies hatte eine Mehrbelastung fur fast alle Gemeinden im Kanton
bedeutet. Die SVP-Delegation hatte daher in der vorberatenden Kommission einen
entsprechenden Antrag auf die Beibehaltung des Gewichtungsfaktors bei 1,5 gestellt,
welche von der vorberatenden Kommission angenommen wurde. Wir stellten jedoch
bereits an der genannten Sitzung in Aussicht, dass wir bereit sind, auf die entspre-
chende Gesetzesanderung zu verzichten, sollte die Regierung die Anpassung in der
«Verordnung uber den Offentlichen Verkehr» fallenlassen. Dies ist nun erfreulicher-
weise geschehen und selbstverstandlich werden wir hiermit Wort halten und den An-
trag der vorberatenden Kommission auf die Schaffung von Art. 33 Abs. 2°¢ sprich die
Festlegung des Gewichtungsfaktors 1,5 im FAG ablehnen.

Jedoch, und nun kommen wir zu den Punkten, mit denen wir ganz klar nicht ein-
verstanden sind, sticht eben eine grosse Veranderung in dieser Botschaft der Regie-
rung und leider auch in der Beratungsgrundlage der vorberatenden Kommission wei-
terhin ins Auge: Diese 3,7 Mio. Franken, die von 2025 bis 2028 zusatzlich jedes Jahr
an die Stadt St.Gallen ausgeschuttet werden sollen. Fur die SVP-Fraktion ist es un-
verstandlich, dass zusatzlich zu den heute bereits uber 16 Mio. Franken Sonderlas-
tenausgleich weitere Mittel bereitgestellt werden sollen. Umso mehr, da dies auf Ba-
sis einer ungenugenden Grundlage, namlich einem Gutachten im Auftrag der Stadt
selbst, erfolgen soll. Die SVP-Fraktion stellt daher einen Antrag auf Streichung von
Art. 64b des Finanzausgleichsgesetzes, sofern der Rat auf die Vorlage eintritt. Ich
werde darauf in der allfalligen Spezialdiskussion weiter eingehen. Aus Sicht der SVP-
Fraktion sind die vorgeschlagenen Anderungen im Rahmen des FAG nicht notwen-
dig, und sie belasten den bereits angeschlagenen Staatshaushalt des Kantons
St.Gallen zusatzlich. Schaffen wir hier also keine Extrawurst fur unsere Hauptstadt.
Auf den V. Nachtrag zum FAG (22.24.03) kann in dieser Form verzichtet werden.

Zum Wirksamkeitsbericht stellen wir zudem den bereits genannten Auftrag, den
wir mit der Mitte-EVP-Fraktion eingereicht haben. Ich werde dazu ebenfalls spater
sprechen. Damit wollen wir verhindern, dass weitere Ausgaben der Stadt auf den
Kanton Ubertragen werden.

An die Adresse des geschatzten Kollegen Seger-St.Gallen mochte ich an dieser
Stelle doch noch kurz etwas sagen, denn niemand beschwort hier einen Stadt-Land-
Graben. Die Burger landlicher wie aber auch stadtischer Gemeinden — und zwar alle
— sollen mit dieser Vorlage die linke Ausgabenpolitik der Stadt St.Gallen mitfinanzie-
ren. Das, obwohl sie nichts dafur konnen. Mit «Stadt-Land-Graben heraufbeschwo-
ren», hat das Uberhaupt nichts zu tun. Es ist einfach eine ungerechte Tatsache, die
so benannt werden muss.

Huber-Oberriet: Auf die Vorlagen ist einzutreten. Ich lege meine Interessen offen: Ich
bin Prasident des Verbands St.Galler Gemeindeprasidien (VSGP).
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Zuerst danke ich der Regierung fur den frihen Einbezug der Gemeinden in die
Diskussion. Unser Finanzausgleichssystem ist ein sehr kompliziertes Konstrukt und
man muss aufpassen: Wenn man an einem kleinen Schraubchen dreht, hat das
grosse Auswirkungen. Es ist deshalb sehr wichtig, dass man Uberlegt und gut infor-
miert in diese Debatte einsteigt. Es sind auch nicht alle Gemeinden und Stadte gluck-
lich Uber diese Vorlage. Aber wir haben uns darauf geeinigt, dass es ein Kompromiss
ist, mit dem wir sehr gut leben kdnnen. Es ist umso wichtiger, dass die Gemeinden
zusammenstehen mit den Stadten. Deshalb unterstutzt die VSGP diese Vorlage. Zu
den Antragen werde ich mich spater melden.

Regierungsrétin Bucher: Ich danke lhnen fur die gute Aufnahme dieser Vorlage.
Wenn ich jetzt Ihren Eintretensvoten zugehort habe, darf ich feststellen, dass es der
Regierung gelungen ist, die Auftrage zu erflllen, die wir vor vier Jahren in einer sehr
engagierten Diskussion aus diesem Rat mitgenommen haben. Es ist uns gelungen,
eine Auslegeordnung zu prasentieren, einerseits zu den verschiedenen Modellen von
Finanzausgleichssystemen, wie wir sie in der Gesamtschweiz haben, mit einer spe-
ziellen Betrachtung auch des horizontalen Finanzausgleichs, und es ist uns anderer-
seits gelungen, diese Uberlegungen zu verkniipfen mit Uberlegungen zur Standortat-
traktivitat. Das war der Hauptauftrag, den ich vor vier Jahren aus dieser Debatte
mitgenommen habe: Wie konnen wir die Standortattraktivitat sichern, erhalten oder
sogar noch steigern und mit diesem Finanzausgleich mindestens dazu beitragen,
dass der Finanzausgleich die Standortattraktivitat unseres Kantons nicht schmalert.
In diesem Sinne mdchte ich an dieser Stelle allen danken, die zur Erstellung dieses
Berichts beigetragen haben. Das sind naturlich meine Mitarbeitenden, aber auch die
externen Expertinnen und Experten; die entsprechenden Berichte wurden bereits zi-
tiert.

Ich glaube, Standortattraktivitdt muss auch das Stichwort fur die nachfolgende
Diskussion sein. Ich sage, lieber «Standortattraktivitat» als «Stadt-Land-Graben,» der
vielleicht heraufbeschworen wird. Aber ich glaube, was wichtig ist, festzustellen: Wir
sind ein Kanton, der von seiner Vielfalt lebt. Wir haben in unserem Kanton landliche
Regionen und kleine Gemeinden und wir haben in unserem Kanton regionale Zentren
und wir haben eine grosse Stadt, die Hauptstadt, die Stadt St.Gallen. Wir leben von
der Vielfalt und von der Abwechslung, die wir in unserem Kanton haben. Das ist eine
Herausforderung, aber das ist auch eine riesige Chance. Diese Vielfalt bildet sich
auch in unserem Finanzausgleich ab. Wir haben Instrumente, welche die Herausfor-
derungen der eher landlichen Regionen adressieren und wir haben Instrumente, die
die Zentrumslasten adressieren. Wenn man die Zentrumsfunktion der Stadt St.Gallen
anschaut, ist es vollig klar, dass die Stadt unser kulturelles und unser wirtschaftliches
Zentrum ist. Sie ist ein Motor fur gesellschaftliche Entwicklungen. Sie ist auch ein
Motor fur wirtschaftliche Entwicklungen und damit eben auch zentral fur die Standor-
tattraktivitat des Kantons. Auch andere regionale Zentren, grossere Gemeinden und
Stadte erfullen diese besondere Funktion, und auch diese regionalen Zentren sind
mit Lasten konfrontiert. Deshalb haben wir im Bericht der Regierung einen Ausblick
gemacht auf den nachsten Finanzausgleich, auf den nachsten Wirksamkeitsbericht
in vier Jahren. Wir werden uns dieser Lasten der regionalen Zentren sicher auch noch
genauer annehmen, werden diese genauer analysieren und uns Uberlegen, wie wir
damit umgehen wollen.
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In diesem Sinn danke ich Ihnen flur die erste Diskussion. Ich bin sehr gespannt
auf die weiteren Auftrage, die wir sicher noch diskutieren werden. Ich danke lhnen,
wenn Sie diese Vielfalt als Starke fur unsere Standortattraktivitat im Hinterkopf behal-
ten, wenn wir jetzt in die Diskussion einsteigen.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Eintreten auf die Vorlagen 40.24.02 «Wirksam-
keitsbericht 2024 zum Finanzausgleich» und 33.24.06 «Kantonsratsbeschluss Uber
die Festlegung des Ausgleichsfaktors des Ressourcenausgleichs fur die Jahre 2025
bis 2028» in einziger Lesung fest.

40.24.02 Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Wir beraten die Auftrage nach der Spezialdiskussion
der drei Geschafte dieser Vorlage.

22.24.03 V. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz

Der Kantonsrat tritt mit 72:42 Stimmen auf die Vorlage ein.

Spezialdiskussion

Art. 64b [Ubergangsbestimmungen d) des V. Nachtrags vom ...]. Schmid-Buchs be-
antragt im Namen der SVP-Fraktion, Art. 64b zu streichen.

Der Kanton St.Gallen bezahlt bereits heute jedes Jahr 16 Mio. Franken an die
Stadt St.Gallen. Wenn man dabei die Teuerung bertcksichtigt, so, wie es im Gesetz
vorgesehen ist, dann durfte es sich heute um einen Betrag von rund 17 Mio. Franken
handeln. Dies ist in Art. 25 FAG bereits heute so verankert. Dieser sogenannte Son-
derlastenausgleich fur die Stadt St.Gallen wurde zuletzt im Jahr 2017 angepasst. Da-
mals ging es um eine Erhdéhung von 12 Mio. Franken auf 16 Mio. Franken, also um
4 Mio. Franken wurde 2017 bereits dieser Sonderlastenausgleich fur die Zentrums-
lasten der Stadt St.Gallen erhoht.

Die Regierung stitzt sich fur die Bemessung einer erneuten Erhéhung des Son-
derlastenausgleichs auf die sogenannte Ecoplan-Studie, wonach die Stadt St.Gallen
heute rund 12 Mio. Franken an ungedeckten Zentrumslasten zu tragen habe. Jedoch
weisen das Vorgehen und die Abstltzung auf diese Studie wesentliche Mangel auf.
Lassen Sie mich dies kurz ausfuhren: Erstens wurde die Ecoplan-Studie durch die
Stadt St.Gallen selbst in Auftrag gegeben. Es kann somit nicht mit Sicherheit gesagt
werden, dass es sich um eine neutrale Beurteilung handelt, da aufgrund der zusatz-
lichen durch die Stadt gewunschten Gelder ganz klar ein Interessenkonflikt besteht.
Der Schluss liegt nahe, dass eine Studie mit einem anderen Auftraggeber auch zu
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einem anderen Schluss hatte kommen kdnnen. Zweitens wurden die Zentrumsnut-
zen, welche die Stadt St.Gallen durch ihre Zentrumsfunktion ebenfalls erfahrt — es
gibt eben nicht nur Zentrumslasten, sondern auch wesentliche Nutzen —, in der Studie
nicht berlcksichtigt. Dies wurde uns selbst von einem der Autoren, der in der vorbe-
ratenden Kommission anwesend war, so bestatigt. Wenn ich also von Zentrumsnut-
zen spreche, meine ich damit z.B. die zahlreichen Unternehmen, die kantonale Ver-
waltung und zahlreiche staatsnahe Betriebe, die aufgrund der Zentrumsfunktion ihren
Sitz in der Stadt St.Gallen gewahlt haben. Denken Sie dabei an die Raiffeisen
Schweiz oder die St.Galler Kantonalbank oder an innovative Unternehmen wie Fron-
tify. Aber es gibt auch viele weitere, die man hier nennen kénnte: die St.Gallisch-
Appenzellische Kraftwerke AG und die Abraxas, die mindestens teilweise im Besitz
des Kantons sind. Oder gehen wir weiter: zahlreiche Bildungsinstitutionen, z.B. die
Universitat St.Gallen, eine der besten Business-Schools in Kontinentaleuropa; die
Empa, die vom Bund finanziert wird; die Gerichte des Bundes und des Kantons; das
Kantonsspital St.Gallen und — last but not least — das Theater St.Gallen. Das sind
alles Betriebe, die zu einem grossen Teil oder sogar ganz durch die Finanzen des
Kantons getragen werden. Es sind Millionen von Franken, wohl eher die eine oder
auch die andere Milliarde, die der Kanton allein jedes Jahr fur Arbeitsplatze und
Dienstleistungen in der Stadt ausgibt. Ich konnte diese Liste auch hier noch weiter-
fuhren. All diese Betriebe schaffen gut bezahlte Arbeitsplatze. Sie fordern den Kon-
sum, die Gastronomie und auch die Hotellerie und generieren nicht zuletzt Steuerer-
trage fur die Stadt St.Gallen. Und dies widerspiegelt sich zumindest teilweise auch
immer noch in der Uberdurchschnittlichen Steuerkraft der Stadt, wo sie namlich bes-
ser dastehen als die Ubrigen Gemeinden.

Wir sprechen hier also von einer Studie als Grundlage fur unsere Diskussion, die
eben all diese Zentrumsvorteile, die ich soeben aufgelistet habe, nicht berucksichtigt
und nicht eingerechnet hat. Bitte fragen Sie sich an dieser Stelle nochmals, ob es
Ihrer Meinung nach serids ist, auf dieser Grundlage eine Entscheidung zu treffen —
eine Entscheidung wohlbemerkt, die letztlich alle Steuerzahler in diesem Kanton zu
bezahlen hatten und einen absoluten Sonderfall zementieren und sogar noch aus-
bauen wirde. Keine andere Stadt im Kanton erhalt einen solchen Sonderlastenaus-
gleich fur Zentrumslasten.

Mit der vorgeschlagenen Erhohung um weitere 3,7 Mio. Franken je Jahr durfen
wir uns nicht wundern, wenn in ein paar Jahren auch andere St.Galler Stadte einen
Ausgleich von Zentrumslasten durch den Kanton winschen. Zudem ist der Nutzen
fur all die Burgerinnen und Burger in den ubrigen Regionen des Kantons — denken
wir da z.B. an das Sarganserland, See-Gaster, meine Heimatregion Werdenberg oder
das Toggenburg, wo schlichtweg kaum ein Nutzen fur diese Steuerzahler vorhanden
ist, wenn wir die Stadt St.Gallen weiter finanziell unterstutzen.

V.a. sollten wir nicht Uberrascht sein, wenn die finanziellen Probleme der Stadt
St.Gallen auch im Jahr 2028 immer noch bestehen werden. Mit zusatzlichem Geld
lindern wir den Druck, um die linksgerichtete Ausgabenpolitik endlich zu hinterfragen.
Trotz finanzieller Schieflage — und ich bringe Ihnen nun ein paar Beispiele —, mdchte
die Stadt die Auslandshilfe von heute rund 280'000 auf 500'000 Franken fast verdop-
peln. Es soll zusammen mit dem Kanton ein neuer, teurer Prestigebau fur eine neue
Bibliothek realisiert werden, der auch die Stadt Millionen von Franken kosten wird.
Dadurch werden ubrigens auch die Zentrumslasten erhoht, das nur nebenbei. Die
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Stadt baut auch gerade einen Velotunnel. Ich fahre auch gerne ab und zu Velo, aber
ob der zwingend 8 Mio. Franken verschlingen muss, das darf man sich fragen. All
diese Punkte und all diese Ausgaben unterstiutzen wir implizit und wir nehmen den
Druck weg, diese endlich zu hinterfragen und vielleicht auch einen Kurswechsel her-
beizufihren. Wir verhindern mit einer Erhéhung des Sonderlastenausgleichs fur die
Stadt, dass diese linke Stadtpolitik endlich auf den Boden der Realitat geholt wird.

Zudem erlauben wir damit, dass Massnahmen aufgeschoben werden, um die
wirtschaftliche Attraktivitat der Stadt zu pflegen und zu verbessern. Nicht zuletzt neh-
men wir den Anreiz, um mit den benachbarten Gemeinden eine nachhaltige Losung
zu finden, also den direkten Profiteuren der Stadt im Kanton, aber auch um den Kan-
ton. Schaffen wir hier also keine weitere Extrawurst fur unsere Hauptstadt. Denken
Sie bei Ihrer Entscheidung heute an die Steuerzahler im ganzen Kanton und auch an
die Wahler in Inrem Wahlkreis.

Sulzer-Wil (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion
ist abzulehnen.

In der Schweiz wurde das Verhaltnis von Stadt und Land immer schon besonders
aufmerksam verfolgt und kritisch bewertet. Die anderswo selbstverstandliche Vor-
machtstellung der Stadte wurde in der Schweiz immer wieder in Frage gestellt. Die
Auswertung der Abstimmungsdaten der vergangenen Jahre zeigt, dass es in den
letzten Jahren zu einer massiven Ausweitung des politischen Stadt-Land-Gegensat-
zes gekommen ist. Bezlglich der Wahrnehmung und der Einstellung der Bevolkerung
in Stadt und Land zeigt sich, dass doch zwei Drittel der Befragten den Stadt-Land-
Gegensatz als gross und relevant wahrnehmen. Aber es gibt keinen harten Stadt-
Land-Graben, sondern vielmehr ein Spannungsfeld zwischen den grésseren Stadten
und dem landlichen Raum. Die grossen Stadte werden in vielen Bereichen als be-
stimmend wahrgenommen, aber auch sieht eine Mehrheit der Landbevolkerung in
ihnen die wichtigsten Wirtschaftsmotoren des Landes und schreibt ihnen zu, finanziell
besonders viel fur andere Regionen zu leisten. Das Verhaltnis von Stadt und Land ist
kompliziert und es ist von Ambivalenz gepragt. Zwar sind die sozialen Milieus oftmals
getrennt, dennoch ist die Uberwiegende Mehrheit der Befragten der Ansicht, dass es
mehr Anstrengungen brauche, um die Graben in den Kopfen zu Uberwinden. Es
braucht ein besseres gegenseitiges Verstandnis.

Was ich soeben zitiert habe, stammt aus dem Stadt-Land-Monitor 2021, durch-
gefuhrt von Sotomo. Die Studie ist wohl insbesondere fur die Vertreterinnen der SVP-
Fraktion unverfanglich, wurde die Studie doch von der Agrargenossenschaft fenaco
in Auftrag gegeben.

Die Graben in den Kopfen Uberwinden, das gegenseitige Verstandnis fordern far
die Anliegen der Landgemeinden und fur die Leistungen der Kantonshauptstadt, das
ware auch das, was wir in diesem Rat leisten sollten. Mit dem Streichungsantrag tut
die SVP-Fraktion das Gegenteil. Ich bedaure das, weil ich Uberzeugt bin, dass es
unserem Kanton am Ende schaden wird. Auch die gesuchte Begrindung von wegen
fehlenden Einbezugs des Nutzens externer Investitionen macht den Antrag nicht bes-
ser. Ich meine, dass die Behauptung der SVP-Fraktion so nicht zutrifft, denn die fi-
nanziellen Vorteile in Form von Arbeitsplatzen, Einkommen und Steuereinnahmen in
der Stadt sind als Standortvorteile mit eingerechnet. Lesen Sie das auf S. 22 in der
Ecoplan-Studie.



PROTOKOLL DES KANTONSRATES ST.GALLEN 2024/2028

17. September 2024 Nr. 056 / 12

Die Ungleichbehandlung der Zentren, die auch ins Feld gefuhrt wird, diese gibt
es wahrscheinlich tatsachlich. Als Stadtrat von Wil habe ich ein Interesse, dass ge-
pruft wird, welche Zentrumslasten wir tragen und wie diese kunftig abgegolten werden
konnten. Auch flr weitere Zentren soll das gepruft werden. Ich ziehe daraus aber
nicht den Schluss, dass wir im Gegenzug der Stadt St.Gallen etwas wegnehmen soll-
ten. 75 Prozent der Bevolkerung der Schweiz leben in stadtischen Gebieten, und zu
diesen Gebieten gehdren auch die Stadt Wil oder Rapperswil-Jona oder Buchs. Es
gibt weitere, aber die Stadt St.Gallen, seien wir ehrlich, die spielt nochmals in einer
anderen Liga, dessen bin ich mir sehr wohl bewusst. Fur mich ist auch klar: Ohne die
Stadt St.Gallen ware unser Kanton armer. Wirtschaftlich, kulturell, touristisch, schu-
lisch, sportlich, und letztlich waren wir auch finanziell armer, wenn wir die Stadt
schwachen.

Die Stadt St.Gallen hat ein grosses Angebot, das ist unbestritten. Sie tragt aber
auch einen grossen Teil der finanziellen Lasten, das weist der Bericht klar aus. Die
3,7 bzw. 3,5 Mio. Franken zusatzlich, die es eigentlich sind, die sind ein Kompromiss,
der breit getragen wird von den Gemeinden, der Stadt und von der Regierung. Ich
bitte Sie, diesen Kompromiss stehenzulassen.

Seger-St.Gallen (im Namen der Mehrheit der FDP-Fraktion): Der Antrag der SVP-
Fraktion ist abzulehnen.

Dieser Antrag wurde bei uns in der Fraktion sehr breit diskutiert. Wir sind mit der
Ausgabenpolitik der Stadt St.Gallen auch nicht einverstanden. Die schwierige Finanz-
lage der Stadt St.Gallen mit einem strukturellen Defizit sowie einem ausgabefreudi-
gen Stadtrat und einem ausgabefreudigen Stadtparlament wird durch diese vierjah-
rige Hilfe nicht geldst. In der Ausarbeitung dieser Vorlage wurden jedoch sehr viele
Kompromisse gemacht, die zu dieser einmaligen, vierjahrigen Finanzhilfe fuhrten. Wir
mochten den Stadt-Land-Graben nicht befeuern, auch wenn Schmid-Buchs sagt, das
sei nicht der Fall. Wir betrachten nur die Ausgaben, aber da sind wir womaglich nicht
gleicher Meinung. Diese Sonderzahlungen sind an Verpflichtungen gebunden und
stehen nur Uber eine temporare Zeit an. Der Kanton soll und muss also die Kontrolle
haben, dass wir auch in vier Jahren, wenn wir hier wiederum Uber die Sonderlasten-
ausgleiche debattieren, das noch finden kénnen.

Scherrer-Degersheim (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Frak-
tion ist abzulehnen.

Die fur die Jahre 2025 bis 2028 befristete Erhohung der zentralortlichen Leistun-
gen von jahrlich 3,7 Mio. Franken flr die Stadt St.Gallen sieht die Mitte-EVP-Fraktion
als einmalige Vitaminspritze. Sie erwartet jedoch von der Regierung, dass keine wei-
teren Erhéhungen mehr in diesem Zusammenhang gewahrt werden. Auch soll eine
Entflechtung von Aufgaben und Finanzierungen gesucht werden. Ein entsprechender
Antrag wurde von der Mitte-EVP-Fraktion und der SVP-Fraktion eingereicht.

Wyss-Vilters-Wangs: Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzulehnen.

Als Sarganserlanderin lege ich mich heute mit voller Uberzeugung fir die Stadt
St.Gallen ins Zeug, denn ich sehe sehr wohl einen grossen Nutzen einer starken
Kantonshauptstadt mit ihren Leistungen fur die landlichen Regionen — nicht, wie Kol-
lege Schmid-Buchs das sehr einseitig darzustellen versucht. Ich nenne lhnen zwei
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Griunde dafur, weshalb ich klar der Meinung bin, dass es absolut richtig ist, der Stadt
St.Gallen die zusatzlichen Millionen fur ihre Leistungen als Zentrum und Kantons-
hauptstadt zuzusprechen.

Der Finanzausgleich hat mit Solidaritat zu tun. Nehmen wir als Beispiel das Spital
Walenstadt. Viele Sarganserlanderinnen und Sarganserlander haben einen starken
emotionalen Bezug zum Spital. Als es um seine Zukunft ging, konnten viele nicht
verstehen, weshalb gerade in unserer Region einfach das Spital geschlossen werden
sollte. Eine regelrechte Welle der Empdrung rauschte durchs Sarganserland. Auch
wir wollten in der Nahe ein Spital wissen, fur Notfalle, fir Besuche. Nun, zu vieler
Menschen Erleichterung haben sich der Kantonsrat und die Regierung dann sehr so-
lidarisch mit uns gezeigt. Durch die Unterstutzung des Kantons wurde der Standort
Walenstadt nicht aufgegeben, sondern es gelang, das Spital Walenstadt an das Kan-
tonsspital Graublnden zu veraussern. Nun wird es als voll integrierter dezentraler
Standort des Kantonsspitals Graubunden betrieben.

Fir die Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland resultierte mit dem Ver-
kauf jedoch ein Buchverlust von rund 8 Mio. Franken. Dieser Verlust wurde vom Kan-
ton ubernommen. Dank dieser Solidaritat des Kantons mit dem Sarganserland kon-
nen wir Sarganserlanderinnnen und Sarganserlander uns weiterhin im familiaren
Regionalspital stationar und ambulant behandeln lassen.

Mein zweites Argument ist, dass wir Sarganserlanderinnen und Sarganserlander
enorm von starken Zentren profitieren. Nun, ich warde ligen, wollte ich Ihnen weis-
machen, dass wir alle nach St.Gallen ins Kino oder ins Schwimmbad fahren oder hier
arbeiten. Wir profitieren enorm von den Kantonshauptstadten rund um uns herum,
den Zentren Chur, Zurich oder auch Glarus. Dort arbeiten viele von uns, geniessen
Kultur, gehen ins Schwimmbad oder lassen sich ausbilden. Dank der Solidaritat von
anderen landlichen Gemeinden unserer Nachbarkantone, die wiederum ihre Zentren
unterstutzen, geht es uns so gut am Verkehrsknotenpunkt im Sarganserland.

Auch wir im Sarganserland sollten solidarisch sein. Solidaritat ist eine Einbahn-
strasse. Lassen wir das Geld fur die Zentrumsleistungen von Kantonshauptstadten,
von denen auch wir im Sarganserland profitieren, der Stadt St.Gallen zukommen.
Eine attraktive Kantonshauptstadt hilft auch ausserkantonalen Blrgerinnen und Bur-
gern, so, wie auch wir Sarganserlanderinnen und Sarganserlander von ausserkanto-
nalen Zentren profitieren.

Der Foderalismus ist ein tragendes Prinzip der Schweiz. Die 26 Kantone und die
rund 2000 Gemeinden verfugen uber weitreichende Kompetenzen. Der Finanzaus-
gleich und der Ressourcenausgleich sind wichtig fur den Zusammenhalt des Landes.
Ihm liegt die Idee der Solidaritat zugrunde — das gilt auf Bundes-, aber auch auf Kan-
tonsebene. Ich appelliere an lhre Solidaritat und appelliere an die Solidaritat der Kan-
tonsratinnen und Kantonsrate aus den landlichen Gebieten.

Huber-Oberriet (im Namen des VSGP): Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzulehnen.

Wie bereits im Eintreten gesagt, ist dieser Kompromiss fur die Gemeinden ein-
gehbar und aushaltbar. Zum Kompromiss gehort aber auch die zusatzliche Zahlung
von 3,7 Mio. Franken. Wir mussen aufpassen, dass wir keinen Scherbenhaufen be-
kommen zwischen landlichen und stadtischen Gemeinden.
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Schmid-Buchs: Ich méchte auf zwei Punkte eingehen, die ich v.a. von Sulzer-Wil ge-
hort habe. Ich wiederhole es auch gerne fur Sulzer-Wil noch einmal: Es handelt sich
hier nicht um eine Stadt-Land-Diskussion — ich habe das jetzt auch von anderen wie-
der gehort —, sondern es ist vielmehr eine Stadt-Stadt-Diskussion. Keine andere Stadt
erhalt die Sonderbehandlung eines kantonalen Zentrumslastenausgleichs so, wie es
die Stadt St.Gallen heute tut. Sulzer-Wil, ich glaube, als Wiler Stadtrat wissen Sie das
selbst am besten.

Zudem zur Behauptung, dass der Bericht die Zentrumsnutzen wie von mir aufge-
listet bertcksichtigen soll: Das ist schlichtweg falsch und ich weiss es mit Sicherheit,
weil ich dem Autor die Frage in der vorberatenden Kommission selbst gestellt habe.
Er hat mir mitgeteilt, dass die Studie lediglich auf einen Kostenansatz fokussiert und
somit Zentrumseinnahmen nicht im Umfang des Berichts enthalten sind.

Ich habe das Protokoll der vorberatenden Kommission nicht gelesen, aber wenn
es korrekt ist, dann musste das dort ebenfalls so festgehalten sein. Somit bekraftige
ich auch meine Aussage von vorhin und sage hier nochmals nachdrucklich, dass eine
solche Studie kein vollstandiges Bild fur die Ermittlung der tatsachlichen Netto-Zent-
rumslasten geben kann. Deshalb sollten wir auch nicht einfach so ins Blaue diese
3,7 Mio. Franken genehmigen.

Regierungsrétin Bucher: Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzulehnen.

Im Sinn eines Kompromisses schlagt Ihnen die Regierung vor, den Beitrag an
die Stadt St.Gallen um 3,7 Mio. Franken zu erhdhen, und das unter klaren Auflagen
und Bedingungen. Es soll eine temporare Erhohung sein, und die Bedingungen sind:
Es soll eine Diskussion daruber gefuhrt werden und eine Auslegeordnung erstellt wer-
den zur Aufgabenteilung im Bereich Kultur. Es sollen im Bereich der Kantons- und
Stadtpolizei Synergien analysiert und genutzt werden. Die eigenen Sparbemuhungen
der Stadt, die der Stadtrat der Regierung in mehreren Gesprachen sehr detailliert
aufgezeigt hat, sind unbedingt in der nétigen Konsequenz fortzusetzen. Auch die ge-
troffenen Massnahmen zur Attraktivitatssteigerung sind unbedingt fortzusetzen. Zu-
dem ist dartber Bericht zu erstatten. Sie sehen, es ist eine temporare Erhohung, die
an Auflagen und Bedingungen geknupft ist.

Nach Ansicht der Regierung ist diese temporare Erhohung finanziell vertretbar,
weil wir in den letzten Jahren eher sinkende Finanzausgleichskosten hatten, wobei
wir jetzt sehen, wenn wir in die nachsten Jahre schauen und ins nachste Budget, dass
sich hier vielleicht eine Trendwende abzeichnet. Wir werden diese Zahlen auf die
Budgetdebatte hin sicher noch einmal plausibilisieren.

Ich habe einiges an Kritik zu dieser Ecoplan-Studie gehort, die im Anhang des
Wirksamkeitsberichts aufgefuhrt ist. Ich mochte in Erinnerung rufen, dass diese Eco-
plan-Studie eine Studie ist, die aktualisiert wurde. Sie wurde bereits mehrmals von
der Stadt St.Gallen in Auftrag gegeben. Es hat unserer Ansicht nach Sinn gemacht,
diese Studie vorzuschreiben, damit wir gleichbleibende Werte haben und einen Ver-
gleich Uber die Entwicklung der letzten Jahre machen konnen. In dieser Studie wer-
den nicht nur Zentrumslasten ausgewiesen, sondern es werden auch Zentrumsnut-
zen und Standortvorteile ausgewiesen. Die Studie wertet die Zentrumsnutzen in der
Hohe von 12 Mio. Franken. Die Standortvorteile in der HOhe von 3 Mio. Franken wer-
den den Kosten fur die Zentrumslasten in Abzug gebracht. Es ist richtig — das hat
Schmid-Buchs angetont —, diese Berechnungen, wie man die Standortvorteile und
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die Zentrumsnutzen berechnet, beruhen selbstverstandlich auf Schatzungen und auf
Pauschalen, aber sie werden von den Standortlasten in Abzug gebracht.

Somit verbleiben gemass dieser Studie Netto-Zentrumslasten fur die Stadt
St.Gallen in der H6he von rund 28 Mio. Franken. Historisch gesehen bekommt die
Stadt St.Gallen bisher 16 Mio. Franken dieser ausgewiesenen 28 Mio. Franken Netto-
Zentrumslasten abgegolten. Damit verbleibt fur die Stadt ein namhafter Selbstbehalt
an ungedeckten Zentrumslasten, und der bewegt sich aktuell im Bereich von 12 Mio.
Franken. Wenn man jetzt die Entwicklung der Stadt St.Gallen anschaut, auch die
Entwicklung der technischen Steuerkraft, die zwar hoher ist als die durchschnittliche
Steuerkraft, aber die in den letzten Jahren wirklich gesunken ist, dann muss uns das
Sorge bereiten. Das bereitet der Regierung auch Sorge, weil wir ein Interesse an
einer finanziell gesunden und an einer starken Hauptstadt haben, die in den ganzen
Kanton ausstrahlen kann. Deshalb meinen wir, ist es angebracht, diese temporare
Erhohung und damit eine Verkleinerung des Selbstbehalts fur die nachsten vier Jahre
vorzusehen.

Thoma-Andwil, Kommissionsprésident: Ein gleichlautender Antrag wurde auch in der
Kommission gestellt. Mit 8:5 Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde er in der Kommission
abgelehnt.

Der Kantonsrat lehnt den Antrag der SVP-Fraktion zu Art. 64b mit 57:52 Stimmen bei
6 Enthaltungen ab.

Abschnitt Il (Anderung des Gesetzes Uber den 6ffentlichen Verkehr), Art. 33 (Verteil-
schllssel). Scherrer-Degersheim (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Dem Antrag
der Regierung ist zuzustimmen.

Wie bereits im Eintretensvotum erwahnt, erachtet es die Mitte-EVP-Fraktion als
gefahrlich im Rahmen des Wirksamkeitsberichts zum Finanzausgleich (40.24.02)
bzw. des V. Nachtrags zum Finanzausgleichsgesetz (22.24.03) die Finanzierung des
offentlichen Verkehrs anzutasten. Das Gesetz uber den offentlichen Verkehr ist ein
separater Kreislauf, der hier nicht zur Disposition steht. Ich bitte Sie, den Antrag der
Regierung zu unterstitzen. So wird der Status quo beibehalten.

Seger-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zuzu-
stimmen.

Cavelti Héller-Jonschwil (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Dem Antrag der
Regierung ist zuzustimmen.

Die vorberatende Kommission beantragt ohne Not eine Anderung des Gesetzes
Uber den offentlichen Verkehr. Sonderlasten des 6V werden nicht Gber den Finanz-
ausgleich abgegolten. Der 6V kommt deshalb im FAG gar nicht vor. Die vorberatende
Kommission will nun aber die heutige Handhabung der Finanzierung von Stadt- und
Ortsbussen zementieren, indem sie einen Artikel in das Gesetz Uber den offentlichen
Verkehr schreiben will. Wir greifen hier in ein Gesetz ein, das gar nicht zur Diskussion
steht. Das ist in etwa so, wie wenn Murat Yakin den Konditionstrainer von Marco
Odermatt ersetzen wirde. Man wurde Murat Yakin wohl sehr rasch und deutlich zu-
ruckpfeifen.
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Genau so bitten wir Sie, diesen Antrag zurlckzupfeifen und stattdessen den An-
trag der Regierung zu unterstutzen, der beim 6V am Status quo festhalt. Gerne kon-
nen wir im Rahmen einer Diskussion Uber den 6V Uber Anpassungen am entspre-
chenden Gesetz sprechen. Dann kann sich dieser Rat auch intensiv mit der Vorlage
auseinandersetzen und solche Anpassungen im Gesamtkontext der 6V-Finanzierung
beurteilen.

Schmid-Buchs (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zuzustim-
men.

Die Zusicherung der Regierung, dass hier auf die Anpassung in der Verordnung
verzichtet wird, begrissen wir.

Thoma-Andwil, Kommissionsprésident: Eine spezielle Situation. Dieser Antrag wurde
gestellt, die Geschichte dazu haben Sie gehort. Dieser Antrag wurde gleichlautend
gestellt aufgrund der Aussagen der Regierung auf S. 56 der Botschaft, wo die Regie-
rung schrieb, dass sie den Faktor anpassen wolle. Daraus ergab sich dieser Antrag
der vorberatenden Kommission. Dieser wurde unterstutzt mit 9:4 Stimmen bei zwei
Enthaltungen. Er wurde unterstutzt, aber eigentlich unterstutzt wurde, dass dieser
Faktor gleich bleibt.

Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Regierung zu Art. 33 Abs. 2 und Abs. 3
Bst. a des Gesetzes Uber den offentlichen Verkehr mit 109:0 Stimmen zu.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht

zur Vorbereitung der zweiten Lesung zurick an die vorberatende Kommission.

33.24.06 Kantonsratsbeschluss Uber die Festlegung des Ausgleichsfaktors des
Ressourcenausgleichs fur die Jahre 2025 bis 2028

Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Durr-Gams, Ratsprésidentin: Die Vorlage ist in einziger Lesung durchberaten. Die
Gesamtabstimmung Uber den Kantonsratsbeschluss Uber die Festlegung des Aus-
gleichsfaktors des Ressourcenausgleichs fur die Jahre 2025 bis 2028 (33.24.06) fin-
det zusammen mit der Schlussabstimmung zum Geschaft 22.24.03 «V. Nachtrag
zum Finanzausgleichsgesetz» voraussichtlich in der Wintersession 2024 statt.

40.24.02 Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich

Auftrége

Ziff. 1. Scherrer-Degersheim (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Der Antrag der vor-
beratenden Kommission ist abzulehnen.
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Die vorberatende Kommission beantragt, dass dem Kantonsrat im Rahmen des
Wirksamkeitsberichts 2028 Bericht Uber die exakten Auswirkungen bzw. Fehlanreize
durch die Einfuhrung des RMSG Bericht erstattet wird. Die Mitte-EVP-Fraktion lehnt
diesen Antrag ab. Im letzten Wirksamkeitsbericht 2020 zum Finanzausgleich wurde
auf die Thematik eingegangen und zusammenfassend festgehalten, dass die Einfuh-
rung des RMSG keine Auswirkungen auf den Finanzausgleich habe und dass die
aktuellen und zukulnftigen Beitrage durch die Einflhrung nicht verandert werden.

Schmid-Buchs (im Namen der SVP-Fraktion): Der Antrag der vorberatenden Kom-
mission ist abzulehnen.
Die SVP-Fraktion erachtet es als nicht notwendig, an diesem Auftrag festzuhalten.

Lippuner-Grabs (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag der vorberatenden Kom-
mission ist abzulehnen.

Wir schliessen uns der Mitte-EVP-Fraktion und der SVP-Fraktion an. Dieser An-
trag ist nicht notwendig.

Thoma-Andwil, Kommissionsprésident: Hier aus Transparenzgrunden nochmals die
Verhaltnisse in der Kommission: 7 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen.

Der Kantonsrat lehnt den Antrag der vorberatenden Kommission zu Ziff. 1 der Auf-
trage mit 102:5 Stimmen ab.

Ziff. 2 und 3. Scherrer—Degershe/m beantragt im Namen der Mltte EVP- Fraktlon /

weder in den vier Jahren bis zum nachsten erksamkeltsberlcht zum Flnanzausqlelch

noch mit dem nachsten Wirksamkeitsbericht weitere Erhdhungen des Sonderlasten-
ausgleichs Stadt St.Gallen zulasten des Kantons vorzusehen. Zu prufen ist, ob allen-
falls gegenuber ausserkantonalen Gemeinden und Nachbarkantonen Zentrumsleis-
tungen der Stadt St.Gallen geltend gemacht und ihnen zugunsten der Stadt St.Gallen
in Rechnung gestellt werden kdnnen. Im Kulturbereich sind spatestens bis zum nachs-
ten Wirksamkeitsbericht Entflechtungen von Aufgaben und Finanzierung zwischen
der Stadt St.Gallen und dem Kanton zu priufen und im Polizeibereich konkrete Losun-
gen zu erarbeiten, die zu einer engeren Zusammenarbeit bzw. Zusammenlegung von
Stadt- und Kantonspolizei fuhren. Beides darf zusammen mit dem Sonderlastenaus-
gleich Stadt St.Gallen nicht zu einer finanziellen Mehrbelastung des Kantons fluhren.»
Die Mitte-EVP-Fraktion hat ihre Bereitschaft, der Stadt St.Gallen einen befriste-
ten zusatzlichen jahrlichen Ausgleichsbeitrag fur die Jahre 2025 bis 2028 fur zentral-
ortliche Leistungen von 3,7 Mio. Franken zuzugestehen, an einen Antrag geknupft.
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1. Die Regierung wird eingeladen, weder in den vier Jahren bis zum nachsten Wirk-
samkeitsbericht zum Finanzausgleich noch mit dem nachsten Wirksamkeitsbe-
richt weitere Erh6hungen des Sonderlastenausgleichs Stadt St.Gallen zulasten
des Kantons vorzusehen. Das Finanzausgleichsgesetz wurde 2008 in Kraft ge-
setzt. Der in Art. 25 festgelegte Ausgleichsbeitrag fur zentralortliche Leistungen
der Stadt St.Gallen wurde auf 16 Mio. Franken festgesetzt. Er wird der Teuerung
angepasst. Die 3,7 Mio. Franken sind auf 4 Jahre befristet. D.h., es durfen im
kommenden Wirksamkeitsbericht 2028 zum Finanzausgleich keine Erh6hungen
mehr vorgesehen werden.

2. Die Regierung wird eingeladen zu prufen, ob allenfalls gegenliber ausserkanto-
nalen Gemeinden und Nachbarkantonen Zentrumsleistungen der Stadt St.Gallen
geltend gemacht und ihnen zugunsten der Stadt St.Gallen in Rechnung gestellt
werden konnen. Wie bereits in meinem Eintretensvotum dargelegt, wurde im
Wirksamkeitsbericht 2012 die Mitfinanzierung der Zentrumslasten durch die Ge-
meinden im Einzugsbereich der Stadt St.Gallen abgehandelt. Daraus resultierte
der Abschnitt «Interkommunale Zusammenarbeit mit Vorteilsabgeltung» im Fi-
nanzausgleichsgesetz. Dieses Thema ist demzufolge abgehandelt. Nicht abge-
handelt ist die Thematik, was die ausserkantonalen Gemeinden und Nachbar-
kantone betrifft und wie sie allenfalls belangt werden kdnnten.

3. Die Regierung wird eingeladen, Entflechtungen im Kulturbereich zwischen Stadt
St.Gallen und Kanton zu prufen und im Polizeibereich konkrete Losungen zu er-
arbeiten, die zu einer engeren Zusammenarbeit bzw. Zusammenlegung von Stadt-
und Kantonspolizei fuhren. Beides darf zusammen mit dem Sonderlastenaus-
gleich Stadt St.Gallen nicht zu einer finanziellen Mehrbelastung des Kantons fuh-
ren. Dieser dritte Punkt ist zum Teil auch in den Antragen der vorberatenden
Kommission enthalten und erklart sich selbst.

Lippuner-Grabs beantragt im Namen der FDP-Fraktion eine neue Ziff. 3 der Auftrage
mit folgendem Wortlaut: «dem Kantonsrat im Rahmen des Wirksamkeitsberichts
2028 zum Finanzausgleich vertieft Uber die Nettozentrumslasten der Stadt St.Gallen
unter detaillierter und vollsténdiger Berucksichtigung der Standortvorteile sowie des
Zentrumsnutzens Bericht zu erstatten. Neben der Entrichtung von finanziellen Ent-
schadigungen sollen weitere Massnahmen zur Entlastung der Stadt, u.a. eine De-
zentralisierung von kulturellen Angeboten und eine Aufteilung der kantonalen Verwal-
tung, prasentiert und die Frage beantwortet werden, warum es der Stadt St.Gallen
nicht gelingt, einen grésseren Standortvorteil aus den zahlreichen kantonalen Inves-
titionen auf stadtischem Gebiet zu ziehen.»

Ich aussere mich zu allen jetzt noch zu diesem Geschaft vorliegenden Auftragen
und Antragen. Die Stadt St.Gallen hat bereits heute eine Sonderstellung im kantona-
len Finanzausgleich. Sie erhalt einerseits die ordentlichen Finanzausgleichszahlun-
gen, die an alle Gemeinden vergutet werden. DarlUber hinaus erhalt sie zusatzlich
jahrlich 10 Mio. Franken flr zentralortliche Leistungen und 6 Mio. Franken als Ersatz
fur nicht ausgeglichene ausserkantonale Leistungen. Nun haben wir soeben entschie-
den, es werden zusatzliche 3,7 Mio. Franken jahrlich fir Zentrumslasten vom Kanton
vergutet. Ein sorgfaltiges Studium des Ecoplan-Berichts lasst darauf schliessen, dass
jeder Mensch, der die Stadt betritt oder gar befahrt, eine Zentrumslast ist. Besucht
dieser auswartige Mensch eine stadtische Institution im Bereich der Bildung, des
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Sports, der Freizeit oder der Kultur oder geht er in der Stadt shoppen und essen oder
arbeitet er in der Stadt, was auch immer dieser Mensch auf stadtischem Boden tut,
er ist eine Zentrumslast, weil stadtische Infrastruktur genutzt wird. Die Auswartigen
werden also offenbar nicht als Gaste angesehen, die Wertschopfung in die Stadt brin-
gen, sondern als reine Last, um nicht gar zu sagen, sie scheinen lastig zu sein. Wir
alle in diesem Saal, die wir nicht in der Stadt wohnen, erscheinen auf die eine oder
andere Art als Zentrumslast in dieser Ecoplan-Studie. Nach dieser Logik kdnnte sich
aber jede noch so kleine und landliche Gemeinde Uber Lasten beklagen, die von aus-
wartigen Besuchern verursacht werden.

Nun ist es aber so, dass der Kanton uberdurchschnittlich viel Geld in der Kan-
tonshauptstadt liegen Iasst. Grosse Teile der kantonalen Verwaltung befinden sich in
der Stadt. Ebenso wird der weitaus grosste Teil der kantonalen Kulturgelder auf stad-
tischem Boden ausgegeben. Liest man die Ecoplan-Studie und die Argumentation
der Stadtregierung, sind das keine willkommenen Kantonsgelder, die Wertschopfung
generieren, sondern schlicht Lasten. Wir erachten diese defizitorientierte Opferhal-
tung als zu eng gefasst und gehen davon aus, dass all die beklagten Zentrumsfunk-
tionen weit hohere Chancen bieten wirden, als uns glaubhaft gemacht werden soll.
Wenn es anderseits tatsachlich so ist, dass die Kantonshauptstadt dermassen unter
dem kantonalen Geldsegen leidet, sollte man sie davon entlasten. Wir schlagen in
unserem Auftrag deshalb vor, dass die Regierung den Zentrumsnutzen genauer unter
die Lupe nimmt und zugleich Moglichkeiten einer Dezentralisierung der kulturellen
Angebote und auch eine Aufteilung der kantonalen Verwaltung auf mehrere Stand-
orte im Kanton praft.

Andere Regionen wiurden die sogenannten Zentrumslasten in Form von kanto-
nalen Ressourcen sicher gerne bei sich willkommen heissen. Die verschiedenen an-
deren Auftrage, die im Raum stehen und mit denen nun alle moglichen Bezahler fur
die ausgabefreudige Stadtregierung gefunden werden sollen, lehnen wir durchwegs
ab. Diese «Trittbrettfahrerdiskussionen» zielen allesamt ins Leere. Es sind Nebelpe-
tarden, die bloss vom eigentlichen Problem ablenken. Mal sollen die umliegenden
Gemeinden mitbezahlen, womit die gesamte Logik des vertikalen Finanzausgleichs
ausgehebelt wirde. Mal sollen die ausserkantonalen Gemeinden zur Kasse gebeten
werden, woruber diese dezent lachen durften. Mal sollen gar andere Kantone die
klamme Stadtkasse wieder befullen. Man sucht aussere Schuldige, statt sich mit dem
Problem im Innern zu befassen. Die Mehrheit unserer Fraktion hat den zusatzlichen
3,7 Mio. Franken zahneknirschend zugestimmt, will aber im Gegenzug, dass man
diese unsagliche Lastendiskussion auch zu einer Chancendiskussion wandelt. Unser
Antrag fordert die Umkehr der Diskussion. Ich bitte Sie, diesem zuzustimmen und auf
missgunstige «Trittbrettfahrerauftrage» zu verzichten.

Sulzer-Wil beantragt im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion, Ziff. 2 der Auftrage
wie folgt zu formulieren: «spatestens mit dem nachsten Wirksamkeitsbericht zum Fi-

nanzausglelch dem Kantonsrat Bencht zu erstatten uberl~'<e~n4~eFefee-I=ee;|=H:+ge+q—‘¢°++&dfe+C
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und-dartber Bericht-erstattet-werdenmdgliche Modelle zur Mitfinanzierung von Infra-
strukturkosten und anderen Aufwendungen der Stadt St.Gallen und anderer regiona-
ler Zentren durch die jeweils umliegenden Gemeinden und angrenzenden Kantone —
mit dem Ziel, einen regionalen Ausgleich von Zentrumslasten zu erreichen.»

Der Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion zu Ziff. 2 und der Antrag der
FDP-Fraktion zu Ziff. 3 sind abzulehnen.

Der Antrag zu Ziff. 2 der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion lasst mich ehrlich
gesagt ein bisschen ratlos zurtick. Zum einen, wenn ich sehe, wer ihn zusammen mit
der SVP-Fraktion eingereicht hat. V.a. aber auch, wie er inhaltlich daherkommt, auch
wegen des Tons, der da mitschwingen mag. Ich lese da ein gewisses Misstrauen,
Unverstandnis, Vorbehalt — ich kann es nicht recht einordnen. Ich werde nicht schlau,
wo diese Vorbehalte gegenuber der Stadt St.Gallen herruhren. Was ist es, das die
blrgerlichen Parteien derart triggert? Was ist seit der Kommissionssitzung passiert,
dass nun solche Antrage gestellt werden? Wir wissen alle nicht, was in vier Jahren,
geschweige denn in acht Jahren sein wird, wie sich Kanton und Stadt bis dahin ent-
wickelt haben, wie sich die finanzielle Situation dann prasentiert. Ganz egal, die Mitte-
EVP-Fraktion und die SVP-Fraktion wollen jetzt schon wissen und bestimmen, dass
die Stadt in den kommenden acht Jahren ganz bestimmt keinen Rappen zusatzlichen
Lastenausgleich erhalten soll, anstatt die Regierung mit einer ergebnisoffenen Pri-
fung zu beauftragen.

Die FDP-Fraktion verlangt bei Ziff. 3 die Prufung der Dezentralisierung der kultu-
rellen Angebote, sie verlangt eine Aufteilung der kantonalen Verwaltung. Seien wir
uns bewusst, das ist eine derart grosse Kiste, die da aufgemacht wird, damit tberfor-
dern wir ganz klar den Finanzausgleich. Meine Damen und Herren, er ist schon kom-
pliziert genug.

Seitens der SP-GRUNE-GLP-Fraktion méchten wir einen anderen Weg vorschla-
gen. Der Auftrag, wie ihn die Regierung in ihrem Antrag formuliert hat, geht in die
richtige Richtung. Wir mdchten allerdings einen Punkt, den die Kommission einge-
bracht hat, aufnehmen. Es sollen nicht nur die umliegenden Gemeinden der regiona-
len Zentren in die Uberlegungen zum Zentrumslastenausgleich mit einbezogen wer-
den, sondern auch die angrenzenden Kantone. Weiter hat die Regierung angekindigt,
dass die Themen Kultur und Polizei so oder so in die Prufung aufgenommen werden
und wir in vier Jahren dazu einen Bericht erhalten werden. Wenn dann im Rahmen
des nachsten Wirksamkeitsberichts die Ergebnisse dieser Verhandlungen und die
Modelle vorliegen, kdonnen wir auf dieser Basis diskutieren. Wir kbnnen dann entspre-
chende BeschlUsse fassen. Ich meine, das ist ein zielfuhrender Weg und das ist auch
der Weg, der diesem Rat angemessen ist. Der Rat sollte seine Entscheide auf einer
soliden Basis fallen und sich nicht oder moglichst nicht von Emotionen leiten lassen.

Wenn Sie es nicht Gibers Herz bringen, den Antrag der SP-GRUNE-GLP-Fraktion
zu unterstitzen, bitten wir Sie, wenigstens dem Antrag der Regierung zu folgen.
Hierzu vielleicht eine letzte Anmerkung: Da stellt die burgerliche Regierung einen An-
trag, und die einzige Fraktion, welche die Regierung darin unterstutzt, ist die SP-
GRUNE-GLP-Fraktion — verkehrte Welt, wiirde ich sagen. Das verstehe, wer will.

Luthi-St.Gallen: Der Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion ist abzulehnen. Ich
lege meine Interessen offen: Ich bin Vorsteherin der Direktion Soziales und Sicherheit
in der Stadt St.Gallen und damit auch der Stadtpolizei.
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Der so abgeanderte Antrag macht keinen Sinn. Organisationen und Strukturen
regelmassig zu Uberprufen ist wichtig und sinnvoll. So sind wir auch offen und gerne
bereit, die Zusammenarbeit zwischen Stadt- und Kantonspolizei bis hin zu einer Zu-
sammenlegung zu Uberprufen. Diesen Prozess gehen wir ergebnisoffen an. Der Vor-
projektantrag wurde von Stadtrat und Regierung auch schon verabschiedet. Wenn
nun, wie im Antrag verlangt, die Uberpriifung zu keinen Mehrkosten fiir den Kanton
fuhren darf, handelt es sich nicht mehr um einen ergebnisoffenen Prozess. Heute
leistet die Stadt St.Gallen einen Grossteil der polizeilichen Grundversorgung auf ei-
gene Kosten, wahrend in anderen Gemeinden die Kantonspolizei vor Ort ist, die durch
den Kanton finanziert wird. Es wird folglich nicht mdglich sein, dass eine verstarkte
Zusammenarbeit oder sogar eine Zusammenlegung von Stadt- und Kantonspolizei
kostenneutral fir den Kanton erfolgen kann.

Schmid-Buchs zu Lippuner-Grabs: Ich bin voll bei Ihnen. Die Stadt sollte die hausge-
machten Probleme selbst I6sen, und in letzter Konsequenz hatten wir deshalb heute
die zusatzlichen 14,8 Mio. Franken ablehnen sollen, was verdankenswerterweise ein
grosser Teil Ihrer Fraktion auch getan hat.

Wir wollen keine Erhohung des Sonderlastenausgleichs fur die Stadt St.Gallen,
das haben wir deutlich gemacht. Sollte der Sonderlastenausgleich aber tatsachlich
um diese 14,8 Mio. Franken fur die nachsten vier Jahre erhoht werden, muss dies
wenigstens an Bedingungen und Auftrage geknupft sein. Wir wollen auch in Zukunft
keine weiteren Erhéhungen sehen, und dazu sind diese Auftrage sicher dienlich. Es
ist daher zu prufen, ob allenfalls gegenluber ausserkantonalen Gemeinden und Nach-
barkantonen Zentrumsleistungen der Stadt St.Gallen geltend gemacht werden kon-
nen und zugunsten der Stadt St.Gallen in Rechnung gestellt werden kénnen. Auch
im Kulturbereich sind bis zum nachsten Wirksamkeitsbericht Entflechtungen von Auf-
gaben und Finanzierungen zwischen der Stadt und dem Kanton zu prifen, und auch
im Polizeibereich sollte man schauen, dass man vermehrt enger zusammenarbeiten
kann. All diese Massnahmen, und das ist der SVP-Fraktion ein wichtiges Anliegen,
durfen zusammen mit dem Sonderlastenausgleich Stadt St.Gallen nicht zu einer fi-
nanziellen Mehrbelastung des Kantons flhren. Das ist eine ganz klare Bedingung.

Pappa-St.Gallen: Der Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion ist abzulehnen.
Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Stadtprasidentin der Hauptstadt St.Gallen
und Kantonsratin.

Die Stadt St.Gallen wurde nun so oft erwahnt, dass es seltsam ware, wenn ich
als Stadtprasidentin nichts sagen wirde. Ich bin Stadtprasidentin der Hauptstadt
St.Gallen und Kantonsratin. Diese Amter widersprechen sich nicht —im Gegenteil, sie
erganzen sich und sind teilweise auch voneinander abhangig. D.h., wenn ich im Inte-
resse des Kantons kampfe, kdmpfe ich auch fir die Hauptstadt und umgekehrt. Denn
die Hauptstadt ist auf einen starken Kanton angewiesen, einen Kanton, der sich in
der Konkurrenz, aber auch in der Zusammenarbeit mit anderen Kantonen der Schweiz
behaupten kann. Gleichzeitig ist auch der Kanton darauf angewiesen, dass sich seine
Hauptstadt gegenuber anderen grossen Stadten der Schweiz behaupten kann. Vor
vier Jahren haben wir im Kantonsrat der Kantonsregierung fur den Wirksamkeitsbe-
richt die richtige und wichtige Frage mit auf den Weg gegeben, wie wir die Standort-
attraktivitat des Kantons St.Gallen verbessern kdnnen. Das sollte unser Ziel sein. Die
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im Jahr 2020 geforderte Entscheidungsgrundlage liegt uns allen vor. Die BSS hat
seriose Arbeit geleistet, systematisch Schwachstellen am Finanzausgleich aufgezeigt
und Vorschlage zur Korrektur unterbreitet. Anstatt diese Erkenntnisse zu berlcksich-
tigen und die Standortattraktivitdt des Gesamtkantons im Blick zu haben, wird teil-
weise mit pauschalen Vorwurfen auf die Hauptstadt geschossen. Das ist nicht nur
bedauerlich fur den Zusammenhalt im Kanton, sondern es schadet unserer Wirtschaft
und der Standortattraktivitat. Fast ein Sechstel der Bevdlkerung in unserem Kanton
wohnt in der Stadt St.Gallen. Von den 317'000 Arbeitsplatzen in unserem Kanton sind
uber ein Viertel in der Hauptstadt zu finden. Es kommt z.B. jeder vierte Unternehmens-
steuerfranken an den Kanton aus der Stadt St.Gallen. Die wichtige Zentrumsfunktion
der Stadt fur den Kanton zeigt sich auch an der Uberdurchschnittlich grossen Bedeu-
tung als regionales Arbeitszentrum mit zupendelnden Beschaftigten. In der Stadt
St.Gallen kommen auf 100 Einwohnende 112 Beschaftigte. D.h., es gibt mehr Ar-
beitsstellen als Einwohnende. Zur Verdeutlichung: In Luzern sind es nur rund 75, in
Winterthur noch weniger. Die wirtschaftliche Bedeutsamkeit der Stadt fur den Kanton
ist vor diesem Hintergrund offensichtlich. Diese Zentrumsfunktion hat zur Folge, dass
die Infrastruktur der Stadt St.Gallen sich nicht nur an den rund 83'000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern ausrichten kann, sondern z.B. ein Verkehrsnetz fur tber 145'000
Menschen zur Verfigung stellen muss. Das hat nichts mit «Gasten» zu tun.

Bei der Finanzierung des 6V wird dieser Umstand aber nicht bertcksichtigt, im
Gegenteil. Auch andere Infrastrukturen, z.B. fur Sport, Freizeitaktivitaten und Kultur,
mussen die rund 45'000 Steuerzahlenden der Stadt St.Gallen fir viele andere Perso-
nen selbst tragen. Die Sicherheit rund um Freizeitaktivitaten sowie Gross- und Sport-
anlasse tragt ebenfalls grossmehrheitlich die stadtische Bevolkerung. Die von der
SVP-Fraktion kritisierte linksgerichtete Stadt ist erst seit wenigen Jahren Gberhaupt
links. Die finanziellen Belastungen hat die Stadt St.Gallen jedoch schon seit Jahren,
auffalligerweise seit der neue Finanzausgleich 2008 eingefuhrt wurde. Die scheinbare
Ausgabenkultur, die von der FDP-Fraktion und von der SVP-Fraktion im Eintretens-
votum kritisiert wurde, kann ich nur so erwidern: Die Stadt zahlt alle Ihre erwahnten
Leistungen grossmehrheitlich selber, daran zahlt der Kanton Gberhaupt nichts, ausser
bei den Agglomerationsbeitragen. Im Gegenteil: Finanzexperten haben uns aufge-
zeigt, dass die Kostentreiber eindeutig z.B. beim 6V sind. Wenn Sie nun sagen, die
Stadt konne ihre Kosten nicht selber tragen, ist das fast ein Hohn, da wir bei verschie-
denen Punkten mehr bezahlen als alle anderen Gemeinden.

Wenn von der SVP-Fraktion auch noch kritisiert wird, dass der extern berechnete
Abzug zu tief sei, kann ich Ihnen sagen, dass auch wir alle unsere Kosten analysiert
haben und auf einen ganz anderen Betrag gekommen sind. Wenn wir das fur die
Stadt St.Gallen berechnen, haben wir immer noch 32,5 Mio. Franken Selbstbehalt,
den wir selber tragen. Auch das haben Sie noch nicht bertcksichtigt.

Lassen wir uns nicht mit pauschalen Vorwurfen auseinanderdividieren. Uns allen
muss bewusst sein: Wenn wir unseren Kanton weiterbringen wollen, dann kdnnen wir
dies nur gemeinsam tun. Die Stadte sind nur im Verband mit inren Agglomerationen
konkurrenzfahig, so, wie die Agglomerationsgemeinden und landlichen Gemeinden
viel besser bestehen kdnnen, wenn sie von einer Zentrumsnahe profitieren.

Wenn wir wollen, dass wir in der Schweiz und international wahrgenommen wer-
den, wir fiur Bewohnende und Arbeitende attraktiv werden, mussen wir uns darauf
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konzentrieren, wie wir gemeinsam besser sichtbar werden und die Standortattraktivi-
tat des Kantons strategisch mit den kleineren und grosseren Gemeinden starken kon-
nen. Dazu brauchen wir Auftrage, die das Ganze wirklich analysieren, aber nicht Auf-
trage, die das Ganze noch verunmadglichen.

Frei-Rorschacherberg: Die Antrage der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion und der
SP-GRUNE-GLP-Fraktion sind abzulehnen.

Zum Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion: Im Grundsatz gut gemeint,
er geht aber zu weit und wir brauchen ihn nicht. Wir wollen keinen interkantonalen
«Minifinanzausgleich». Man stelle sich vor, man sitzt im Parlament von Appenzell
Ausserrhoden oder Appenzell Innerrhoden und bekommt diesen Auftrag mit. Ich
glaube, das eine oder andere Lacheln konnen die sich dann nicht verkneifen. Grund-
satzlich missen wir unsere Hausaufgaben machen und das nicht auf andere Kantone
abschieben. Der Kulturbereich und auch der Polizeibereich sind bereits im Bericht der
Regierung angesprochen.

Zum Auftrag der SP-GRUNE-GLP-Fraktion: Es ist noch speziell, dass Pappa-
St.Gallen erst jetzt gesprochen hat. Ich gehe davon aus, es war eine gewisse Sorge
da, dass man die 3,7 Mio. Franken nicht ins Trockene bringt und dass man das des-
halb nicht beim Eintreten gemacht hat.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Stadtbevolkerung eine rot-grune Politik
mochte — dies erst seit kurzem, wie Pappa-St.Gallen gesagt hat. Das hat aber ge-
reicht fir Misswirtschaft und hohe Ausgabenfreude — auch das nehmen wir zur Kennt-
nis. Wir mochten aber nicht zur Kenntnis nehmen, dass wir dafur die Rechnung be-
zahlen mussen. Die Stadt hat, wenn man das von aussen betrachtet, ein
Ausgabenproblem. Pappa-St.Gallen hat gesagt, wir antworten mit Pauschalargumen-
ten. Nein, die sind belegt. 15 Mio. Franken fur den Werkhof, 14 Mio. Franken fur Ta-
gesstatten, das Budget fur die technischen Betriebe und das Busdepot ist von 115
Mio. Franken auf 132 Mio. Franken und 259 Mio. Franken gestiegen. Der Stadtrat hat
dann selber den Stecker gezogen. 8 Mio. Franken fur einen Velotunnel, oder letzte
Woche haben wir gelesen, man macht noch internationale Politik, indem man 500'000
Franken zur Verfugung stellt. Das sind Aufgaben, die die Stadt selber machen muss.
Der Stadtrat kann nicht Geld ausgeben, das nachher der Kanton bezahlen sollte.

Gerne mochte die Stadt die kantonale Verwaltung, Kulturstatten und vieles Wei-
tere bei sich haben, um das dann als Last auszulegen. Vorhin wurde von Pappa-
St.Gallen gesagt, dass ein Viertel der Arbeitsplatze im Kanton in der Stadt St.Gallen
sei. Das ist eine Riesenchance. Das als Last anzusehen, da habe ich kein Verstand-
nis dafur.

Auch andere Stadte wie Buchs, Rapperswil-Jona und Rorschach haben Aufga-
ben. Es kann nicht an uns als Kanton liegen, die Gelder so horizontal zu verteilen.
Die Stadt erhalt von uns bereits 10 Mio. Franken flur zentralértliche Leistungen und
6 Mio. Franken als Ersatz fur fehlende horizontale Abgeltung. Geschatzte Damen und
Herren, das reicht, und deshalb braucht es hier auch diesen Antrag der SP-Fraktion
nicht.

Huber-Oberriet (im Namen der VSGP): Der Antrag der Regierung ist abzulehnen. Der
Antrag der vorberatenden Kommission ist abzulehnen.
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Die VSGP mdchte keinen horizontalen Finanzausgleich. Deshalb lehnen wir die
Antrage der Regierung sowie der vorberatenden Kommission ab. Die Antrage aus
der Mitte des Rates konnten wir nicht diskutieren, weshalb ich dazu keine Stellung-
nahme im Namen des VSGP abgebe.

Hess-Rebstein legt seine Interessen als Prasident des Verbands der Kantonspolizei
St.Gallen offen.

Es wurde schon gesagt und ich spreche im gleichen Zusammenhang: Die De-
batte und unsere Entscheidungen sollen nicht von Angsten geleitet werden. Niemand
in diesem Saal wird ernsthaft etwas dagegen haben, wenn bestehende Strukturen
auf Optimierungen gepruft und allenfalls Mehrwerte geschaffen werden kénnen. Das
ist auch der Fall im Beispiel der engeren Zusammenarbeit zwischen Stadtpolizei und
Kantonspolizei. Eine Erarbeitung von konkreten Losungen dazu ist sicher in unserem
Sinn. Jedoch, und darauf mochte ich in meinem Votum speziell hinweisen: Vergessen
Sie nicht, dass wir die bestehenden Strukturen und die bestehende Qualitat, die un-
sere Polizei im Sinn der Sicherheit fur uns Burgerinnen und Blrger gewahrleistet,
nicht in irgendeiner Form aufgrund von Entscheidungen gefahrden dirfen. Das ist mir
ein grosses Anliegen fur uns alle. Deswegen einfach zur Erinnerung: Eine automati-
sche Zusammenlegung dieser Polizeikorps auf Knopfdruck wird nicht ganz einfach.
Unser Antrag steht nicht im Widerspruch dazu, aber dennoch gilt, und das ware auch
mein Appell an Sie, dass wir entsprechend umsichtig und zukunftsgerichtet handeln.

Miiller-St.Gallen: Ich lege meine Interessen offen: Ich bin in der Altstadt aufgewach-
sen, ich lebe in der Stadt St.Gallen und ich liebe die Stadt St.Gallen. Wenn ein Besu-
cher in der Stadt etwas kostet, dann heisst das nicht, dass er nicht willkommen ist,
sondern ganz im Gegenteil: Er ist uns etwas wert und er ist willkommen. Ich lade
Lippuner-Grabs ganz herzlich an die Olma zu Wurst, Brot und Bier ein und zeige ihm
gerne, wie willkommen Gaste bei uns sind.

Regierungsrétin Bucher: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen.

Sie sehen im Ausblickskapitel in der Botschaft, dass wir diverse Pendenzen aus
dieser Wirksamkeitsberichtsrunde bereits fur die nachste in vier Jahren mitgenom-
men haben. Wir werden nur schon aufgrund der Befristung, die in vier Jahren aufge-
hoben sein wird, die Situation rund um den Sonderlastenausgleich der Stadt St.Gal-
len noch einmal anschauen, auch weil diverse Auftrage, Auflagen und Bedingungen
damit verbunden sind. Wir werden auch aufgrund der eingegangenen Ruckmeldun-
gen den soziodemografischen Sonderlastenausgleich Weite anschauen und wir wer-
den auch — das habe ich bereits ausfuhrlich ausgefuhrt — die Lasten der regionalen
Zentren genauer anschauen.

Diese Auftrage sind eigentlich schon auf der Pendenzenliste, und weitere Auf-
trage sind nach Ansicht der Regierung nicht notig. Insbesondere sehen wir es nicht,
dass man uns den Auftrag gibt, auch andere Gemeinden aus anderen Kantonen oder
andere Kantone fur eine Mitfinanzierung von gewissen Lasten mit zu berUcksichtigen.
Das heisst nicht, dass die Regierung nicht sowieso mit den umliegenden Kantonen
im Gesprach ist. Das heisst auch nicht, dass wir den Lastenausgleich im Bereich Kul-
tur, den wir heute bereits haben, nicht weiterpflegen und weiterentwickeln, aber es
gibt schlicht keine gesetzliche Grundlage, ausserkantonale Gemeinden oder andere
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Kantone irgendwie verpflichten zu wollen, an irgendwelchen Lasten mitzubezahlen.
Das kann, wenn Uberhaupt, nur auf dem Prinzip der Freiwilligkeit basieren. Diese
Gesprache fuhrt die Regierung sowieso, aber wir kdnnen das auch nicht in einem
Auftrag so entgegennehmen, weil wir schlichtweg keine Instrumente dazu haben.

Ich bitte Sie, auch auf die Auftrage im Bereich der Kantons- und Stadtpolizei zu
verzichten. Das ist eine Bedingung fur die temporare Erhohung und wir werden diese
Prifung sowieso vornehmen. Die entsprechenden Auftrage sind auch bereits disku-
tiert zwischen Stadtrat und Regierung. Wir haben ganz klar gesagt, wir moéchten diese
Auftrage sehr ergebnisoffen angehen. Das ist uns wichtig, sowohl im Bereich Kultur
als auch im Bereich der Stadt- und Kantonspolizei, und das ist wichtig flr die nun
angelaufenen Arbeiten.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion dem Antrag
der SP-GRUNE-GLP-Fraktion zu Ziff. 2 der Auftrage mit 70:43 Stimmen vor.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion dem Antrag
der Regierung zu Ziff. 2 der Auftrage mit 69:45 Stimmen vor.

Der Kantonsrat zieht den Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion dem Antrag
der vorberatenden Kommission zu Ziff. 2 der Auftrage mit 67:47 Stimmen vor.

Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion zu Ziff. 2
der Auftrage mit 68:46 Stimmen zu.

Ziff. 3. Scherrer-Degersheim (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Der Antrag der FDP-
Fraktion ist abzulehnen.

Die FDP-Fraktion erwartet von der Regierung im Rahmen des nachsten Wirk-
samkeitsberichts eine vertiefte Auslegeordnung Uber die Zentrumslasten der Stadt
St.Gallen unter detaillierter und vollstandiger Berucksichtigung der Standortvorteile
sowie des Zentrumsnutzens.

Ich wiederhole mich: All diese Zahlen wurden bereits anlasslich des Wirksam-
keitsberichts 2012 errechnet und ausgewiesen und mit einem Gegengutachten wi-
derlegt. Daraus resultierte der Il. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz (22.13.05),
in welchem u.a. die interkommunale Zusammenarbeit mit Vorteilsabgeltung geregelt
wurde. Die Mitte-EVP-Fraktion ist einhellig der Ansicht, es sei darauf zu verzichten,
weitere Berichte und Gutachten in Auftrag zu geben. Dies immer auch im Hinblick auf
den Verwaltungsaufwand.

Ausserdem soll die Frage beantwortet werden, warum es der Stadt St.Gallen
nicht gelingt, einen grosseren Standortvorteil aus den zahlreichen kantonalen Inves-
titionen auf stadtischem Gebiet zu ziehen. Die Mitte-EVP-Fraktion vertritt hier die Mei-
nung, dass diese Frage an die falsche Ebene, namlich die Regierung, gestellt wird.
Die Ansprechpartnerin ware die Stadt St.Gallen selber.

Frei-Rorschacherberg: Dem Antrag der FDP-Fraktion ist zuzustimmen.
Zu Scherrer-Degersheim: Da muss ich schon kurz kontern. Wenn Sie gerade
vorhin einen Auftrag gegeben haben, Uber Kultur und Polizei einen weiteren Bericht
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zu machen, der ja bereits jetzt vorliegt, dann widersprechen Sie sich gleich im nachs-
ten Votum selber, indem Sie sagen, Sie mochten hier keine weiteren Abklarungen
haben. Aber ich erklare Ihnen gerne nochmals, um was es geht: Es geht um eine
Fokusanderung. Wir mochten nicht von Zentrumlasten sprechen, sondern wir moch-
ten aufzeigen, dass es eben auch Zentrumschancen gibt. Diese herauszuschalen
und dann eine fundierte Diskussion zu fuhren ware viel besser.

Schmid-Buchs (im Namen der SVP-Fraktion): Der Antrag der FDP-Fraktion ist abzu-
lehnen.

Einerseits haben wir bereits Auftrage gegeben, die genau darauf hinzielen, dass
in Zukunft keine solchen Beitrage mehr bendtigt werden. Zweitens ist es fur uns ab-
solut unbestritten, dass es Zentrumsnutzen gibt. Ich habe bereits in meinem vorheri-
gen Votum darauf hingewiesen, dass es schwierig ist, diese Zentrumsnutzen zu er-
heben, weshalb es wohl die andere Studie auch nicht gemacht hat. Letztlich sehe ich
auch nicht, was der Nutzen eines zusatzlichen Berichts sein sollte. Vielmehr wissen
wir heute bereits, dass es diese Zentrumschancen, wie es so schon gesagt wurde,
gibt. Ich mdchte darauf hinweisen, ohne die Tur jetzt gleich ganz zuzuschlagen: Es
gibt noch eine zweite Lesung. Vielleicht finden wir da einen gemeinsamen Auftrag,
der die Stadt auch wirklich weiterbringt und natirlich v.a. — und dafir sind wir ja ge-
wahlt — unseren schonen Kanton.

Sulzer-Wil: Der Antrag der FDP-Fraktion ist abzulehnen.

Mit diesem Auftrag Uberschatzen und ibernehmen wir uns, nur schon beim Teil
mit der Aufgabe, die Aufteilung der kantonalen Verwaltung zu prufen. Dieses Buch,
das wir da schreiben wurden, das will ich dann diskutiert sehen in diesem Rat. Da
schiessen wir Uber das Ziel hinaus. Es reicht schon, dass der Auftrag zu Ziff. 2 der
Mitte-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion leider Uberwiesen wurde.

Der Kantonsrat lehnt den Antrag der FDP-Fraktion zu Ziff. 3 der Auftrage mit 59:17
Stimmen bei 2 Enthaltungen ab.

Duirr-Gams, Ratsprésidentin, stellt Kenntnisnahme des Berichts «Wirksamkeitsbericht
2024 zum Finanzausgleich» fest.
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Parlamentarische Vorstosse
42.23.08 Bewilligungsfreie Solaranlagen an Fassaden

Unterlagen: — Wortlaut der Motion vom 18. September 2023
— Antrag der Regierung vom 25. Juni 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung beantragt Nichteintreten
auf die Motion.

Sarbach-Wil zieht die Motion zurlck.

Dank der klaren Annahme des Stromversorgungsgesetzes im Juni 2024 wird das
Thema dieser Motion auf Bundesebene angegangen. Gemass Ausfuhrungen der Re-
gierung wird dem Anliegen von bewilligungsfreien Solaranlagen auch auf Fassaden
im Kanton St.Gallen kunftig vollumfanglich entsprochen. Das freut uns sehr. Es bleibt
nur noch in Erinnerung zu rufen, dass unser Kanton bezuglich Forderung von erneu-
erbarem Strom einiges aufzuholen hat. Das hat das Kantonsranking des WWF ein-
dracklich aufgezeigt. Das «Tagblatt» hat letzten Monat daruber berichtet. Einfache
Bewilligungsverfahren sind ein wichtiges Puzzleteil, um mdglichst viele Liegenschafts-
besitzerinnen und -besitzer zum Bau einer Fotovoltaikanlage zu animieren. Fotovol-
taikanlagen an Fassaden steigern die Produktion von erneuerbarem Strom, insbe-
sondere auch im wichtigen Winterhalbjahr. Wir hoffen auf die gewtnschte Wirkung.

42.24.03 Gemeindeautonomie starken, Wohnsitzpflicht flexibilisieren

Unterlagen: — Wortlaut der Motion vom 21. Februar 2024
— Antrag der Regierung vom 7. Mai 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung beantragt Nichteintreten
auf die Motion.

Flickiger-Wil: Auf die Motion ist einzutreten.

Mit meiner Motion hatte ich die Motivation, der St.Galler Bevolkerung mehr Aus-
wahl bei der Wahl der Gemeindeprasidien zu bieten. Als ehemaliger Regionalprasi-
dent der FDP Wil-Untertoggenburg war ich jahrelang fur die Rekrutierung von poten-
ziellen Kandidaten, sei es ins Prasidium oder in den Gemeinderat, involviert. Zudem
habe ich als Vizeprasident des Gewerbevereins Wil und Umgebung versucht, Leute
aus dem Gewerbe zu finden, die an einem Stadtratsmandat oder am Wiler Stadtpra-
sidium interessiert sind — ein nicht ganz einfaches Unterfangen. Nebst der zunehmen-
den Unattraktivitat auf verschiedenen Ebenen, bin ich sehr oft am Wohnsitz geschei-
tert. Unsere Region ist stark zusammengewachsen und die Grenze zum Thurgau
macht es auch nicht einfacher. Wie soll ich einem Wiler Unternehmer erklaren, dass
er sein Haus in Zuzwil — notabene eine der steuerglinstigsten Gemeinden des Kan-
tons — verkaufen, seine Kinder aus der Schule nehmen und nach Wil in eine 5,5-
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Zimmer-Wohnung — wenn er noch eine findet — umziehen muss, um ein politisches
Amt anzutreten, bei dem er nicht die Gewissheit hat, in vier Jahren wiedergewahlt zu
werden?

Selbstverstandlich gibt es auch Grinde, die gegen mein Anliegen sprechen. So
habe ich aber festgestellt, dass diese oft mit Emotionen verbunden sind, und wenn
man diese weglasst, die Fakten fur eine an die heutige Zeit angepasste Losung uber-
wiegen. Auch die von der Regierung angesprochenen Nachteile in Bezug auf Steu-
ereinnahmen oder Gleichbehandlung anderer Gemeinderate sehe ich als nicht so
grosses Problem. Dies konnte in der Gesetzgebung sicherlich gelost werden. Auch
dass das Gemeindeoberhaupt die Entscheide nicht mehr mittragen muss und die
Konsequenzen selbst nicht miterlebt, sehe ich bei Personen, die ihren Job mit Lei-
denschaft ausfuhren, als vernachlassigbar an. Im Gegenteil, manchmal wirde es gut-
tun, wenn man die Sachen als Aussenstehender betrachten konnte und weg vom
«Gartlidenken» kommt. Unter Umstanden konnten so neue Losungen ohne die stan-
digen Satze «Das haben wir schon immer so gemacht» oder «Ein Oberuzwiler bleibt
ein Oberuzwiler und wird sicher nie ein Uzwiler» erarbeitet werden.

Ich sehe, dass ich heute hochstwahrscheinlich mein Ziel nicht erreichen werde.
Da helfen mir die grosse Anzahl an Gemeindeoberhauptern hier im Saal und die we-
nigen Tage bis zu den kommunalen Wahlen auch nicht. Ich werde aber dranbleiben.
Mein Ziel ist es, dass wir wieder vermehrt Unternehmer in politische Amter bringen,
die pragmatischer und weniger abhangig vom politischen Netzwerken agieren kon-
nen. Es ware zu prufen, ob nicht das Zircher Modell mit tieferen Pensen und einem
Geschaftsfuhrer als Leiter der Gemeinde allenfalls zukunftstrachtiger ware.

Abschliessend mochte ich nochmals alle motivieren, die Motion gutzuheissen
und einer Loslosung der Wohnsitzpflicht eine Chance zu geben. Denn am Schluss
konnen die Stimmburger immer noch entscheiden und den fur sie geeigneten Kandi-
daten wahlen.

Aerne-Eschenbach (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf die Motion ist nicht ein-
zutreten. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Gemeindeprasident von Eschen-
bach.

Die heutige Regelung, wonach das Gemeindeprasidium in der eigenen Ge-
meinde wohnen und leben muss, hat sich seit Jahren bestens bewahrt und braucht
aus Sicht der Mitte-EVP-Fraktion keine Anpassung. Gemeindeprasidentin oder Ge-
meindeprasident zu sein bedeutet nicht, irgendeinen Job auszulben. Es gehort aus-
drucklich zum Aufgabenbereich eines Gemeindeprasidiums, sich mit Land und Leuten
auseinanderzusetzen, zusammen mit der Bevolkerung zu leben und insbesondere
die eigenen Ratsbeschlusse auch als Einwohner mitzutragen und umzusetzen. Stel-
len Sie sich vor, eine Gemeindeprasidentin oder ein Gemeindeprasident wurde in der
Nachbargemeinde mit tiefem Steuerfuss wohnen, wahrend sie oder er in seiner Ge-
meinde einen hoheren oder gar hohen Steuerfuss vertreten musste. Mit Sicherheit
waren das keine guten Voraussetzungen, um glaubhafte Politik zu betreiben.

Sollte eine Lockerung der Wohnsitzpflicht fur Gemeindeprasidien Einzug halten,
ware die nachste Frage, wie generell mit der Wohnsitzpflicht auch fur die tUbrigen
Ratsmitglieder im Sinn einer Gleichbehandlung umzugehen ware. Sicher kann es
nicht das Ziel der Sache sein, auch hier entsprechende Lockerungen anzustreben.
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Abderhalden-Nesslau (im Namen einer Mehrheit der FDP-Fraktion): Auf die Motion
ist nicht einzutreten. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Mitglied des Gemeinde-
rates Nesslau.

Der Gemeindeprasident oder die Gemeindeprasidentin ist die zentrale Figur in
der Gemeindeverwaltung und tragt die Verantwortung fur das Wohl und die Entwick-
lung der Gemeinde. Die Anliegen und Bedurfnisse der Burger aufzunehmen und eine
starke Verbindung zur Gemeinde sind ein wichtiger Bestandteil der Anforderungen
fur dieses Amt. Die taglichen Erfahrungen mit den Gegebenheiten vor Ort, den Her-
ausforderungen und den Chancen bilden die Grundlage, die Burgerinnen und Burger
zu verstehen. Die Verpflichtung, in der Gemeinde zu wohnen, zeigt, dass die Verant-
wortung fur die Gemeinde und das Engagement fur die lokale Entwicklung ernst ge-
nommen werden. Fur eine Mehrheit der FDP ist es wichtig, dass eine Vertretung der
Bevolkerung, also eine Gemeindeprasidentin oder ein Gemeindeprasident, in der Ge-
meinde wohnhaft ist und somit selbst von den Beschliussen der Mitglieder des Rates
betroffen ist bzw. im besseren Fall profitieren kann. Das speziell auch deshalb, da die
weiteren Behordenmitglieder der Gemeinde und der Schule nach wie vor der Wohn-
sitzpflicht unterstellt waren und so nicht mehr gleichbehandelt waren.

Huber-Wildhaus-Alt St.Johann (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist nicht
einzutreten.

Bereits im Bundesbrief von 1291 ist zu lesen: «Wir haben auch einhellig gelobt
und festgesetzt, dass wir in den Talern durchaus keinen Richter, der [...] nicht unser
Einwohner oder Landsmann ist, annehmen sollen.» Aus dem einstigen Widerstand
gegen fremde Fursten und Vogte wird bis heute auf allen Staatsebenen der demo-
kratische Grundgedanke mitgetragen, dass die Staatsgewalt durch die Staatsunter-
worfenen selbst ausgeubt wird.

Genauso wie die Mitglieder des Regierungs- und Kantonsrates im Kanton St.Gallen
wohnhaft sind, macht es Sinn, dass auch Behérdenmitglieder auf Gemeindestufe in
der entsprechenden Gemeinde wohnen, in der sie eine Behordentatigkeit ausfuhren.
Damit sind sie von den Entscheidungen, die sie in den Behorden fallen, selbst betrof-
fen. Sie bezahlen z.B. selbst mehr Steuern, wenn der Steuerfuss erhdht werden muss.

Die Gemeindeautonomie — um dieses Wort aus dem Motionstitel aufzunehmen
— wird durch Ubergeordnetes Kantons- und Bundesrecht immer mehr eingeschrankt.
Die Gemeinden missen immer mehr Vorschriften vollziehen, als dass sie selbst ge-
stalten kdnnen. Um den Ermessensspielraum, der den Gemeinden innerhalb der
ubergeordneten Bestimmungen noch zusteht, moglichst im Sinn der Bevolkerung
ausgestalten zu konnen, braucht es gute Kenntnisse Uber die lokalen Gegebenheiten
und Bedurfnisse. Diese Nahe zur Bevolkerung kann eine Wohnsitzpflicht fordern.

Huber-Oberriet: Auf die Motion ist nicht einzutreten. Ich lege meine Interessen offen:
Ich bin Prasident des Verbands St.Galler Gemeindeprasidien und Gemeindeprasi-
dent von Oberriet.

Ich danke Flickiger-Wil fir diese schone Motion. Er ermdglicht allen Gemeinde-
prasidien, in die steuergunstigen Gemeinden (z.B. Balgach), in die Nachbarkantone
(z.B. Kanton Schwyz) oder sogar ins Ausland wegzuziehen und trotzdem den Job als
Gemeindeprasidentin oder Gemeindeprasident auszuflihren. Spass beiseite. Das kann
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es doch nicht sein. Personen, die Gremien vorsitzen, sollten dort den Wohnsitz ha-
ben, wo die Entscheide gefallt und mitgetragen werden und wo mit den Entscheiden
mitgelitten wird. Es geht nicht nur um Gemeindeprasidien. Es geht letztlich um GPK-
Mitglieder, Gemeinderate, Schulratsprasidien, Schulrate, Ortsgemeinden usw. Es
wurde ein Fass 6ffnen, das nicht mehr kontrolliert werden kann. Bei aller Liebe fur
den jungen, noch amtierenden Kantonsrat: Auf diese Motion darf nicht eingetreten
werden.

Liithi-St.Gallen (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Auf die Motion ist nicht
einzutreten.

Mit der Motion sollen Gemeindeprasidenten von der Wohnsitzpflicht befreit wer-
den. Ziel sind die Erweiterung des Kandidierendenpools und damit die Erhohung der
Kandidierendenvielfalt sowie eine bessere Berlcksichtigung familiarer und berufli-
cher Umstande. Die aktuelle Regelung hat aus unserer Sicht einige Vorteile: Amts-
trager sind von ihren Entscheidungen selbst betroffen. Sie verfugen Uber bessere
Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten. In Notfallen sind sie schneller vor Ort. Alle
Gemeindeamter werden gleich behandelt.

Die bestehenden Flexibilitaten sind ausreichend. Der Wohnsitz kann erst beim
Amtsantritt gewechselt werden und es gibt die Mdglichkeit einer befristeten Ausnah-
mebewilligung. Die Flexibilisierung wurde die Gefahr mit sich bringen, dass die lokale
Verankerung nicht mehr vorhanden ware. Zudem wurden die lokalen Kenntnisse feh-
len. Wir sind von den Vorteilen der aktuellen Lésung Uberzeugt.

Raths-Rorschach: Auf die Motion ist nicht einzutreten. Ich lege meine Interessen of-
fen: Ich bin Stadtprasident von Rorschach.

Gestern wurde an der Fraktionssitzung dieses Thema angeschnitten. Da wurde
sogar gesagt, dass nach 25 Jahren jemand sowieso zurucktreten musse vom Amt als
Stadt- oder Gemeindeprasidentin oder -prasident. 25 Jahre habe ich dieses Jahr hin-
ter mir. Ich bin topfrisch. Ich war 21 Jahre lang in Thal Gemeindeprasident und bin
seit funf Jahren Stadtprasident von Rorschach. Ich erzahle Ihnen jetzt etwas aus der
Praxis: Letzte Woche brannte ein Mehrfamilienhaus in Rorschach. Stellen Sie sich
vor, ich wurde in Rapperswil-dJona wohnen und man wirde mir dann sagen, ich musse
ausrucken. Darauf wirde ich antworten: Ich bin in Rapperswil. Ich komme nach Ror-
schach. Das ist in der Praxis nicht tauglich. Ein Stadt- oder Gemeindeprasident oder
eine Stadt- oder Gemeindeprasidentin gehort in die Gemeinde. Das ist fur mich ein
klares Muss. In der heutigen Zeitung wird in einem Leserbrief aus Goldach genau das
von der Blrgerschaft gefordert.

Jager-Vilters-Wangs: Auf die Motion ist nicht einzutreten.

Ein Stammesoberhaupt gehort zu seinem Stamm. Oder haben Sie schon einmal
gesehen, dass ein Stammesoberhaupt in einem Stamm wohnt, lebt und alle Vorteile
geniesst und einem anderen Stamm sagt, was er zu tun hat? Deshalb bitte ich Sie
dringend, dieses Anliegen abzulehnen.

Schéb-Thal: Auf die Motion ist einzutreten.
Ich habe Sympathien fur das Anliegen von Flickiger-Wil und werde ihm beipflich-
ten. Das, was wir leben, und das, was das Gesetz sagt, wird nicht tatsachlich gelebt.
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Wir haben Gemeindeprasidenten im Kanton, die nicht in der Gemeinde wohnen. Wir
haben Trager von wichtigen Funktionen, z.B. Feuerwehrkommandanten, die nicht in
der Gemeinde, nicht einmal im Verbund dieser Feuerwehr wohnen und trotzdem
diese Aufgabe erflllen.

Wir hatten bei der letzten Gemeindeprasidiumswahl — die Nachfolge von Raths-
Rorschach — eine tolle Bewerbung aus dem Nachbardorf. Ihre Kinder gingen bei uns
in Thal zur Schule. Da dieses Nachbardorf nicht zu unserer politischen Gemeinde
gehort, konnte und wollte sie nicht umziehen, weil sie ein Eigenheim und Kinder hatte.
Folglich hat sie sich aus dem Rennen genommen. Fur mich unglaubwurdig.

Ich bin flr die Motion, weil ich will, dass wir in unserem Kanton zumindest alle
gleich behandeln.

Fltickiger-Wil: Wie ich einleitend gesagt habe, kdnnte man Uber die Sache sprechen,
wenn man die Emotionen weglasst. Ich bin meiner Fraktion dankbar, insbesondere
meinen Kollegen Huber-Oberriet und Raths-Rorschach, dass sie mich immer noch in
der Fraktion halten mochten.

Ich fande es spannend, wenn wir iber mein Anliegen diskutieren kdnnten. Geben
Sie sich einen Ruck und lassen Sie die Emotionen beiseite. Lassen Sie uns etwas
erarbeiten, was diese Angste und Stigmata aufhebt. Dann kénnen wir im Kantonsrat
immer noch Uber etwas diskutieren und es ablehnen. Ich sehe es als grosse Chance,
etwas zu verandern, unseren Kanton weiterzubringen und v.a. das «Gartlidenkeny,
das ich im Kantonsrat immer wieder erlebe, ein wenig aufzulésen.

Schulthess-Grabs: Auf die Motion ist nicht einzutreten. Ich lege meine Interessen of-
fen: Ich bin Gemeinderatin von Grabs.

Ich kann das Ansinnen von Fluckiger-Wil zwar nachvollziehen. Vielleicht sind wir
noch ein wenig hinter dem Mond. Aber ich muss meiner Kollegin Schob-Thal wider-
sprechen: Ein Feuerwehrkommandant und ein Gemeindeprasident sind doch etwas
anderes. M.E. muss ein Gemeindeprasident aus dem Dorf, aus der Region und vor
Ort sein. Raths-Rorschach hat es gesagt: Die Leute mussen vor Ort und mit dem Dorf
verwurzelt sein. Man muss die Leute kennen.

Regierungsréatin Bucher: Auf die Motion ist nicht einzutreten.

Man hort und spurt es: Die Emotionen gehen bei dieser Frage hoch. Das finde
ich schon. Das zeigt auch die hohe ldentifikation und Verantwortung, die mit diesem
Amt verbunden ist. Als zustandige Regierungsratin kann ich lhnen sagen, dass diese
Emotionen durchaus auch bei uns im Amt ankommen, wenn es um Fragen des
Wohnsitzes geht. Das sind meistens individuelle Fragen, die sich stellen.

Ich kann die einzelnen Voten nachvollziehen, wenn es um Gleichbehandlung
usw. geht. Aber ich glaube, die Regierung hat auf ihrem Antrag deutlich aufgezeigt,
was die Rahmenbedingungen sind. Wir haben relativ grosszigige Ausnahmerege-
lungen, die es ermdglichen, sich Zeit fur den Wohnsitzwechsel zu nehmen. Die Re-
gierung ist Uberzeugt, dass es richtig ist, dass der Gemeindeprasident oder die Ge-
meindeprasidentin Wohnsitz in jenem Dorf hat, dem er oder sie vorsteht.

Ich werde es mir aber nicht nehmen lassen, auch aufgrund dieser Diskussion
diese Ausnahmeregelungen etwas genauer anzuschauen. Wir haben das auch schon
mit dem VSGP diskutiert, weil es da auch immer wieder Fragen gibt, auch Fragen
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aus der Bevolkerung, z.B. zur Aufsichtsrolle meines Departementes, inwiefern wir die
Einhaltung der Wohnsitzbestimmungen Uberprufen. Deshalb werden wir diese Aus-
nahmeregelungen sicher genau anschauen und noch einmal kommunizieren, dass
sie allen klar sind. V.a. ist es mir auch ein personliches Anliegen, Schéb-Thal, dass
die gleichen Regeln fur alle gleich gelten mussen.

Der Kantonsrat tritt mit 100:9 Stimmen bei 2 Enthaltungen nicht auf die Motion ein.

41.24.05 Neue Birokratie in der Landwirtschaft und im Gartenbau stop-
pen: Die Einfuhrung von digiFLUX muss vereinfacht werden

Unterlagen: — Wortlaut des Standesbegehrens vom 4. Juni 2024
— Antrag der Regierung vom 27. August 2024
— Antrag aus der Mitte des Rates vom 16. September 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung beantragt Gutheissung
des Standesbegehrens mit geandertem Wortlaut.

Vogel-Blitschwil-Ganterschwil (im Namen der SVP-Fraktion): Auf das Standesbegeh-
ren ist einzutreten. Der Antrag der SP-GRUNE-GLP-Fraktion ist abzulehnen.

Der Antrag der SP-GRUNE-GLP-Fraktion auf Nichteintreten ist nicht nachvoll-
ziehbar und auch der Inhalt ist falsch. Die darin erwahnte Mitteilungspflicht fur die
Anwendung von Dunger gab und gibt es nicht. Dass man beim Gullen von einem
«Blatz» — wie man im Toggenburg sagt — zum anderen zum Traktor steigen und die
Flachenerfassung vornehmen muss, haben sich nicht mal die tollkuhnsten Burokra-
ten in Bern ausgedacht. Deshalb erwarte ich von den Parteien hier im Kantonsrat und
auch ausserhalb, die stets etwas gegen die produzierende Landwirtschaft sind, zu-
mindest korrekt formulierte Antrage.

Sennhauser-Wil (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf das Standesbegehren ist
einzutreten.

Das Thema ist wichtig und muss behandelt werden. Zum Standesbegehren sel-
ber aussere ich mich in der Spezialdiskussion.

Pool-Uznach (im Namen der FDP-Fraktion): Auf das Standesbegehren ist einzutreten.

Um die Qualitdt von Boden, Luft und Gewasser aufrechtzuhalten, macht es
durchaus Sinn, bestimmte Vorgaben, Vorschriften, aber auch Kontrollen umzusetzen.
Das liegt im Interesse der gesamten Umwelt. In der Landwirtschaft besteht bereits
eine ganze Reihe von Vorgaben und Meldepflichten verbunden mit Subventionsbei-
tragen. Bereits heute verlangen die Erfassungen und Meldungen bei einem durch-
schnittlichen Landwirtschaftsbetrieb einen taglichen Zeitaufwand von einer Stunde.
Mit dem neu einzufihrenden digiFLUX soll der Handel von Pflanzenschutzmitteln und
Nahrstoffen erfasst werden. Weiter beinhaltet digiFLUX auch die Erfassung der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln. Diese soll parzellenscharf und georeferenziert
gemeldet werden. Das bedeutet einen beachtlichen administrativen Mehraufwand fur
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den Nutzer, aber auch fur die Kontrolle bei Kanton und Bund, ohne dass ein wirklicher
Mehrwert resultiert. Denn durch den Handel und durch das Hofjournal z.B. in der
Landwirtschaft sind Kauf und Anwendung bereits festgehalten.

Durch die Fruchtfolge ist diese zusatzliche parzellenscharfe Erfassung bei wei-
tem kein Selbstlaufer und auch kein adaquater Mehrwert. Nur weil im Buro immer
mehr digital moglich ist, ist es erstens nicht immer ein Mehrwert oder sinnvoll und
zweitens in der Praxis nicht mit «keinem Aufwand» umzusetzen. Personlich kann ich
das aus meinem beruflichen Alltag bezuglich Fleischschau, dreifacher Antibiotikamel-
depflicht, «<Amicus» usw. bestatigen. Die Regierung schreibt in ihrer Antwort, dass
die Meldung ohne administrativen Aufwand umzusetzen sei. Das ist schlicht nicht re-
alistisch. Alles, was ich zusatzlich erfassen muss, ist mit Mehraufwand verbunden.
Mehraufwand, der fur die Landwirtschaft unbezahlt bleibt. Mehraufwand, der fur den
Kanton und den Bund bezahlt werden muss. Wir wollen vereinfachen und nicht ein-
fach den administrativen Aufwand zeitlich verschieben. Wir halten deshalb am ur-
sprunglichen Wortlaut des Standesbegehrens fest.

von Toggenburg-Buchs (im Namen einer Minderheit der Mitte-EVP-Fraktion): Auf das
Standesbegehren ist nicht einzutreten.

Wir stehen im Moment in einer teilweise existenzbedrohlichen PFAS-Diskussion
(Per- und polyfluorierte Alkylverbindungen). Die betroffenen Betriebe waren sicher
froh, kdnnten sie nachweisen, wann und wie viel sie von welchem Klarschlamm aus-
gebracht haben. Das ist leider nicht moglich. Genau so etwas wirde digiFLUX in wo-
moglich 30 bis 40 Jahren fur die jetzt in Anwendung stehenden Produkte bieten. Be-
triebe, die irgendwo noch eine Parzelle dazugepachtet haben, konnten zwar nachher
nachweisen, dass sie das Produkt eingekauft haben. Aber Daten, wo sie es ausge-
bracht haben, waren laut Fassung der Erstunterzeichnenden nicht vorhanden. Unbe-
stritten ist, dass es ein deutlich erhohter Aufwand fur die Betriebe ware. Das Bundes-
amt flr Landwirtschaft und auch die Regierung sind mit ihrem Antrag darauf ein-
gegangen.

Bisig-Rapperswil-Jona beantragt im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion, auf das
Standesbegehren nicht einzutreten. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Ge-
schaftsleitungsmitglied von Bio Suisse.

Wie kommt es, dass wir im St.Galler Kantonsrat tUber digiFLUX und mehr Blro-
kratie in der Landwirtschaft sprechen? Dafur missen wir zum Ursprung zurlck. In der
Diskussion um die Trinkwasser- und Pestizid-Initiative hat das eidgendssische Parla-
ment eine parlamentarische Initiative als Gegenvorschlag ins Rennen geschickt. Die
Ziele sind, die Risiken von Pestiziden und die Schaden durch Uberdiingung zu redu-
zieren. So sollen Gewasserorganismen und unser Trinkwasser geschutzt werden.
Die Gesetzgebung richtet sich nicht nur an Landwirtinnen, sondern an alle beruflichen
Anwender von Pestiziden. D.h., auch der Golfplatz, die Rabatten der Gemeinden oder
die Trassen der SBB sind betroffen.

Damit man weiss, wo man bei der Zielerreichung steht, wurde auch eine Mittei-
lungspflicht der Stoffflisse beschlossen. Dies erfolgt im Jahr 2024 zum Gluck nicht
mehr auf Papier, sondern digital auf der Bundesplattform digiFLUX. Das Projekt di-
giFLUX hat in der Landwirtschaft berechtigte Kritik ausgelost. Z.B. wirde nach heuti-
gem Stand die parzellengenaue Erfassung der Anwendung von Pestiziden zu einem
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Mehraufwand fuhren. Daher haben sich die verschiedenen Branchenverbande an
das Bundesamt fur Landwirtschaft (BLW) gewandt. Dieses hat reagiert und die Ver-
schiebung der Einfuhrung bekanntgegeben. Die Regelungen fur die Handler treten
erst im Jahr 2026 in Kraft und jene fur die Anwender erst ab dem Jahr 2027. Weiter
gibt es fur die Anwender eine dreijahrige Einfuhrungsphase, in der nur Pflanzen-
schutzmittel in vereinfachter Form erfasst werden mussen. D.h., je Betrieb missen
der jahrliche Verbrauch und die Lagerbestande erfasst werden. Weitergehende
Schritte erfolgen gemass dem BLW im Jahr 2030 nur, wenn der Datenaustausch mit
kantonalen Systemen funktioniert und der Datenschutz gewahrleistet ist. Das reicht
der SVP-Fraktion, der Mitte-EVP-Fraktion und der FDP-Fraktion offenbar nicht. Dem

Kuken digiFLUX sollen die Flugel gestutzt werden, bevor es flugge ist. Ziemlich ein-

seitig hat man sich auf die Kritikpunkte von digiFLUX eingeschossen. Liebe Kollegin-

nen und Kollegen der SVP, der FDP und der Mitte: Mich wirde es interessieren, ob
in Ihren Fraktionen auch uber die Vorteile von digiFLUX gesprochen wurde.

FUr mich hat digiFLUX drei entscheidende Vorteile:

1. Die Landwirtschaft kann ihre Leistungen zeigen. Mehr Transparenz bei den
Stoffflussen ermoglicht es, schwarz auf weiss aufzuzeigen, welche Leistungen
die Landwirte erbringen — z.B. auch im Vergleich zum Ausland.

2. DigiFLUX ermdglicht einen Digitalisierungsschub im Agrarvollzug. Eine zentrale
Erfassung von Pestiziden, Duingern und Kraftfutter kann den Aufzeichnungsauf-
wand und v.a. auch den Aufwand einer Mehrfacherfassung reduzieren. Andere
Erfassungen kénnen kinftig durch digiFLUX ersetzt werden oder darauf auf-
bauen. So konnen Synergien genutzt und der Aufwand reduziert werden.

3. Die Entwicklung erfolgt durch den Bund. Eine private Organisation wie z.B. der
Bauernverband koénnte sich ein solches Digitalisierungsprojekt nicht leisten und
auch nicht stemmen. Ein grosser Agrarkonzern konnte es wahrscheinlich, er
hatte aber auch kommerzielle Interessen an den Daten.

Jede Kuh wird heute besser erfasst als gefahrliche Pestizide. Die SP-GRUNE-
GLP-Fraktion mochte an der Umsetzung der parlamentarischen Initiative festhalten.
Dazu gehort auch die Meldepflicht. Das BLW hat die berechtigte Kritik aus den Bran-
chen ernst genommen und setzt Verbesserungen der Plattform digiFLUX um. Auf
diesem konstruktiven Weg mochten wir weitergehen. Das vorliegende Standesbe-
gehren schiesst weit Uber das Ziel hinaus. Wir bevorzugen klar den Antrag der Re-
gierung gegenuber dem ursprunglichen Wortlaut. Die Regierung nimmt in ihrem An-
trag die berechtigte Kritik auf. So, wie es das BLW auch bereits gemacht hat.
Allerdings finden wir es nicht sinnvoll, dass die Meldepflicht fir die Anwendung von
Pestiziden auf zeitlich unbestimmt verschoben wird.

Bosshard-St.Gallen: Auf das Standesbegehren ist nicht einzutreten.

Ich bin ehemaliges Mitglied des kantonalen Komitees zur Pestizid-Initiative. Vor
wenigen Jahren wurde Uber die zwei bedeutenden Trinkwasser- und Pestizid-Initiati-
ven abgestimmt. Beide Initiativen zielten darauf ab, unser Trinkwasser und unsere
Umwelt besser vor schadlichen Einflussen zu schitzen. Obwohl die Bevolkerung die
Initiativen abgelehnt hat, war der Tenor eindeutig: Die Umweltbelastung durch Pesti-
zide ist ein ernstes Problem, das wir nicht ignorieren durfen. Der Bundesrat und das
Parlament haben darauf reagiert und einen Aktionsplan verabschiedet, der gezielte
Massnahmen zur Reduktion dieser Stoffe vorsieht.
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DigiFLUX ist ein zentrales Instrument dieses Plans. Es hilft, Transparenz zu
schaffen und die Verantwortung fair zu verteilen. Es ist daher schwer nachvollziehbar,
weshalb das vorliegende Standesbegehren versucht, diese dringend notwendige
Transparenz zu verwassern. Statt digiFLUX als Chance zu sehen, wird versucht, ein
System abzuschwachen, das fur den Umwelt- und Gewasserschutz von grosser Be-
deutung ist. Diese Blockadehaltung verzogert wichtige Fortschritte und untergrabt die
notwendigen Bemihungen zur Reduktion von Pestiziden in der Landwirtschaft.

Wir sollten daher den Weg, den der Bund mit digiFLUX eingeschlagen hat, un-
terstltzen, anstatt ihn durch unnoétige Aufweichungen zu behindern. Um allen Betei-
ligten genugend Zeit zur Anpassung zu geben, wurde die Einfihrung bereits verscho-
ben. Ich spreche mich deshalb klar gegen das Standesbegehren aus. Nicht, weil ich
gegen die produzierende Landwirtschaft bin, Vogel-Butschwil-Ganterschwil. Es ist ein
Miteinander. Die Landwirtschaft hat eine Verantwortung. Sie soll produzieren, aber
auch unsere Umwelt schutzen. Wir sollten gemeinsam zusammenarbeiten und hier
nicht zu polemisch agieren.

Regierungsrat Tinner: Auf das Standesbegehren ist einzutreten. Das Standesbegeh-
ren ist mit gedndertem Wortlaut gemass Antrag der Regierung gutzuheissen.

Ich bin mir bewusst, dass ich als Vertreter der Regierung wahrscheinlich einen
schwierigen Stand zu vertreten habe. Ich bin aber sehr dankbar, dass Bisig-Rappers-
wil-Jona, Bosshard-St.Gallen und von Toggenburg-Buchs auf Umstande hingewie-
sen haben, die ich unterstreichen mochte. Wir haben im Jahr 2021 Uber die Pestizid-
und die Trinkwasser-Initiativen abgestimmt. Ich kann mich sehr gut daran erinnern.
Damals hat man der Stimmbevolkerung den Absenkpfad sozusagen prasentiert und
gesagt, die Landwirtschaft wird einen wesentlichen Beitrag leisten, um diese Pestizi-
deintrage zu reduzieren. Ich weiss das deshalb, weil ich Uber diesen Umstand in ver-
schiedensten Referaten in bauerlichen und nichtbauerlichen Kreisen informiert habe
und damit indirekt oder direkt mitgeholfen habe, dass diese beiden Initiativen abge-
lehnt werden. Nun fuhle ich mich personlich ein bisschen verschaukelt, wenn gesagt
wird, dass wir dieses digiFLUX-Programm auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschie-
ben. Wir sprechen vom Jahr 2030. Mit einem Horizont von sechs Jahren scheint es
mir durchaus maoglich zu sein, dass wir zumindest eine technologische Losung finden,
die in der Praxis so angewendet werden kann, dass es fur alle handlich ist.

Pool-Uznach hat den administrativen Aufwand in der Landwirtschaft erwahnt.
Dazu muss ich sagen: Der Kanton St.Gallen zahlt Direktzahlungen des Bundes im
Umfang von 200 Mio. Franken aus. Da mussen sie doch irgendetwas kontrollieren
und nicht einfach sagen: Ich schicke dir das Geld, und mach damit, was du willst. Ich
verstehe die Landwirtschaft. Ich bin der Letzte, der kein Verstandnis dafur hat, dass
sich die Landwirtschaft Uber die zusatzlichen administrativen Hurden beklagt. Aber
es liegt ja nicht daran, dass man sagt, jetzt macht man sogar weniger. Sondern auch
die Landwirtschaft selbst — und da spreche ich auch die Vertreterinnen und Vertreter
der landwirtschaftlichen Kreise an — fordert ab und an mehr Leistungen, die entscha-
digt werden mussen. Das wird selbstverstandlich wieder administriert. Das ist ein
Teufelskreis, aus dem man fast nicht herauskommt. Als Losungsweg sehe ich ledig-
lich, dass man versucht, in den nachsten Jahren zumindest im Bereich der Direktzah-
lungen nicht noch weitere Massnahmen in den Katalog aufzunehmen und so ein biss-
chen Ruhe in die ganze Sache hineinbringt. Seien wir ehrlich: Die Landwirtschaft war
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— und das ist ein sehr gutes Beispiel — eine der ersten Branchen, die ihre Gesuche
fur Direktzahlungen digital eingereicht hat. Man kann diese Gesuche heute digital
abwickeln. Man schafft es heute, mit «<Smart Farming» parzellengenau oder sogar in
der Flache sehr genau entsprechende Ackerflachen zu bearbeiten bzw. etwas zu
saen. Da geben Sie mir doch nicht an, dass es jetzt nicht moglich sein sollte, mit
einem bestimmten Vorlauf auch diese Hurde zu nehmen.

Noch ein anderer Hinweis: Entschuldigung, wenn ich jetzt ein bisschen polemisch
wirke, aber es ist doch schizophren, wenn wir uns wahrscheinlich in wenigen Minuten
Uber die Beantwortung dringlicher Interpellationen zur Thematik PFAS (51.24.72 und
51.24.73) unterhalten. Es sind dazu noch weitere sechs oder sieben Vorstdsse zu
beantworten, was die Regierung gerne machen wird. Aber es kann doch nicht sein,
dass wir sagen, digiFLUX sei ein Schmarren, und gleichzeitig fragen Sie die Regie-
rung, was sie verpasst hat. Weshalb hat man vor 30 oder 40 Jahren nicht die entspre-
chenden Journale gefuhrt? Was ist jetzt wohl passiert? Und Himmels willen, der Staat
soll es jetzt bitte richten, am besten mit entsprechenden Sachleistungen oder mit fi-
nanziellen Unterstlitzungen. Wenn ich das sage, bin ich weiss Gott kein Grlner. Sie
mussen keine Angst haben, ich werde nicht in die Fraktion der GLP oder der Grlinen
wechseln. Aber ich habe ein sehr grosses Verstandnis fur dieses Anliegen. Wir mus-
sen und wir kdnnen die Verantwortung wahrnehmen, denn die Einflhrung ist auf die
Agrarpolitik 2030 geplant.

Der Kantonsrat tritt mit 79:32 Stimmen bei 2 Enthaltungen auf das Standesbegehren
ein.

Spezialdiskussion

Sennhauser-Wil (im Namen einer Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion): Das Standesbe-
gehren ist mit dem urspringlichen Wortlaut gutzuheissen. Ich lege meine Interessen
offen: Ich bin Biobauer und eigentlich nicht betroffen von digiFLUX.

Bis vor einem Jahr wusste noch niemand, was das Wort «digiFLUX» bedeutet.
Ich behaupte, dass wahrscheinlich auch jetzt noch viele nicht verstehen, was dieses
angedachte Online-Meldesystem des Bundes bedeutet oder beinhaltet. V.a. ist vielen
nicht klar, was es in der vorgeschlagenen Form fur die betroffenen Anwender verur-
sacht, da die meisten gar nicht direkt betroffen sind. Positiv ist, dass eine Testversion
gepruft wurde, die jedoch vollkommen durchgefallen ist. Sie ist absolut unbrauchbar
in der Praxisanwendung und bis ins kleinste Detail verkompliziert. Dazu ist die Da-
tensicherheit nicht gewahrleistet, insbesondere bei Muhlen mit inren Rezepten. Des-
halb wird jetzt eine Vereinfachung und keine Verhinderung angestrebt. Regierungsrat
Tinner hat gesagt, wir wollen verhindern. Nein, wir wollen ganz klar nur eine Verein-
fachung. Im Sinn der Anwender und auch wegen der verursachten personellen und
finanziellen Aufwande.

Man vergisst, dass nebst der Landwirtschaft auch sehr viele Gewerbebetriebe
(z.B. Handelsbetriebe oder Gartenbau), offentliche Betreiber (z.B. Sportplatze, Bahn
oder Gemeinden) und Getreidemuhlen betroffen sind. Die angestrebte Georeferen-
zierung ist ein Blrokratiemonster. Eine Stadtgartnerei muss z.B. bei jeder Rabatte
oder jedem Blumentopf Buch fuhren, ob und wie viel Schneckenkdrner oder auch
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biologische Starkungsmittel eingesetzt wurden. Alles muss registriert werden. Die
Getreidemuhlen mussten geheime Rezepte fur Mehimischungen an verschiedene
Amter weitergeben oder die Appenzeller missten ihr Kdsegeheimnis den Bundes-
stellen preisgeben. Da wirde man wahrscheinlich eine Revolution riskieren. Diese
kleinen Beispiele zeigen die vorgesehene unverhaltnismassige Ausgestaltung dieser
Plattform. Das kritisieren wir. Den Antrag der Regierung mit geandertem Wortlaut leh-
nen wir mehrheitlich ab. Diese Verschiebung nutzt niemandem etwas und bringt keine
Verbesserung. Der Zeitplan kann so oder so nicht eingehalten werden. Auch im Inte-
resse des Kantons ist es uns wichtig, dass wir uns fur eine klare Verbesserung bei
digiFLUX einsetzen.

Vogel-Blitschwil-Ganterschwil: Das Standesbegehren ist mit dem ursprunglichen
Wortlaut gutzuheissen. Ich lege meine Interessen offen: Ich habe keine persdnlichen
Interessen an diesem Geschéaft. Allerdings mache ich, seit ich rund zwolIf Jahre alt
bin, das Agrarburo meiner Eltern. Dort kam jedes Jahr eine neue Plattform dazu.

Holen Sie Luft. Wir tauchen heute tief in die Agrarburokratie ein. DigiFLUX ist
eine Onlineplattform, die gemass Planung ab 1. Januar 2026 eingefuhrt wird. Was ist
passiert? Im August 2019 hat die Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stan-
derates eine parlamentarische Initiative eingereicht. Das Risiko beim Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln sei zu reduzieren. Gleichzeitig soll auch eine Reduktion der
Nahrstoffverluste in der Landwirtschaft eingefuhrt werden. So weit, so gut. Die Risi-
ken beim Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sollen bis ins Jahr 2027 halbiert und die
Nahrstoffverluste bis ins Jahr 2030 beim Stickstoff um 15 Prozent und beim Phosphor
um 20 Prozent reduziert werden. Damit Sie sich konkret vorstellen kdnnen, was hier
bereits lauft: Dazu gehoéren z.B. die Pflicht zur Abdeckung von Gullelagern, die be-
ruhmte Schleppschlauchpflicht oder Pflanzenschutzmittel-Massnahmen gegen die
Ausschwemmung auf Ackern. Sie merken, die Zugel wurden angezogen. Sogar die
Toleranzen bei der Suisse-Bilanz wurden gestrichen. Vom ersten Heuballen bis zum
letzten Fass Gllle — alles ausgeglichen. Das Ganze war ein inoffizieller indirekter Ge-
genvorschlag zur Volksinitiative fur sauberes Trinkwasser. Diese wurde im Jahr 2021
bei einer Stimmbeteiligung von 59,7 Prozent mit 60 Prozent abgelehnt. Das schlechte
Gewissen, das die Regierung in ihrem Antrag erwahnt, brauchen Sie sich also nicht
zu machen. Es war ein inoffizieller Gegenvorschlag, eine gleichzeitig laufende parla-
mentarische Initiative einiger Standerate. Hier geht es nicht um den Umweltschutz.
Der ist bereits in Kraft und wird durchgefuhrt. DigiFLUX ist das Anhangsel, die Soft-
ware, das Hintendran zur Kontrolle und Uberwachung. Sie sehen, es sind Mitteilungs-
pflichten fur Pflanzenschutzmittel und Nahrstoffe.

Damit Sie sich vorstellen kdnnen, was digiFLUX heisst: Wenn ein Landwirt in der
Landi einen Sack Kraftfutter kauft, muss dies zukunftig erfasst werden, sowohl von
der Landi wie auch vom Landwirt. Wenn ein Landwirt einen Sack Mineraldiinger kauft,
muss auch das beidseitig erfasst werden. Fur Gulle gibt es heute schon eine Mittei-
lungspflicht. Neu musste jeder Kauf von Pflanzenschutzmitteln und jede Anwendung
erfasst werden. Das beginnt beim Saatgut. Gut gemeint ist aber nicht gut gemacht.
Die Mitteilungspflicht sollte eine Ubersicht bringen, eine Kontrolle. Doch eben, es ist
nur gut gemeint und nicht gut gemacht, denn es ist kompliziert. Es sind grundlegende
Anpassungen noétig. DigiFLUX nltzt dem Umweltschutz nichts. DigiFLUX ist nicht das



PROTOKOLL DES KANTONSRATES ST.GALLEN 2024/2028

17. September 2024 Nr. 057 /12

Ausfluhrungsgesetz, sondern nur das Kontrollinstrument. DigiFLUX ergibt flr Land-
wirte, Lohnunternehmer, Futtermittelhandler, Futtermittelhersteller, Gartenbauer und
fur denjenigen, der den Golfplatz maht, einen gigantischen burokratischen Aufwand.
Ein Rheintaler Landwirt berichtete, er musse eine Person mit 25 Prozent Arbeitspen-
sum anstellen, um digiFLUX bewaltigen zu konnen. DigiFLUX fuhrt aber auch zur
totalen Kontrolle, ja zum glasernen Bauern. Alle Daten Uber den Pflanzenschutz,
Kraftfutter und Dinger werden einzelbetrieblich erfasst. Andere Bundesstellen und
der Kanton sollen darauf zugreifen konnen. DigiFLUX ist eine Datenbank zu viel. Sie
kennen es, wir haben heute schon «Agate», «Hoduflu» usw. Auch die Schnittstellen
sind unklar.

DigiFLUX will eine parzellenscharfe Erfassung der Pflanzenschutzmittel. Stellen
Sie sich das einmal vor. Gerade im Rheintal, wo es viele Kulturen auf engem Platz
gibt. Wie wollen Sie das machen, wenn Sie als Lohnunternehmer noch zum Nachbar
ruberfahren? Die Regierung will digiFLUX aber in seiner vollen Form einfuhren, ein-
fach erst per 2030. Das ist der falsche Ansatz. Ein starker Landwirtschaftskanton wie
St.Gallen muss dafur sorgen, dass die Landwirtschaft Nahrungsmittel statt Papier und
Softwaredaten produziert. Das Signal nach Bern muss klar sein: Blrokratieabbau fur
Bauernfamilien. Auch mit unserem ursprunglichen Wortlaut wird digiFLUX leider teil-
weise eingefuhrt, allerdings wesentlich pragmatischer und massvoller. So fordert es
auch der Verband der Schweizer Gemusebauproduzenten. Stimmen Sie wie die SVP
und entlasten Sie Bauernfamilien, Forstwirtschaft und die 6ffentliche Hand. Das sind
wir der Schweizer Landwirtschaft schuldig.

Niesch-Diepoldsau: Das Standesbegehren ist gutzuheissen. Ich lege meine Interes-
sen offen: Ich bin Prasident des St.Galler Bauernverbands und als praktizierender
Landwirt von den Bestimmungen betroffen.

Vogel-Butschwil-Ganterschwil hat die Auswirkungen erlautert. Im Mai 2024, also
ein Jahr nach der Einfihrung der neuen Direktzahlungsprogramme, hat der Bundes-
rat die grossen Anstrengungen der Landwirtschaft bereits gewlrdigt und bestatigt:
Die Landwirtschaftsbetriebe haben auf rund einem Viertel der gesamten Ackerflache
auf Fungizide und Insektizide verzichtet. Zudem verzichteten die Betriebe auf 20 Pro-
zent der Flache auf Herbizide. Der Bundesrat weist aber deutlich darauf hin, dass
durch den Ruckzug etlicher Pflanzenschutzmittel erhebliche Licken entstanden sind,
der Schutz der Kulturen sehr anspruchsvoll geworden ist und der zunehmende Druck
durch neue Schadlinge noch anspruchsvoller werden konnte. Das alles zeigt, dass
die Landwirtschaft Verantwortung Ubernimmt und einen sehr grossen Beitrag leistet.

Zu Regierungsrat Tinner: Es ist nicht nur die Landwirtschaft davon betroffen.
Auch jeder Gartner musste in jedem Garten, in dem er Pflanzenschutzmittel ausbringt
— nicht nur synthetische, sondern auch Nutzlinge und biologische Mittel — aufzeich-
nen. Egal, ob bei Meier an der Bahnhofstrasse ober beim Muller am Hirschenweg.
Alles musste aufgezeichnet werden. Deswegen lehnen wir diese Georeferenzierung
entschieden ab.

Zu von Toggenburg-Buchs und Regierungsrat Tinner: Den Vergleich zu PFAS
sehe ich als falsch. Genau die Wirkstoffe mit moglichen Risiken im landwirtschaftli-
chen Bereich wurden zurickgezogen und sind nicht mehr im Einsatz. Die Landwirte
sollen nun schlucken, dass die Behorden in der PFAS-Problematik trotz Aufsichts-
pflicht weggeschaut haben. Dieser Vergleich ist unhaltbar.
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Huber-Oberriet beantragt Schluss der Diskussion.

Der Kantonsrat stimmt dem Ordnungsantrag Huber-Oberriet auf Schluss der Diskus-
sion mit 88:19 Stimmen bei 5 Enthaltungen zu.

Der Kantonsrat zieht den ursprunglichen Wortlaut der SVP-Fraktion / Mitte-EVP-Frak-
tion / FDP-Fraktion dem Wortlaut gemass Antrag der Regierung mit 78:35 Stimmen
bei 1 Enthaltung vor.

Der Kantonsrat heisst das Standesbegehren mit 80:32 Stimmen bei 1 Enthaltung gut.

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Wir sind jetzt in einem gewissen Dilemma. Mein Plan,
dass wir die Session heute um 15 Uhr schliessen, war etwas zu ehrgeizig. Ich méchte
vorschlagen, dass wir morgen um 8.30 Uhr die restlichen Geschéafte behandeln. Es
sind noch ein Standesbegehren, verschiedene Interpellationen, v.a. aber drei dringli-
che Interpellationen, zu denen wir jetzt kurzfristig die Antworten erhalten haben, und
die Schlussabstimmungen offen. Wenn jemand grundsatzlich etwas dagegen hat, soll
er sich bitte melden, dann kdnnen wir auch dartber abstimmen.

Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann: Ich verstehe das Dilemma der Ratsprasidentin. Vor-
her hiess es, die Session endet heute um 15 Uhr. Wir kdnnen auch bis 15.10 Uhr
weiterfahren, denn niemand braucht 25 Minuten bis zum Bahnhof. Ich habe bereits
einen Termin fur morgen abgemacht, weil es vorher geheissen hat, dass die Session
heute endet. Ich mochte nicht, dass die Session morgen weitergefuhrt wird.

Jager-Vilters-Wangs: Geschatzte Ratsprasidentin, es ist Ihr Entschluss. Sie kdnnen
daruber bestimmen, ob wir morgen die Session weiterfuhren oder nicht. So haben wir
keine Diskussion.

Der Kantonsrat stimmt der WeiterfiUhrung der Session morgen Mittwoch mit 70:28
Stimmen bei 7 Enthaltungen zu.
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Parlamentarische Vorstosse
41.24.06 Fur eine gesicherte Teilnahme der Schweiz an Erasmus+

Unterlagen: — Wortlaut des Standesbegehrens vom 4. Juni 2024
— Antrag der Regierung vom 20. August 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Die Regierung beantragt Gutheissung des
Standesbegehrens.

Bosshard-St.Gallen (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Auf das Standesbe-
gehren ist einzutreten.

Der Hintergrund des Standesbegehrens ist klar: Die Schweiz soll wieder Vollmit-
glied beim europaischen Forschungs- und Bildungsprogramm Erasmus+ werden.
Seit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative vor zehn Jahren verweigerte
die Europaische Union (EU) der Schweiz die Vollmitgliedschaft. Die Schweiz hat nur
noch den Status eines Drittlands. Damit Schweizer Studierende und Auszubildende
immerhin eine Moglichkeit haben, am europaischen Austausch teilzunehmen, wurde
das Ersatzprogramm Swiss-European Mobility Programme (SEMP) geschaffen.
Diese Schweizer Lésung ist jedoch mit viel Einschrankungen verbunden und bietet
nicht die gleiche Vielfalt an Beteiligungsmoglichkeiten wie Erasmus+. Das SEMP st
nicht nur administrativ deutlich komplizierter, sondern ist fur Studierende und Auszu-
bildende auch teurer. Zudem ist die Auswahl an Universitaten deutlich eingeschrankt.

Europaische Spitzenuniversitaten wie Cambridge oder Madrid akzeptieren ohne
Erasmus keine Schweizer Studierenden. Zudem muss jede Hochschule den Aus-
tausch mit europaischen Partnern einzeln aushandeln, was einen immensen Auf-
wand mit sich bringt. Im Fall der Universitat Zurich handelt es sich um nicht weniger
als 400 Einzelvertrage. Bildlich gesprochen hatten die Schweizer Studierenden bis
ins Jahr 2013 quasi ein Generalabonnement flr den europaischen Austausch. Jetzt
stehen sie am Schalter Schlange und mussen jedes Billett einzeln aushandeln. Ein
weiterer Nachteil des SEMP ist, dass Schweizer Bildungsinstitutionen keine Projekte
mehr koordinieren durfen, was die internationale Zusammenarbeit und den Wissens-
transfer erheblich behindert.

Die grenzuberschreitende Zusammenarbeit und der Austausch von Erfahrungen
sind zentrale Elemente fur eine hochwertige Bildung und Forschung. Deshalb ist es
an der Zeit, dass die Schweiz wieder ihren Platz in diesem europaischen Austausch-
programm einnimmt. Mit dem neuen Verhandlungsmandat zwischen der Schweiz und
der EU sind die Chancen intakt, dass die Schweiz wieder als Vollmitglied bei Eras-
mus+ assoziiert werden kann. Damit dies gelingt, missen zum einen die Verhandlun-
gen zwischen der Schweiz und der EU positiv verlaufen. Gleichzeitig muss jedoch
auch eine entsprechende Finanzierungsbotschaft vom nationalen Parlament verab-
schiedet werden. Denn ohne die notige Finanzierung ist selbst die beste Verhand-
lungsposition unzureichend.

Der Kanton St.Gallen und viele andere Kantone haben grosses Interesse daran,
dass die Schweiz als vollwertiger Partner an Erasmus+ teilnimmt. Deshalb bitte ich
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Sie, dass Standesbegehren zu unterstitzen. Lassen Sie uns gemeinsam ein starkes
Zeichen fur die Zukunft unserer Bildung und Forschung setzen.

Steiner-Kaufmann-Gommiswald (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Auf das Stan-
desbegehren ist einzutreten.

Das Programm Erasmus steht nicht nur Studierenden offen, sondern inkludiert
auch die berufliche Bildung, die mit unserem dualen Bildungssystem sehr zentral ist.
Weiter profitieren auch die Lehrtatigkeit sowie Jugend und Sport. Fur die jungen Men-
schen bedeutet ein Austausch eine Horizonterweiterung, einen Blick tber den Tellerrand
und zumal auch Vorteile auf dem Arbeitsmarkt. Die grenziberschreitende Zusam-
menarbeit ist aber auch fur unsere Bildungsinstitutionen zentral. Eine Mitgliedschaft
bei Erasmus begunstigt den Zugang zu anderen Institutionen, fordert den internatio-
nalen Austausch und starkt somit auch die St.Galler Wirtschaft.

Frei-Rorschacherberg (im Namen der FDP-Fraktion): Auf das Standesbegehren ist
einzutreten.

Aktuell hat die Schweiz im Forschungs- und Bildungsprogramm Erasmus+ nur
noch den Status eines Drittlands. Bereits seit zehn Jahren kdnnen unsere Studieren-
den nicht davon profitieren. Gerade flr unseren Standort mit der Universitat St.Gallen
(HSG) als eine der fuhrenden Wirtschaftsuniversitaten ist eine Partizipation am inter-
nationalen Forschungs- und Bildungsprogramm von grosster Wichtigkeit. Die HSG
pflegt bereits heute Kontakte und Kooperationen im In- und Ausland und unterhalt
Partnerschaften mit dber 200 Universitaten weltweit. Der HSG ein weiteres Instru-
ment zur Verfugung zu stellen ist mehr als sinnvoll. Als Bildungspartei ist es uns wich-
tig, der Schweiz im Verhandlungsmandat den Rucken zu starken und dafir einzu-
stehen, dass die Schweiz wieder als Vollmitglied von Erasmus+ assoziiert wird.

Louis Ivan-Nesslau (im Namen der SVP-Fraktion): Auf das Standesbegehren ist nicht
einzutreten.

Wir beantragen Ihnen nicht aus Kritik am Programm Erasmus+, auf das Standes-
begehren nicht einzutreten. Wir sehen durchaus die Vorteile des Programms fir die
Schweiz und unseren Kanton. Wir glauben aber nicht, dass in diesem Fall ein Stan-
desbegehren der beste oder ein notwendiger Weg ist. Der Bundesrat und die Bun-
desversammlung haben das bereits auf ihrer Agenda. Wir glauben nicht, dass wir die
Verhandlungsposition der Schweiz insgesamt starken konnen, wenn wir ein Standes-
begehren Uberweisen.

Regierungsrétin Surber: Auf das Standesbegehren ist einzutreten.

Manchmal tragen wir Wasser in den Rhein, manchmal Eulen nach Athen und
manchmal ein Standesbegehren nach Bern. Ich kann selbstverstandlich Louis Ivan-
Nesslau zustimmen. Es gibt bereits Bestrebungen und Bemuhungen des Bundesra-
tes, die Vollassoziation im Verhandlungsmandat wieder zu erreichen. Dennoch ist die
Regierung der Meinung, dass es gerade auch fur unseren Kanton richtig ist, dieses
Standesbegehren an den Bundesrat zu adressieren. Frei-Rorschacherberg hat es
ausgefuhrt: Wir sind ein Hochschulkanton und ein Universitatskanton. Neben den
Studierenden sind es v.a. auch die Institutionen selbst, die unter diesem Zustand lei-
den und nicht den gleichen Zugang haben wie andere Institutionen in Europa. Diesen
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Zustand mochten wir beheben und ein klares Signal aus unserem Kanton an den
Bundesrat senden, wirklich mit Nachdruck darauf hinzuwirken, dass wir wieder die
volle Assoziation erreichen.

Der Kantonsrat tritt mit 77:35 Stimmen auf das Standesbegehren ein.
Die Spezialdiskussion wird nicht benutzt.

Der Kantonsrat heisst das Standesbegehren mit 77:35 Stimmen gut.

51.23.86 Thursanierung Wattwil: Jetzt eine redimensionierte Alternativ-
variante priifen

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 27. November 2023
— Antwort der Regierung vom 4. Juni 2024

Schmid-Buchs beantragt im Namen der SVP-Fraktion / FDP-Fraktion / Mitte-EVP-
Fraktion Diskussion.

Aufgrund der Brisanz des Themas und aufgrund der Antwort gibt es definitiv Dis-
kussionsbedarf.

Der Kantonsrat stimmt dem Ordnungsantrag der SVP-Fraktion / FDP-Fraktion / Mitte-
EVP-Fraktion auf Diskussion mit 72:32 Stimmen bei 1 Enthaltung zu.

Schmid-Buchs (im Namen der SVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort
der Regierung nicht zufrieden.

Zur Erinnerung: Bei der Thursanierung Wattwil will der Kanton entlang der Thur
rund 150 Alleebaume fallen. 150 weitere Alleebaume sollen teuer verpflanzt werden.
Die Thursanierung fuhrt in Wattwil zur Einschrankung und Beanspruchung von Grund-
eigentum von tber 100 Privateigentumern und zur Zerstérung von 5,7 Hektaren Land-
wirtschaftsland. Dazu gehoren 2,5 Hektaren Fruchtfolgeflachen — die schonsten und
ebenen Bdden im hiugeligen Toggenburg, wie man mir sagte. Kosten soll die Thursa-
nierung Wattwil rund 112 Mio. Franken. Im letzten Herbst forderten die drei Fraktio-
nen SVP, FDP und Mitte die Regierung nochmals auf, eine Alternativvariante zur da-
mals geplanten Thursanierung zu prifen. Hintergrund ist, dass die Thursanierung
Wattwil im Toggenburg sehr umstritten ist. Der Widerstand durch Leserbriefe, Blr-
gerkomitees und Kantonsrate ist enorm. Das Unverstandnis ist gross, und die Bevol-
kerung fuhlt sich nicht verstanden. Die Mitwirkungsantworten fur die Thursanierung
fielen im Juni 2023 vernichtend aus. Von 165 Mitwirkenden waren 150 gegen die
Thursanierung Wattwil.

Die Antwort der Regierung vom 4. Juni 2024 auf die Uberfraktionelle Interpellation
ist fur die SVP-Fraktion nicht nachvollziehbar. Die geprufte Alternativvariante ist
schlicht keine ernsthafte Option. Die geprufte Alternativvariante ging davon aus, dass
fur die Interpellanten v.a. nur die Baume von Relevanz sind. Es ist wohl kaum wahr-
scheinlich, dass die drei burgerlichen Fraktionen nur der Baume wegen interveniert



PROTOKOLL DES KANTONSRATES ST.GALLEN 2024/2028

18. September 2024 Nr. 058 /4

haben. Den Interpellantinnen ging es v.a. auch um den Schutz des privaten Grundei-
gentums, um den Schutz des Landwirtschaftslands und um einen massvollen Einsatz
der St.Galler Steuergelder.

Die SVP-Fraktion vermutet, dass dahinter ein gewisses Kalkul stecken kdnnte.
Vielleicht mochte die Regierung mit einer noch schlechteren Variante ihre bisherige
Idee stutzen und in ein etwas besseres Licht ricken. Beispiele: bis zu einem Meter
héhere Damme bzw. Wege entlang der Thur oder drei Meter hohe Mauern auf 2,4 Ki-
lometer Flusslauf durch das Dorf Wattwil. Das ist mit Sicherheit nicht das, was die
drei Fraktionen wollten. Die Regierung redete in der Alternativvariante sogar noch
eine Verbesserung der Landbeanspruchung von 2'800 m? im Dorf Wattwil schlecht,
was doch ungewohnlich ist. Das sind immerhin 70 Zentimeter je Grundstick an der
Thur zugunsten der Hauseigentimer.

Und zu guter Letzt: Die Fraktionen verlangten fur die ganze Thursanierung Watt-
wil eine Alternativvariante. Beim Schutz des Landwirtschaftslands ausserhalb des
Dorfs hat sich die Regierung aber nicht um eine Uberpriifung bemiiht. Das ist sehr
enttduschend und zeugt von wenig Respekt gegenuber der Landwirtschaft und einem
fehlenden Blick fur die wesentlichen Aspekte bzw. Anliegen. Zudem ist fragwurdig,
dass die Kosten der Alternativvariante nicht genannt wurden.

Schuler-Mosnang (im Namen der FDP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort
der Regierung teilweise zufrieden.

Die FDP-Fraktion steht hinter dem Hochwasserschutz und stellt die Notwendig-
keit der Thursanierung nicht in Frage. Das Projekt wollen wir denn auch nicht verhin-
dern, sondern beflrworten eine zeitnahe, mehrheitsfahige Losung. Vor diesem Hin-
tergrund ist uns auch bewusst, dass das Kulturland keinen absoluten Schutz geniesst
und gewisse Einschrankungen hinzunehmen sind, um den bundesrechtlichen Vorga-
ben zu entsprechen. Dennoch ist gerade die Antwort darauf, ob die Regierung bereit
sei, eine weitere Variante unter Berucksichtigung der wichtigsten Rickmeldungen
aus dem Mitwirkungsverfahren auszuarbeiten, eher durftig ausgefallen. Der Vorzugs-
variante der Regierung, die weitreichende Revitalisierungsmassnahmen vorsieht und
der das Bundesamt fur Umwelt bereits eine ungentgende Wirtschaftlichkeit zugebil-
ligt hat, stellt die Regierung einzig die Variante «Mauergerinne» mit beidseitigen drei
Meter hohen Ufermauern im gesamten Siedlungsgebiet von Wattwil gegenuber. Die
Planer durften es wohl vorhergesehen haben, kommt die Regierung doch zum Schluss,
dass die Bewilligungsfahigkeit dieser Variante nicht gegeben sei. Das scheint nicht
ganz ungelegen zu kommen, konnte man so gleich auf eine Kostenermittlung der
Variante verzichten.

Die Regierung bringt damit zum Ausdruck, dass es trotz Kritik von fachlicher
Seite, aus dem Kantonsrat und aus der Region auf dem ganzen Projektperimeter —
immerhin eine Lange von funf Kilometern — nur eine Variante geben kann, namlich
die bestehende. Die Prufung der Variante «Mauergerinne» verkommt damit gewis-
sermassen zur Makulatur. Darauf deutet nicht zuletzt die Tatsache hin, dass die Al-
ternativvariante nur einen Abschnitt von etwas mehr als zwei Kilometern abdeckt und
einzig auf den Erhalt der Allee fokussiert. Eine verpasste Chance, insbesondere fur
all jene, die eine Thursanierung nicht grundsatzlich ablehnen und deren Notwendig-
keit erkennen.
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Dieses Vorgehen ist deshalb nicht nachvollziehbar, als in den vergangenen Jah-
ren von der Regierung selbst zahlreiche Varianten ausgearbeitet wurden, die jetzt in
der Interpellationsantwort nicht einmal Erwahnung finden. Die Antwort Iasst weiter
ausser Acht, dass der Erhalt der Alleebaume nicht das Hauptanliegen der Interpel-
lanten war, sondern die minimale Beanspruchung von fremdem Grundeigentum und
der verhaltnismassige Einsatz von Steuergeldern zumindest ebenso im Fokus stan-
den. Gerade Letzterer sollte bei einem Projekt von 110 Mio. Franken einen hohen
Stellenwert haben.

Wir stehen hinter dem Hochwasserschutz und auch im Grundsatz hinter der
Thursanierung. Wir haben aber Zweifel, dass die Prifung der Variante «Mauerge-
rinne», die wohl das bestehende Projekt in gutem Licht dastehen lassen sollte, das
Vertrauen in die Thursanierung und das bestehende Projekt starkt.

Bosshard-St.Gallen: Wir waren dankbar gewesen, wenn wir eine kurze Information
erhalten hatten, dass eine Diskussion beantragt wird. Dann hatten wir uns auch so
gut vorbereiten kdnnen wie die beiden Vorredner. Aber ich bin jetzt mal so spontan
und reagiere auf diese Voten und auf die Antwort der Regierung.

Es ist unbestritten, dass der Hochwasserschutz angesichts des Klimawandels
einen hohen Stellenwert haben muss. Auch wenn Sie jetzt auf Google nach «Hoch-
wasser» suchen und auf «News» klicken, kommen enorm viele Berichte Uber aktuelle
Hochwasserproblematiken in ganz Europa. In Deutschland steigt die Elbe, Jahrhun-
derthochwasser usw. Wir haben einen sehr grossen Handlungsbedarf.

An der Thur wurde vor 100 Jahren der Schutz gebaut. Er ist in die Jahre gekom-
men und es muss gehandelt werden. Wenn an einem Fluss Bautatigkeiten erfolgen,
muss Uberprift werden, dass man diesen 6kologisch und dem Hochwasserschutz
gerecht wird. Wenn ich die Antwort der Regierung lese, habe ich das Gefuhl, dass es
ein sehr gut aufgegleistes Projekt ist. Im Mitwirkungsverfahren sind die positiven und
die negativen Ruckmeldungen in etwa ausgeglichen. Es ist also nicht nur Kritik vor-
handen. Auch bezuglich der Alleebaume wurde erwahnt, dass ein Baumschutzkon-
zept vorliegt. Das ist ein vorbildliches Vorgehen. Selbstverstandlich ist es hier eine
Interessenabwagung. Ich habe auch keine Freude, wenn viele Baume gefallt werden
mussen. Aber in dieser Angelegenheit mussen wir uns fragen, was uns wichtiger ist.
Da hat der Hochwasserschutz und die Férderung der Biodiversitat und der Okologie
von Gewasserlaufen einen hohen Stellenwert. Daher ist es klar, dass auch mal ein
Baum in diesem Sinn geopfert werden muss. Aber die Interpellantinnen haben betont,
dass es ihnen nicht nur um diese Baume gehe. Selbstverstandlich ist es unschon,
wenn Landwirtschaftsland geopfert werden muss. Es gibt aber auch andere Griinde,
weshalb sich der Siedlungsraum ausdehnt. Ich ware der Landwirtschaft dankbar,
wenn sie sich auch dort einsetzte. Aber hier mussen wir einfach sagen, dass es eine
klare Interessenabwagung ist, die aus meiner Beurteilung sehr sorgfaltig und ausge-
wogen gemacht wurde. Daher kann ich der Regierung oder dem Kanton fur die Arbeit
und die gute Aufgleisung des Projekts einen Dank aussprechen. Auch wenn Kritik
angebracht wird, hoffe ich, dass dieses Projekt so dkologisch und so ausgewogen
wie moglich ausgefuhrt wird.

Tschirky-Gaiserwald (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der
Antwort der Regierung teilweise zufrieden.
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Auch die Mitte-EVP-Fraktion steht klar hinter der Thursanierung und ist bereit,
entsprechende Kosten dafur aufzuwenden bzw. dafir — wahrscheinlich durch die
St.Galler Burgerschaft — genehmigen zu lassen. Die Thematik steht ja insbesondere
vor dem Hintergrund der neusten Hochwasserentwicklung im dstlichen Europa wie-
der im Blickfeld. Wenn man sich aber die Antworten auf die gestellten Fragen zu Ge-
mute fuhrt, stellt man fest, dass einige Sachen ein etwas mulmiges Gefuhl auslosen.
Wenn den sehr zahlreichen negativen Rickmeldungen im Mitwirkungsverfahren mit
der Bemerkung begegnet wird, erfahrungsgemass wurden sich im Mitwirkungsver-
fahren eher Burgerinnen und Burger melden, die den Projekten kritisch gegenuber-
stiinden, so erachte ich diese Kommunikation doch als eher unglicklich. Auch mit
Blick auf die Tatsache, dass die Ausgewogenheit des Projekts im Vordergrund zu
stehen hat.

Die zentrale Frage der von den drei burgerlichen Fraktionen eingereichten Inter-
pellation ist, ob die Regierung bereit ist, eine redimensionierte Alternativvariante, die
den Sicherheitsaspekten ebenfalls genugt, zu prufen. Die Antwort darauf fallt ein biss-
chen schmalbrustig aus und zielt v.a. darauf ab, das bisherige Projekt mit allen Mitteln
zu verteidigen. Eines der Hauptprobleme ist die finanzielle Dimension des Projekts.
Auch vor diesem Hintergrund wurde eine deutliche Reduktion des Projekts gefordert.
Denn es ist zu befiurchten, dass das ambitionierte Vorhaben an den immens hohen
Kosten scheitern konnte. Gemass dem aktuellen Kostenstand werden diese auf
110 Mio. Franken geschatzt, wobei das Wort «aktuell» eigentlich nicht zutrifft. Denn
die Schatzungen basieren noch auf den Preisen aus dem Jahr 2018. Was seither mit
den Baupreisen passiert ist, wissen wir alle. Ohne eine ernsthafte Redimensionierung
durften die Gesamtkosten letztlich irgendwo bei 130 bis 140 Mio. Franken oder noch
mehr zu liegen kommen. Das ist sehr viel Geld fur die Sanierung eines gut vier Kilo-
meter langen Flussabschnitts. Finanziert werden soll das Ganze — abgesehen von
den Bundesbeitragen — von der Gemeinde Wattwil und im Wesentlichen vom Kanton.
Da die Kostenexplosion absehbar ist, wenn keine echten Einsparungsmaoglichkeiten
in Betracht gezogen werden, droht das ganze Projekt an der Urne zu scheitern. Das
ware nicht nur ein finanzielles Fiasko, sondern wirde auch dem Gedanken des Hoch-
wasserschutzes nicht gerecht werden.

Vogel-Biitschwil-Ganterschwil: Ich spreche als Toggenburger. SVP, FDP und Mitte
haben sich zusammengerauft und der Regierung mit ihrer Interpellation die Hand
ausgestreckt: Sie soll eine Thursanierung innerhalb der heutigen Alleebdume prufen,
ja, am liebsten vorschlagen. Doch wir wurden enttauscht. Die Regierung erschuf wohl
mit Kalkul eine noch schlechtere Variante, um ihre Variante in gutem Licht darstellen
zu konnen. Dabei stosst die Thursanierung Wattwil im Toggenburg auf massiven Wi-
derstand. 150 von 165 Teilnehmenden der Mitwirkungen dusserten sich mehrheitlich
negativ. Ob es daran lag, dass man als Blrger in 48 Tagen 2'000 Seiten Dokumente
studieren musste? Ich weiss es nicht.

Seither gab es zwar eine Uberarbeitung, doch die Thursanierung Wattwil hinkt
nach wie vor gewaltig. Leider hat man den Hochwasserschutz — das eigentliche Ziel
der Ubung — aus den Augen verloren. Ein paar Fakten dazu: 80'000 m? Land gehen
verloren, davon 57'000 m? wertvollstes Landwirtschaftsland, davon wiederum 2,5
Hektaren Fruchtfolgeflachen fir die Ernahrung der Schweiz in Krisenzeiten. Kosten
von 112 Mio. Franken, die wir zu stemmen haben. Fast 100 Grundeigentumer, die
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Boden abgeben mussen. 150 Alleebaume kommen fir immer weg, 150 weitere wer-
den riskant und teuer verpflanzt, und weitere 150 kdnnen hoffentlich stehen bleiben.
Beidseitig der Thur kommen drei bis vier Meter breite Wege hin, damit sie von Last-
wagen befahren werden kénnen.

Seltsam an der Thursanierung ist, dass es genugt, wenn die Thur im Zentrum
von Wattwil fur den Hochwasserschutz von 20 auf 30 Meter verbreitert wird. Bei der
Postbricke in Wattwil ist ohnehin nicht mehr mdglich. Dort ist die Bricke sogar noch
wichtiger als der Hochwasserschutz. Talaufwarts Richtung Ebnat-Kappel und talab-
warts Richtung Lichtensteig verliert dann die Thursanierung jedes Mass. Die Breite
des Flusses wird von 50 auf neu 94 Meter und die Sohlenbreite von 23 Meter auf neu
70 Meter erhoht. Innerhalb des Dorfs nimmt man zu Recht Rucksicht auf Industrie,
Gewerbe und Hauser. Ausserhalb des Dorfs kauft man fur einen Spottpreis Landwirt-
schaftsland und behandelt es dann ohne Respekt. Unsere Erndhrungsgrundlage wird
zerstort und abgebaggert, damit es nachher tote und heisse Kiesbanke gibt.

Dieser Kies fuhrt mich zum nachsten Stichwort: die Verbreiterung der Thur. Die
Revitalisierung ist sogar Gift fur den Hochwasserschutz. Beim Walensee gaben wir
fur die Aufweitung des Linthkanals auf Glarner Boden St.Galler Steuergelder aus.
Was passierte? Der Fluss verlangsamte sich und verlandete innert acht Jahren. Der
Mensch musste eingreifen. 28'000 m? Kies — also 2'400 Lastwagenladungen — muss-
ten entnommen werden. Die Kosten betragen acht Jahre nach der Verbreiterung der
Linth fast 400'000 Franken. Nun zahlen wir alle acht Jahre 400'000 Franken, um die
Linth auszubaggern. Dasselbe droht in Wattwil. Anderes Beispiel: Die Suhre im Kan-
ton Luzern wurde revitalisiert. Auch dort wurde Kies dringelassen. Was passierte?
Der Sempachersee floss nicht mehr richtig ab. In den letzten Tagen musste die Lu-
zerner Kantonsregierung notfallmassig die Revitalisierung zerstéren, damit der See
nicht dberlauft. Sie sehen: Die Revitalisierung und die Thurverbreiterung schiessen
in der Landwirtschaftszone Uber das Ziel hinaus.

Die Thur ist im ganzen Toggenburg ein Wildbach. Nur dort in Wattwil ist sie ka-
nalisiert. Das ist aus unserer Sicht auch tragbar, sofern der Hochwasserschutz ge-
wahrleistet ist. Kommen Sie einmal nach Lichtensteig in die Aulischlucht — Mller-
Lichtensteig kann es bestatigen — oder nach Bitschwil zum Ganggelisteg. Es geht
gar nicht mehr um den Hochwasserschutz ausserhalb des Dorfs. Im Faktenblatt stand
nichts mehr. Es geht nur noch um die Okologie. Und diese ist auch das neue Zentrum
des Faktenblatts. So liest man es. Eine Bauernfamilie ist von der Thursanierung der-
massen in ihrer Existenz bedroht, dass sie nur noch leben, aber nicht mehr investie-
ren kann. Dann kommt der Satz im Faktenblatt, der mich am meisten stort: Es sei ja
nicht so schlimm. Die Bauernfamilien kdnnen weiterhin die Thurporte mahen — mit all
den Buschen und dem Hundekot. Das sei schliesslich ein guter Erwerbsersatz.

Das Bau- und Umweltdepartement kommuniziert in dieser Sache nicht ganz fair.
Stets werden diese Faktenblatter prasentiert. Und stets eine Woche vor der Offent-
lichkeit werden sie den Medien prasentiert. Alle Medienvertreter werden nach Wattwil
eingeladen, wobei sie dann unwidersprochen uber die Meinung der Regierung be-
richten. Eine Woche spater werden die Burger eingeladen. Die Burger sind also die
Nummer zwei und die Medien sind die Nummer eins. Sie kdnnen es sich vorstellen:
Die Medien berichten Uber die Aspekte der Thursanierung, welche die Regierung
gern hatte, und die Burger kdnnen dann mit Leserbriefen hintendran im kleinen Tog-
genburg ihre Kritik Uben.
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Jetzt ist es Zeit, sich wieder auf den Hochwasserschutz zu konzentrieren. In Ab-
standen von wenigen Tagen gibt es im «Toggenburger» Leserbriefe gegen die Thur-
sanierung Wattwil. Das sind keine guten Vorzeichen. Wenn schon die Toggenburger
Bevolkerung gegen die Thursanierung ist, wie will die Regierung dann eine Millionen-
abstimmung im ganzen Kanton gewinnen? Wir wissen es nicht.

Niesch-Diepoldsau legt seine Interessen als Prasident des St.Galler Bauernverbands
offen.

Der Hochwasserschutz wird auch von uns nicht infrage gestellt. Dass jedoch bei
jedem Hochwasserschutzprojekt beste Kulturlandflachen geopfert werden mussen,
geht nicht. Auch die Interpellation und die Mitwirkung zum Thurprojekt haben das
deutlich aufgezeigt. Weshalb werden nicht Varianten gepruft mit weniger Landver-
schleiss, mit steileren Béschungen, weniger grossen Aufweitungen oder sogar nur
mit temporarer Landnutzung, bei einem Hochwasserfall mit einem sogenannten tem-
poraren Ruckhalteraum? Die aktuell grossen Hochwasserschutzprojekte in der Ost-
schweiz Rhesi, Thur3 im Thurgau oder eben hier an der Thur im Toggenburg zeigen
immer die gleichen Planungsgrundsatze: Nebst dem Hochwasserschutz werden vor-
wiegend Okologische Aspekte gefordert, die immer zulasten von bestem Kulturland
gehen. Bereits umgesetzte Projekte zeigen, dass die Unterhaltskosten massiv stei-
gen. Bei den extrem breiten Gewassern werden nebst den immensen Baukosten die
massiv steigenden Unterhaltskosten nie in die Kostenabwagung mit einbezogen. Ware
der Unterhalt in den letzten Jahren stetig wahrgenommen worden, ware heute die
Sicherheit bezuglich Hochwasserschutz deutlich besser. Wie soll denn der Unterhalt
zukunftig gewahrleistet sein, wenn er die letzten 20 Jahre vernachlassigt wurde?

Ich bitte die Regierungg bei diesem und auch bei zukinftigen Hochwasserschutz-
projekten weitere Varianten, die weniger Kulturland benutzen, in Erwagung zu ziehen,
damit nicht immer bestes Kulturland geopfert werden muss. Weiter erwarte ich, dass
beim Thursanierungsprojekt ein redimensioniertes Projekt vorgelegt wird.

Gschwend-Altstétten: Ich bin dankbar und erfreut, aber auch ein bisschen erstaunt
Uber die Ausserungen der Sprecher der SVP und FDP. Sie haben die Wichtigkeit des
Schutzes der begleitenden Vegetation entlang der Damme in den Mittelpunkt gestellt
— den Schutz der Baume. Sie haben sehr gut ausgefuhrt, wie wichtig diese Baume
sind. Mit dieser Freude mdchte ich eine Erwartung und eine Einladung aussprechen,
denn es wird noch viele andere Projekte geben, wo es um den Schutz von bestehen-
den Baumen entlang der Strassen und innerhalb der Siedlungen geht. Setzen Sie
sich dann mit dem gleichen Engagement ein, dass Uberall neue Baume gepflanzt und
gut unterhalten werden. Denn die aktuelle Diskussion und die aktuellen Entwicklun-
gen mit der Erwarmung machen das notwendig. Ich sehe, dass wir miteinander auf
einem guten Weg sind. Zu den inhaltlichen Anliegen kann ich mich nicht dussern, weil
ich Uber das Projekt, das ich an sich gut finde, viel zu wenig weiss.

Monstein-St.Gallen (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Ich spreche als Nicht-
toggenburger. Aber mein Grossvater war jahrelang Gemeindeprasident von Wattwil,
ubrigens fur die FDP.
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Es ist von zentraler Bedeutung, dass wir bei einem wichtigen Thema wie dem
Hochwasserschutz auf unsere Expertinnen und Experten héren. Nach unserer Mei-
nung antworten die Experten gemass Antwort der Regierung in dieser Frage ausfuhr-
lich und absolut verstandlich. Sie schreiben z.B., dass die Gefahrenkarte Ausuferun-
gen ab einem 100-jahrlichen Hochwasserereignis zeigt, die im Zentrum von Wattwil
zu grossen Schaden fuhren konnten. Alle, die in den vergangenen Monaten, Wochen
und Tagen die News mitverfolgt haben, wissen, wie haufig Jahrhunderthochwasser
in diesem Jahrhundert auf einmal vorkommen. Jeder, der den Klimawandel nicht
leugnet, weiss, dass dies erst die Vorboten der bevorstehenden Krise sind, ob wir das
héren mdgen oder nicht.

Far uns ist klar: In erster Linie muss es mit der Thursanierung vorwartsgehen.
Eine politische Blockade muss zwingend verhindert werden, denn die Bevdlkerung
des Toggenburgs und die Bevdlkerung von Wattwil verdienen Schutz. Der entschei-
dende Punkt ist aber die Gesetzeskonformitat. Mitwirkungsverfahren sind wertvoll
und wichtig, aber sie sind kein Wunschkonzert. In dieser Frage sind die ubergeord-
neten Interessen: Hochwasserschutz, Gewasserschutz, Trinkwasserversorgung und
Fruchtfolgeflachen. Die Regierung schreibt klipp und klar: «Die Alternativvariante
Mauergerinne zeigt grosse Nachteile in den Bereichen Hochwasserschutz, Kosten,
Okologie, Naherholung und Landschaftsbild, und sie ist aus gewasserschutzrechtli-
cher Sicht nicht bewilligungsfahig.»

Bei diesem Thema sollten wir nicht sparen, Tschirky-Gaiserwald. Nur schon die
potenziellen Schaden an Eigentum und Leben rechtfertigen Kosten in dieser Hohe.
Im Wallis wurde es aus ahnlichen Grunden jahrelang verpasst, den Hochwasser-
schutz und die Renaturierung der Rhone anzugehen. Die Folgen dieser Verschlep-
pung kennen wir: verheerende Uberschwemmungen und Millionenschaden fiir die
Bevolkerung und Wirtschaft. Diesen gleichen Fehler sollten wir unbedingt vermeiden.
Die Sanierung der Thur ware sicherlich kein Gift fur den Hochwasserschutz, Vogel-
Butschwil-Ganterschwil, aber Hochwasser ist ebenfalls existenzbedrohend fur Bau-
ernfamilien. Zusatzliche Variantenprufungen braucht es aus unserer Sicht nicht. Fur
uns ist die Antwort der Regierung zufriedenstellend.

Cozzio-Uzwil: Ich danke Monstein-St.Gallen und Bosshard-St.Gallen fiir inre Ausse-
rungen, denn sie haben das Problem erkannt. Wattwil hatte schlicht und einfach
Gluck, dass diese Regenfalle rund 1'000 Kilometer weiter dstlich waren und nicht bei
uns. Denn wo sind die Probleme? Sie sind dort, wo der Fluss zu wenig Platz hat, wo
er eingeengt wird. Gibt man dem Fluss weniger Platz, missen die Damme hoher
werden. Das ist eine Tatsache. Die Wassermenge kommt. Und irgendwann kommt
sie auch in Wattwil. Das ist so sicher wie das Amen in der Kirche.

Ein Ansatz zur Problemlosung ware, dass der Fluss wieder aus den kantonalen
Gewassern hinausgenommen und in ein kommunales Gewasser klassiert wird. Dann
konnen die Wattwiler das Problem so |0sen, wie sie es mochten.

Raths-Rorschach: Ich lege meine Interessen offen: Ich war 20 Jahre lang Gemeinde-
prasident von Thal und war in die Sanierung von drei oder vier Bachen involviert.
Wenn Sie die Aufgaben richtig erfullen mochten, damit Sie in den Genuss von
Subventionen seitens Bund und Kanton kommen, dann missen Sie wirklich grosse
Arbeit leisten. Da spreche ich aus Erfahrung. Der Kanton hat in dieser Sache immer
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sehr gute Arbeit geleistet. Dahinten sitzt ein Profi. Wir haben jahrelang mit ihm zu-
sammengearbeitet. Wichtig ist, dass Bache saniert werden. Sie mussen saniert wer-
den. Und an die grossen Profis in den Gemeinden, die alle Fachmanner sind: Es geht
nicht nur um das Hochwasser, es geht auch um Murgange. Seien Sie auf der Hut und
machen Sie etwas Gutes daraus.

Regierungsprésidentin Hartmann: Die Thur in Wattwil ist seit der Totalrevision des
Wasserbaugesetzes (sGS 734.1; abgekurzt WBG) im Jahr 2010 ein Kantonsgewas-
ser. Somit liegt die Zustandigkeit und die Verantwortung beim Kanton. Ich denke,
dass die Gemeinde Wattwil dariiber mehr als froh ist. Mit der Ubernahme der Thur
hat der Kanton im Projektabschnitt ein marodes Werk ubernehmen mussen, das am
Ende seiner Lebensdauer angelangt ist. Es besteht ein dringender Sanierungsbedarf.
Wir wissen, dass Wasserbauprojekte extrem anspruchsvolle Projekte sind. Die An-
spruche der verschiedensten Stakeholder sind mehr als gegensatzlich. Wir haben die
Ruckmeldungen aus der Mitwirkung und die Ruckmeldung der Gemeinde sorgfaltig
gepruft. Es ist aber auch Usanz, dass bei solchen Themen die negativen Rickmel-
dungen immer viel haufiger sind und meistens auch noch «Copy and Paste». Wir
haben schon unter meinen Vorgangern unzahlige Varianten gepruft. Uns jetzt den
Vorwurf zu machen, das hatten wir nicht getan, ist falsch.

Wieso muss die Thur ausgebaut werden: Wie gesagt, wir haben eine erste Thur-
korrektion, die 100 Jahre zurlckliegt und in einem schlechten Zustand ist. Bei einem
100-jahrlichen Hochwasser drohen Ausuferungen, die im Zentrum von Wattwil grosse
Schaden anrichten konnten. Es besteht Handlungsbedarf, das Bauwerk zu sanieren
und den Hochwasserschutz zu verbessern. Wir haben in der Antwort auf die Interpel-
lation den darin geforderten vollstandigen Erhalt der Allee geprift. Aber die Thur
fliesst so und die Alleebaume stehen seit 100 Jahren so. Wie will man eine Aufwei-
tung machen, ohne wenigstens einen Teil der Alleebaume zu entfernen? Ich denke,
das weiss sogar ein Primarschuler und eine Primarschilerin. Aber manchmal geht
auch das vergessen.

Wir haben die Alternativvariante innerhalb eines Siedlungsgebiets auf der Lange
von rund 2,4 Kilometern geprift, die dann beidseitig eine drei Meter hohe Mauer er-
fordern wirde. Diese Variante hatte folgende Auswirkungen: Ausserhalb der Allee-
baume muss der Damm wegen des hoheren Hochwasserspiegels um zusatzlich rund
40 Zentimeter angehoben werden. Héhere Damme fiihren im Uberlauffall zu grésse-
ren Uberflutungsflachen. Der Landbedarf ist auch bei dieser Variante nicht viel gerin-
ger. Es konnten rund 70 Zentimeter Uferstreifen eingespart werden. Wichtig ist auch,
dass die Quervernetzung durch diese Variante im Siedlungsbereich auf langerer Stre-
cke vollstandig unterbrochen wird, wodurch die 6kologische Situation des Gewassers
massiv verschlechtert werden wuirde. Es ist tatsachlich so, dass die Variante mit beid-
seitigen Mauern nach dem aktuellen eidgendssischen Gewasserschutzgesetz (SR
814.20; GSchG) nicht bewilligungsfahig ware.

Die ebenfalls aufgeworfene Alternativvariante Mauergerinne hat grosse Nach-
teile in den Bereichen Hochwasserschutz, Okologie, Naherholungsflachen und Land-
schaftsbild. Wir haben aber selbstverstandlich gepruft, wie doch einige Alleebdume
erhalten werden konnten, dies auch aufgrund der zahlreichen Ruckmeldungen in der
Mitwirkung. Wir haben rund 450 Baume hinsichtlich Grésse, Standort und Vitalitat von
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Expertinnen untersuchen lassen und ein Baumschutzkonzept erstellt. Rund zwei Drit-
tel der Baume konnen durch lokale Projektanpassungen am heutigen Standort erhal-
ten bleiben oder verpflanzt werden. Rund ein Drittel muss aber durch Jungbdume
ersetzt werden. Unabhangig von der Thursanierung mussten aus Gesundheits- oder
Sicherheitsgrinden rund acht bis zehn Baume sowieso gefallt werden. Die Mehrkos-
ten fur diesen Auftrag betragen rund 1,3 Mio. Franken. Es kommen aber noch Er-
schwernisse beim Bau dazu. Diese Kosten konnten wir bis anhin noch nicht beziffern.
Die Mitwirkung hat gezeigt, dass die emotionale Bindung der Wattwilerinnen und
Wattwiler an die Alleebaume sehr stark ist, was ich auch gut verstehe. Es ist eine
wunderschone Allee. Ich bin dort sechs Jahre ins Seminar gegangen. Aber mit dem
geplanten Erhalt von zwei Dritteln der Baume denken wir, diesem Anliegen mehr als
Rechnung getragen zu haben.

Und was haben wir auch noch getan, um moglichst wenig Kulturland zu verlie-
ren? Um den Verbrauch von Kulturland durch das Projekt zu beurteilen, haben wir
ein Kulturlandgutachten in Auftrag gegeben. Die Kernkompetenz des Begutachters
war die Schnittstelle zwischen Landwirtschaft, Okologie und Okonomie. Das Sanie-
rungsprojekt wird gemass diesem Gutachten als verhaltnismassig beurteilt und be-
rucksichtigt die Interessen von Sicherheit, Umwelt und Landwirtschaft in ausgewogener
Weise. Anpassungsvorschlage aus dem Kulturlandgutachten werden in die weitere
Projektausarbeitung aufgenommen. Es gibt einen Landwirtschaftsbetrieb, der sehr
stark betroffen ist. Wir haben bereits mehrere Gesprache gefuhrt, um die kunftige
Einkommenssituation zu klaren. Wir sind daran, L6sungen zu suchen und zu finden.
Zudem ist vorgesehen, dass Pflegeauftrage an den Thurbdschungen wie bis anhin
an lokale landwirtschaftliche Betriebe vergeben werden. Wir haben es jetzt gesehen:
1'000 Kilometer 6stlich von uns, im Burgenland, wo die Renaturierung sehr weit fort-
geschritten ist, musste im Gegensatz zu Niederosterreich kein Katastrophenfall aus-
gerufen werden.

Ja, die Kosten entsprechen dem Stand von 2018. Wir mussten und wollten aber
ganz viele Projekterganzungen machen. Der Bericht Kostenwirksamkeit wird im Fruh-
ling 2025 vorliegen und dann auch kommuniziert werden. Sie sehen, wir sind auf die
wichtigsten Begehren eingetreten, haben Lésungen gesucht und vielfach auch ge-
funden. Denn das Projekt muss und soll auch finanziell nachhaltig sein. Die Kosten-
Nutzen-Analyse muss positiv sein, sonst wird der Bund das Projekt nicht genehmigen.
Der Kanton hatte einen klaren Auftrag. Wir méchten die Wattwilerinnen und Wattwiler
sowie die Infrastruktur in Wattwil vor Hochwasser schitzen. Das tun wir, und das
haben wir auch bis anhin getan. Ich hoffe, dass Sie uns auf diesem Weg unterstutzen.

51.24.27 Genugt der St.Galler Weg im Klimaschutz?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 29. April 2024
— Antwort der Regierung vom 3. September 2024

Benz-St.Gallen ist mit der Antwort der Regierung zufrieden.
Ich bin zufrieden, weil die Regierung transparent und schonungslos aufzeigt,
dass das wichtigste Ziel, die Senkung des CO2-Ausstosses, nicht erreicht wurde. Es
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gibt einen Absenkpfad. Aber wir sind weit davon entfernt, diesen einzuhalten. Schuld
daran sei insbesondere die Entwicklung der Emissionen im Verkehr. Ich lese zwi-
schen den Zeilen, dass die Emissionen im Verkehr zugenommen haben, wahrend in
anderen Bereichen, wie z.B. bei den Heizungen, die Emissionen abgenommen ha-
ben. Das muss uns doch aufritteln. Seit dem Energiekonzept (40.20.05) sind vier
Jahre vergangen und unser CO2-Ausstoss nimmt nicht ab. Wie sollen wir so jemals
den Zustand von 1990 erreichen?

Zufrieden bin ich auch, wieder daran erinnert zu werden, dass die Regierung so-
wohl im Klimaschutz wie auch bei den Klimaadaptionsmassnahmen ein Monitoring
eingerichtet hat, wir nachstes Jahr Uber die Wirkung des Energiekonzepts informiert
werden und dass betreffend die Klimaadaptionsmassnahmen eine externe Evaluation
im Jahr 2025 vorgesehen ist. Wir durfen also bald wieder Uber neue Massnahmen
diskutieren. Auch zufrieden bin ich, dass aufgrund der neuen gesetzlichen Bestim-
mungen auf Bundesebene weitere Impulsprogramme und Projektférderungen mog-
lich sein werden und der Kanton beabsichtigt, sich aktiv in das nationale Netzwerk
Klimaanpassung einzubringen.

Die Antwort macht mich aber nicht glucklich. Der Kanton sieht sich im Klima-
schutz und bei der Klimaanpassung als Schnittstelle zwischen Gemeinden, Bevolke-
rung und Wirtschaft. Das ist zu wenig. Der Kanton muss nebst dem Bund eine klare
Flhrungsfunktion im Klimaschutz einnehmen. Die meisten von uns haben die Trag-
weite der Klimaerwarmung noch nicht wirklich erfasst. Die Erhitzung der Erde lasst
uns kalt. Die Regierung weist in ihrer Antwort darauf hin, dass es schneller schlimmer
wird als vor wenigen Jahren noch erwartet. Ich hoffe sehr, dass sich die neuen Er-
kenntnisse auch in verstarkten Massnahmen niederschlagen werden.

51.24.29 Erneute Gewasserverschmutzung im Bodensee — das Mass ist voll!

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 29. April 2024
— Antwort der Regierung vom 25. Juni 2024

Benz-St.Gallen ist mit der Antwort der Regierung teilweise zufrieden.

Am 15. August 2024 meldeten Anwohnerinnen der Goldach der Polizei tote Fi-
sche im Fluss. Was ist passiert? Noch kann die Kantonspolizei nichts dazu sagen.
Mein erster Gedanke: Hoffentlich nicht schon wieder das Unternehmen Amcor.

Aus der Antwort der Regierung geht hervor, dass sie mit dem Verhalten des Un-
ternehmens Amcor nicht glucklich ist. Dieses hat nach zwei schweren Wasserver-
schmutzungen durch Perfluoroctansulfonsaure (PFOS) in den Jahren 2020 und 2021
und nach verschiedenen Gesprachen mit dem Fachspezialisten des Amtes fur Um-
welt auch beim letzten Vorfall im Frihling 2024, als giftiger Lack in die Goldach ge-
langte, wieder nicht aktiv informiert. Macht die Regierung, was sie konnte? Sie hat
nach den PFOS-Vorfallen ein Projekt in Auftrag gegeben, um Massnahmen aufzuzei-
gen, die solche und ahnliche Katastrophen verhindern oder minimieren kénnen. Die
Resultate werden demnachst veroffentlicht. Nach den bekannt gewordenen hohen
Eintragen von per- und polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS) in landwirtschaftlichen
Bdden fragen wir uns, ob die Regierung beim Projektauftrag bereits davon wusste
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und diese Problematik ebenfalls aufgenommen hat. In der Antwort erfahren wir dar-
uber leider nichts.

Ich weiss nicht, wie es Ihnen geht. Ich aber bin verblufft, dass wir trotz Amcor und
verschmutztem Boden beim neuen Asylzentrum Altstatten bisher nie von dieser
PFAS-Problematik erfahren haben. So hervorragend ich es fand, dass die Regierung
kirzlich proaktiv Uber die hohen Eintrage in den landwirtschaftlichen Boden und das
entsprechende Fleischverbot informierte, so vermisse ich die fehlende Transparenz
in den letzten Jahren. Dem Kanton fehlen die Ressourcen fur noch mehr Kontrollen.
Die Bevolkerung und die Bauernfamilien zahlen die Zeche. Am Ende gibt der Staat
mehr Geld aus, weil er die geschadigten Bauernfamilien, die ihr Fleisch nicht mehr
verkaufen durfen, finanziell unterstitzen muss.

Ich kenne vernunftige Menschen, die trinken kein Wasser mehr aus dem Boden-
see. Sie kochen auch ihre Spaghetti nicht mehr mit Bodenseewasser, denn die PFAS
verschwinden beim Kochen nicht. Das stimmt mich nachdenklich, auch wenn ich sel-
ber nicht so weit gehe. In Zukunft wird uns — als Anspielung auf das Lied «Oberall
heds Pilzli draa» von Peach Weber — der Satz begleiten: «Uberall hats PFAS drin»,
nur merken wir es nicht wie bei den Pilzen.

51.24.33 Erste Erkenntnisse durch die Lappjagd

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 29. April 2024
— Antwort der Regierung vom 13. August 2024

Sennhauser-Wil (im Namen von Freund Walter-Eichberg / Sennhauser-Wil): Die In-
terpellanten sind mit der Antwort der Regierung zufrieden.

Wolfe sind intelligente Tiere. Die Bejagung ist sehr anspruchsvoll. Der Zeit- und
Personalaufwand des Amtes flr Natur, Jagd und Fischerei (ANJF) ist enorm und Uber-
steigt den vom Bund berechneten Beitrag von Fr. 20'000.- je Rudel weit. Aus der Ant-
wort der Regierung ist die Absicht des ANJF, aktiv etwas dagegen zu tun, ersichtlich.
Es sollen auch andere Jagdformen gepruft werden. Eine auf Schweizer Verhaltnisse
angepasste Lappjagd konnte eine Mdglichkeit sein. So konnten Rudel mit weniger
Aufwand bejagt werden. Aus Sicht der Tierhalter begrissen wir das ausserordentlich.
Alternative Moglichkeiten zur Regulierung der viel zu hohen Grossraubtierpopulation
sind dringend notwendig und zu unterstitzen. Der aktuelle Zustand ist langerfristig
nicht haltbar. Wenn der Bund nicht vorwartsmacht, soll er wenigstens aktive Kantone
wie St.Gallen mehr unterstitzen. Wir erwarten, dass man sich beim Bund fur mehr
Mittel bei solchen Sonderleistungen einsetzt, da dies auch anderen Kantonen nutzt.
Die angekundigte personelle Aufstockung der Wildhut sehen wir kritisch. Wenn tber-
haupt, soll diese befristet erfolgen, bis die Anzahl Woélfe reduziert wurde.
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51.24.35 Studienreise Wolfsmanagement in Russland: Wo ist der Erkennt-
nisgewinn?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 29. April 2024
— Antwort der Regierung vom 13. August 2024

Gschwend-Altstatten ist mit der Antwort der Regierung teilweise zufrieden.

Ich stelle fest, dass diese «Weiterbildung» sehr viel Unmut und Verstandnislosig-
keit ausgelost hat. In unserem Vorstoss geht es nicht um die internen Ablaufe im
Volkswirtschaftsdepartement, sondern einzig um die Frage, ob neue Erkenntnisse
eingegangen sind und ob diese einen Vorteil haben oder sich unter Umstanden auf
den Kanton St.Gallen Ubertragen lassen. Auch wenn ich die Antworten wiederholt
lese, kann ich beim besten Willen keinen Erkenntnisgewinn erkennen. Die Regierung
umschifft und legt eigenartige Fahrten, z.B. mit dem Hinweis, dass man die Tiere
schiessen und wieder aussetzen konnte. Verklausuliert fuhrt die Regierung aus, dass
die russische Lappjagd kaum auf unsere Verhaltnisse Ubertragbar sei. Eigentlich ist
sie es Uberhaupt nicht. Diesbezuglich hatte ich eine klarere Aussage erwartet.

Es bestehen erhebliche Differenzen zwischen der Schweiz und diesem Land, in
dem die Lappjagd noch ausgeflhrt wird. Folglich sind auch die ganzen Ablaufe einer
allfalligen Jagdsituation nicht einmal im Ansatz auf die Schweiz Ubertragbar. Es gibt
grosse Unterschiede im Umgang mit den Wildtieren Uberhaupt. Allein deshalb sind
gewisse Abschusspraktiken aus dem Ausland in der Schweiz nicht anwendbar. Es
ware auch von der Schweiz aus feststellbar gewesen, dass in Russland die Fachleute
eine sehr unterschiedliche Haltung haben. Von den eigentlichen Fachleuten in Russ-
land wird immer betont, dass eine unselektive Winterjagd auf die Wélfe — und genau
um diese Frage geht es — sehr eigenartig bzw. fragwurdig sei. Die russischen Fach-
leute empfehlen vielmehr einen gezielten Abschuss und nicht einen in der ganzen
Breite. Das hatte sich von der Schweiz aus herausfinden lassen. Im Internet gibt es
sehr viele Unterlagen dazu.

51.24.36 Vermehrter religioser Extremismus auch im Kanton St.Gallen?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 1. Mai 2024
— Antwort der Regierung vom 27. August 2024

Schmid-Buchs (im Namen der SVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort
der Regierung teilweise zufrieden.

Wir begrussen, dass die Bekampfung von religidsem Extremismus auch der Re-
gierung ein wichtiges Anliegen ist. Vorfalle wie die Messerattacke eines 15-Jahrigen
mit turkisch-tunesischen Wurzeln im Marz 2024 in Zurich oder die Prugelattacke von
zwei abgewiesenen Asylbewerbern im August 2024 in Davos durfen sich auf keinen
Fall wiederholen. Opfer der auslandischen und wohl muslimischen Tater waren in
beiden Fallen Juden. Wir bedauern gerade wegen diesen gewaltsamen Vorfallen
umso mebhr, dass sich die Regierung nicht fir eine Anderung des nationalen Rechts
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einsetzen mochte, dass Minderjahrige im Zusammenhang mit Terror oder schweren
Gewalt- und Toétungsdelikten nach Erwachsenenstrafrecht bestraft werden konnen.
Wir sind klar der Meinung, dass gegenuber solchen Gewaltverbrechen auch bei Min-
derjahrigen kein Pardon gelten darf.

Zudem muss sichergestellt werden, dass die Ausschaffung von abgewiesenen
Asylbewerbern konsequent vollzogen wird. Auch wenn die Regierung aktuell keine
erhdohte Bedrohung im Kanton St.Gallen erkennt, ist es flr uns angezeigt, weiterhin
sehr genau hinzuschauen und extremen religiosen Tendenzen fruhzeitig und ent-
schieden entgegenzuwirken. Es muss an erster Stelle stehen, dass sich anstandige
Blrger in der Schweiz ohne Furcht frei und sicher bewegen kénnen.

51.24.38 Wie kann die Trink- und Loschwasserversorgung in Rapperswil-
Jona sichergestellt werden?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 2. Mai 2024
— Antwort der Regierung vom 25. Juni 2024

Helbling-Rapperswil-Jona (im Namen von Bisig-Rapperswil-Jona / Helbling-Rappers-
wil-Jona): Die Interpellantin und der Interpellant sind mit der Antwort der Regierung
zufrieden.

Die Regierung halt in ihrer Antwort fest, dass die Grundwasserfassung Grinfeld
im kantonalen Richtplan als wesentliche Quelle fur die Trinkwasserversorgung veran-
kert sei. Der Richtplan stelle sicher, dass im Umfeld der Fassung keine Entscheidungen
getroffen werden, welche die langfristige Nutzung als Trinkwasserquelle beeintrach-
tigen konnten. Das Pumpwerk Grunfeld ist entscheidend fur die lokale Wasserversor-
gung und hat eine gultige Wasserrechtskonzession bis ins Jahr 2057. Weiter fuhrt die
Regierung aus, dass die Verantwortung flr die Trinkwasserversorgung bei den poli-
tischen Gemeinden liege, die sich wiederum am kantonalen Richtplan orientieren. Im
Fall einer schweren Mangellage, die derzeit nicht vorliegt, wirde der Kanton die Ver-
antwortung ibernehmen.

Das Problem, dass die Grundwasserpumpe seit fast drei Jahren ungeschutzt ist,
was einen rechtswidrigen Zustand darstellt, der sofortige Massnahmen erfordert, er-
kannte die Regierung. In der Zwischenzeit hat das Verwaltungsgericht zwei Ent-
scheide gefallt. Im ersten Entscheid gestattet das Verwaltungsgericht auf Antrag der
Wasserversorgung, die Sanierung des Grundwasserpumpwerks Grunfeld unter An-
leitung und Aufsicht des kantonalen Amtes fir Wasser und Energie so weit voranzu-
treiben, dass ein provisorischer Betrieb des Pumpwerks unter Einhaltung aller gewas-
serschutzrechtlichen Bestimmungen moglich ist und Wasser in lebensmittelkonformer
Qualitat geférdert werden kann. Der Betrieb des Grundwasserpumpwerks ware laut
Stadt Rapperswil-Jona bei einer Mangellage der Wasserversorgung und zum Aus-
gleich eines Defizits an Losch- und Trinkwasser zulassig, insbesondere wahrend der
Bauarbeiten an der Stichleitung durch die Gruppenwasserversorgung Zurcher Ober-
land.

Im zweiten Entscheid hat das Verwaltungsgericht aus formalen Grinden die Be-
schwerde der Sportcenter AG betreffend den Widerruf des Baustopps gutgeheissen.
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Dies begrindet das Verwaltungsgericht damit, dass die Verfugung der Stadt zur Auf-
hebung des zwischenzeitlichen Baustopps anfechtbar, aber nicht nichtig sei. Das be-
deutet, dass noch weitere Rechtsentscheide folgen werden. Wir sehen, dass die Dauer
der Rechtsmittelverfahren weiterhin ein Hemmnis darstellt, um schnelle Entscheide
in Bezug auf die sichere Wasserversorgung zu treffen. Obwohl die Rechtsabteilung
des Bau- und Umweltdepartementes bestrebt ist, die Verfahrensdauer kurz zu halten,
musste eine spezifische Massnahme, namlich der Bau eines Provisoriums zur Sicher-
stellung der Trink- und Loschwasserversorgung, bewilligt werden.

Glucklicherweise war die Bevolkerung diesen Sommer nicht durch eine Wasser-
mangellage bedroht und ist der jetzige Stand der Schutzmassnahmen fur den Grund-
wasserleiter momentan ausreichend. Aber fur die Interpellantin und den Interpellan-
ten ist klar, dass das Pumpwerk langfristig gesichert werden muss. Die Bevolkerung
wunscht sich eine langfristige, richtige Losung, um die sich die beiden Noch-Stadtrate
oder die zwei zukunftigen Stadtrate, die sich im Kantonsrat befinden, sicher bemihen
werden.

51.24.39 St.Galler Steuergelder fur die Zerstorung von Landwirtschaftsland
und gegen die Demokratie im Kanton Glarus?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 2. Mai 2024
— Antwort der Regierung vom 2. Juli 2024

Freund Walter-Eichberg, Ratsvizeprésident: Romer-Jud-Benken tritt bei der Beratung
dieses Geschafts in Ausstand.

Vogel-Biitschwil-Ganterschwil (im Namen von Vogel-Butschwil-Ganterschwil / Zahner-
Rapperswil-Jona): Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung zufrieden.

Man konnte sich fragen, was St.Galler Kantonsrate auf Glarner Boden wollen. Es
geht darum, dass beim Kerenzerbergtunnel, wo die Linth in den Walensee fliesst, die
Linth zum Linthkonkordat gehort. St.Gallen ist mit 50 Prozent der grésste Anteilseig-
ner des Linthkanals bzw. der Linth selber. Die Linthkommission als Fuhrungsgremium
des Linthkonkordats hat entschieden, dass die Linth dort aufgeweitet wird. Dafur sol-
len die Damme und sechs Hektaren Kulturland zerstort werden.

Die Antwort auf die Interpellation hat zu unserem Nichtgefallen ergeben, dass sich
auch die beiden St.Galler Vertreter — auf die Namensnennung verzichte ich — dafur
ausgesprochen haben, dass der Kanton St.Gallen mit St.Galler Steuergeld auf dem
Boden des Kantons Glarus Kulturland bzw. Biodiversitatsforderflachen zerstort, um
den Fluss auszubreiten. Dass Flussaufbreitungen fur den Hochwasserschutz nicht
ideal sind, habe ich bereits vorher (51.23.86) ausgefuhrt. Etwas weiter unten, beim Chli
Gasitschachen, wo man direkt in den Kerenzerbergtunnel fahrt, wurde dasselbe Spiel
schon einmal gemacht. Fur 127 Mio. Franken wurde dort der Linthkanal zerstort und
aufgeweitet. Acht Jahre dauerte es, bis alles voller Kies war. Es mussten 400'000 Fran-
ken aufgewendet werden, um alles auszubaggern und abzufuhren. 2'400 Mal musste
der Lastwagen hinfahren.
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Es kann aus unserer Sicht nicht sein, dass mit St.Galler Steuergeldern Biodiver-
sitatsforderflachen bzw. Wiesen im Kanton Glarus zerstort werden und dafur ein Hau-
fen Geld eingesetzt wird — und das v.a. gegen den Willen der Glarner Bevolkerung.
Im Jahr 2023 gab es extra eine Gemeindeversammlung in der Gemeinde Glarus
Nord. 75 Prozent der Burger stimmten daflr, dass die Gemeinde Glarus Nord alles
unternehmen muss, um den Linthkanal zu erhalten. Wir setzen also nicht nur Steuer-
gelder ein, sondern wir Uberstimmen auch, diktiert von St.Gallen, die lokale Bevolke-
rung. Das ist aus unserer Sicht nicht in Ordnung. Die Antwort hat viel Licht ins Dunkel
gebracht und gibt auch im Kanton Glarus zu reden.

51.24.41 Neue Asylstrome — sind Bund und Kantone vorbereitet?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 3. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 27. August 2024

Schuler-Mosnang (im Namen der FDP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort
der Regierung zufrieden.

Die Antwort zeigt: Unsere Beflrchtungen waren und sind berechtigt. Mitte 2024
beanspruchten im Kanton 928 Personen, die entweder noch keinen erstinstanzlichen
Asylentscheid vom Bund erhalten haben oder die sich noch im Rechtskraftprozess
befinden, die kantonalen und kommunalen Strukturen. Und das, obwohl gemass gel-
tender Asylgesetzgebung fur die Erstunterbringung grundsatzlich der Bund zustandig
ist. Dadurch werden wertvolle Unterbringungsplatze im Kanton blockiert. Das kann es
auf Dauer wirklich nicht sein. Verstehen Sie mich nicht falsch. Freilich hat sich unser
Kanton dem Bundesgesetzgeber unterzuordnen. Zusatzliche Kapazitaten in den Bun-
desasylzentren tun deshalb dringend not. Vor diesem Hintergrund gilt es positiv hervor-
zuheben, dass im Fruhjahr der damalige stellvertretende Vorsteher des Sicherheits-
und Justizdepartementes personlich beim Bund vorstellig wurde und die Zustande,
die ausserordentliche Zusatzbelastung fur unseren Kanton und unsere Gemeinden,
beanstandet hat. Dessen unbesehen scheint der Missstand noch immer anzudauern.
Wir erwarten deshalb das gleiche Vorgehen auch vom neuen Vorsteher des Sicher-
heits- und Justizdepartementes. Weitere Massnahmen, z.B. ein Standesbegehren, be-
halten wir uns ausdrucklich vor. Mit der Antwort sind wir zufrieden, mit dem Zustand
des Asylwesens keineswegs.

51.24.43 St.Gallen braucht den Joint Medical Master!

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 3. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 4. Juni 2024

Noger-Engeler-Héaggenschwil (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Die Inter-
pellantin ist mit der Antwort der Regierung zufrieden.
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Es ist erfreulich, dass sich die Regierung den Erhalt des Studiengangs Joint Me-
dical Master als klares Ziel gesetzt hat. Es ist sicher zielfUhrend, dass nach Moglich-
keit wiederum eine Kooperation mit einer Universitat zustande kommt, die einen Ba-
chelor-Lehrgang in Humanmedizin anbietet, z.B. eine erneute, optimierte Kooperation
mit der Universitat Zarich (UZH). Als dringlich schatzen wir die noch ungeklarten Si-
tuationen fur die Studierenden ein, die derzeit im St.Galler-Track des Bachelors an
der UZH immatrikuliert sind oder just im Herbst 2024 das Studium aufgenommen ha-
ben. Ungeklart sind ebenfalls Losungen fur Master-Studierende, die langer als die
ordentlichen drei Studienjahre fur ihren Abschluss bendtigen. All diese angehenden
Arztinnen und Arzte brauchen méglichst bald verbindliche Zusagen Uber ihre Még-
lichkeiten nach Abschluss des Bachelors, wenn immer moglich im Kanton St.Gallen.

Wir erwarten, dass die Regierung die Offentlichkeit stets zeitnah Gber erfolgte
Entscheide oder eine Kooperation mit einem universitaren Partner informiert, ganz im
Sinn einer offenen Kommunikation. Insbesondere betroffene Studierende und Mitar-
beitende des Kantonsspitals, welche die Lehre im Berufsalltag umsetzen, sollten Uber
ihre Mdglichkeiten zeitnah informiert werden, damit sie dem Ausbildungsort Kanton
St.Gallen erhalten bleiben.

51.24.44 Wertschopfung und Wertschatzung des Tourismus im Kanton
St.Gallen

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 3. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 13. August 2024

Griinenfelder-Bad Ragaz (im Namen von Grunenfelder-Bad Ragaz / von Toggen-
burg-Buchs / Tschirky-Gaiserwald): Die Interpellanten sind mit der Antwort der Re-
gierung nicht zufrieden.

Die Antwort der Regierung zeigt bereits im Einstieg, in welche Richtung sie ten-
diert: Wieder einmal wird betont, dass der Tourismus lediglich 1,8 Prozent zum Brut-
toinlandprodukt beitragt. Der Fokus liegt klar auf der Forderung des Industriesektors.
Der Tourismus wird dabei nicht als strategisch bedeutend erachtet. Im Gegenteil: Er
wird im Hinblick auf den Naturschutz sogar als problematisch dargestellt. Besonders
kritisch ist die Ankindigung, dass die Tourismusforderung im Rahmen der Standort-
forderung erneut uberpruft werden soll. Vor dem Hintergrund der fehlenden Wert-
schatzung klingt diese Ankundigung fast wie eine Drohung, v.a. weil die Regierung
betont, dass die Mittel in Sektoren fliessen sollen, die eine hdhere Wertschdpfung
versprechen. Diese Sichtweise greift zu kurz.

Gerne mache ich dazu einige Beispiele aus dem Sarganserland: Das Grand Re-
sort Bad Ragaz hat allein in den letzten finf Jahren rund 60 Mio. Franken investiert.
Mehr als zwei Drittel dieser Auftrage gingen an regionale Handwerker. Die Pizolbah-
nen haben seit dem Jahr 2019 14 Mio. Franken verbaut, was direkt der lokalen Wirt-
schaft zugutekommt. Der Flumserberg hat in den letzten zehn Jahren rund 130 Mio.
Franken in seine Anlagen investiert. Ein grosser Teil dieser Auftrage ging an die Bart-
holet Maschinenbau AG in Flums, ein bedeutendes Industrieunternehmen im Sargan-
serland, das ohne die touristischen Investitionen von Bergbahnen nicht existieren
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wurde. Und auch der kulturelle und touristische Hype rund um die «Bad Ragartz»
bringt Tausende Menschen ins Dorf, die das Geschenk von Kunst und Kultur genies-
sen.

Jeder Franken, der durch Gaste eingenommen wird, fliesst in die regionale Wirt-
schaft — sei es durch Investitionen oder Konsum. Wenn internationale Gaste Geld in
der Schweiz ausgeben, fliesst auslandisches Kapital in die lokale Wirtschaft, ahnlich
wie bei Exporten von Schweizer Produkten. Touristische Angebote wie Biketrails, Berg-
restaurants oder Museen kommen nicht nur den Touristen zugute, sondern auch den
Einheimischen. Eine hohe Freizeitqualitat steigert die Lebensqualitat und macht eine
Region nicht nur als Wohnort attraktiv, sondern auch als Standort fur Arbeit und In-
vestitionen. Zahlreiche Studien belegen, dass weiche Standortfaktoren wie Lebens-
qualitat, Bildungsangebote, Sicherheit und kulturelle Offenheit entscheidend dafur
sind, ob sich Unternehmen ansiedeln. Es sind nicht nur die steuerlichen Anreize.

Die Regierung muss auf eine kantonale Politik setzen, die auch dem Tourismus
direkt und indirekt nutzt. Dies wuarde nicht nur dem Tourismus, sondern auch der
Standortforderung und der Freizeitgestaltung zugutekommen. Die Antwort der Regie-
rung verkennt die weitreichende wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeutung des
Tourismus. Kultur und Tourismus sind zwar nicht das Brot, aber der Wein des Lebens.

Regierungsrat Tinner zu Grunenfelder-Bad Ragaz: Sie haben mich mit Ihrem Votum
etwas herausgefordert. Im «Sarganserlander» konnten Sie heute lesen, dass u.a. die
Schifffahrt Walensee an den Fahrplan in Unterterzen angebunden wird. Wir werden
im Bereich des offentlichen Verkehrs (6V) auch weitere Massnahmen umsetzen, damit
die Flumserberg-Bahnen wahrend den Wintermonaten direkt ab Sargans mit einem
halbstiindlichen Takt angeschlossen werden. Wir haben weitere OV-Unterstiitzungs-
massnahmen, wie On-Demand-Angebote im Toggenburg, in einem Pilotbetrieb.
Wenn ich diese OV-Projekte erwahne, u.a. auch den Museumspass, den ich kiirzlich
mit der Vorsteherin des Departementes des Innern vorstellen konnte, sehen Sie, dass
sehr viel Geld nicht nur direkt, sondern auch indirekt in der Tourismusforderung steckt.
Da muss man auch einmal ehrlich sein.

Es gibt auch Projekte, die schlichtweg abgestirzt sind, z.B. das Projekt Oskar.
Alle nach St.Gallen kommenden Gaste konnten von Zugbilletten, Museumseintritten
und weiteren Angeboten profitieren. Dieses Projekt haben wir etwa dreimal subventi-
oniert. Dennoch hat es den Abflug nicht geschafft. Da haben wir sehr viel Geld ver-
senkt. Erwahnen kann ich auch «Light Ragaz», wo wir zwischen 2016 bis etwa 2021
800'000 Franken investiert haben. Von dem ist nichts mehr da, es ist alles weg. Sie
mussen mir doch nicht sagen, dass wir nichts tun. Entscheidend ist, und das muss
man endlich begreifen, dass wir einen Tourismusrat haben. Im Kanton St.Gallen ist
der Tourismusrat fur die Entwicklung des Tourismus zustandig und verantwortlich.
Ich bitte Sie, diesen Aspekt wenigstens in lhrer Beurteilung mitzunehmen.
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51.24.45 Private Ladeinfrastruktur — funktioniert die Finanzierung?
Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 3. Juni 2024

— Antwort der Regierung vom 25. Juni 2024

Cozzio-Uzwil (im Namen der Mitte-EVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Ant-
wort der Regierung zufrieden.

Die Antwort zeigt, dass der Kanton in diesem Bereich aktiv unterwegs ist. Er ver-
sucht, die vom Bund bis mindestens ins Jahr 2030 in diesem Bereich geschaffene
Licke so gut wie moglich zu schliessen. Wollen wir weiterhin, dass sich der private
Verkehr mehr zu sauberen Fahrzeugen und damit auch zu Elektrofahrzeugen be-
wegt, muss die private Ladeinfrastruktur ausgebaut werden. Diese hinkt nach wie vor
dem Wunsch vieler hinterher. Aufgrund der fehlenden Ladeinfrastruktur entscheiden
sich Kaufer leider immer wieder fur Fahrzeuge mit Verbrennermotoren. Das kann es
nicht sein.

Das grosse Problem bleibt aber die Finanzierung der Férderung ab dem Jahr
2027. Die entsprechenden Moglichkeiten fehlen leider im CO2-Gesetz (SR 641.71).
Hier mussen die Kantone einspringen. Eine Moglichkeit ist die Finanzierung uber den
Strassenfonds, wie es andere Kantone (z.B. Zurich) geregelt haben. Mit der Begrin-
dung des Verursacherprinzips wurden im Kanton Zurich fur die Jahre 2022 bis 2026
50 Mio. Franken dem Strassenfonds belastet. In den gestern behandelten Geschaf-
ten 40.24.03 «Strassenfinanzierung im Kanton St.Gallen» und 22.24.04 «IX. Nach-
trag zum Gesetz Uber die Strassenverkehrsabgaben» fand diese Mdglichkeit noch
keinen Anklang. Es darf aber fur die Zukunft schon uberlegt werden, ob die Finanzie-
rung der kantonalen Beitrage an private Ladeinfrastrukturen auch tber den kantona-
len Strassenfonds laufen konnten.

51.24.48 Umsetzung der Sexualstrafrechtsreform im Kanton St.Gallen

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 4. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 27. August 2024

Helbling-Rapperswil-Jona (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Die Interpel-
lantin ist mit der Antwort der Regierung zufrieden.

Wir nehmen grundsatzlich zufrieden zur Kenntnis, dass sich die St.Galler Behor-
den der Herausforderungen bewusst sind, die mit dem neuen Sexualstrafrecht ein-
hergehen. Die Antwort erlautert klar, dass sich alle Strafverfolgungsbehdrden mit der
Thematik bereits auseinandergesetzt haben. Schulungsformate fur die Mitarbeiten-
den der Polizei, der Staatsanwaltschaft und der Gerichte wurden eingerichtet. Die
Erwahnung von spezifischen Weiterbildungsveranstaltungen und E-Learning-Program-
men zeigt, dass ein strukturierter Ansatz zur Wissensvermittlung verfolgt wird. Die
Informationen Uber Podcasts und interne Kommunikation unterstreichen die Bemu-
hungen fur eine umfassende Schulung und Sensibilisierung der Mitarbeitenden.
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Bei den spezifischen Anpassungen der Prozesse, die in Zusammenarbeit zwi-
schen der Staatsanwaltschaft und der Polizei entwickelt wurden, zeigt die Fokussie-
rung auf verschiedene Einvernahme-Settings und die Videoaufzeichnung von Einver-
nahmen, dass die Behorden aktiv an der Optimierung der Ablaufe arbeiten. Die
Schaffung eines Pools von Opferspezialisten ist ein weiterer wichtiger Aspekt, der
von den Behorden generiert werden muss, um auch langfristige Losungen zur Unter-
stltzung von Opfern zu planen.

Etwas Uberrascht sind wir, dass die Kantonspolizei in Anbetracht dieser doch
beachtlichen Herausforderung in der konkreten praktischen Umsetzung des neuen
Rechts einzig auf ein E-Learning setzt. Bei einer so komplexen und heiklen Materie
hatten wir es begrusst, wenn den Mitarbeitenden eine etwas vertieftere Weiterbil-
dungsmaglichkeit zur Verfugung gestellt worden ware. Das kann aber noch nachge-
holt werden.

Ebenfalls nehmen wir zur Kenntnis, dass die Staatsanwaltschaft mit einem An-
stieg der Verfahren und einem hoheren Arbeitsaufwand rechnet. Man fragt sich als
Leserin dieser Antwort, wie genau dieser zusatzliche Ressourcenbedarf abgedeckt
werden soll. Soweit wir wissen, ist die Ressourcensituation in der Strafverfolgung be-
reits jetzt angespannt. Wir hoffen, die Regierung behalt dies im Blick und stellt sicher,
dass die Ressourcen zur Verfugung stehen, um eine angemessene Qualitat der Ver-
fahren sicherzustellen.

Insgesamt decken die Antworten die relevanten Aspekte der Revision des Sexu-
alstrafrechts ab und die Auswirkungen sind der Regierung bekannt. Es wird deutlich,
dass sich die Behorden aktiv mit den Herausforderungen auseinandergesetzt haben
und bestrebt sind, die Umsetzung der neuen Rechtslage effizient zu gestalten.

51.24.50 Einsatz der Personen des Asylbereichs fiir die Freiwilligenarbeit

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 4. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 3. September 2024

Egli Ursula-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort
der Regierung teilweise zufrieden.

Dass die Schweiz immer noch grosse Herausforderungen im Bereich Asylwesen
hat, ist in mancherlei Hinsicht bekannt. Leider sieht es nicht nach einer Entspannung
aus. Auch wir sind Uber den derzeitigen und weitergehenden Zustand im Asylbereich
nicht zufrieden. Deshalb haben wir Fragen zum Bereich Freiwilligenarbeit gestellt.

Die Antwort zur Frage 1 ist sehr umfangreich. Die Frage wurde jedoch nicht wirk-
lich beantwortet. Kann jede Gemeinde somit selber entscheiden, wie der Beschafti-
gungsgrad definiert werden soll? Zur Frage 2: Hier besteht anscheinend ein Wider-
spruch zur Antwort auf die Frage 1. Eine wichtige Tatsache ist aus der Statistik
herauszulesen: 56 Prozent der anerkannten Fluchtlinge, 60 Prozent der vorlaufig Auf-
genommenen und 71 Prozent der Ukrainer im erwerbsfahigen Alter arbeiten nicht.
Offensichtlich sind die Anreize, nicht zu arbeiten, zu gross. Liegt das an der Hohe der
Sozialhilfe? Positiv zu werten ist, dass die Erwerbsquote von Asylbewerbern und von
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der Personengruppe Status S im Kanton St.Gallen héher und die Quote der Sozial-
hilfeempfanger im Asylbereich tiefer ist als der schweizweite Durchschnitt. Gleichzei-
tig verweist die Regierung in der Antwort zur Frage 4 darauf, dass — ich zitiere —,
«Freiwilligenarbeit oder gemeinnitzige Einsatze nicht mit Gratisarbeit gleichzusetzen
sind. Auch bei Personen aus dem Asylbereich mussen die orts- und branchenubli-
chen Lohn- und Arbeitsbedingungen eingehalten werden». Diese Aussage irritiert
sehr. Heisst das flur die Regierung, dass Freiwilligenarbeit und gemeinnutzige Eins-
atze fur Personen im Asylbereich entschadigt werden mussen? Wenn wir fragen, ob
die Regierung bereit ist, die Freiwilligenarbeit fir Personen im Asylbereich zu fordern,
enthalt die Antwort Argumente gegen den vermehrten Einsatz von Asylanten in der
Freiwilligenarbeit. Argumente, um die Freiwilligenarbeit zu fordern, werden keine ge-
nannt. Darum ist es fir den Schweizer Normalburger schwierig nachzuvollziehen, wa-
rum nicht mehr Menschen im Asylbereich motiviert werden, sich in einem freiwilligen
Mandat zu engagieren. Bestimmt ware das maoglich. Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg.

Wir sind mit den Antworten nur teilweise zufrieden, da keine Argumente genannt
werden, wie die Freiwilligenarbeit gefordert werden kann. Die Regierung meint, dass
genug gemacht werde. «St.Gallen kann es» — ein beliebter Slogan in vielen Berei-
chen. Warum nicht auch im Asylbereich mit etwas mehr Proaktivitat?

51.24.51 Unbewilligte Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 4. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 27. August 2024

Bosshard-St.Gallen ist mit der Antwort der Regierung zufrieden.

Mit der Revision des eidg. Raumplanungsgesetzes (RPG 2) stehen wir vor einer
entscheidenden Veranderung im Umgang mit Bauten ausserhalb der Bauzone. Die
Verantwortung fur die Raumplanung liegt bei den Kantonen. Mit dem neuen Gesetz
wird die Stabilisierung der Anzahl solcher Bauten und die Reduktion der Bodenver-
siegelung zu einer zentralen Aufgabe. Besonders hervorheben mdchte ich die Rege-
lung zur Verjahrung unbewilligter Bauten nach 30 Jahren. Es darf nicht sein, dass
illegale Bauten einfach durch Zeitablauf legalisiert werden. Die Gemeinden mussen
aktiv handeln, um solche Bauten im Kanton frihzeitig zu erfassen und die Wiederher-
stellung des rechtmassigen Zustands zu fordern. Das neue RPG 2 gibt dem Kanton
diesbezuglich mehr Moglichkeiten, aber auch mehr Verantwortung.

Die Antwort der Regierung zeigt, dass es aktuell keine umfassende Erhebung
von unbewilligten Bauten und Anlagen gibt und dass die Zustandigkeit bei den Ge-
meinden liegt. Doch diese zogern oft mit der Durchsetzung. In einigen Gemeinden
gibt es einen Vollzugsnotstand, auch aufgrund fehlender Ressourcen. Auch die Res-
sourcen beim Kanton sind beschrankt. Vom Kanton wurde ich aber erwarten, dass er
ein bisschen starker unterstutzend eingreift. Eine systematische Erhebung unbewil-
ligter Bauten ware ein erster Schritt, um die Dimension des Problems Uberhaupt erst
einmal zu erfassen.

Die Sicherstellung der Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit ist ebenfalls ein
zentraler Punkt. Unbewilligte Bauten, die Uber Jahrzehnte bestehen, gefahrden die
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Glaubwdurdigkeit der Raumplanung. Mit dem neuen Gesetz haben wir eine Chance,
konsequent gegenzusteuern und Missstande zu beheben.

51.24.52 Teurer Testbetrieb fur einen Rufbus im Obertoggenburg — wie
weiter?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 4. Juni 2024
— Antwort der Regierung vom 27. August 2024

Huber-Wildhaus-Alt St.Johann (im Namen von Huber-Wildhaus-Alt St.Johann / Louis
Ivan-Nesslau / Vogel-Butschwil-Ganterschwil): Die Interpellanten sind mit der Antwort
der Regierung teilweise zufrieden.

Seit knapp einem Jahr lauft in den Gemeinden Wildhaus-Alt St.Johann und Ness-
lau ein zweijahriger Testbetrieb fur einen Rufbus des Unternehmens mybuxi, der von
den beiden politischen Gemeinden und der Region Toggenburg bestellt wurde. Dieser
Testbetrieb wird mit je Fr. 120'000.— von den beiden Gemeinden und mit Fr. 100'000.—
vom Kanton St.Gallen mitfinanziert. FUr die Interpellanten stellten sich gleich mehrere
rechtliche Fragen zu so einem Rufbussystem: Unterliegt ein solches Angebot, das
grosstenteils aus o6ffentlichen Geldern finanziert wird, dem anspruchsvollen Konzes-
sionierungsprozess im 6V? Ist es zulassig, dass freiwillige Fahrerinnen und Fahrer
ohne zusétzliche Fahrpriifung Personen beférdern dirfen? Ubernimmt die éffentliche
Hand damit nicht das privat angebotene Geschaftsmodell von Taxiunternehmern?
Die Antwort der Regierung nimmt zu diesen rechtlichen Fragen ausfuhrlich Stellung
und bestatigt unsere Vermutung, dass ein regularer Betrieb eines solchen Rufbusan-
gebots mit den heutigen Rechtsbestimmungen nicht vereinbar ware.

Weiter stellten wir die Frage, ob hinter der EinfUhrung von mybuxi im Obertog-
genburg wirklich die Motivation der Erganzung des klassischen Verkehrs fur die ein-
heimische Bevolkerung steht oder dieses Rufbusangebot vielmehr das ungeldste Mo-
bilitatskonzept beim Klanghaus am Schwendisee in Wildhaus l6sen soll. Denn in der
Botschaft zum Bau des Klanghauses ist klar festgehalten, dass flr das Mobilitatskon-
zept des Klanghauses die Klangwelt Toggenburg und nicht erneut die offentliche
Hand aufkommen soll. Just in der Antwort der Regierung erfahrt die Offentlichkeit
zum ersten Mal, dass die finanzielle Unterstitzung des Kantons um ein zusatzliches
Jahr bis Ende 2026 anstatt Ende 2025 verlangert wird. Grund dafur: Die neuen Ver-
kehrsstrome nach der Eroffnung des Klanghauses sollen in den Testbetrieb einflies-
sen. Damit bestatigt die Regierung in der Antwort gleich selbst, dass die Losung des
ungelosten Verkehrskonzepts zur Schwendi in Wildhaus sehr wohl im direkten Zu-
sammenhang mit der Einfuhrung des Rufbusangebots mybuxi steht. Uns stort daran,
dass der Testbetrieb ein weiteres Jahr mit Steuergeldern finanziert werden soll, ohne
dass sich die Stimmbevolkerung der politischen Gemeinden Wildhaus-Alt St.Johann
und Nesslau je dazu dussern konnte, ob sie bereit ist, den Klanghaus-Shuttle mitzu-
finanzieren und damit zur Staatsaufgabe zu machen.
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51.24.57 Hangrutsch und Strassensperrung in Liitisburg: Uberregionales
Verkehrschaos verhindern

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 16. September 2024
— Antwort der Regierung vom 17. September 2024

Gmuir-Bitschwil-Ganterschwil (im Namen von Mdller-Lichtensteig / Gmur-Butschwil-
Ganterschwil / Sennhauser-Wil): Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regie-
rung zufrieden.

Die Problematik hat sich Anfang September 2024 konkretisiert, nachdem ein
grosser Hangrutsch in Lutisburg dazu fluhrte, dass die Letzistrasse — die Verbindungs-
strasse zwischen Lutisburg und Ganterschwil — gesperrt werden musste. Zwar war
schon langer bekannt, dass der Hang in Bewegung ist. Allerdings war die rasche und
umfangreiche Abrutschung in diesem Ausmass nicht vorhersehbar, sodass die wich-
tige Verbindungsstrasse nun nicht mehr passierbar ist. Sie werden zu Recht einwen-
den, dass es sich bei dieser Strasse um eine Gemeindestrasse handelt. Als Kantons-
rat muss uns das aber trotzdem interessieren, weil die Sperrung dieser Strasse zu
einem erheblichen Ausweich- und Verlagerungsverkehr auf die Kantonsstrasse von
und nach Wil bzw. Wattwil fihrt, weil nun der gesamte Verkehr Flawil-Ganterschwil—
Neckertal ebenfalls diese Strecke benutzen muss.

Der Knotenpunkt an der Thurbriicke war schon bislang sehr stark belastet. Leider
haben sich in den letzten Jahren dort immer wieder Verkehrsunfalle ereignet, auch
mit Schwerverletzten. Wie die Regierung korrekt festhalt, wird dieser Knotenpunkt
zusatzlich belastet. Bereits am ersten Tag der Strassensperrung war der Verkehr —
ich fahre die Strecke mehrmals taglich — von Wil ins Toggenburg und umgekehrt mas-
siv gestort. Lange Staus waren die Folge. Der Pendler- und Werksverkehr sind aber
dringend auf eine funktionierende Strassenverbindung angewiesen.

Vor diesem Hintergrund sind die Interpellanten dankbar, dass erste Massnah-
men, wie der Einsatz eines Verkehrsdienstes, bereits kurzfristig umgesetzt wurden.
Ebenso begrussen wir die Umleitung des Fussganger- und Veloverkehrs Uber die alte
Holzbrlcke. Das erhoht die Verkehrssicherheit des Langsamverkehrs und entlastet
den kritischen Knoten. Eine Lichtsignalanlage an diesem Knotenpunkt scheint kurz-
fristig die einzig sinnvolle Massnahme zu sein. Wunschenswert ware, wenn der Be-
trieb auf die Stosszeiten eingeschrankt werden kénnte.

Wichtig und richtig ist es, dem Bauvorhaben am betroffenen Einlenker in die Kan-
tonsstrasse, das im 18. Strassenbauprogramm enthalten ist, hochste Prioritat einzu-
raumen — eine noch hdhere Prioritat als dem Ricken-Basistunnel. Spass beiseite: Da
wir davon ausgehen mussen, dass die Letzistrasse fur langere Zeit gesperrt bleiben
wird, ist es unerlasslich, den Einlenker am Thurstich moglichst rasch an die Hand zu
nehmen und umzusetzen.
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51.24.72 PFAS: Welche weiteren Sofortmassnahmen unternimmt die Re-
gierung, um die Gesundheit der Konsumentinnen und Konsu-
menten zu gewahrleisten?

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 16. September 2024
— Antwort der Regierung vom 17. September 2024

Sulzer-Wil (im Namen der SP-GRUNE-GLP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der
Antwort der Regierung teilweise zufrieden.

Die Ewigkeitschemikalie PFAS ist Uberall. Sie gewinnt standig an Aufmerksam-
keit. Es gibt viele offene Fragen. Seit die Regierung Ende August 2024 Uber die hohen
Belastungen in Boden und Fleisch im Nordosten des Kantons informiert hat, stellen
sich weitere Fragen. Verstandlicherweise sind Teile der Bevdlkerung in dieser Sache
verunsichert. Das Ziel unserer dringlichen Interpellation war es, mehr Klarheit zu
schaffen und Unsicherheiten zu beseitigen. Wenn ich die Antworten der Regierung
lese — zugegeben, es war wenig Zeit fur die Beantwortung —, bin ich nicht sicher, ob
wir das Ziel, mehr Klarheit zu erhalten, erreichen oder eher das Gegenteil der Fall ist.

In der Medienmitteilung der Regierung von Ende August stand, ich zitiere: «Le-
bensmittel mit einer PFAS-Belastung Uber dem geltenden Hochstwert dirfen nicht
mehr in den Verkauf kommen.» Weiter war zu lesen: «Werden Hochstwerte tber-
schritten, darf das Fleisch nicht fur die menschliche Ernahrung verwendet werden.»
In der Antwort auf unsere erste Frage ist zu lesen, dass bis anhin kein Verkaufsverbot
ausgesprochen wurde. Was, wenn kein Verkaufsverbot, ist in der Medienmitteilung
gemeint? Ich bin ein wenig irritiert. Was gilt denn jetzt? Gilt denn nicht mindestens
seit dem 1. August 2024 ein Verkaufsverbot fur belastetes Fleisch?

Zur Frage 3: Es ist gut, dass seitens Kanton mit Probeentnahmen gestartet wird,
um moglichst zu verhindern, dass belastetes Futter verwendet wird. Zur Frage 5: Es
ist eine gute Information, dass der Bund plant, im Jahr 2026 die Grenzwerte der Eu-
ropaischen Union zu Ubernehmen. Das dauert noch eine Weile. Wenn der Kanton
nicht eigene Moglichkeiten hat, Grenzwerte einzufuhren, dann mussen wir uns dies-
bezlglich wohl einfach noch ein wenig gedulden. Auch gut finden wir, dass der Kan-
ton rasch beim Bund interveniert hat und dass der Aktionsplan bald kommt. Wenn ich
heute das «Tagblatt» lese, bin ich nicht so zuversichtlich, dass das seitens Bund be-
hande gemacht wird. Es ist gut, dass wir uns in Arbeitsgruppen engagieren. In der
Antwort zur Frage 8 ist zu lesen, dass in den nachsten Jahren eine systematische
Untersuchung von weiteren Boden passieren soll. Ich akzeptiere, dass es dazu ent-
sprechende Ressourcen und finanzielle Mittel braucht. Aber es ware ein wichtiges
Signal an die Bevolkerung, dass auch in weiteren Gebieten im Kanton Beprobungen
und Messungen vorgenommen werden.
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51.24.73 PFAS in den Boden — Jetzt miissen die St.Galler Bauernfamilien
Klarheit erhalten und unterstiitzt werden!

Unterlagen: — Wortlaut der Interpellation vom 16. September 2024
— Antwort der Regierung vom 17. September 2024

Helfenberger-Waldkirch (im Namen der SVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der
Antwort der Regierung teilweise zufrieden.

Da sich der Kanton wie Ublich hinter dem Bund versteckt, sind wir froh Uber die
Antwort, dass sich der Kanton eine Aufschiebung der Grenzwerte fur weitere Pro-
dukte vorstellen kann. Diesen Standpunkt muss die Regierung auch gegentber dem
Bund vertreten, wenn sie in diesem Thema schon vorprescht. Hatten wir als eigen-
standige und freie Schweiz nicht den Grenzwert fur Fleisch von der Europaischen
Union Ubernommen, mussten wir uns jetzt nicht mit diesem Thema herumschlagen.
Denn so schadlich kdnnen die PFAS nicht sein, sonst hatte es im betroffenen Gebiet
seit liber 50 Jahren eine Ubersterblichkeit geben miissen. Aus diesem Grund ist eine
Debatte uber die Grenzwerte oder zumindest Uber die HOhe der Grenzwerte zu fuh-
ren, um die Lebensmittelsicherheit in der Schweiz nicht weiter zu schwachen.

Wenn der Kanton St.Gallen schon der erste der Schweiz sein mdchte, der das
PFAS-Thema offentlich macht, waren gewisse Vorabklarungen winschenswert ge-
wesen, um den betroffenen Betrieben wenigstens sofort Antworten auf die wichtigs-
ten Fragen zu geben. Weiter ist unklar, weshalb immer der Vorsteher des Volkswirt-
schaftsdepartementes und nicht die ebenfalls betroffene Vorsteherin des Bau- und
Umweltdepartementes prasent war.

Es ist wichtig, den betroffenen Betrieben sofort mit A-fonds-perdu-Beitragen und
nicht mit Hilfskrediten oder dergleichen zu helfen und moglichst bald die vielen offe-
nen Fragen zu beantworten. Wichtig ist auch, nicht in den Aktionismus Uberzutreten,
sondern die ganze Problematik aufzuarbeiten. Deshalb begrissen wir die vorsorgli-
che Bestellung einer vorberatenden Kommission «Abfederung der wirtschaftlichen
Folgen aus PFAS fur die Landwirtschaft».

Wir appellieren, diesen Betrieben sofort und ohne grosse blrokratische Hlrden
Hilfe zu leisten. Denn die Bauernfamilien sind Opfer, nicht Tater. Es war die ganze
Gesellschaft, die jahrelang von Produkten mit PFAS profitiert hat.

Regierungsprésidentin Hartmann: Da die Thematik sehr wichtig, sehr aktuell und sehr
schwierig ist, erlaube ich mir seitens Regierung ein paar Ausfuhrungen. Die Schlag-
zeilen, wie sie der Kanton mit der Publikation der neuen Vollzugsmassnahmen zum
PFAS-Gehalt in Fleisch und Milchproben gemacht hat, verunsichern viele von uns als
Konsumentinnen und Konsumenten. Die Regierung ist hier ganz besonders gefor-
dert. Wir handeln koordiniert, entschieden und mit Blick auf alle Interessen der Kon-
sumentinnen und Konsumenten sowie der Bauerinnen und Bauern.

Wir finden PFAS nicht einfach Uberall. Die allermeisten Boden im Kanton haben
keine erhdhte PFAS-Belastung. Die Gefahr ist relativ klar eingrenzbar. Es gibt punk-
tuell Boden, die stark belastet sind. Wir wissen grob, wo diese belasteten Flachen
liegen. Diese mussen und wollen wir aber noch genauer untersuchen und eingren-
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zen. Wir wollen einen detaillierten Uberblick Uber belastete Flachen von Landwirt-
schaftsbetrieben erhalten. Dies in der Hoffnung, dass die einzelnen Betriebe mit die-
sem Wissen ihre Produktion anpassen oder fortbestehen kdnnen. Das Trinkwasser
in den St.Galler Gemeinden weist ebenfalls keine erhohten PFAS-Werte auf. Ihr Hah-
nenwasser konnen Sie also weiterhin bedenkenlos trinken.

Wir produzieren und verwenden PFAS seit 70 Jahren, also seit den 50er-Jahren,
und das sehr vielfaltig: z.B. in der Galvanik, in der Textil- und Papierindustrie, in Kal-
temitteln, in Treibmitteln und in Feuerldschschaumen. PFAS begegnet uns praktisch
in samtlichen Lebensbereichen: Pizzaschachteln, Outdoorjacken und Teflonpfannen
sind nur die berihmtesten von hunderten Anwendungen.

In die Umwelt gelangen die PFAS bei der Herstellung, Verwendung und Entsor-
gung PFAS-haltiger Produkte. In den letzten Jahren mehren sich die Hinweise, dass
ein langfristiger Konsum von schwer belasteten Nahrungsmitteln die Gesundheit scha-
digen kann, z.T. krebserregend wirkt und die Impfwirkungen reduziert. Es besteht
aber in den gefundenen Konzentrationen keine akute Vergiftungsgefahr beim Verzehr
von PFAS-belasteten Lebensmitteln, auch wenn die vom Bund festgesetzten Hochst-
werte im gefundenen Mass uUberschritten werden. Das Ziel des Gesetzgebers ist es,
die PFAS-Belastung der Bevolkerung zu senken bzw. so tief wie moglich zu halten,
um ein hohes Schutzniveau zu gewahrleisten. Wir haben PFAS jahrzehntelang ver-
wendet. Es wird leider auch Jahrzehnte dauern, bis wir die PFAS-Probleme gelost
haben. Die konkreten Ansatze, wie wir sie effektiv 16sen, gibt es zurzeit leider noch
nicht.

In unseren Augen ist klar: PFAS ist kein St.Galler und kein Schweizer Problem.
Es ist ein globales Problem. Wir kbnnen das PFAS-Problem nur im Verbund mit un-
seren Nachbarlandern, mit dem Bund und mit den anderen Kantonen I6sen. Wir kdn-
nen es aber auch nur gemeinsam mit der Industrie, Landwirtschaft und Lebensmittel-
industrie angehen. Wir werden es nicht einfach so Uber Nacht I6sen kdnnen, sondern
wir brauchen sehr viel Geduld und Ausdauer. Fur die betroffenen Landwirtschaftsbe-
triebe bedeuten die Befunde sehr starke Einschnitte. Das ist der Regierung sehr wohl
bewusst. Deshalb unterstitzt der Kanton die betroffenen Landwirtschaftsbetriebe fi-
nanziell und selbstverstandlich auch schon aktuell mit Beratungen. Mit unseren So-
fortmassnahmen schutzen wir gleichzeitig unsere Konsumentinnen und Konsumen-
ten, unsere Menschen im Kanton. Um all diese Fragen zu klaren, um strategisch
vorgehen zu kénnen — Was mussen wir tun? Was muss der Bund tun? —, hat die
Regierung unter der Leitung des Bau- und Umweltdepartementes eine Arbeitsgruppe
eingesetzt. Wir haben bereits erste Massnahmen eingeleitet. Auf unserer Website
werden wir einen monatlichen Statusbericht veroffentlichen, dem Sie die aktuellen
Informationen entnehmen konnen.
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Schluss- und Gesamtabstimmungen

26.24.01 Kantonsratsbeschluss uber die Genehmigung der Einsitznahme
der Vorsteherin oder des Vorstehers des Volkswirtschaftsdepar-
tementes in den Stiftungsrat der Stiftung Switzerland Innovation

Unterlagen:  Ergebnis der Spezialdiskussion des Kantonsrates vom 4. Juni 2024
(unveranderter Entwurf der Regierung)

Der Kantonsrat erlasst den Kantonsratsbeschluss uber die Genehmigung der Einsitz-
nahme der Vorsteherin oder des Vorstehers des Volkswirtschaftsdepartementes in
den Stiftungsrat der Stiftung Switzerland Innovation mit 114:0 Stimmen in der Ge-
samtabstimmung.

33.24.05 Kantonsratsbeschluss uber den Sonderkredit zur Start-up-Finan-
zierung

Unterlagen:  Ergebnis der zweiten Lesung des Kantonsrates vom 16. September
2024

Diirr-Gams, Ratsprésidentin: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist fur diese
Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates erfor-
derlich.

Der Kantonsrat erlasst den Kantonsratsbeschluss tiber den Sonderkredit zur Start-
up-Finanzierung mit 115:0 Stimmen in der Schlussabstimmung.



	KRProt Vorspann Herbstsession 2024
	Inhaltsverzeichnis der Herbstsession 2024
	Protokoll des Kantonsrates vom 16. September 2024 (ProtKR 2024 2028 Nr. 044 bis 050)
	02.24.01 Beginn und Eröffnung der Session
	03.24.02 Mitteilungen
	03.24.05 Nachrufe
	02.24.05 Kommissionsbestellungen und Ersatzwahlen
	33.24.05 Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Start-up-Finanzierung
	82.24.03 Berichterstattung 2024 der Staatswirtschaftlichen Kommission (selbständige öffentlich-rechtliche Anstalten)
	32.24.06 Geschäftsbericht der Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Gebäudeversicherung des Kantons St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht des Kantonsspitals St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht des Spitals Linth über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Spitalregion Fürstenland Toggenburg über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Psychiatrie St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht des Zentrums für Labormedizin über das Jahr 2023
	82.24.03 Berichterstattung 2024 der Staatswirtschaftlichen Kommission (selbständige öffentlich-rechtliche Anstalten)
	32.24.06 Geschäftsbericht der Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Gebäudeversicherung des Kantons St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht des Kantonsspitals St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht des Spitals Linth über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Spitalregion Fürstenland Toggenburg über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht der Psychiatrie St.Gallen über das Jahr 2023
	32.24.06 Geschäftsbericht des Zentrums für Labormedizin über das Jahr 2023
	22.24.05 III. Nachtrag zum Gesetz über Ruhetag und Ladenöffnung
	Parlamentarische Vorstösse
	42.24.05 Öffentlich-rechtliche Anstalten des Gesundheitswesens in Aktiengesellschaften überführen
	42.24.06 Volksabstimmungen über nicht referendumspflichtige Beschlüsse ermöglichen
	42.24.08 Erhöhung des Steuerfusses nur mit der Mehrheit des Kantonsrates
	51.24.30 Nachwuchsförderung freiberuflicher Hebammen zur Sicherstellung der Begleitung im Wochenbett der neugeborenen Kinder und deren Eltern
	51.24.31 Aufnahme einer kostendeckenden und zeitgemässen Entschädigung des Bereitschaftsdienstes der Hebammen im Gesundheitsgesetz
	51.24.36 Vermehrter religiöser Extremismus auch im Kanton St.Gallen?
	51.24.53 Umstrittene private Spitex-Firmen: Fragen zur Betriebsbewilligung im Kanton St.Gallen

	Protokoll des Kantonsrates vom 17. September 2024 (ProtKR 2024 2028 Nr. 051 bis 057)
	Dringlicherklärung parlamentarischer Vorstösse
	51.24.57 Hangrutsch und Strassensperrung in Lütisburg: Überregionales Verkehrschaos verhindern
	51.24.72 PFAS: Welche weiteren Sofortmassnahmen unternimmt die Regierung, um die Gesundheit der Konsumentinnen und Konsumenten zu gewährleisten?
	51.24.73 PFAS in den Böden – Jetzt müssen die St.Galler Bauernfamilien Klarheit erhalten und unterstützt werden!
	40.24.03 Strassenfinanzierung im Kanton St.Gallen
	22.24.04 IX. Nachtrag zum Gesetz über die Strassenverkehrsabgaben
	40.24.03 Strassenfinanzierung im Kanton St.Gallen
	22.24.04 IX. Nachtrag zum Gesetz über die Strassenverkehrsabgaben
	15.24.02 Ersatzwahl in das Kantonsgericht der Amtsdauer 2023/2029 (ein hauptamtliches Mitglied)
	17.24.06A Genehmigung der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates des Spitalverbundes der Amtsdauer 2025/2028
	17.24.06B Genehmigung der Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten des Verwaltungsrates des Spitalverbundes der Amtsdauer 2025/2028
	40.24.02 Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich
	22.24.03 V. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz
	33.24.06 Kantonsratsbeschluss über die Festlegung des Ausgleichsfaktors des Ressourcenausgleichs für die Jahre 2025 bis 2028
	40.24.02 Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich
	22.24.03 V. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz
	33.24.06 Kantonsratsbeschluss über die Festlegung des Ausgleichsfaktors des Ressourcenausgleichs für die Jahre 2025 bis 2028
	40.24.02 Wirksamkeitsbericht 2024 zum Finanzausgleich
	Parlamentarische Vorstösse
	42.23.08 Bewilligungsfreie Solaranlagen an Fassaden
	42.24.03 Gemeindeautonomie stärken, Wohnsitzpflicht flexibilisieren
	41.24.05 Neue Bürokratie in der Landwirtschaft und im Gartenbau stoppen: Die Einführung von digiFLUX muss vereinfacht werden

	Protokoll des Kantonsrates vom 18. September 2024 (ProtKR 2024 2028 Nr. 058 bis 059)
	Parlamentarische Vorstösse
	41.24.06 Für eine gesicherte Teilnahme der Schweiz an Erasmus+
	51.23.86 Thursanierung Wattwil: Jetzt eine redimensionierte Alternativ- variante prüfen
	51.24.27 Genügt der St.Galler Weg im Klimaschutz?
	51.24.29 Erneute Gewässerverschmutzung im Bodensee – das Mass ist voll!
	51.24.33 Erste Erkenntnisse durch die Lappjagd
	51.24.35 Studienreise Wolfsmanagement in Russland: Wo ist der Erkenntnisgewinn?
	51.24.36 Vermehrter religiöser Extremismus auch im Kanton St.Gallen?
	51.24.38 Wie kann die Trink- und Löschwasserversorgung in Rapperswil-Jona sichergestellt werden?
	51.24.39 St.Galler Steuergelder für die Zerstörung von Landwirtschaftsland und gegen die Demokratie im Kanton Glarus?
	51.24.41 Neue Asylströme – sind Bund und Kantone vorbereitet?
	51.24.43 St.Gallen braucht den Joint Medical Master!
	51.24.44 Wertschöpfung und Wertschätzung des Tourismus im Kanton St.Gallen
	51.24.45 Private Ladeinfrastruktur – funktioniert die Finanzierung?
	51.24.48 Umsetzung der Sexualstrafrechtsreform im Kanton St.Gallen
	51.24.50 Einsatz der Personen des Asylbereichs für die Freiwilligenarbeit
	51.24.51 Unbewilligte Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone
	51.24.52 Teurer Testbetrieb für einen Rufbus im Obertoggenburg – wie weiter?
	51.24.57 Hangrutsch und Strassensperrung in Lütisburg: Überregionales Verkehrschaos verhindern
	51.24.72 PFAS: Welche weiteren Sofortmassnahmen unternimmt die Regierung, um die Gesundheit der Konsumentinnen und Konsumenten zu gewährleisten?
	51.24.73 PFAS in den Böden – Jetzt müssen die St.Galler Bauernfamilien Klarheit erhalten und unterstützt werden!
	Schluss- und Gesamtabstimmungen
	26.24.01 Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung der Einsitznahme der Vorsteherin oder des Vorstehers des Volkswirtschaftsdepartementes in den Stiftungsrat der Stiftung Switzerland Innovation
	33.24.05 Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Start-up-Finanzierung


